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walter Kaskel 7. 


Die deutſche Rechtswiſſenſchaft, zumal die mit Recht im Vordergrund des Intereſſes ſtehende Wiſſenſchaft des Arbeits⸗ 
rechts, hat in dem am 9. Oktober 1928 verſchiedenen Prof. Dr. Walter Kaskel zu Berlin einen ihrer beſten und edelſten 
Vertreter verloren. 

5 Walter Kaskel iſt am 2. Februar 1882 geboren. In feiner Vaterſtadt Berlin hat er, abgeſehen von einer kurzen 
richterlichen Tätigkeit in einem kleinen Orte der Mark, ausſchließlich gewirkt. Als Hilfsarbeiter im Reichsverſicherungsamt 
gewann er Intereſſe an dem Rechtsſtoff, den die Materien des Sozialrechts darboten. Im Jahre 1913 wurde er Privatdozent an 
der Univerſität Berlin. Vom Jahre 1913—1920 wirkte er zugleich als Stadtrat in dem nunmehr mit Berlin vereinigten Berliner 
Vorort Schöneberg. Dort lernte er in den umfangreichen, wirtſchaftlichen Betrieben der Stadtverwaltung das während der Kriegs⸗ 
und Nachkriegszeit immer ſchwieriger ſich geſtaltende Arbeitsleben in der Praxis kennen und leiſtete auch als Praktiker Hervorragendes. 

Seine Werke gliedern ſich — abgeſehen von ſeiner Erſtlingsarbeit „Begnadigung im ehrengerichtlichen Verfahren der 
freien Berufe“ (1911) — in zwei Gruppen: die aus dem Sozialverſicherungsrecht und die aus dem Arbeitsrecht. Hervorgehoben ſei 
die zuſammen mit dem jetzigen Miniſterialdirektor Dr. Sitzler verfaßte Schrift: „Grundriß des ſozialen Verſicherungsrechts“ 
(1912), eine ſyſtematiſche Darſtellung des Rechts der Reichsverſicherungsordnung. Von hoher Warte überblickte er die Ent⸗ 
wicklung dieſer Materie in feinen Shriften: „Die Wandlungen des ſozialen Verſicherungsrechts ſeit ſeiner Kodifikation“ 
(1921), „Sozialverſicherung und Krieg“ (1926), „Die Entwicklung der formellen Verſicherung in der ſozialen Unfallverſicherung“ 
(Feſtgabe für Alfred Manes). 

Vor allem zeigen ſeine Werke zum Arbeitsrecht den Meiſter. Bahnbrechend war ſchon ſein Werk „Die rechtliche Natur 
des Arbeiterſchutzes“ (1914). Die nach der Staatsumwälzung beſonders ſchwierige vollſtändige Darſtellung des Arbeitsrechts 
enthält die Schrift „Das neue Arbeitsrecht“ (1920). Den Höhepunkt ſeines Schaffens bildete ſein „Arbeitsrecht“, das 
1925 in erſter Auflage, 1928 kurz vor ſeinem Tode in dritter Auflage erſchien, ein Werk, durch ſyſtematiſche Gliederung 
gleich ausgezeichnet wie durch Klarheit der Darſtellung und Scharfſinn der juriſtiſchen Gedankengänge. 

Von Arbeiten über Einzelfragen ſeien hervorgehoben ſeine grundlegenden Schriften: 

„Haftung für Handlungen des Betriebsrates“ (1921). 
„Zur Lehre vom Tarifbruch“ (1922). 
Sein zuſammen mit dem Präſidenten der Reichsanſtalt für Arbeitsvermittlung Dr. Syrup herausgegebener 
„Kommentar zum Arbeitsnachweisgeſetz“ (1922). 
Seine Schrift „Neuerungen im Arbeitsrecht“ (1924). 
80 Der ausgezeichnete Rechtspädagoge, als den ihn ſeine zahlreichen Hörer verehrten und liebten, zeigte ſich in ſeinen 
riften: 
„Rechtsfälle aus der ſozialen Verſicherung“ (1916). 
„Rechtsfälle aus dem Arbeitsrecht“ (1922). 
„Arbeitsrechtliche Seminarvorträge“ (1925, 1927, 1928), ſowie zahlreiche kleinere Abhandlungen. 

Auch als Herausgeber und Schriftleiter hat er Hervorragendes geleiſtet: Die von ihm gemeinſam mit Derſch, Sitzler 
und Syrup im Verlage von J. Bensheimer herausgegebene „Neue Zeitſchrift für Arbeitsrecht“ ſowie die „Monatsſchrift für 
Arbeiter⸗ und Angeſtelltenverſicherung“, Verlag Julius Springer, Berlin, ſtehen an der Spitze des arbeitsrechtlichen Schrifttums. 

Groß war ſein Einfluß auf Geſetzgebung und Rechtſprechung. Mit Recht haben die Zentralbehörden ihn zur Mitarbeit 
erangezogen. Die neuere deutſche Geſetzgebung auf dieſem Gebiete weiſt in zahlreichen Fragen Spuren ſeines Wirkens auf, 
und mit beſonders berechtigtem Stolze erwähnte er, wie Arbeitgeber und Arbeitnehmer ihn um gutachtlichen Rat angingen. 

Die umfaſſende Tätigkeit und die prachtvolle Perſönlichkeit Kaskels kann in den kurzen Zeilen eines Nachrufes nicht 
gewürdigt werden, war er doch — wie ſeine Mitherausgeber ihm mit Recht nachrühmen — einer der ſcharfſinnigſten, ideen⸗ 
reichſten Vorkämpfer auf den von ihm bearbeiteten Rechlsgebieten. Er war aber mehr als das! Kaum ein Rechtsgebiet 

edarf ſo der Mitwirkung des Herzens und des Gemütes wie dieſes. Edles, nie in ſentimentales Mitleid ſich verlierendes, 
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ſondern zur tatkräftigen Hilfe und ſcharfer juriſtiſcher Erfaſſung greifendes Gefühl für die, deren Intereſſen er ſich widmete, 
durchdrang ſeine Arbeiten. Sein Schaffen galt nicht ſowohl dem Recht der Arbeit, ſondern den arbeitenden Menſchen. 
Seine ganze Wirkſamkeit zeigte eine muſtergültige Vereinigung wiſſenſchaftlicher Arbeit und Forſchung mit praktiſchem 


Wirken. 
werden. 
näher zu treten, wird er unvergeſſen bleiben. 


Zahlreiche begeiſterte Schüler hat er herangezogen, die fein Werk fortführen, in feinem Geiſte weiter arbeiten 
Ihnen und ſeinen zahlreichen Freunden, wie allen denen, die das Glück hatten, ihm beruflich oder menſchlich 


Auch die Juriſtiſche Wochenſchrift, der er ein treuer Freund und nie verſagender Mitarbeiter war, wird ſeiner ſtets 


in Treue und Verehrung gedenken. 


Lohnzahlung bei Betriebsſtockungen. 


Von Rechtsanwalt Dr. Franz Neumann, Berlin. 


Verſchiedene Gründe können dazu führen, daß der Arbeit⸗ 
nehmer nicht arbeiten kann. In folgendem ſoll ein geſchloſ⸗ 
ſenes Syſtem derjenigen Gründe gegeben werden, die der 
Arbeitsleiſtung des Arbeitnehmers im Wege ſtehen. 

J. Es kann ſich um Gründe handeln, die in ſeiner Perſon 
begründet ſind (Krankheit, Sterbefall in der Familie, Vor⸗ 
ladung vor Gericht). 

II. Es kann ſich um Gründe handeln, die nicht in ſeiner 
Perſon begründet ſind. Dieſe wiederum können verſchuldet 
ſein durch den Arbeitgeber, oder aber ſie können ohne Ver⸗ 
ſchulden der beiden Parteien des Arbeitsvertrages eintreten. 
Im letzteren Falle kann die Betriebsſtockung wiederum liegen 

1. im Einzelbetriebe ſelbſt, und zwar: 

individuelles Betriebsriſiko 

2) in naturbegründeten Verhältniſſen (Regen, Froſt); 

b) in politiſchen Verhältniſſen (Beſetzung des Betrie⸗ 
bes, polizeiliches Verbot des Betriebes); 

c) in wirtſchaftlichen Verhältniſſen (Zahlungsſchwierig⸗ 
keit des Unternehmers oder von Schuldnern des 
Unternehmers); 

d) in techniſchen Verhältniſſen (Maſchinendefekt, Ma⸗ 
terialmangel); 

e) in ſozialen Verhältniſſen (Teilſtreit einer Arbeiter⸗ 
gruppe im Betriebe); 

2. außerhalb des Einzelbetriebes, und zwar: 

generelles Betriebsriſiko 

a) in naturbegründeten Verhältniſſen (Unwetterkata⸗ 
ſtrophen); 

b) in politiſchen Verhältniſſen (Beſetzung); 

c) in wirtſchaftlichen Verhältniſſen (allgemeine Wirt⸗ 
ſchaftskriſe); 

d) in techniſchen Verhältniſſen (Betriebsſtockung im 
Elektrizitätswerk); ö 

e) in ſozialen Verhältniſſen (Teilſtreik in einem Liefe⸗ 
rungswerk). 

Liegen die Gründe, die zur Nichtleiſtung der Arbeit füh⸗ 
ren, in der Perſon des Arbeiters ſelbſt, d. h. erſcheint er 
wegen Krankheit oder Vorladung vor Gericht nicht im Be⸗ 
triebe, ſo iſt die Arbeitsleiſtung des Arbeiters unmöglich ge⸗ 
worden, und er würde gemäß § 323 BGB. ſeinen Lohn⸗ 
anſpruch verlieren. Jedoch gewährt ihm 8 616 BGB. den 
Lohn dennoch aus ſozialen Gründen, wenn es ſich um eine 
verhältnismäßig nicht erhebliche Zeit handelt. Dieſer Fall 
intereſſiert uns in folgendem nicht. 

Wird die Stockung des Betriebes durch den Arbeitgeber 
verſchuldet, ſperrt z. B. der Arbeitgeber einen Teil ſeiner Ar⸗ 
beiter ohne Grund aus, oder kommt durch ſein Verſchulden 
eine Maſchine nicht in Gang, oder hat er ſchuldhaft Roh⸗ 
material zu ſpät beſtellt, ſo behält der arbeitsbereite Arbeiter 
feinen Lohnanſpruch gemäß 8 324 BGB. Auch dieſe Fälle, 
die unftrittig find), werden in folgendem nicht behandelt. 

Der Streit entſteht alſo immer nur dann, wenn der 
Arbeitnehmer an der Arbeitsſtelle erſcheint, ſeine Arbeits⸗ 
leiſtung anbietet, der Arbeitgeber jedoch ohne ſein Verſchulden 
aus den unter IT genannten Gründen von dieſem Arbeits⸗ 
angebot keinen Gebrauch machen kann. 


) Vgl. Staudinger ⸗Nipperdey, 8 615 Anm. II 2 
S. 821; R ArbG. v. 20. Juni 1928 (72/28): Bensh. Samml. III 
Nr. 35 S. 116. 


Der Stand der Meinungen. 


Eine Reihe von Schriftſtellern verneint in all den unter 
II genannten Fällen den Lohnanſpruch unter Hinweis auf den 
8323 BGB. Es wird dann ausgeführt, daß der Arbeitnehmer 
Arbeitsleiſtung ſchulde und daß, wenn er dieſe Arbeitsleiſtung 
aus den vorſtehend genannten Gründen nicht bewirken kann, 
ſeine Leiſtung unmöglich geworden ſei und er damit gemäß 
3.323 BGB. den Lohnanſpruch verliere. Zu den Anhängern 
dieſer Lehre iſt auch Nipperdey in dem Kommentar 
Staudinger⸗Nipperdey geſtoßen 7). 

Nicht erwähnt zu werden braucht die Lehre Kaskelsd), 
wonach der Arbeitgeber aus dem Arbeitsvertrage verpflichtet 
ſei, die Arbeitsmittel zur Verfügung zu ſtellen, d. h. einen 
normal funktionierenden Betrieb aufrechtzuerhalten habe, und 
daß, wenn im Fall der Betriebsſtockung der Arbeitgeber dieſer 
Verpflichtung ohne ſein Verſchulden nicht nachkommen könne, 
der Arbeitnehmer deshalb gemäß § 323 BGB. feinen Lohn⸗ 
anſpruch verliere. Dieſe Lehre iſt ſo einhellig abgelehnt wor⸗ 
den)), daß eine erneute Widerlegung überflüſſig iſt. Sie iſt 
deshalb falſch, weil der Arbeitnehmer aus dem Arbeitsvertrag 
keinen Anſpruch auf Arbeit hat und deshalb auch der Arbeit 
geber nicht verpflichtet fein kann, einen normal funktionieren⸗ 
den Betrieb zur Verfügung zu ſtellen. 

Richtig iſt allein die Bejahung des Lohnanſpruchs in 
allen unter II genannten Fällen gemäß 8 615 BGB. In 
dieſer Beſtimmung wird ausgeführt, daß der Arbeitnehmer 


dann ſeinen Lohnanſpruch habe, ohne zur Nachleiſtung ver⸗ 


pflichtet zu ſein, wenn der Arbeitgeber mit der Annahme der 
Dienſte in Verzug geraten ſei. Es iſt alſo zu prüfen, ob in 
all den Fällen der Betriebsſtockung der Arbeitgeber in An⸗ 
nahmeverzug gerät, wenn ſeine Arbeiter zur Arbeit bereit 
ſind. Nach § 294 BGB. hat der Schuldner die ihm ob⸗ 
liegende Leiſtung tatſächlich anzubieten (Realangebot), d. h. im 
Normalfall genügt der Arbeitnehmer ſeiner Arbeitsleiſtungs⸗ 
pflicht nur dadurch, daß er ſeine Arbeitsleiſtung bewirkt. Von 
dieſer Pflicht zum tatſächlichen Angebot macht jedoch § 295 
BGB. eine Ausnahme. Es genügt ein wörtliches Angebot des 
Schuldners, d. h. in unſerem Falle die Erklärung der Arbeits⸗ 
bereitſchaft durch den Arbeitnehmer dann, wenn der Gläu⸗ 
biger — d. h. hier der Arbeitgeber — eine ihm obliegende 
Mitwirkungshandlung nicht bewirkt. Die dem Arbeitgeber ob⸗ 
liegende Mitwirkungshandlung iſt aber die Zurverfügung⸗ 
ſtellung der Arbeitsmittel (Arbeitsſubſtrate). Dieſe iſt keine 
ſchuldrechtliche Pflicht des Arbeitgebers — und deshalb hat 
der Arbeitnehmer auch keinen Anſpruch darauf, daß der Ar⸗ 
beitgeber etwa den Betrieb laufen läßt. Wenn aber der 
Arbeitgeber dieſe Mitwirkungshandlung nicht vornimmt, ſo 
gerät er in Annahmeverzug 5). Unmöglichkeit und Annahme⸗ 
verzug ſchließen ſich aus. Unmöglichkeit der Arbeitsleiſtung 
kann nach der ausgezeichneten Formulierung Trautmanns 
(a. a. O. S. 450) nur dann vorliegen, „wenn die nach dem 
Vertrage dem Schuldner obliegende Leiſtung derart unmög⸗ 
lich iſt, daß auch unter der Vorausſetzung der bereits er⸗ 
ſolgten vertragsmäßigen Mitwirkung des Gläubigers eine Er⸗ 
füllung unmöglich ſein würde“ 


2) a. a. O. S. 823. 

3) Kaskel, Lehrbuch, 3. Aufl. S. 130 und S. 156/57. 

4) Vor allem von Titze: JW. 1922, 548. 

5) Vgl. die grundlegenden Ausführungen von Trautmann: 
Gruch Beitr. 59, 434; ferner Sinzheimer: Arb. 1924, 473 und 
Grundzüge des Arbeitsrechts, 2. Aufl. S. 192 und viele andere. 
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9 Da in allen Fällen der Betriebsſtockung der Schuldner⸗ 

Arbeitnehmer zu ſeiner vertragsmäßigen Mitwirkung fähig 

0 bereit ift, ift für die Annahme der Unmöglichkeit kein 
um. 


Der Annahmeverzug ſetzt ein Verſchulden nicht voraus 
(8 293 BGB.). Der Arbeitgeber gerät alfo nach der ſtrengen 
Lage des 8 615 BGB. ſtets in Annahmeverzug, gleichgültig, 
ob ihn ein Verſchulden an der Betriebsſtockung trifft 
oder nicht. 

Eine Sonderbehandlung hat in der Rechtſprechung vor 
Inkrafttreten des Arbeitsgerichtsgeſetzes das Problem — Teil⸗ 
ſtreik — geſpielt. Das NÖ. hat in feiner berühmten Entſchei⸗ 
dung (RG. 106, 272 6)) in einem Falle, wo ein Elektrizitäts⸗ 
werk durch Teilſtreik ſtillgelegt wurde und daraufhin die 
Schaffner einer Straßenbahn nicht fahren konnten, den Lohn⸗ 
anſpruch der Schaffner verneint. Es hat in dieſer Entſcheidung 
ausgeführt, daß man nicht von den Vorſchriften der 88 323 
und 615 BOB. ausgehen dürfe, ſondern daß man beachten 
müſſe, daß durch die nach revolutionäre Geſetzgebung, insbes. 
urch das Betriebsrätegeſetz, zwiſchen dem Arbeitgeber und 
ſeiner Belegſchaft eine „ſoziale Arbeits⸗ und Betriebsgemein⸗ 
chaft“ ins Leben gerufen ſei, und daß weiterhin der Betrieb 
und ſeine Erträgniſſe „die Grundlage für die Lohnzahlungen“ 
bilde. Falle durch Vorgehen der Arbeiterſchaft dieſe Grund⸗ 
lage in ſich zuſammen, ſo könne es dem Unternehmer nicht 
mehr zugemutet werden, für die Lohnzahlungen aus anderen 
Mitteln zu ſorgen. Würde man dies Erwägnis nicht teilen, 
ſo könnte nach der Auffaſſung des RG. nur ein kleiner Teil 
der Arbeiterſchaft durch Streik dann den Betrieb ſtillegen, 
wenn die Tätigkeit dieſer Streikenden für die Fortführung 
des Betriebes unentbehrlich iſt. 

Die Rechtſprechung des Reichsarbeitsgerichts. 

Das Reichsarbeitsgericht hat nunmehr grundſätzlich Stel⸗ 
lung genommen. Mehrfach hatte es Gelegenheit, ſich mit 
Fragen des Betriebsriſikos zu befaſſen. Drei Grundſätze laſſen 
ſich bisher aus der Rechtſprechung des RArbch. entnehmen: 

1. Für die Anwendung des 8 323 BGB. iſt in der Lehre 

des Betriebsriſikos kein Raum. 

2. 8615 BGB. iſt nicht in allen Fällen anzuwenden. 

3. Das Betriebsriſiko iſt von Fall zu Fall nach Treu 

und Glauben zu verteilen. 

Dem erſten Grundſatz iſt auf Grund der vorſtehend an⸗ 
geführten Erwägungen ohne weiteres zuzuſtimmen — die 
Lehren Nipperdeys und Kaskels ſind damit endgültig 
abgelehnt. Daß die Ablehnung der ſtrengen Anwendung des 

615 weder im Geſetz noch in ſozialen Verhältniſſen eine 
Stütze findet, wird noch dargelegt werden. Der dritte Grund⸗ 
fat wird klar, wenn wir uns die einzelnen vom R ArbG. ent⸗ 
ſchiedenen Fälle anſehen. 

1. Urt. v. 1. Febr. 1928, 50/27 (BenshS. II Nr. 22 
S. 68 — Arbeitsrechtspraxis 1928, 81). Tatbeſtand: Infolge 
Störung des Elektrizitätslieferungswerkes mußten Fabrik⸗ 
arbeiter eine Stunde lang feiern. Das RArbch. hat nach Treu 
und Glauben mit Rückſicht auf die Geringfügigkeit der Lohn⸗ 
ſummen dem Klageanſpruch ſtattgegeben. 

2. Urt. v. 7. März 1928, 105/27 (BenshS. II Nr. 21 
S. 135 — Arbeitsrechtspraxis 1928, 81). Eine Muſikkapelle 
konnte infolge behördlicher Schließung des Familienbades, 
ie für den Arbeitgeber möglicherweiſe vorauszuſehen war, 
nicht ſpielen. Das RArbG. hat den Lohnanſpruch nach Treu 
und Glauben bejaht. Hierzu das Berufungsurteil des LArbG. 
Hamburg (BenshS. II Nr. 37 S. 117), das unter Hinweis 
auf 8 615 der Klage ſtattgegeben hat. 

3 Urt. v. 30. April 1928, 110/27 (BenshS. II Nr. 65 
S. 229). Tatbeſtand: Eine vom Arbeitgeber gemietete Dreſch⸗ 
maſchine war defekt, und die für ihre Bedienung angeſtellten 
debeiter konnten nicht arbeiten. Das RArbG,. hat nach 8 242 
der Klage ſtattgegeben. Hierzu das Berufungsurteil des 
ABS. Oldenburg (BenshS. II Nr. 30 S. 87), das unter 
Hinweis auf § 323 abgewieſen hatte. 

4. Urt. v. 4. Juli 1928, 49/28 (BenshS. III Nr. 53 
S. 178). Tatbeſtand: Bauarbeiter konnten infolge Verbots 
es Bauherrn die Bauſtelle nicht betreten. Das RArbch hat 
De Lohnanſprüche bejaht. Es hat die Teilſtreikentſcheidung 


ec IW. 1923, 881 — Ng Arbgt. 1923, 323 = Gach. 28, 154 
I NMHBT. amtl. Teil 1923, 337. 
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des RG. anerkannt, ſich auf die nächſtfolgende Entſch. vom 
20. Juni 1928 bezogen und die Lohnanſprüche nach Treu und 
Glauben bejaht. 

5. Urt. v. 20. Juni 1928, 72/28 (BenshS. III Nr. 35 
S. 116). Tatbeſtand: Glasarbeiter konnten wegen — angeb⸗ 
lich durch Streik von Bergarbeiter verurſachten — Kohlen⸗ 
mangels nicht arbeiten. Dieſe Entſcheidung nimmt zum erſten 
Male grundſätzlich zur Lehre vom Betriebsriſiko Stellung. 
Sie geht nicht von § 615 und nicht von 8 323 BGB. aus, 
ſondern ſie legt zugrunde 

a) die Verbundenheit der Belegſchaft mit dem Arbeit⸗ 

geber und erkennt damit die Teilſtreikentſcheidung des 
RG. ausdrücklich an; 

p) die Verbundenheit der Arbeitnehmer untereinander. 
Das NArbG. erklärt nochmals, daß der Lohnanſpruch bei Be⸗ 
triebsſtörung nach den Umſtänden jedes einzelnen Falles nach 
Treu und Glauben unterſucht werden müſſe. Es entwickelt aus 
den beiden obengenannten Grundſätzen folgende Ergebniſſe: 

Aus der Verbundenheit der Arbeitnehmer untereinander 
folgt, daß Betriebsſtörungen, die durch Arbeitnehmer hervor⸗ 
gerufen werden (z. B. Teilſtreik), ſtets zu Laſten der Arbeit⸗ 
nehmer gehen. 

Aus der Verbundenheit der Belegſchaft mit dem Arbeit⸗ 
geber folgt, daß auch die Belegſchaft unter Umſtänden am 
Betriebsriſiko teilhaben muß. Iſt der Beſtand des Betriebes 
gefährdet (durch ſeine Vernichtung, durch Naturereigniſſe, 
durch Einwirkung fremder Gewalt, vorausgeſetzt, daß mit den 
Naturereigniſſen wegen der Natur des Betriebes nicht zu 
rechnen iſt), ſo tragen die Arbeitnehmer das Riſiko. Handelt 
es ſich um Dinge der Betriebsführung, ſo beſteht der Lohn⸗ 
anſpruch grundſätzlich, da es Sache des Arbeitgebers ſei, den 
Betrieb aufrechtzuerhalten. Jedoch ſeien auch hier Ausnahmen 
im einzelnen Falle denkbar. 


Kritik der Lehren. 


Der Hinweis des RArbcGh. auf den 8 242 BGB., die 
Löſung der Lehre vom Betriebsriſiko und der Hinweis auf 
Treu und Glauben und Verkehrsſitte iſt für die Rechtsſicher⸗ 
heit nicht förderlich. Zudem findet eine derartige Löſung im 
Geſetz keine Stütze. Bei ſtrenger Anwendung des BGB. muß 
in all dieſen Fällen der $ 615 BOB. Anwendung finden. 
Ziel einer Rechtſprechung muß es ſein, nicht nur in einzelnen 
Fällen der Gerechtigkeit zum Siege zu verhelfen, ſondern auch 
für eine gleichmäßige Rechtſprechung zu ſorgen, die dem 
Rechtſuchenden vollkommene Rechtsſicherheit gewährleiſtet, und 
durch die eine Fülle von Prozeſſen vermieden wird. Legt 
man zur Beurteilung der einzelnen Fälle nur die Gedanken 
von Treu und Glauben zugrunde, ſo wird jeder einzelne 
Prozeß immer wieder bis zur letzten Inſtanz durchgeführt 
werden müſſen, weil die Anſichten darüber, was Treu und 
Glauben entſpricht, ſelbſtverſtändlich verſchieden ſind, je nach 
der Klaſſenſtellung der Parteien. In keinem Rechtsgebiet iſt 
der Gedanke von Treu und Glauben ſo wenig anwendbar, als 
gerade im Arbeitsrecht, in dem die Klaſſengegenſätze ſich ganz 
beſonders deutlich und ganz unmittelbar zeigen ?). 

Eine ſtrenge Anwendung des 8 615 iſt zunächſt in den 
ſozialen Verhältniſſen begründet. Der Lohnanſpruch des Ar⸗ 
beitnehmers bei Betriebsſtockung wird — z. B. von Nipper⸗ 
dey — deshalb geleugnet, weil nach ſeiner Meinung der 
Arbeitgeber durch die Stillegung des Betriebes bereits einen 
Gewinnverluſt habe und ihm deshalb nicht noch die Lohn⸗ 
zahlung zugemutet werden könne. Würde man dem Arbeit⸗ 
geber, ſo führt Nipperdey aus, die Lohnzahlung auf⸗ 
bürden, ſo wäre er gezwungen, den Arbeitnehmern zu kün⸗ 
digen, die damit ein ſchlechtes Geſchäft machen würden. Zu⸗ 
dem hätten ja die Arbeiter nach beſtimmter Karenzzeit ihren 
Anſpruch auf Arbeitsloſenverſicherung, ſo daß ſie nicht aller 


Subſiſtenzmittel beraubt würden. 


Dieſe ſozialen Argumente ſind Scheinargumente, die einer 
ernſthaften Prüfung nicht ſtandhalten. Nipperdey verkennt, 
daß Anſpruch auf Arbeitsloſenverſicherung nur der Arbeits⸗ 
loſe hat, und daß arbeitslos nur derjenige iſt, deſſen Ar⸗ 
beitsverhältnis durch Kündigung aufgelöſt worden iſts). Die 


7) Vgl. grundſätzlich Fraenkel, Zur Soziologie der Klaſſen⸗ 
iuſtiz. Berlin 1927. 

8) Entſch. des Spruchſenats für Arbeitsloſenverſicherung im 
RV. v. 21. März 1928, IIa AR 1/28. 
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Betriebsſtockung bringt aber den Arbeitsvertrag nicht zum 
Erlöſchen; der Arbeitsvertrag bleibt vielmehr beſtehen, und 
es ruht nur die Arbeitsleiſtung. Um die Arbeitnehmer in 
den Genuß des Verſicherungsanſpruches zu ſetzen, müßte der 
Arbeitgeber ihnen kündigen, und es würde dann das Er⸗ 
gebnis eintreten, das Nipperdey gerade vermieden ſehen 
will. Die Zahlung des Lohnanſpruches bei Betriebsſtockung 
bedeutet gewiß für den Arbeitgeber eine Gewinnminderung, 
aber nicht mehr. Vor weiteren Schäden kann und wird ſich 
jeder Arbeitgeber durch entſprechende Lieferungsbedingungen 
und andere Maßnahmen ſichern, denn nahezu alle Lieferungs⸗ 
bedingungen enthalten Beſtimmungen, daß bei Streik, höhe⸗ 
rer Gewalt, Betriebsſtörung uſw. der Kunde auf Einhaltung 
der vereinbarten Lieferfriſten keinen Anſpruch habe sa). Für 
den Arbeitnehmer dagegen bedingt der Lohnausfall die Be⸗ 
raubung aller ſeiner Unterhaltungsmittel. 

Im Weſen der kapitaliſtiſchen Wirtſchaft liegt es, mit 
Riſiken rechnen zu müſſen, in der Struktur der kapitaliſtiſchen 
Wirtſchaftsordnung liegt die Kriſe eingeſchloſſen. Wer Ge⸗ 
winn erzielen will, der über die Erträgniſſe ſeiner Arbeits⸗ 
kraft hinausgeht, muß etwas wagen. Zwar verſucht die kapi⸗ 
taliſtiſche Wirtſchaft heute dieſe Riſiken auszuſchalten, um zu 
einer kriſenloſen Wirtſchaft zu gelangen, — aber dieſes Ziel 
darf nicht auf dem Rücken und nicht auf Koſten der Arbeiter⸗ 
ſchaft ausgetragen werden. Zudem iſt das Riſiko der Lohn⸗ 
zahlung bei Betriebsſtockung für den Arbeitgeber nicht allzu 
groß. Die tariflichen Kündigungsfriſten ſind in der Regel 
außerordentlich kurz. Die Höchſtbelaſtung, die der Arbeit⸗ 
geber eingeht, iſt die Lohnzahlung für eine 14 tägige Periode. 

Für alle Arbeitnehmer, die nicht unter den $ 123 GewO. 
fallen, gelten die Grundſätze des 8 626 BGB., der 88 124 a, 
133 b GewO. und des § 71 HGB., d. h. der Arbeitgeber kann 
nach ſtändiger Rechtſprechung dann das Arbeitsverhältnis aus 
wichtigen Gründen friſtlos kündigen, wenn ihm die Belaſtung 
durch die Lohnzahlungen nicht mehr zuzumuten iſt e). 

Aber auch die Teilſtreikentſcheidung des RG. kann nicht 
befriedigen. Eine ſoziale Arbeits⸗ und Betriebsgemeinſchaft 
beſteht nicht, ſie findet im Geſetz keine Stütze, und ſie wäre 
zudem nur eine Verluſt⸗, keine Gewinngemeinſchaft. Durch 
das BetrRG. iſt eine ſolche Arbeitsgemeinſchaft nicht ge⸗ 
ſchaffen worden, denn das Betrag. hat nur eine beſchränkte 
Verwaltungsgemeinſchaft geſchaffen, nicht jedoch eine unbe⸗ 
ſchränkte Verwaltungs- oder gar eine Gewinngemeinſchaft ins 
Leben gerufen 10). 

Auch die Solidarität zwiſchen den einzelnen Arbeit⸗ 
nehmern kann kein Grund ſein, eine andere Löſung zu er⸗ 
ſtreben. Abgeſehen davon, daß Solidarität nicht unter allen 
Arbeitnehmern beſteht, daß Spannungen zwiſchen den ein⸗ 
zelnen Gewerkſchaften und zwiſchen den Gewerkſchaften der 
verſchiedenen politiſchen Richtungen beſtehen, beſeitigt die 
Verbandspflicht unter keinen Umſtänden beſtehende Vertrags⸗ 
verpflichtungen. Würde man anerkennen, daß die Zugehörig⸗ 
keit zu einer Koalition der Vertragspflicht vorgeht, ſo müßte 
man auch den Arbeitnehmern bei Ausbruch eines organiſierten 
Streiks ein friſtloſes Kündigungsrecht gewähren. Dieſer 
Standpunkt wird ja bekanntlich vereinzelt in Rechtſprechung 
und Wiſſenſchaft vertreten u). Die Gewerkſchaften jedoch haben 
ſich mit Entſchiedenheit gegen dieſe Auffaſſung gewehrt 17). 
Grundlage unſeres Arbeitsvertrages iſt und bleibt der indi⸗ 
viduelle Arbeitsvertrag zwiſchen den einzelnen Arbeitgebern 
und den einzelnen Arbeitnehmern. Er allein erzeugt die 
Pflicht zur Arbeitsleiſtung und die Pflicht zur Lohnzahlung. 
Die Zugehörigkeit zu einem Verband vermag dem Arbeit⸗ 
nehmer ein Recht zur Verletzung ſeiner Vertragsverpflich⸗ 
tungen nicht zu gewähren — aber ſie darf ihm auch er⸗ 
wachſene Lohnanſprüche nicht rauben. 

Obwohl wir alſo auf dem Boden der ſtrikten Anwendung 
des 5 615 BGB. ſtehen, wollen wir im kurzen uns dennoch 
fragen, wie bei Berückſichtigung von Treu und Glauben das 


ga) Für den Maſchinenbau, Verhandlungen und Berichte 
des Enqueteausſchuſſes, Berlin 1928 bei E. S. Mittler u. Sohn. 

) Kas kel S. 177; R.: JW. 1927, 245. 

10) Vgl. darüber vor allen Dingen Sinzheimer: ArbR. 1924, 
474 und Flatow: Ng ArbR. 1926, 150. 

11) LG. Frankfurt a. M.: ZW. 1924, 1059 und Potthoff 
an vielen Stellen, z. B. in Arbgi. 1926 Heft 2. 

12) Vgl. vor allen Dingen Nörpel: Arb. 1926 Heft. 2. 


Betriebsriſiko in den unter II genannten Fällen zwiſchen Ar⸗ 
beitgeber und Arbeitnehmer zu verteilen iſt, d. h. wie die 
Rechtſprechung des R Arb. ſich in einzelnen Fällen auswirken 
würde. 

Zu bemerken iſt jedoch, daß die hier aufgeſtellten Richt⸗ 
linien nur ungefähre Bedeutung haben; denn das RArbG. 
betont immer und immer wieder, daß jeder Fall nach ſeinen 
Umſtänden unter Berückſichtigung von Treu und Glauben zu 
entſcheiden ſei. 

Nicht verwendbar erſcheint auf Grund der Rechtſprechung 
die frühere Löſung Titze s 13), daß das individuelle Betriebs- 
riſiko ſtets vom Arbeitgeber, das generelle dagegen ſtets vom 
Arbeitnehmer zu tragen ſei. Dieſes Ergebnis iſt mit Treu 
und Glauben — nach den Ergebniſſen der bisherigen Recht⸗ 
ſprechung — nicht vereinbar. 

Vielmehr kann man mit annähernder Richtigkeit ſagen: 

J. Individuelles Betriebsriſiko: Natur? 
ereigniſſe, die zur Vernichtung des Betriebes führen, ver⸗ 
nichten auch den Lohnanſpruch des arbeitsbereiten Arbeit⸗ 
nehmers (Entſch. Nr. 5). Wird der Betrieb nur geſtört, ſo 
geht dies zu Laſten des Arbeitgebers, insbeſ. wenn er — nach 
der Natur des Betriebes — mit ſolchen Naturereigniſſen rech⸗ 
nen muß. — Wirtſchaftliche Umſtände, die zur Betriebs⸗ 
ſtockung führen, berühren die Lohnanſprüche nicht; denn ſie 
betreffen ſtets die Betriebsführung (Entſch. Nr. 5). — Ted 
niſches Verſagen des Betriebes gehört gleichfalls zum Ge⸗ 
fahrenkreis des Arbeitgebers (Entſch. Nr. 3 und 5). — So⸗ 
ziale Störungen, insbeſ. durch Teilſtreik im Betrieb hervor⸗ 
gerufen, gehen zu Laſten der Arbeitnehmer (Entſch. Nr. 4 
und 5). — Politiſche Verhältniſſe, die zur Betriebsſtockung 
führen, üben eine verſchiedene Wirkung aus, je nachdem die 
Umſtände für den Arbeitgeber vorausſehbar waren oder nicht 
(Entſch. Nr. 2). 

II. Generelles Betriebsriſiko: Für Störungen 
durch Naturereigniſſe gilt das gleiche wie unter I. — 
Störungen durch wirtſchaftliche Umſtände gehören zur 
Riſikoſphäre des Arbeitgebers, vorausgeſetzt, daß ſie nicht zum 
Zuſammenbruch des Betriebes führen. — Für techniſche 
Störungen gilt das gleiche. — Teilſtreik in anderen Be⸗ 
trieben geht zu Laſten der arbeitsbereiten Arbeitnehmer. — 

Mit politiſchen Störungen, die zur Stillegung des 
Betriebes führen, braucht der Arbeitgeber nicht zu rechnen — 
ſie gehören demnach nicht zu ſeinem Gefahrenkreis. 

Dies ſind ungefähr die Ergebniſſe, zu denen man auf 
Grund der bisherigen Rechtſprechung kommt. 

Intereſſant iſt, daß die engliſche Arbeitsrechtſprechung 
in einem Urt. v. 22. Jan. 1926 (Richter Greer; abgedruckt in 
Internationale Sammlung der Arbeitsrechtſprechung 1926; 
Internationales Arbeitsamt Genf 1927, 114) den Lohn⸗ 
anſpruch von Bergarbeitern verneint hat, die auf einer ohne 
Schuld des Arbeitgebers gefährlich gewordenen Grube nicht 
arbeiten konnten. Freilich fehlt im engliſchen Recht eine aus⸗ 
drückliche geſetzliche Beſtimmung, ſo daß Richter Greer aus⸗ 
ſchließlich auf Grund von Billigkeitserwägungen — ähnlich 
wie ſie Nipperdey anſtellt — zum abweiſenden Urteil kam. 


Betriebsriſiko und Tarifvertrag. 


Die oben angeführten Grundſätze gelten nur, ſoweit nicht 
ein Tarifvertrag etwas anderes beſtimmt. Denn nach herr⸗ 
ſchender Meinung 1%), der auch das RArbch. beigetreten iſt 
(BenshS. III Nr. 2 S. 5 und Entſch. Nr. 4) iſt 8 615 BGB. 
abdingbar. — Die Abdingung im Tarifvertrag wird manch⸗ 
mal durch die Worte vorgenommen: „Bezahlt wird nur die 
wirklich geleiſtete Arbeit.“ Jedoch iſt Vorſicht vonnöten. 
Häufig ſoll dieſer Satz nicht § 615, ſondern nur $ 616 aus⸗ 
ſchließen (ogl. LArbGG. Erfurt: BenshS. II Nr. 70 S. 198; 
RArbG.: BenshS. II Nr. 6 S. 24 und für den Reichstarif⸗ 
vertrag für das Baugewerbe die Entſch. Nr. 4). Im Einzel⸗ 
arbeitsvertrag kann § 615 dann abgedungen werden, wenn es 
tariflich nicht geregelt iſt. Iſt es tarifbeſtimmt, ſo iſt die Ab⸗ 
dingung nur möglich, wenn der Tarifvertrag dies geſtattet. 
Erlaubt er es nicht, dann iſt die Ausſchaltung des $ 615 
wegen des Grundſatzes der Unabdingbarkeit unzuläſſig. 


13) JW. 1922, 548. 
14) And. A. vor allem Lotmar, Der Arbeitsvertrag II S. 314 
und Kaskel S. 129 Aum. 3. 
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Die Rechtsangleihung auf dem Gebiete des Arbeitsvertragsrechtes. 


Von Sektionschef a. D. Profeſſor Dr. Emanuel Adler, Wien. 


Auf dem Gebiete des Arbeitsvertragsrechts bereitet die 
Rechtsangleichung zwiſchen den beiden Staaten beſondere 
Schwierigkeiten. Hier handelt es ſich nicht nur, wie auf ande⸗ 
ren Rechtsgebieten, um die Überwindung der Verſchiedenheit 
der Rechtsanſchauungen, der Überlieferung, der Auffaſſung 
über die richtige Faſſung des Geſetzes, ſondern vor allem um 
ie Überwindung der wirtſchaftlich ſo bedeutſamen Verſchieden⸗ 
heit in der Auffaſſung deſſen, was an ſozialem Gehalt der 
geſetzlichen Vorſchriften dem Unternehmertum zugemutet wer⸗ 

en kann, ohne dasſelbe in unerträglicher Weiſe zu be⸗ 
laſten. Gerade in dieſer Hinſicht aber zeigen ſich, wenn man 
das geltende Recht des Deutſchen Reiches und Oſterreichs ver⸗ 
gleicht, weitgehende Unterſchiede. Da es als ausgeſchloſſen 
angeſehen werden kann, daß Öfterreich feine ſozialen Vor⸗ 
chriften abbauen wird, um auf das Niveau der deutſchen 
Geſetzgebung zu gelangen, kann die Annäherung nur darin 
beſtehen, das deutſche ſozialpolitiſche Niveau auf das Hfter- 
veich3 zu erheben oder wenigſtens zu verſuchen, eine mittlere 
Linie zwiſchen beiden zu finden. 

Dieſes Hindernis iſt freilich nicht durchwegs vorhanden. 
Das trifft vor allem hinſichtlich der Beſtimmungen über den 
Dienſtvertrag im BGB. (88 611 ff.) einerſeits, im 
ABGB. (88 1151 ff.) andererſeits zu. Hier beſteht ſchon jetzt, 
zum Teil wörtliche, zum Teil fachliche Übereinſtimmung, im 
übrigen ließe ſich eine vollſtändige Übereinſtimmung unſchwer 
herſtellen. Ich ſehe nur eine einzige tiefgehende Verſchieden⸗ 
heit, d. i. die Behandlung des Unterbleibens der Arbeit in⸗ 
folge einer im Betriebe liegenden Urſache. Während 8 1155 
des öſterreichiſchen ABGB. dem Dienſtnehmer den Anſpruch 
auf das Entgelt zuerkennt, wenn er zur Leiſtung der Dienſte 
bereit war und „durch Umſtände, die auf Seite des 
Dienſtgebers liegen“, daran verhindert worden iſt 
unter Pflicht zur Anrechnung deſſen, was er durch Unter⸗ 
bleiben der Dienſtleiſtung erſpart oder durch anderweitige 

erwendung erworben oder zu erwerben abſichtlich verſäumt 
hat), verfügt bekanntlich 8 615 BB. das gleiche für den 
Fall, daß der Dienſtberechtigte mit der Annahme der Dienſte 
in Verzug kommt. Während alſo das öſterreichiſche Geſetz 
in klarer und bewußter Weiſe eine Verteilung der Gefahr 
vornimmt und den Dienſtgeber mit der vollen Betriebsgefahr, 
und zwar der individuellen, wie der generellen, belaſtet, ſtellt 
das BGB. alles auf „die juriſtiſche Kunſtfigur des Annahme⸗ 
verzuges“ ab (Hedemann); dazu kommt, daß § 615 un⸗ 
anwendbar wird, wenn die Leiſtung der Dienſte unmöglich 
geworden iſt. Schon i. J. 1922 habe ich in einem Aufjah „An⸗ 
nahmeverzug oder Betriebsgefahr?“ (Arbeitsrecht 1922, 35371.) 
argelegt, daß eine angemeſſene Regelung dieſer Frage nur 
möglich iſt, wenn auf Grund einer Prüfung, welche Ge⸗ 
ahren dem Arbeitnehmer billigerweiſe abzunehmen ſind und 
welche der Unternehmer noch ertragen kann, eine klare Ver⸗ 
teilung dieſer Gefahren unter vollſtändigem Verzicht auf die 
igur des Annahmeverzuges vorgenommen wird. Die wider⸗ 
ſprechenden Entſcheidungen zu 8615 und die vergeblichen 
erſuche des Schrifttums, auf Grund des 8 615 zu einer 
aren Löſung zu gelangen (vgl. meine Ausführungen im 
ommentar der Staatsdruckerei zum ABGB. III 25433), 
aben mein Urteil vollauf beſtätigt. Die Entſcheidung des 
Reichsarbeitsgerichts v. 4. Juli 1928 rückt denn auch voll⸗ 
ändig vom 8615 ab, weil „gerade auf dem Gebiete des 
rbeitsrechts entſprechend dem ſozialen Auf- und Ausbau des 
Wirtſchaftslebens im allgemeinen und der Einzelbetriebe im 
beſonderen neue Rechtsgedanken zur Anerkennung gelangt 
ſind, die über den Geltungsbereich der Geſetze, in denen ſie 
Be Niederſchlag gefunden haben, hinaus das Arbeit 
trichragsrecht in erheblichem Maße beeinfluſſen“. Die Be⸗ 
unebsverbundenheit zwiſchen Unternehmer und Arbeiterſchaft 
m die trotz dieſer Verbundenheit vorhandene Verſchiedenheit 
rer wirtſchaftlichen und rechtlichen Stellung innerhalb des 
Getriebes ſeien der Ausgangspunkt, von dem aus die Frage, 
welches der beiden Glieder das Betriebsriſiko zu tragen habe, 
zu löſen iſt. Dieſes werde in der Regel demjenigen Teil auf⸗ 
zubürden fein, der „nach Lage des Einzelfalles unter Be⸗ 


rückſichtigung der Grundſätze von Treu und Glauben die Ur⸗ 
ſache der Störung dem anderen Teile gegenüber zu vertreten 
hat“. Damit hat das Reichsarbeitsgericht jedenfalls den 
Boden des 8 615 verlaſſen und als entſcheidend die Ver⸗ 
teilung der Betriebsgefahr erklärt. Aber es geht nicht an, 
in einer fo überaus häufigen, praktiſch jo wichtigen Frage des 
Arbeitsverhältniſſes alles auf den Einzelfall abzuſtellen, eine 
Entſcheidung des Geſetzes iſt notwendig, welche grundſätzlich 
die Verteilung der Gefahr vornimmt, wie ein ſolcher Verſuch, 
wenn auch noch unter Bezugnahme auf den Annahmeverzug 
in 8 76 des deutſchen Entwurfs eines Allgemeinen Arbeits⸗ 
vertragsgeſetzes gemacht iſt. Man mag dann jo weit gehen, 
wie das öſterreichiſche Geſetz und alle Gefahren, die den Be⸗ 
trieb treffen, dieſem auflaſten oder etwas weniger weit, auch 
im letzteren Falle wird ſchließlich zwiſchen Oſterreich und dem 
Deutſchen Reich eine Einigung zu erzielen ſein. 

Unſchwer wird es ferner ſein, volle Rechtsgleichheit auf 
dem Gebiete des Tarifvertrages zu erzielen. Die Ver⸗ 
ſchiedenheit der Terminologie (das öſterreichiſche Recht ſpricht 
von Kollektiv, ſtatt von Tarifvertrag, von Satzungserklärung 
ſtatt von Erklärung der Allgemeinverbindlichkeit) wird ſicher⸗ 
lich kein Hindernis ſein, da auf ſeine Namen zu verzichten 
Oſterreich leicht zu bewegen fein wird. Inhaltlich aber be⸗ 
ſteht ſchon jetzt Übereinſtimmung in den Grundſätzen der 
Unabdingbarkeit durch Einzelverträge und der Zuläſſigkeit der 
Allgemeinverbindlicherklärung. Daß nach öſterreichiſchem Rechte 


die Unabdingbarkeit erſt mit Regiſtrierung des Tarifvertrags 


bei einer dazu beſtimmten Stelle (in Oſterreich dem Einigungs⸗ 
amt) eintritt, iſt eine Verſchiedenheit, die, weil dieſe Regelung 
ſachlich gerechtfertigt iſt, wohl von der deutſchen Geſetzgebung 
übernommen werden kann. Es iſt alſo zu erwarten, daß die 
auf dieſem Gebiete für Deutſchland in Ausſicht ſtehende Re⸗ 
form unter Mitwirkung »ſterreichs zuſtande kommt und ein 
gleiches Geſetz für beide Staaten bringt. 

Hingegen gibt es in Sfterreich eine Verbindlich⸗ 
erklärung von Schiedsſprüchen nicht. Werden die 
Vorſchriften hierüber auf Grund der reichen Erfahrungen, die 
damit im Deutſchen Reiche gemacht wurden, umgearbeitet, ſo 
wird fie Öfterreich, wie ich glaube, unſchwer übernehmen kön⸗ 
nen, obzwar ſich hier ein Bedürfnis danach bisher nicht ge 
zeigt hat. 

Auf dem Gebiete des Betriebsräterechts, wo dem 
deutſchen Geſetze mit feinen 106 Paragraphen ein öſterreichi⸗ 
ſches Geſetz mit deren 16 gegenüberſteht, ſind die Verſchieden⸗ 
heiten nicht allzu tiefgehender Art, zumal das öſterreichiſche 
Geſetz dem deutſchen vielfach als Muſter gedient hat. Zum 
Teile ſind die Verſchiedenheiten ohnedies nur formaler Art. 
Vielfach hat in Oſterreich die Anwendung des Geſetzes durch 
die zur Rechtſprechung hierüber berufenen Einigungsämter 
eine Stärkung der Betriebsräte gebracht. Es iſt aber hier mit 
einem ſtarken Widerſtand der Unternehmer gegen eine weiter⸗ 
gehende Ausbildung der Stellung und Macht der Betriebs⸗ 
räte zu rechnen. 

Unüberbrückbar ſcheinen mir hingegen die Unterſchiede 
in der Behandlung der Erfindungen von Dienſtnehmern. 
Oſterreich hat hier in der Patentgeſetznovelle von 1925 eine 
Regelung vorgenommen, die an der Stelle der Abſätze 3 und 4 
des 85 PatG. von 1897, die ſchon bisher unter allen 
Staaten das fortſchrittlichſte Recht bedeutet hatten, die neuen 
88 5a —ö5n geſetzt hat. Schon in der Zeitſchrift für das ge⸗ 
ſamte Handels⸗ und Konkursrecht 89 S. 119 ff. habe ich aus⸗ 
führlich die Mängel dieſes Geſetzes dargelegt und bin zu 
dem Ergebnis gekommen, daß es nicht geeignet iſt, dem 
Intereſſe des Unternehmens zu dienen, aber auch kaum im⸗ 
ſtande, die Intereſſen der Dienſtnehmer zu fördern. Wenn 
dieſe Regelung trotzdem für den öſterreichiſchen Unternehmer 
erträglich zu ſein ſcheint, ſo beruht dies offenbar darauf, daß 
für die öſterreichiſche Induſtrie die eigenen Erfindungen eine 
unverhältnismäßig geringe Rolle ſpielen. Daß ſie aber für 
Deutichland geeignet und von den deutſchen Unternehmern 
und den Kennern der deutſchen Wirtſchaft für erträglich ge⸗ 
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halten werden könnte, iſt ausgeſchloſſen, eine Rechtsangleichung 
auf dieſer Grundlage daher wohl kaum möglich. Der von der 
deutſchen chemiſchen Induſtrie abgeſchloſſene Tarifvertrag für 
die akademiſch gebildeten Angeftellten (im gleichen Sinne iſt, 
wie verlautet, ſoeben auch ein ſolcher Tarifvertrag in der 
mechaniſchen Induſtrie zuſtande gekommen) zeigt wohl das 
Höchſtausmaß deſſen, was derzeit die deutſchen Unternehmer 
in der Frage der Angeſtelltenerfindungen zuzugeſtehen bereit 
ſind, und es ſcheint, daß dies auch die Angeſtellten einiger⸗ 
maßen befriedigt. Der Entwurf eines deutſchen Arbeits⸗ 
vertragsgeſetzes geht allerdings zugunſten der Angeſtellten 
weiter. Aber auch dieſe Regelung iſt von der des öſterreichi⸗ 
ſchen Rechtes noch durch eine weite Kluft getrennt. 


Hingegen iſt der in §S 50 HfterrPat®. anerkannte An⸗ 
ſpruch des Erfinders auf Nennung ſeines 
Namens als Erfinder durchaus zu begrüßen. Er wird 
ſicherlich auch im deutſchen Rechte Anerkennung finden, wo 
ſchon eine Bekanntmachung des Präſidenten des Patentamtes 
v. 15. Febr. 1922 verſuchsweiſe geſtattet, daß die Patentſchrift 
dazu benützt werde, den Namen des Erfinders, der nicht An⸗ 
melder der Erfindung iſt, bekanntzumachen. 


Eine tiefgehende Verſchiedenheit beſteht ferner in der 
Regelung des Angeſtelltenrechtes. Sſterreich hat hier 
das Angeſtelltengeſetz v. 11. Mai 1921, das in Ausbildung 
des Handlungsgehilfengeſetzes von 1910 das Dienſtverhältnis 
der Handlungsgehilfen und aller übrigen Dienſtnehmer regelt, 
die zur Leiſtung von höheren Dienſten und von Kanzleiarbeiten 
bei Kaufleuten, Warenerzeugern, Bergwerksbetrieben und einer 
weiteren großen Zahl von im Geſetz namentlich genannten 
Unternehmungen angeſtellt ſind. Im weſentlichen überein⸗ 
ſtimmend regelt das Gutsangeſtelltengeſetz v. 26. Sept. 1923 
das Dienſtverhältnis der Angeſtellten in land⸗ und forſtwirt⸗ 
ſchaftlichen Betrieben. Dieſen Geſetzen find insbeſ. eigentüm⸗ 
lich die Beſtimmungen über die Dauer der Kündigungsfriſt, 
über den Anſpruch auf Fortbezug des Entgelts im Falle der 
Erkrankung, den Anſpruch auf Urlaub und im Falle der Auf⸗ 
löſung des Dienſtverhältniſſes auf eine Abfertigung („Ab⸗ 
gangsentſchädigung“). Das Deutſche Reich hat allerdings 
durch das Geſetz über die Friſten für die Kündigung von An⸗ 
geſtellten v. 9. Juli 1926 Kündigungsfriſten feſtgeſetzt, die 
über die des öſterreichiſchen Geſetzes hinausgehen. Auch eine 
geſetzliche Regelung des Urlaubes dürfte hier nicht allzu gro⸗ 
ßen Schwierigkeiten begegnen, da die Gewährung eines ſol⸗ 
chen an Angeſtellte, auch ſoweit ſie nicht durch Tarifvertrag 
feſtgeſetzt iſt, allgemeiner Brauch iſt. Auf größeren Wider⸗ 
ſtand dürften aber die Einrichtung der Abfertigung ſtoßen. 
Auch gegen die Übernahme einer Reihe von Vorſchriften der 
anderen Angeſtelltenſondergeſetze (des Schaufpieler- ſowie des 
Journaliſtengeſetzes) dürften ſich im Deutſchen Reiche Be⸗ 
denken ergeben. Ob eine Verpflanzung der ganz eigenartigen 
Beſtimmungen des Pharmazeuten⸗Gehaltskaſſengeſetzes (ſiehe 
meine Ausführungen im oben angeführten Kommentar III, 
S. 150, 162) möglich iſt, könnte erſt auf Grund genauer 
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Kenntnis der einſchlägigen deutſchen Verhältniſſe beurteilt 
werden. 

Solange nicht der Anſpruch der Angeſtellten auf Urlaub 
geſetzliche Anerkennung gefunden hat, darf auch der Urlaubs⸗ 
anſpruch der Arbeiter auf eine ſolche im Deutſchen Reiche 
kaum rechnen, ſo daß eine Übernahme des öſterreichiſchen Ar⸗ 
beiterurlaubsgeſetzes v. 30. Juli 1919 zunächſt nicht 
zu erwarten iſt. 

Hingegen bietet die bevorſtehende Regelung des Haus⸗ 
gehilfenrechtes im Deutſchen Reiche, deſſen eben bekannt⸗ 
gegebener Referentenentwurf ohnehin manche üÜbereinſtim⸗ 
mung mit dem öſterreichiſchen Geſetze aufweiſt, Gelegenheit, 
die Angleichung zu verſuchen. Unſchwer ließe ſich ferner, ſo⸗ 
weit ſachliche Gründe in Betracht kommen, vor allem eine 
Angleichung der Vorſchriften über die Landarbeiter er⸗ 
zielen. Allerdings ſteht dieſer Angleichung die Schwierigkeit 
entgegen, daß dem öſterreichiſchen Bunde in dieſem Falle nur 
die Geſetzgebung in den Grundzügen zuſteht, während die Er⸗ 
laſſung der Ausführungsgeſetze Sache der Länder iſt. 

In den Arbeitsverhältniſſen der gewerblichen Ar⸗ 
beiter, der Bergarbeiter, der Heimarbeiter, die 
ſchon jetzt vielfach in beiden Ländern übereinſtimmend geregelt 
ſind, würden ernſte Hinderniſſe einer weiteren Angleichung 
kaum beſtehen. Um hier die Angleichung wirklich vollſtändig 
zu machen, müßte ſie ſich aber auch auf die Geſetzgebung über 
die Regelung der Arbeitszeit, der Sonntagsruhe, der Nacht⸗ 
arbeit, Vorſchriften über Beſchäftigung von Frauen, Jugend⸗ 
lichen und Kindern erſtrecken, eine Angleichung, für die der 
Weg ſchon durch internationale Verträge geebnet iſt. 

Iſt alſo auf dem Gebiete des Arbeitsrechts eine An⸗ 
gleichung im weiten Maße möglich, ſo wären auch Ver⸗ 
waltungsmaßnahmen zum gleichen Ziele erwünſcht. In 
dieſer Hinſicht ſei insbeſondere darauf verwieſen, daß nach 
einem Austauſch von Erklärungen der beiden Regierungen 
(Kundmachung v. 28. Febr. 1924) für Zwecke der Arbeits⸗ 
loſenverſicherung in Hſterreich die im Gebiete des Deut⸗ 
ſchen Reiches ausgeübten Beſchäftigungen öſterreichiſcher 
Bundesbürger einer in Oſterreich ausgeübten Beſchäftigung 
gleichgehalten werden, und umgekehrt das gleiche im Deutſchen 
Reiche hinſichtlich der Erwerbsloſenfürſorge und der Arbeits⸗ 
loſenverſicherung gilt. Es verdient Erwägung, ob dieſe Gleich⸗ 
ſtellung, die in jedem der beiden Länder nur für die eigenen 
Staatsbürger gewährt iſt, nicht auch den Staatsangehörigen 
des anderen Landes zu gewähren wäre. Bei dem übergroßen 
Umfang, den die Arbeitsloſigkeit in Oſterreich beſitzt, wäre 
ferner einer Beſchäftigung von Oſterreichern im Deutſchen 
Reiche, ungeachtet der auch dort — aber doch in geringerem 
Maße — vorhandenen Arbeitsloſigkeit, keine Schwierigkeit zu 
bereiten. Zumindeſt wäre nach dem Muſter der von der deut⸗ 
ſchen mit der franzöſiſchen Regierung geſchloſſenen Verein⸗ 
barung v. 13. Aug. 1928 über die Zulaſſung von Arbeit⸗ 
nehmern, die ſich beruflich fortbilden wollen, die Zulafſung 
einer möglichſt großen Zahl von Oſterreichern zur beruflichen 
Ausbildung in deutſchen Betrieben zuzulaſſen. 


Aufſätze. 


1. Arbeitsrecht. 


Genießen Steuerforderungen ein Vorrecht bei der 
Beſchlagnahme von Lohn und Gehalt der Privat- 
ungeſtellten? 

Die Beitreibung von Steuern erfolgt im Verwaltungszwangs⸗ 
verfahren, ſoweit Reichsſteuern in Frage kommen, nach den Vor⸗ 
ſchriften der RAbgDO., und ſoweit es ſich um Landesſteuern handelt, 
nach den Beſtimmungen der Landesgeſetze. Die Länder haben über 
die Pfändung von Arbeits⸗ oder Dienſtvergütung in ihren Geſetzen 
und Verordnungen über das Verwaltungszwangsverfahren teils gar 
keine Grundſätze aufgeſtellt, teils auf Beſtimmungen des Lohn⸗ 
beſchlc. Bezug genommen, größtenteils ſich dem Wortlaute oder 
Sinne des $ 342 RAbgch. angeſchloſſen. Dieſer erklärt: „Die Ver⸗ 
bote und Beſchränkungen, die für die Pfändung von Forderungen 
und Anſprüchen nach der ZPO. (88 850—852) und anderen reichs⸗ 
geſetzlichen Vorſchriften beſtehen, gelten auch für das Verwaltungs⸗ 
zwangsverfahren.“ — In allen dieſen Fällen findet daher in Er⸗ 
mangelung abweichender landesgeſetzlicher Vorſchriften das Lohn⸗ 
beſchlch. Anwendung, das als Nr. 1 in 8 850 ZRO. aufgenommen iſt. 


Von ſeinen Vorſchriften kommen in der zu erörternden Frage 
die 88 1 u. 4 Nr. 2 allein in Betracht. Während der grundlegende 
§ 1 und feine ergänzenden Verordnungen und Geſetze ein Verbot 
bzw. eine Beſchränkung des Rechtes auf Beſchlagnahme der Arbeits⸗ 
vergütung im allgemeinen enthalten, trifft 8 4 Nr. 2 eine ſpezielle 
Beſtimmung über die Beitreibung von Steuern und Abgaben. Dieſe 
lautet: 

„Das gegenwärtige Geſetz findet keine Anwendung 
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Der Wortlaut der Vorſchrift ſcheint ihnen Recht zu geben. 
Wenn das die Beſchlagnahme einengende Lohnbeſchlch. auf die Bei⸗ 
treibung von Steuern im gewiſſen Umfange „Reine Anwendung fin» 
den“ ſoll, ſo kann man zu der Annahme gelangen, daß wegen dieſer 
Steuern inſoweit der Zugriff ſchlechthin geſtattet ſei, wie es auch 
ſonſt allgemein der Fall iſt, wenn die Vorausſetzungen des 8 1 des 
Geſ. nicht vorliegen. — Dazu kommt, daß in Nr. 3 des 8 4 des Gel. 
die unbeſchränkte Lohnbeſchlagnahme wegen Unterhaltsforderungen 
für begrenzte Zeit geftattet iſt. 

Trotzdem darf die Nr. 2 nicht in dieſem Sinn ausgelegt were 
den. Der Wortlaut iſt, wie zuzugeben, nicht glücklich gewählt, und 
es bedarf der Zuhilfenahme ſeiner Begründung, um den wahren 
Sinn der Vorſchrift zu erkennen. Der Bericht der zur Be⸗ 
ratung des Lohnbeſchlcz. eingeſetzten Kommiſſion, die ziemlich wider⸗ 
willig unter dem Drucke einer ihr überreichten Denkſchrift des preuß. 
Finanzminiſteriums v. 16. März 1869, die Nr. 2 ſchuf, läßt ſich 
über den geſetzgeberiſchen Willen der Ausnahmebeſtimmungen des 8 4 
um allgemeinen wie folgt aus: „Es iſt nicht die Abſicht dieſes Ge⸗ 
ſetzes, für ſie ein Exekutionsrecht zu begründen. Man wählte des⸗ 
halb als Einleitung eine Wortſaſſung, welche unzweideutig die Herr⸗ 
ſchaft der Landesgeſetze fortdauern läßt. Wo und ſoweit man nach 
dem beſtehenden Rechte die Beſchlagnahme zukünftiger Löhne über⸗ 
haupt für unzuläſſig erachtet, wird dasſelbe nach der Annahme des 
Geſetzes auch für die hierin ausgenommenen Fälle gültig bleiben.“ 
Und es heißt ferner dort betr. der Nr. 2 im beſonderen: „Das 
Geſetz hat nicht die Aufgabe und ſoll auch nicht die Folge haben, 
as Steuerſyſtem der Einzelſtaaten erheblich zu beeinfluſſen und in 
eine abweichende Bahn zu zwingen... Ein Geſetz, welches die 
dringende Reform eines ſpeziellen Punktes des Zivilrechts bezweckt, 
150 nicht in das ſchwierige Gebiet der Staatsfinanzen ſich ver⸗ 
ren.“ 
es ſollte alſo durch die Nr. 2 des 8 4 nicht ein ſelb⸗ 
ſtändiges Pfändungsvorrecht geſchaffen, ſondern lediglich 
feſtgelegt werden, daß Lohnforderungen überhaupt nur wegen beſtimmten 
Steuern beſchlagnahmt werden dürfen, wenn anders die Lan⸗ 
es- oder jetzt auch Reichsgeſetze eine ſolche Pfän⸗ 
dung zulaſſen. Da aber die RAbgO. die nach der ZPO. be⸗ 
ſtehenden Verbote und Beſchränkungen von Forderungen ganz 
allgemein auch für das Verwaltungszwangsverfahren gelten läßt, 
do gibt fie zu erkennen, daß fie eine Ausnahmebeſtimmung 
ür die Lohnbeſchlagnahme nicht ſchaffen wollte; an⸗ 
Ele hätte es einer beſonderen dahingehenden Beſtimmung 

tft. 

Das gleiche gilt auch für die Landesgeſetze, deren keines 
eine vom 8 342 a. a. O. abweichende Vorſchrift enthalt, deren meiſte 
ogar eine dieſem Paragraphen wörtlich gleichlautende Beſtimmung 
aufgenommen haben. — Zu dieſen gehört die Pr VO. v. 16. März 
26 zur Abänderung der VO. v. 15. Nov. 1899, betr. das Ver⸗ 
waltungszwaugsverfahren wegen Beitreibung von Geldbeträgen. Die 
andlung, welche ihr maßgebender 8 46 im Laufe der Zeit er⸗ 
fahren hat, beweiſt, daß ſie es durchaus bei den Beſchränkungen be⸗ 
aſſen wollte, welche der Lohnbeſchlagnahme allgemein im Lohn⸗ 
beſchlcz. geſetzt find. In der urſprünglichen Faſſung der BD. v. 
15. Nov. 1899 lautete Abſ. 6 des 8 46: „Bezüglich der Zuläſſigkeit 
der Pfändung des Arbeits⸗ und Dienſtlohnes verbleibt es bei den 
eſtimmungen des RO. v. 21. Juni 1869.“ — Die abändernde VO. 
v. 1. Okt. 1919 beließ es im 8 46 hierbei, machte aber mit Bezug auf 
ie Beſtimmungen der inzwiſchen ergangenen VO. über Lohnpfändung 
b. 25. Juni 1919 den Zuſatz: „Die Vorſchriften der 88 1, 2, 6 
dieſer Vo. finden auf die Pfändung des Ruhegeldes der Perſonen, 
ie in einem privaten Arbeits⸗ und Dienſtverhältniſſe beſchäftigt 
geweſen ſind, entſprechende Anwendung.“ Damit brachte ſie deut⸗ 
ich zum Ausdrucke, daß der weitgehende Schutz, den 8 1 Lohnbeſchlch. 
zw. der ergänzenden VO. v. 25. Juni 1919 der Arbeitsvergitung 
erkennt, ihr den weſensgleichen Bezügen auch im Verwaltungs⸗ 
zoangsverfahren zuteil werden fol. — Alle weiteren abändernden BO. 
V VO. v. 15. Nov. 1899 (BD. v. 1922 u. 1923) belaſſen es bei dieſer 
orſchrift, paſſen nur den 8 46 den Anderungen der BD. über Lohn⸗ 
Hänbung „in ihrer jeweiligen Faſſung“ an, und die VO. vom 
a: März 1926, die nunmehr den Schlußſtein der ganzen Verord⸗ 
ungen über das Verwaltungszwangsverfahren bildet, zieht die gan⸗ 
zen, bisher einzeln in 8 46 aufgeführten, der Pfändung nicht unter⸗ 
iegenden Forderungen in die kurze, dem 8 342 g. a. O. gleich⸗ 
beitende Formel zuſammen. Sie beweiſt ſomit die Richtigkeit der 
eiden Vorſchriften gegebenen Auslegung. 
% Wenn nach dieſen Beſtimmungen auch „andere reichsgeſetzliche 
orſchriften! für die Beſchränkungen einer Forderungspfändung im 
in walkungszwangsperfahren in Betracht gezogen werden ſollen, ſo 
ic es abwegig, in der Nr. 2 des 8 4 Lohnbeihl®. eine ſolche Vor⸗ 
esch zu erblicken, welche ſelbſtändig über Umfang einer Lohn⸗ 
et hlagnahme wegen Steuern befinden ſoll. Die „anderen reichs⸗ 
ſindelchen Vorſchriften“, welche neben 88 850/52 ZED. Anwendung 
ton. ſollen, beziehen ſich gar nicht auf den Arbeits⸗ und Dienſt⸗ 
la ſondern auf andere in vielen Geſetzen verſtreute, der Be⸗ 
ſchlagnahme wegen beſtimmter Auſprüche zugängliche Bezüge, z. B.: 
geldel dementen und Unfallentſchadigungen nach der RVO., Ruhe⸗ 
er und Hinterbliebenenrenten nach dem ABG., Erwerbsloſen⸗ 


unterſtützungen, Fürſorgerenten und Entſchadigungen der im Wieder⸗ 
aufnahmeverfahren freigeſprochenen Perſonen und Entſchädigungen 
für unſchuldig erlittene Unterſuchungshaft. Auch wegen Steuern 
ſollen dieſe Bezüge in dem vorgeſchriebenen Umfange dem Zugriffe 
der Steuerbehörde unterliegen. 

Aus allem Vorhergeſagten ergibt ſich, daß die direkten perſön⸗ 
lichen Steuern und Abgaben — andere kommen nach 8 4 Nr. 2 
Lohnbeſchlc. nicht in Frage — nach dem jetzigen Stande der Geſetz⸗ 
gebung kein Vorrecht bei Beſchlagnahme der Arbeitsvergütung ge⸗ 
nießen. Dieſes Ergebnis erſcheint auch um deswillen zutreffend, weil 
die Bezüge der Beamten, Angehörigen der Wehrmacht, Geiſtlichen 
uſw. gem. § 850 ZPO. auch wegen Steuerforderungen, von Aus⸗ 
nahmen abgeſehen, der Beſchlagnahme nur beſchränkt unterliegen 
und eine unterſchiedliche Behandlung der einen und anderen Art 
von Dienſtvergütung weder beabſichtigt, noch heute angebracht 
fein kann. IR. Georg Meyer, Berlin. 


Aufwertung von Einlagen von Arbeitnehmern. 

Das erſte, dieſe für viele Tauſende von Arbeitnehmern der ver⸗ 
ſchiedenſten Gattungen hochwichtige Frage behandelnde Urteil iſt am 
13. April 1927 vom 1. 3. des RG. (RG. 117,34 JW. 1927, 
183717) ergangen. Es nahm mit dem BG. an, daß die in 8 65 
AufwG. für Einlagen von Arbeitnehmern bei ihren Arbeitgebern von 
der dort feſtgelegten Beſtimmung, wonach Anſprüche aus laufender 
Rechnung irgendwelcher Art nicht aufzuwerten ſind, gemachte Aus⸗ 
nahme nicht nur für körperliche Dienſte Leiſtende, ſondern für alle 
auf Grund wirklichen Dienſtvertrags irgendwelche Arbeit Leiſtende 
gilt. Es nahm aber auch ferner, ebenfalls in Übereinſtimmung mit 
dem BG., an, daß die Einlage des Kl. als Vermögensanlage 
i. S. des Aufm®. zu behandeln ſei und daher der Aufwertungsgrenze 
von 25% unterliege. Dagegen wich es von dem BG. inſofern zu⸗ 
gunſten des Kl. ab, als es die Aufwertung auch vor dem 15. Juni 
1922 gezogener Salden rückwärts zugeſtand bis zu einem Saldo, 
deſſen Berechnung nach Papiermark der Kl. trotz bereits begonnen 
geweſener Geldenkwertung billigerweiſe noch hinnehmen müſſe. 

Den ſich gegen die Annahme einer Vermögensanlage richtenden 
und den Anſpruch als einen ſolchen aus einem gegenſeitigen Vertrag 
bezeichnenden Rebiſionsangriff hatte das Urteil mit folgenden Aus⸗ 
führungen zurückgewieſen: Das Vertragsverhältnis (Dienſtvertrag) ſei 
beendigt, der Kl. habe unſtreitig ſeine bedungene Gegenleiſtung er⸗ 
halten. Jetzt handle es ſich nur noch um die Ausgleichung des Ver⸗ 
luſtes, den der Kl. durch die Geldentwertung an feinem bei dem Bell. 
angelegten Vertragsentgelt erlitten hat. Im gegenwärtigen Rechtsſtreit 
mache er keinen Anſpruch aus dem Dienſtvertrag, etwa auf Ge⸗ 
währung rückſtändiger Vergütung, geltend. Grundlage ſeines An⸗ 
ſpruchs ſei das Rechtsverhältnis, das durch vereinbarte und ent⸗ 
sprechend geführte laufende Rechnung gekennzeichnet werde. Und zwar 
verlange er billigen Ausgleich dafür, daß infolge des Währungsverfalls 
die buchmäßigen Abſchlüſſe für ihn einen unverhaltnismäßig viel ge⸗ 
ringeren Wert ergeben haben, als er ihm nach Treu und Glauben 
bei gerechter Abwägung der Belange beider Teile gebühre (8 242 BGB.). 
Schließe die laufende Rechnung, weil es ſich um eine Einlage des 
Arbeitnehmers beim Arbeitgeber handelt, die Aufwertung nicht aus, 
ſo gebe ſie doch den rechtlichen Beziehungen der Parteien zueinander 
eine neue Grundlage, nämlich die eines Anerkenntniſſes des Ab⸗ 
ſchluſſes als ſelbſtändigen Verpflichtungsgrund. Dieſes dem Saldo zu⸗ 
grunde liegende Anerkenntnis könne aber unter den Vorausſetzungen 
des 8 812 BCB. als ſachlich unrichtig und rechtlich grundlos wider⸗ 
rufen werden, was im vorl. Falle ſpäteſtens durch das mit der Klage 
geltend gemachte Verlangen der Aufwertung geſchehen ſei. 

Dieſe Ausführungen, denen der Gedanke einer Novation offenbar 
zugrunde liegt, find von mir (DStZ. 1927, 913) angegriffen worden. 
Was der Kl. geltend macht, ſei ein Anſpruch aus dem Dienſtvertrag. 
Was er auf Grund des letzten Saldos an Papiermark erhalten habe, 
ſei nur eine Teilleiſtung, auf deren Unvollſtändigkeit er ſich nach 
der Rſpr. des NG. auch trotz der Annahme als Erfüllung berufen 
kann. Auch wenn er dies nicht ausdrücklich geltend gemacht hat, ſo 
unterliege es doch keinem Zweifel, daß er mit der Klage den noch 
ausſtehenden Teil der Gegenleiſtung beanſpruchen will. Dieſe an ſich 
vorhanden geweſene Grundlage hätte zwar durch eine wirkliche Um⸗ 
ſchaffung, ein von beiden Parteien gewolltes Erſetzen des bisherigen 
Rechtsgrundes durch einen neuen, beſeitigt werden können. Dazu 
reiche aber das bloße Vorhandenſein eines laufenden Rechnungs⸗ 
verhältniſſes nicht aus. 

Ohne auf dieſe Bedenken einzugehen, hat in einem ganz ähnlich 
liegenden Falle der 3. 3 S. des RG. am 3. Juli 1928 ein Urteil 
erlaſſen (Ring 1928 Nr. 353), das ebenſo wie das erwähnte Urt. 
des 1. 38. und lediglich unter abgekürzter Wiedergabe der dort ger 
gebenen Begründung das Vorliegen einer Vermögensanlage i. S. des 
863 Abſ. 1 Aufw G. unter Ablehnung eines Anſpruchs aus dem 
(beendigten) Dienſtvertrag annimmt. Leider aber hat der 3. 38. 
— ohne daß ihm wohl ein Vorwurf daraus wird gemacht werden 
Können — offenbar nicht gewußt, daß vom 1. 38. bereits am 
9. und 12. Mai 1928 (Ring 1928 Nr. 267, das letztere Urt. auch 
JW. 1928, 180118) zwei Urteile ergangen find, die zum entgegen⸗ 
geſetzten Ergebnis gelangen. Während der Senat ſich im erſteren der 
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beiden Urteile von der in dem Urt. v. 13. April 1927 vertretenen 
Auffaſſung anſcheinend noch nicht völlig hat loslöſen können, viel⸗ 
mehr — allerdings mit m. E. wenig überzeugenden Gründen — eine 
andere Lagerung des Sachverhältniſſes annimmt, kann das zweite 
Urteil nicht anders verſtanden werden als eine klare Aufgabe des 
früheren Standpunktes. Das erſtere Urteil arbeitet zwar noch mit 
dem Gedanken der durch die Ziehung des Saldos und deſſen An⸗ 
erkennung („in gewiſſer Ahnlichkeit mit einer Novation“) geſchaffenen 
neuen Grundlage für die Forderung des Gläubigers. Daran ſchließt 
es aber den Satz, daß, wenn durch die zuläſſige Kondiktion des An⸗ 
erkenntniſſes dieſe Grundlage fortfällt, nichts übrig bleibe als daß 
die Anſprüche des Kl. aus dem Dienſtvertrag, die ihm ſeinerzeit 
gutgeſchrieben wurden, ſeinen Abhebungen und anderen Belaſtungen 
rechnungsmäßig gegenübergeſtellt ſeien. Dann ſei die Eigenart des 
Guthabens als einer Forderung aus einem gegenſeitigen Vertrage, 
dem Dienſtvertrag, nicht verlorengegangen, und es liege ſomit der 
die Annahme einer Vermögensanlage ausſchließende Tatbeſtand des 
863 Abſ. 3 AufwG. vor, jo daß die Beſchränkung auf 25% nicht 
Platz greife. 

Alſo keine Wiederaufnahme des der wirklichen Sachlage nicht 
gerecht werdenden — aber vom 3. 3S. aufgenommenen — Ge⸗ 
a der Kl. mache keinen Anſpruch aus dem Dienſtvertrag 
geltend. 

Weiter geht das zweite Urteil (v. 12. Mai 1928) inſofern, als 
es dieſes Ergebnis nicht nur inſoweit gelten laſſen will, als der 
Widerruf des jeweiligen Saldoanerkenntniſſes wirkſam iſt, ſondern 
auch darüber hinaus. Denn auch die vom Widerruf des Saldo⸗ 
anerkenntniſſes nicht berührten Saldopoſten betreffen, wie es erklärt, 
Anſprüche, die aus einem gegenſeitigen Vertrag als ihrer unmittel⸗ 
baren Grundlage hervorgegangen ſind. Derartige Anſprüche ſeien aber 
in entſprechender Anwendung von § 63 Abſ. 3 AufwG. nicht als Ver⸗ 
mögensanlage i. S. des Aufwß. anzufehen. 

Der Umſtand, daß der 3. 35. bei Erlaß feines Urt. v. 3. Juli 
1928 die beiden am 9. und 12. Mai 1928 ergangenen, aber erſt in 
Nr. 26 der Ringſchen Rſpr. v. 28. Juni 1928 zuerſt veröffentlichten 
Urteile des 1. ZS. nicht kannte, führt zu einem eigenartigen Er⸗ 
gebnis. Hätte der 3. ZS. von einer dieſer beiden Entſch. des 1. 38. 
Kenntnis gehabt, jo hätte gem. 8 136 GVG. ſeine Entſch. nicht ohne 
Anrufen der Ver3ZS. ergehen dürfen. Will jetzt bei wieder vor⸗ 
kommendem Falle der 1. 3S. auf dem mit den beiden Urteilen 
eingeſchlagenen, m. E. allein richtigen Wege verbleiben, ſo wird er 
infolge jener Unkenntnis des 3. 3 S. zu der Anrufung der VerdS. 
genötigt fein, die ſonſt dem 3. ZS. obgelegen hätte. Aber auch dieſer 
wird vorkommendenfalls, obwohl ſein Urteil das jüngere iſt, den 
horror pleni überwinden müſſen, will er auf feiner Entſch. beharren. 

Reichsgerichtsrat a. D. Simonſon, Leipzig. 


2. Verfahren. 
Die Julaſſung der Rechtsanwälte im Koſtenfeſtſetzungs⸗ 
verfahren vor dem Arbeitsgericht. 
li 


Die aus der Überfchrift erfichtliche Streitfrage kann als Schul» 
beiſpiel dafür bezeichnet werden, daß bei allen ernſteren rechtlichen 
Meinungsverſchiedenheiten mehrere in ſich geſchloſſene Anſichten 
logiſch⸗juriſtiſch vertreten werden können, und daß die Entſch. 
zwiſchen den entgegengeſetzt gegebenen Entſcheidungsmöglichkeiten 
ſelbſt logiſch⸗juriſtiſch zwingend nicht erwieſen werden kann. Die 
Frage iſt aber auch ein Beweis dafür, daß das Geſetz in aller 
Regel nicht alle in Betracht kommenden, ſelbſt ſogar nicht immer 
naheliegenden Fragen klar entſcheidet, daß ſein Wortlaut vielmehr 
für die entgegengeſetzten Anſichten eine Grundlage bietet, zu der 
letzten Endes nur aus dem Geiſt des Geſetzes ſelbſt heraus, wie 
wir ihn verſtehen, Stellung genommen werden kann. 

Natürlich ſtehen ſich in Rſpr. und Schrifttum die beiden mög⸗ 
lichen Anſichten gegenüber, nach der ein Anwalt vor dem ArbG. 
auch nicht im Koſtenfeſtſetzungsverfahren vertreten darf, und die 
andere Anſicht, nach der dieſes zuläſſig ſein ſoll. Die erſterwähnte 
Anſicht kann ſich zweifellos auf den Wortlaut des Geſetzes be⸗ 
rufen und geltend machen, daß das Koſtenfeſtſetzungsverfahren ein 
Verfahren vor dem ArbG. iſt, und daß vor dieſem Gericht die 
Rechtsanwälte ganz allgemein, alſo auch für ein ſchriftliches Ver⸗ 
fahren, als das ja die Koſtenfeſtſetzung in erſter Linie, man darf 
wohl ſagen faſt ausſchließlich, in Frage kommt, ausgeſchloſſen 
ſind. Dieſer Ausſchluß ſei ſo allgemein, daß er keine Ausnahme 
kenne, und daß deshalb auch keine Ausnahme im Koſtenfeſtſetzungs⸗ 
verfahren gemacht werden könne und dürfe. Dieſen Standpunkt 
hat das LArbch. Altona im Beſchluß v. 12. April 1928: Rſpr. i. 
Arb. 1928, 247, vertreten. 

Demgegenüber ſteht die Anſicht des LAGE. Frankfurt a. M. an 
gleicher Stelle S. 343. Seine Gründe will ich hier der Kürze halber 
als bekannt vorausſetzen. 

Der Standpunkt des LArbch. Frankfurt a. M. läßt ſich aber 
noch näher begründen, wenn die Frage geprüft und entſchieden 
wird, ob der in Betracht kommende § 11 Abſ. 1 Halbſ. 1 von Satz 1 


ArbGG. durch den Abſ. 2 eingefchränkt wird oder nicht. Der Wort⸗ 
laut des erwähnten erſten Halbſatzes ſchließt die Rechtsanwälte vor 
den ArbG, jo ſcheint es, abſolut aus. Der Wortlaut des 8 11 
Abſ. 2 Satz 1 ArbGG. läßt die Anwälte vor den Arbeitsgerichts⸗ 
behörden zweiter und dritter Inſtanz uneingeſchränkt zu, vor 
denen dritter Inſtanz ſogar ausſchließlich gegenüber den Verbands⸗ 
vertretern. Die Frage iſt zu entſcheiden, ob die Zulaſſung vor den 
Arbeitsgerichtsbehörden zweiter und dritter Inſtanz nicht auch Nach⸗ 
wirkungen für das Koſtenfeſtſetzungsverfahren in ſich ſchließt. Es 
iſt hier der allgemeine Rechtsgrundſatz zu prüfen, ob demjenigen, 
dem das Geſetz eine Befugnis in weiteſtgehendem Maße einräumt, 
nicht auch die geringeren Befugniſſe eingeräumt werden, die zur 
letzten Wahrnehmung der gewährten Befugniffe unumgänglich ſind. 
Das RG. (NS. 56, 14) hat den Grundſatz mit folgenden 
Worten anerkannt: 

„Zu demſelben Ergebniſſe führt die Erwägung, daß nach all⸗ 
gemeinen Rechtsgrundſätzen die vom Geſetz einer natürlichen oder 
juriſtiſchen Perſon verliehene Befugnis, von einem Dritten eine 
Leiſtung zu verlangen, ohne weiteres das Recht in ſich ſchließt, die 
zur Herbeiführung dieſer Leiſtung erforderlichen Handlungen vor⸗ 
zunehmen, ſoweit ſie nicht mit anderen Geſetzen in Widerſpruch 
ſtehen. Nun iſt den Gemeinden in $ 13 KommAbgG. das Recht zur 
Erhebung indirekter Steuern innerhalb der durch die RGeſ. ger 
zogenen Grenzen verliehen und nach § 15 ausdrücklich die Be⸗ 
ſteuerung von Luſtbarkeiten geſtattet. Sie müſſen daher auch für 
befugt erachtet werden, innerhalb der reichs⸗ und landesgeſetz⸗ 
lichen Schranken alle die Maßnahmen zu treffen, die ihnen zur 
Durchführung des Beſteuerungsrechts nützlich und notwendig er⸗ 
ſcheinen.“ 

Auf den vorliegenden Fall angewandt, heißt dies, daß der 
Anwalt für befugt erachtet werden muß, innerhalb der ihm ob⸗ 
liegenden Aufgaben vor dem LArbGh. und RArbcg. die Maßnahmen 
zu treffen, die ihm zur Durchführung dieſes Vertretungsrechtes 
nützlich und notwendig erſcheinen. 

Die von Volkmar in der Anm. zu der obenerwähnten 
Entſch. des AUG. Frankfurt a. M. geltend gemachten Geſichts⸗ 
punkte ſind formaliſtiſch und greifen nicht durch: Denn der Fall, 
daß im Koſtenfeſtſetzungsverfahren eine mündliche Verhandlung 
über die Koſten angeordnet und durchgeführt wird, iſt mir noch nie 
vorgekommen und dürfte auch eine praktiſch nicht in Betracht 
zu ziehende, rein konſtruktive Möglichkeit fein. Tritt dieſer ganz 
unwahrſcheinliche Fall wirklich wider alle Erfahrung und Er⸗ 
wartung einmal ein, ſo mag für ihn bei der mündlichen Ver⸗ 
handlung der Anwalt ausgeſchloſſen ſein. Freilich hätte ich auch 
in einem ſolchen Falle, in dem es ſich doch ausſchließlich um an⸗ 
waltliche Dinge handelt, nämlich die Höhe der Anwaltskoſten, 
keine Bedenken, den Anwalt zuzulaſſen. Denn Sinn und Zweck der 
ſtreitigen Vorſchrift iſt, wie ich in meinen Ausführungen in Pott⸗ 
hoffs „Arbeitsrecht“ Mai⸗ und Juninummer 1928 dargelegt habe, 
die kollektiviſtiſche Struktur der Arbeitsſtreitigkeit bei der Prozeß⸗ 
vertretung in der erſten Inſtanz vor dem ArbG. zu wahren. Bei 
einem Streit über die Koſten kommen aber kollektiviſtiſche Beziehungen 
der Parteien des Arbeitsvertrages überhaupt nicht in Frage. 

Die Auswahl unter den beiden möglichen Anſichten iſt nicht 
nach Rechts⸗ und Auslegungsgrundſätzen möglich, weil beide jede 
der beiden Anſichten rechtfertigen können. Wer für den kol⸗ 
lektiviftifchen Geiſt in der Arbeitsgerichtsbarkeit von der Zulaſſung 
eines Rechtsanwaltes im Koſtenfeſtſetzungsverfahren vor dem Arbch. 
nichts befürchtet, kann auch ernſtlich dieſe Zulaſſung nicht ab⸗ 
lehnen, und wird deshalb den hier vorgetragenen Gründen oder 
denen des LArbch. Frankfurt a. M. zuſtimmen. Wer dagegen 
ſolche Befürchtungen hegt, und dem Teufel aus großer Vorſicht 
nicht den kleinſten Finger reichen will, wer alſo die Reinerhaltung 
des arbeitsgerichtlichen Verfahrens erſter Inſtanz von jeder an⸗ 
waltlichen Tätigkeit im Intereſſe der kollektiviſtiſchen Ziele des 
§ 11 ArbGG. für geboten erachtet, wird den Anwalt im Koſten⸗ 
feſtſetzungsverfahren vor dem ArbG. nicht zulaſſen können und 
dürfen. Ich perſönlich glaube nicht, daß zu ſolchen Befürchtungen 
irgendein Anlaß vorliegt. Ich halte das ganze Koſtenweſen ein⸗ 
ſchließlich dem Koſtenfeſtſetzungsverfahren, ſoweit es ſich eben dabei 
um Einziehung von feſtſtehenden Koſten handelt, für ein Gebiet, 
das außerhalb der eigentlichen Spannungen des Arbeitsrechtes liegt, 
und möchte deshalb der Zulaſſung von Rechtsanwälten im Koſten⸗ 
feſtſetzungsverfahren vor den Arbch. das Wort reden, auch deshalb 
das Wort reden, weil es den praktiſchen Bedürfniſſen entſpricht, 
während die entgegengeſetzte Anſicht unerwünſchte Umſtändlichkeiten 
und Verzögerungen mit ſich bringt. 

Für dieſe Stellungnahme ſprechen übrigens auch die richtigen 
Ausführungen Walders und Wörmbckes: JW. 1928, 2773 ff.: 
wenn das Geſetz ſelbſt dem Teufel in den beiden von beiden dar⸗ 
gelegten Fällen den kleinen Finger bereits gereicht und in ihnen den 
Anwalt vor dem ArbG. zugelaſſen hat, ſogar in der Beweisaufnahme, 
ſo ſollten doch gegen das minus einer Zulaſſung des Rechtsanwalts 
im Koſteufeſtſetzungsverfahren die Bedenken zurückgeſtellt werden. 

Dr. Ludwig Bendix, Berlin. 
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II. 


K Auf Grund des 8 11 Arbczch. iſt es ſtreitig geworden, ob der 
in der BerInſt. vor dem LArbG. tätig gewordene Rechtsanwalt die 
Feſtſetzung feiner Koſten beim Arbch. betreiben kann. Vor Inkraft⸗ 
kreten des Arbcßch. konnte dieſe Frage, trotzdem die Anwälte auch 
vor den Gew. und Kaum. ausgeſchloſſen waren, nicht auf⸗ 
tauchen, da nach § 60 Gewcch. und § 16 Kaufm. die Feſt⸗ 
ſetzung der Koſten der Ber nſt. durch das L. erfolgte. 

Die Unzuläſſigkeit der Mitwirkung von Anwälten wird von 

olkmar in zwei Anm. zu in der Rſpr. i. Arbe. veröffentlichten 
Landesarbeitsgerichtsbeſchlüſſen vertreten (1928, 249, 344). Volk⸗ 
mar ftüßt ſich hierbei — wie noch gezeigt werden wird, zu Uln⸗ 
recht — auf einen Beſchluß des LALbG. Altona v. 12. April 1928 
(a. a. O. S. 247 f.). In dem dort entſchiedenen Falle handelte es 
ſich darum, daß ein urſprünglich beim AG. anhängig geweſener 
Prozeß zuſtändigkeitshalber an das Arbch. verwieſen und von 
dieſem rechtskräftig entſchieden iſt. Der vor dem AG. tätig ge⸗ 
weſene Anwalt betrieb die Feſtſetzung feiner Koſten beim Arbch. 
Der von dem Anwalt geſtellte Koſtenfeſtſetzungsantrag iſt mit 
Recht als unzuläſſig abgewieſen worden, da hier die Feſtſetzung 
auf Grund des Urteils eines Arbcß. begehrt wurde. Es muß 

olkmar darin zugeſtimmt werden, daß der Ausſchluß der An⸗ 
wälte in der erſten arbeitsgerichtlichen Inſtanz ſich nicht auf die 
mündliche Verhandlung beſchränkt, ſondern ſich auch auf ſchrift⸗ 
liche Eingaben und Anträge erſtreckt. 

Die zweite von Volkmar beſprochene Entſch. iſt ein Beſchl. 
der erſten Kammer des L ArbGG. Frankfurt a. M. v. 21. Juni 1928 
(a. a. O. S. 343). Der bei dem LALGG. tätig geweſene Berufungs- 
anwalt der obſiegenden Partei hatte beim Arb®. die Feſtſetzung 
ſeiner Koſten in einem von ihm unterzeichneten Geſuche beantragt. 
Das ArbG h. hatte den Antrag als unzuläſſig abgewieſen. Das 
LArbch. hat der ſofortigen Beſchwerde ſtattgegeben und die Koſten 
feſtgeſetzt. Die Angriffe Volkmars gegen dieſes Urteit werden 
von dem Vorſitzenden der Kammer LGDir. Aſchaffenburg im 
Novemberheft des „Arbeitsgerichts“ bekämpft. 

M. E. iſt der Auffaſſung Aſchaffenburgs und des LArbch. 
Frankfurt a. M. zuzuſtimmen. Dieſe Auffaſſung ſteht auch im Ein⸗ 
klang mit der überwiegenden Auffaſſung aller ArbGG. Der Aus⸗ 
ſchluß der Rechtsanwälte im arbeitsgerichklichen Verfahren erſtreckt 
ſich nur auf die erſte Inſtanz (vgl. die Komm. 3. Arbchch, von 
Flatow⸗Joachim, 9 11 Anm. 3; Derſch⸗Volkmar, 3. Aufl., 
511 Anm. 2 und Held⸗Lieb⸗Gift, 811 Anm. 2). Die Bee 
treibung der DE durch den Berufungsanwalt erfolgt 
nicht auf Grund einer erſtinſtanzlichen, ſondern auf Grund der für 
die Beränft. erteilten Vollmacht. Wie Stein⸗Jonas (30. 
12. Aufl., 881 III 1) mit Recht hervorheben, iſt es für den Um⸗ 
fang der Vollmacht grundſätzlich unerheblich, ob die Handlung vor 

eginn oder nach Beendigung des Rechtsſtreits vorgenommen wird. 
Aus der Tatſache, daß die Prozeßvollmacht nach 881 380. ſich 
auf die Empfangnahme der vom Gegner zu erſtattenden Prozeß⸗ 
koſten erſtreckt, und daß nach 8 105 ZPO. die Koſtenfeſtſetzung be⸗ 
reits im Urteile erfolgen kann, ergibt ſich ohne weiteres, daß die 
Prozeßvollmacht auch das Koſtenfeſtſetzungsverfahren umfaßt. 

Mit Recht hebt das LArbch. Frankfurt a. M. a. a. O. hervor, 
daß das Koſtenfeſtſetzungsverfahren ein ſelbſtändiges Nachverfahren 
iſt, daß ferner die Zuweiſung desſelben für ſämtliche Inſtanzen an 
das erſtinſtanzliche Gericht eine reine Zweckmäßigkeitsfrage iſt, und 
aß der Urkundsbeamte der Geſchäftsſtelle des ArbG., ſoweit er 
zur Feſtſetzung der Koſten der Beränft. berufen iſt, gewiſſermaßen 
als Beauftragter der höheren Inſtanz handelt. 

Volkmar iſt demgegenüber der Auffaſſung, daß die hier 
vertretene Anſicht ſich mit dem Willen des Geſetzgebers in Wider⸗ 
ſpruch ſetze. Dies könnte man nur dann annehmen, wenn man 
unterſtellt, daß der Geſetzgeber von der Abſicht geleitet geweſen 
ei, die Parteien und ihre Rechtsanwälte zu ſchikantieren. Über den 

ilfen des Geſetzgebers dürften am beiten Flatow und $o- 
achim unterrichtet ſein, die ja an der Ausarbeitung des ArbchG. 
Aaßgebend mitgewirkt haben. Dieſe führen in ihrem Komm. in 
um. 1 letzter Abſatz zu $ 11 ArbGG. über den Willen des Geſetz⸗ 
gebers folgendes aus: * 
„Der Ausſchluß der Rechtsanwälte im arbeitsgerichtlichen Ver⸗ 
fahren des erſten Rechtszuges erfolgte, um die Unmittelbarkeit der 
erhandlung möglichſt zu ſichern, und um eine ſoziale Ungleichheit 
er Parteien im Verfahren vor dem Arbch, die aus den ver⸗ 
ſchiedenen wirtſchaftlichen Möglichkeiten der Parteien in bezug auf 
eber eines Rechtsanwalts erwachſen könnte, zu ver⸗ 

S 
d Daß die hier vertretene Auffaſſung weder die Unmittelbarkeit 
tes. Verfahrens gefährdet, noch eine ſoziale Ungleichheit der Par⸗ 
eien begünſtigt, bedarf wohl keiner Darlegung. Im Gegenteil, der 
ſeſchüftsgewandte Arbeitgeber wird eher in der Lage ſein, die Feſt⸗ 

bung der ihm erwachſenen Anwaltskoſten zu betreiben als der 
geſchäftsungewandte Arbeiter. 
a Nach 8 124 RO. ſteht dem im Armenrecht beftellten Rechts⸗ 
di walt das Recht zu, feine Gebühren und Auslagen von dem in 
e Prozeßkoſten verurteilten Gegner beizutreiben. Es iſt unbe⸗ 
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ſtritten, daß er zu dieſem Zweck auch die Feſtſetzung ſeiner Koſten 
im eigenen Namen betreiben kann. Nach Volkmars Auffaſſung 
wäre der vom LArbch. beſtellte Armenanwalt bezüglich der Feſt⸗ 
ſetzung und Beitreibung ſeiner Koſten ganz auf die Gnade ſeines 
Mandanten angewieſen. 

Auch im übrigen würde die Anerkennung der Auffaſſung 
Volkmars zu ganz unerträglichen Konſequenzen führen. Die 
Partei iſt regelmäßig überhaupt nicht in der Lage die Koſten zu 
berechnen und den Anſatz zu begründen. Die Folge wäre alſo eine 
ungeheure Mehrbelaſtung der ArbGG. mit überflüſſigen Rückfragen. 
Es iſt in der Praxis nicht ſelten, daß die Arbeitnehmerpartet aus 
einer großen Anzahl von Perſonen beſteht. Ich habe ſelbſt eine An⸗ 
zahl arbeitsrechtlicher Prozeſſe geführt, bei welchen auf der einen 
Seite Hunderte von Arbeitern als Partei beteiligt waren. Oft wer⸗ 
den auch eine ganze Anzahl Einzelprozeſſe verſchiedener Arbeit⸗ 
nehmer gegen denſelben Arbeitgeber vom Gericht verbunden. In 
ſolchem Falle müßte nach der gegneriſchen Auffaſſung das Koſten⸗ 
feſtſetzungsgeſuch von allen Arbeitern ſelbſt unterzeichnet werden, 
falls dieſelben nicht durch eine von allen Beteiligten unterzeichnete 
Vollmacht einen von ihnen bevollmächtigen. Der Koſtenfeſtſetzungs⸗ 
beſchluß müßte allen beteiligten Arbeitern zugeſtellt, alſo u. U. in 
Hunderten von Exemplaren ausgefertigt werden. In der Praxis 
würde ſich die Sache meiſt ſo geſtalten, daß der Arbeiter ſich das 
Geſuch von feinem Berufungsanwalt entwerfen laſſen würde, wo⸗ 
für dieſer Gebühren liquidieren kann, die der Arbeitnehmer von 
dem unterlegenen Arbeitgeber nicht erſetzt erhält. 

Gerade im arbeitsgerichtlichen Verfahren ſieht der Berufungs⸗ 
anwalt des Arbeitnehmers ſich haufig mit Rückſicht auf die ge⸗ 
ringe Zahlungsfähigkeit ſeiner Partei veranlaßt, von der Ein⸗ 
forderung des vollen Gebührenvorſchuſſes Abſtand zu nehmen, wenn 
er die Ausſichten des Prozeſſes günſtig beurteilt und damit rechnen 
kann, ſeine Gebühren von der Gegenſeite beizutreiben. Wenn der 
Anwalt vom Koſtenfeſtſetzungsverfahren ausgeſchloſſen wird, wird 
er ſchwerlich in der Lage ſein, dies Entgegenkommen zu üben. 

Die hier bekämpfte Auffaſſung würde alſo in der Praxis zu 
unerfreulichen und unvernünftigen Konſequenzen führen. Wenn 
der Wortlaut des Geſetzes zu Zweifeln Anlaß gibt, muß diejenige 
Auslegung gewählt werden, die zu vernünftigen Ergebniſſen führt. 

RA. Dr. Siegfried Weinberg, Berlin. 


Zur Frage der Zuſtändigkeit der Arbeitsgerichte für die 
Prozeſfſe der Bandlungsagenten. 

Wer gehofft hat, daß nach dem Inkrafttreten des ArbG. 
der alte Streit um die fachliche Zuſtändigkeit bez. der Rechts⸗ 
ſtreitigkeiten der Handlungsagenten zur Ruhe kommen würde, hat 
ih arg getäuscht. Waren früher die Fälle ſtrittig, in denen nicht 
genau feſtzuſtellen war, ob jemand als Handlungsagent oder als 
Handlungsgehilfe, alſo als ſelbſtändiger Kaufmann gem. 81 
Riff. 7 HB. oder als abhängiger Angeſtellter gem. 88 59 ff. HGB. 
anzuſehen war, ſo dreht ſich der Streit jetzt hauptſächlich um die 
Frage, ob der Handlungsagent ſelbſtändiger Kaufmann oder ob er 
arbeitnehmerähnliche Perſon i. S. des 8 5 ArbG. iſt. Das 
RArbGh. hat verſchiedentlich zu dieſer Frage Stellung genommen. 
So hat es in einem Urt. v. 21. März 1928 (RAG 21/28: abgedr. 
bei Bensh. Samml. Bd. II Heft 4) entſchieden, daß ein Stadt⸗ 
reiſender in der Regel nicht Handlungsagent, ſondern Handlungs⸗ 
gehilfe ſei, im Urt. v. 14. März 1928 (RAG 82/27: RArbch. I, 
252 ff.) hat es ausgeführt, daß für die Abgrenzung zwiſchen dem 
Handlungsgehilfen⸗Dienſtvertrag und dem Agenturverkrag in erſter 
Linie das Maß der perſönlichen Selbſtändigkeit entſcheidend iſt, 
das das Vertreterverhältnis dem Vertreter belaſſe. Schließlich hat 
das RArbcg. ſich eingehender mit der Frage im Urt. v. 10. Aug. 
1928 (RAG 74/28, zur Zeit noch unveröffentl.) befaßt und dort 
zunächſt ausgeführt, daß es nicht zweifelhaft ſein könne, ob der 
Handlungsgehilfe i. S. von 8 84 HGB. als ſelbſtändiger Kaufe 
mann anzuſehen ſei, wohl aber, ob er unter Umſtänden zu den 
arbeitnehmerähnlichen Perſonen i. S. von 85 ArbGch gehöre, ſo⸗ 
mit der Zuſtändigkeit der Arbc). unterworfen ſei und daß man bei 
Prüfung dieſer Frage den 8 5 ArbchG. nicht eng⸗, ſondern weit⸗ 
herzig auszulegen habe. Über dieſe Erwägungen hinaus hat aller⸗ 
dings das RArbch. in dieſem Urteil ebenſowenig wie in den 
früheren obenzitierten Entſch. grundſätzlich Stellung zu der Frage 
genommen und es insbeſ. unterlaſſen, allgemeine Richtlinien für 
die Betrachtung des Problemes aufzuſtellen. Das NArbch. hat viel⸗ 
mehr auch in dieſer Entſch. ausdrücklich betont, daß die Frage 
ſtets von Fall zu Fall unter Berückſichtigung der beſonderen vor⸗ 
liegenden Umſtände zu betrachten iſt. So bedauerlich dieſe aus⸗ 
weichende Haltung des RArbch. in dieſem Urteile iſt, ſo ſehr be⸗ 
greiflich iſt ſie um deswillen, weil es ſich in dieſem konkreten 
Falle um einen Reiſenden handelte, der zunächſt gegen feſtes Ge⸗ 
halt angeftellt war, ſpäter dann aber auschließlich auf Proviſſon 
geſtellt wurde, ohne daß ſich indeſſen der ſonſtige Inhalt ſeines 
Dienſtvertrages änderte. Es iſt ohne weiteres klar, daß dieſer 
Handelsvertreter ſich in einem ſtarken perſönlichen Abhängigkeits⸗ 
verhältnis zu ſeinem Auftraggeber befindet und infolgedeſſen aller⸗ 
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dings als „arbeitnehmerähnliche Perſon“ i. S. von 8 5 Xrb6®. 
anzuſehen iſt, auch wenn man nicht die vom RArbG. in dem Urteile 
vertretene Auffaſſung teilt, daß 8 5 möglichſt weit auszulegen ſei. 


Die Entſch. des RArbcß. haben demnach nicht allzuſehr zur 
Klärung und Löſung des Problems beigetragen. Auch das ſonſt 
vorliegende Material iſt nicht ſehr reichhaltig und erſchöpft ſich 
mehr oder weniger in allgemeinen Betrachtungen. Die Literatur 
und die Rſpr. ſind noch zu keinen einheitlichen Ergebniſſen ge⸗ 
kommen. Einverſtändnis herrſcht lediglich darüber, daß es nicht 
auf die äußere Bezeichnung „Angeſtellter“, „Reiſender“, „Ver⸗ 
treter“, „Handlungsagent“ oder ähnliche ankommt, ſondern, wie 
auch in dem obenzitierten Urt. des AG. v. 10. Aug. 1928 
ausgeführt iſt, auf das Maß der perſönlichen Abhängigkeit. Dieſe 
perſönliche — nicht ſo ſehr die wirtſchaftliche — Abhängigkeit iſt 
das Kriterium dafür, ob jemand als ſelbſtändiger Kaufmann oder 
als „arbeitnehmerähnliche Perſon“ anzuſehen iſt, ob für die Entſch. 
von Streitigkeiten aus einem ſolchen Vertragsverhältnis mit dem 
Auftraggeber die ordentlichen Gerichte oder die ArbG. u 
find. In einem Beſcheide des RArb . v. 31. Dez. 1925 (Ng ArbR. 
1926 Sp. 303) wird ausgeführt, daß die Frage, ob eine Perſon zu 
den „arbeitnehmerähnlichen Perſonen“ gehört, nur bei genauer 
Kenntnis ihrer Stellung im Erwerbsleben zu entſcheiden iſt und 
daß durch § 5 Satz 2 ArbGG. nur ſolche Perſonen erfaßt werden 
ſollen, die ſich in einer wirtſchaftlich unſelbſtändigen, „arbeit⸗ 
nehmerähnlichen“ Stellung befinden. Es kommt alſo, wie bereits 
geſagt, ſtets auf die beſonderen Umſtände des Falles an, allgemeine 
Grundſätze können nicht aufgeſtellt, es können lediglich Richtlinien 
gegeben werden. Volkmar führt unter Berufung auf NG. 98, 155 
in einem Aufſatze (ArbG. 1927 Sp. 151 f.) aus, daß für die An⸗ 
wendung des 85 Satz 2 ArbG. auf Agenten hauptſächlich Grenz⸗ 
fälle in Betracht kämen, in denen die Selbſtändigkeit i. S. des 
§ 84 HGB. zweifelhaft ſei, oder ſolche, in denen die organi⸗ 
ſatoriſche Loslöſung des Agenten aus dem Betriebe ſeiner Geſell⸗ 
ſchaft eine nur äußerliche ſei; die wirtſchaftliche Abhängigkeit 
müſſe einen ſolchen Grad erreicht haben, daß, wirtſchaftlich be⸗ 
trachtet, der betr. Agent ſeinem Auftraggeber gegenüber einem 
Angeſtellten gleich erſcheine. Jacuſiel kommt in DhHandes⸗ 
vertreterz. v. 7. Sept. 1927 zu dem Ergebnis, daß Handels⸗ 
vertreter niemals „arbeitnehmerähnliche Perſonen“ ſeien, weil ſie 
niemals eine rechtliche oder wirtſchaftliche Bindung eingehen, die 
ſie der Herrſchaft eines Arbeitgebers, ähnlich wie einen Arbeit⸗ 
nehmer, unterwirft. In DHandelsvertreterg. 1928 Nr. 5 gelangt 
LG·Dir. Kerſting nach eingehender Unterſuchung zu dem Er⸗ 
gebnis, daß ein Handelsvertreter ein ſelbſtändiger Kaufmann ſei, 
deſſen wirtſchaftliche Abhängigkeit in der Regel nicht ein ſolches 
Maß erreicht, daß er eines beſonderen Schutzes in ſozialer Hinſicht 
bedürfe. Dr. Baumbach ſtellt in feinem Komm. z. ArbG. 
(Anm. 4 zu 8 5) auf Dauer und Regelmäßigkeit der zwiſchen den 
Parteien eingegangenen Bindung ab und ſpricht von einem Quaſi⸗ 
arbeitsverhältnis der „arbeitnehmerähnlichen Perſon“. Schminke⸗ 
Sell nennen das Dienſtverhältnis der „arbeitnehmerähnlichen 
Perſon“ eine dienſtvertragähnliche Arbeit (Anm. 9 zu $ 5 Arb ch.). 
Derſch⸗Volkmar rechnen (Anm. 3a zu 85 ArbGG.) die Pro⸗ 
viſionsreiſenden zu den „arbeitnehmerähnlichen Perſonen“, nicht 
aber die Handlungsagenten, die in der Regel ſelbſtändiger ſeien. 
Jedenfalls kommen alle Kommentatoren zu dem Ergebnis, daß es 
immer auf das in dem beſonderen Falle jeweils beſtehende Maß 
perſönlicher und wirtſchaftlicher Abhängigkeit des Handelsver⸗ 
treters ankommt, und zwar muß das Maß der perſönlichen Ab⸗ 
hängigkeit das der wirtſchaftlichen Abhängigkeit überwiegen. Auch 
die Zahlung eines beſtimmten Speſenzuſchuſſes oder die Garantie 
eines beſtimmten Verdienſtes aus Proviſionen begründet noch keine 
ſo ſtarke wirtſchaftliche Abhängigkeit, um der betr. Perſon den 
Charakter einer arbeitnehmerähnlichen Perſon zu geben. Wann 
dieſer durch die perſönlichen Umſtände begründet iſt, welches Maß 
perſönlicher Abhängigkeit insbeſ. hierfür erforderlich iſt, darüber 
weichen die Urteile der einzelnen Gerichte in erheblichem Maße von⸗ 
einander ab. So hat beiſpielsweiſe das LArbch. Frankfurt a. M. 
(Urt. v. 27. Dez. 1927), das vom RArbcz. in dem obenzitierten 
Urt. v. 14. März 1928 beſtätigt worden ift, die Zuſtändigkeit des 
ArbGG. ſogar in einem Falle verneint, in welchem der Handels⸗ 
vertreter, dem eine Proviſionsgarantie von 120 2% monatlich zu⸗ 
geſichert war, verpflichtet war, täglich früh um 8 Uhr im Geſchäfts⸗ 
lokal perſönlich Bericht zu erſtatten, während das obenzitierte 
Urt. des RU. v. 10. Aug. 1928 als Kriterium für die per⸗ 
ſönliche Unabhängigkeit anſcheinend den Beſitz eigener Büroräume 
anſieht. Beide Auffaſſungen gehen m. E. zu weit. Vielmehr möchte 
ich als Ergebnis der Unterſuchung feſtſtellen, daß ich an dem be⸗ 
reits in einem Urt. v. 2. Sept. 1927 (zit. in Neue Arbeitsrecht⸗ 
Kartei, Folge v. 1. Nov. 1927) zum Ausdrucke gebrachten Stand⸗ 
punkte feſthalte, daß die Zuſtändigkeit des Arbch. für Agenten 
dann gegeben iſt, wenn dieſelben zwar gegen Proviſion tätig ſind, 
aber den Weiſungen ihrer Auftraggeber hinſichtlich ihrer Tätig- 
keit nach Art eines Handlungsgehilfen Folge leiſten müſſen, ohne 
daß es darauf ankommt, auf Grund welcher Vereinbarungen die 
betr. Perſon tätig wird, ob ihr ein Firum an Speſen oder Pro⸗ 
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viſion zugeſichert iſt oder nicht, ob ſie zur Krankenkaſſe und An⸗ 

geſtelltenverſicherung angemeldet iſt und ob ſie über eigene Büro⸗ 

räume verfügt oder ob dies nicht der Fall iſt. 4 
ArbG GR. Dr. Schieckel, Leipzig. 


Prozeßkoſten und Roſtenfeſtſetzung vor den Arbeits- 
gerichts behörden. 

Die Koſtenentſch. ergeht grundsätzlich nach den 88 91 ff. ZPO. 
Für die erſte Inſtanz gilt die Ausnahme, daß die Koſten für 
die Zuztehung eines Prozeßbevollmächtigten oder Beiſtandes nicht 
erſetzt werden. Hierzu gehören nicht nur die Gebühren, ſondern auch 
die baren Auslagen. Soweit dieſe aber auch bei Führung des Rechts⸗ 
ſtreits durch die Partei ſelbſt entſtanden wären, z. B. Reiſe⸗ und 
Übernachtungskoſten, ſind ſie erſtattungsfähig. Die Partei hat keinen 
Anſpruch auf Entſchädigung für Zeitverſäumnis, ſelbſt dann nicht, 
wenn ſie einen baren Schaden, etwa Koſten für einen Vertreter, nach⸗ 
weiſen kann. 

In den höheren Inſtanzen ſind die Koſten des Rechtsanwalts 
nach § 91 Abſ. 2 ZPO. immer zu erſtatten. Hierzu gehören aber 
nicht die durch die Zuziehung eines auswärtigen Anwalts entſtan⸗ 
denen Mehrkoſten (vgl. Stein⸗Jonas, Note 13 zu 8 91). Vor 
den ordentlichen Gerichten find dieſe gemäß $ 135 RAD. nie er⸗ 
ſtattungsfähig. Die Vorſchrift ſteht offensichtlich im engſten Bus 
ſammenhang mit der, daß der Anwalt grundſätzlich am Sitz des Ge⸗ 
richts, bei dem er zugelaſſen iſt, wohnen muß. Das kommt für die 
Arbeitsgerichtsbehörden, wo jeder deutſche Anwalt zugelaſſen iſt, nicht 
in Frage. Man wird im Gegenteil ſchließen können, daß 8 11 
ArbGG. gerade den am Orte des Gerichts wohnhaften Anwälten 
keinen grundſätzlichen Vorzug vor den anderen einräumen wollte. 
Daher iſt dem § 135 NAD., der den Wohnſitz am Orte des Ge⸗ 
richts als den Normalfall vorausſetzt, vor den Arbeitsgerichtsbehör⸗ 
den die Anwendung zu verſagen. Dieſe Reiſekoſten ſind dann nach 
§ 91 Abſ. 2 ZRD. zu erſetzen, wenn die Zuziehung des auswärtigen 
Anwalts zur zweckentſprechenden Rechtsverfolgung notwendig war. 

Vor den LATS. ſtehen die Nichtanwalte des § 11 Abſ. 2 
ArbGG. für die Anwendung des § 91 Abſ. 2 ZRO. den Anwälten 
gleich. Ihre Gebühren und Auslagen ſind alſo ſelbſt dann zu er⸗ 
ſtatten, wenn ſie im Einzelfalle einmal höher ſein ſollten, als die 
eines Anwalts. Andernfalls würde die im 8 11 offenbar beabſich⸗ 
tigte völlige Gleichſtellung beider beeinträchtigt; der Fall wird 
allerdings ſelten vorkommen. Damit iſt nicht geſagt, daß die 
Nichtanwälte ihre Gebühren nach der RAGebdO. berechnen könnten. 
Die RalGebDO. bindet nur den Stand der Rechtsanwälte, nicht die 
ihnen für gewiſſe Prozeſſe gleichgeſtellten Perſonen. Bei dieſen iſt 
vielmehr zu prüfen, ob die Aufwendung der von ihnen liquidierten 
Gebühren ihrer Art und Höhe nach zur zweckentſprechenden Rechts⸗ 
verfolgung nötig war. Man wird das, ſoweit ſie die Gebühren eines 
Anwalts überſteigen, im allgemeinen verneinen müſſen. Weiter iſt 
zu prüfen, ob dieſe Gebühren von der Partei an den Vertreter wirk⸗ 
lich zu zahlen ſind; vielfach legen die Organiſationen ihren Mit⸗ 
gliedern die Zahlung von Gebühren an die Vertreter nur für den 
Fall auf, daß der Gegner die Koſten zu tragen hat, oder daß ſie 
von ihm wirklich beigetrieben werden. Eine ſolche Vereinbarung be⸗ 
zweckt ernſtlich keine Zahlungspflicht der Partei und iſt daher 
nichtig und führt nicht zur Erſtattung. 

Beſonderes gilt für die Einſpruchsklage nach 88 86, 87 Betr⸗ 
NG. Hat die Betriebsvertretung die Klage erhoben und wird fie — 
gleichgültig in welcher Inſtanz — abgewieſen, ſo bleiben die Koſten 
außer Anſatz. Die Tragweite dieſer Beſtimmung iſt ſtreitig. Baum⸗ 
bach verſteht hierunter nur die Gerichtskoſten und will im übrigen 
die Koſtenentſch. nach 8 91 ZPO. fällen; Derſch⸗Volkmar neh⸗ 
men das Gegenteil an. In der Tat iſt nicht einzuſehen, warum die 
Koſten hier nicht ebenſo wie in 8 61 ArbGG. alle Prozeßkoſten um⸗ 
faſſen ſollen. Dafür ſpricht durchſchlagend die Erwägung, daß eine 
Entſch., die der Kl. die Koſten auferlegte, nicht vollſtreckt werden 
könnte; denn Kl. iſt nach 8 10 ArbGG. die durch die Betriebsver⸗ 
tretung geſetzlich vertretene Arbeitnehmerſchaft, ein Rechtsſubjekt, 
deſſen einzige Lebensäußerung nach herrſchender Meinung in der Füh⸗ 
rung eines ſolchen Einſpruchsprozeſſes beſteht, das aber materiell⸗ 
rechtlich weder Träger von Forderungen noch von Schulden ſein kann. 
Die Koſtenentſch. lautet in dieſem Falle alſo lediglich dahin, daß die 
Koſten außer Anſatz bleiben. Die Gerichtskaſſe kann ihre Koſten 
weder nach § 77 noch nach § 79 GKG. von der Kl. einfordern, aber 
wohl die Koſten der Berufung von dem Arbeitgeber, wenn er Be⸗ 
rufungskläger iſt. 

Die Anfechtung der Koſtenentſch, iſt nur im Rahmen des 8 99 
ZPO. möglich. Die ſofortige Beſchwerde des Abi. 3 iſt auch vor dem 
ArbGG. nur mit der Maßgabe des $ 567 Abſ. 2 ZPO., alſo bei 
einem Beſchwerdewert über 30 % gegeben. Weiter iſt nach der Entſch. 
der Verzz S. NG. 57, 310 erforderlich, daß auch gegen eine Entſch. 
in der Hauptſache ein Rechtsmittel gegeben geweſen wäre. Da das 
Koſtenurteil bez. der Hauptſache weder eine Streitwertfeſtſetzung noch 
eine Zulaſſung nach 8 64 Abſ. 2 ArbG. enthält, die Beſchwerde 
ſelbſt aber von einem ſolchen Ausſpruch nicht abhängt, hat das Be⸗ 
ſchwerdegericht ſelbſtändig zu prüſen, ob für die Hauptſache ein 
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Streitwert von über 300 A, alſo die Berufungsfähigkeit, gegeben 
war; dagegen kann es bei niederem Streitwert nicht etwa die Be⸗ 
ſchwerde zulaſſen, mit der Begründung, in der Hauptſache wäre die 
Zerufung wegen grundſätzlicher Bedeutung zugelaſſen worden; denn 
es iſt nicht in der Lage, feſtzuſtellen, daß das Arbcß. von ſeinem 
rmeſſen in dieſem Sinne Gebrauch gemacht hätte. Bei Streitwerten 
unter 300 % in der Hauptſache iſt die Koſtenbeſchwerde alſo ſtets 
unzuläſſig. f 

Erledigt ſich die Hauptſache erſt in der Berufungsinſtanz, ſo iſt 
an ſich die Beſchwerde gegen das ergehende Koſtenurteil gegeben, da 
8 70 ArbGG. ſich nicht auf Urteile bezieht; ſie jcheitert aber daran, 
aß es an einem für die Entſch. zuſtändigen Gericht mangelt. Das 
Rrbch. kommt nicht in Frage, da ihm als einzige Beſchwerde⸗ 
entſch. nur die Reviſionsbeſchwerde des 8 77 ArbGG. zugewieſen tft. 

Die Koſtenfeſtſetzung erfolgt in erſter Inſtanz grundſätzlich im 
Urteil ſelbſt, und zwar in allen Urteilen, in denen nach allgemeinen 
Vorſchriften eine Koſtenentſch. zu erfolgen hat, alſo z. B. Teil⸗ und 
Verſäumnis⸗, nicht aber in Zwiſchenurteilen. Weitere Vorausſetzung 
it, daß die Feſtſtellung fofort, d. h. ohne die Verkündung des Ur⸗ 
teils zu verzögern, erfolgen kann. Aus dem Worte „ſoweit“ in 
8 61 Abſ. 1 ArbG. iſt zu ſchließen, daß die Feſtſetzung ſich auch 
auf einen Teil der Koſten beſchränken kann, falls nur er ſofort zu 
ermitteln iſt. 

Die Feſtſetzung als Teil des Urteilstenors erfolgt durch das 
erk. Gericht, darf alſo nicht nachträglich etwa durch den Vorſitzenden 
eingefügt werden. Die Vollſtreckung erfolgt wie das übrige Urteil, 
insbeſ. braucht die Friſt des 8 798 ZPO. nicht gewahrt zu ſein. 
Die Anfechtung iſt ausgeſchloſſen. Nur ſoweit die zugrunde 
liegende Koſtenentſch. abgeändert wird, iſt die Feſtſetzung entſprechend 
zu ändern, doch kann auch dann der Anſatz der Gebühren an ſich 
nicht mehr nachgeprüft werden. Wird alſo eine Entſch., die dem 
l. die Koſten auferlegt, dahin abgeändert, daß die Parteien die 
Koſten je zur Hälfte tragen, ſo ſind die errechneten Auslagen auf 
beide zu verteilen; der Einwand, ſie ſeien falſch berechnet, iſt aber 
nicht mehr möglich. Die neue Feſtſetzung erfolgt in der die Koſten⸗ 
entich. abändernden Entſch. und ift ebenfalls unanfechtbar. Hierbei 
mag erwähnt fein, daß das abändernde BU. eine ſolche Koſtenfeſt⸗ 
etzung nur bez. der erſtinſtanzlichen, nicht aber der Koſten der Be⸗ 
rufungsinſtauz treffen kann, da ſich 8 61 Abf. 1 ArbGG. hierauf 
nicht bezieht. 

Sit die Feſtſetzung im Urteil, gleichgültig ob zu Recht oder zu 
Unrecht, unterlaſſen, jo erfolgt fie nach 88 103 oder 105 ZPO. durch 

eſchluß. Eine Ergänzung des Urteils in analoger Anwendung des 
9.321 ZPO. zuzulaſſen, wie Derſch⸗Volkmar das wollen, er⸗ 
ſcheint bedenklich; dadurch würde die Beſchleunigungsvorſchrift in ihr 
Gegenteil verkehrt, da ſie eine neue mündliche Verhandlung erforder⸗ 
lich machen und ſogar den Ablauf der Weufungsfriſt (S 517) hinaus⸗ 
ſchieben würde. 

Die nach den 88 103 und 105 erfolgte Feſtſetzung wird nach 
den allgemeinen Vorſchriften mit Erinnerung und ſofortiger Be⸗ 
ſchwerde angefochten. Es beſteht kein erſichtlicher Grund, wie Baum⸗ 
ba ch es tut, hier die Beſchwerde auszuſchließen, zumal die Feſtſetzung 
vielfach gemeinſam mit den zweifellos beſchwerdefähigen Koſten der 
höheren Inſtanzen erfolgt. Soweit die Feſtſetzung allerdings bereits 
unanfechtbar geworden iſt, wenn alſo das BG. es unterlaſſen hat, 
die Feſtſetzung des erſten Urteils der veränderten Koſtenentſch. anzu⸗ 
paſſen, darf auch der Beſchluß nur die Anderungen vornehmen, die 
auch dem BG. zugeſtanden hätte. 5 

Für die übrigen Inſtanzen erfolgt die Feſtſetzung ausſchließlich 
nach der ZRO. durch die Geſchäftsſtelle des Arb®., im Falle des 
Koſtenausgleichs nach 8 106 Satz 2. J 
h Die Vorſchrift des 8 104 Ab]. 2, daß zur Glaubhaftmachung 
15 einem Anwalt erwachſenen Auslagen deſſen Verſicherung genügt, 
eb: auf dem dieſem Stande entgegengebrachten beſonderen Ver⸗ 
rauen und der Tatſache, daß das Verhalten des Anwalts behördlicher 
Aufſicht unterliegt. Sie ift daher auf die Nichtanwälte des 8 11 Arb⸗ 

„bei denen das letztere nicht zutrifft, nicht auszudehnen. 
S Da die für eine Berufung in Frage kommenden Urteile eine 
Streitwertfeſtſetzung enthalten müſſen, die ſtets unanfechtbar iſt, 
Kommt 8 107 ZBO. nur zur Anwendung, wenn die Feſtſetzung un⸗ 
heilbar unterlaſſen wurde und demnach ein Beſchluß nach 518 ORG. 
möglich wird, oder bei erſten Verſäumnisurteilen, die keine Streit⸗ 
vertfeſtſetzung zu enthalten brauchen. Eine nach 8 61 unanfechtbare 
ab ſtenfeſtſetzung muß in dieſem ſeltenen Falle wohl auch inſoweit 

geändert werden können. GR. Bindels, Bochum. 


Zur Frage der Parteivertretung vor dem Arbeits 
gericht. 

9 Die Beſtimmung des § 11 Arbchcz. hatte zu der bekannten 
Problemſtellung geführt, in welcher Weiſe nicht am Orte des 
Frozeßgerichts wohnende Parteien, die an der perſönlichen Be⸗ 
keibung des Prozeſſes verhindert ſind und infolge Nichtzugehörig⸗ 
98 zu einem Verbande oder einer ſonſtigen Organiſation i. S. 
tet 811 Arbccch. nicht in der Lage find, ſich vor dem Arbth. ver⸗ 

en zu laſſen, zu ihrem Recht gelangen können, auch wenn ſie 
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am Sitze des Prozeßgerichts keinerlei Bekannte haben, die zur un⸗ 


entgeltlichen Annahme der Vertretung bereit ſind. Soweit es ſich 
nicht um arme Parteien handelt, war die bisherige herrſchende Mei⸗ 
nung, daß es ſich hier um eine völlige Entrechtung der Prozeß⸗ 
partei handele. 

Es iſt ja 
ſo weit gegangen, 


bekanntlich ſogar eine Kammer des Arbch. Berlin 
auf Grund dieſes Sachverhalts die Ungültigkeit 
des § 11 ArbG. infolge Verſtoßes gegen die RVerf, anzu⸗ 
nehmen, da dieſe Beſtimmung dazu führe, daß die entrechtete 
Partei ihrem ordentlichen Nichter entzogen werde. Dieſer Geſichts⸗ 
punkt erſchien an ſich als durchaus ſtichhaltig; denn die Be⸗ 
ſtellung von Juſtizbeamten und Referendaren zur Vertretung der 
Armenpartei konnte, ſelbſt wenn man ſie — im Gegenſag zum 
Unterzeichneten — als zuläſſig erachten ſollte, nur eine teilweiſe 
Behebung der Entrechtung zur Folge haben. Sie führte im übrigen 
zu dem unbefriedigenden Ergebnis einer weiteren ungleichmäßigen 
Rechtsſtellung der vor dem Arbcz. in Erſcheinung tretenden Par⸗ 
teien. Wir hatten nunmehr bei nicht am Sitze des Prozeßgerichts 
wohnhaften Parteien zwiſchen drei verſchiedenen Gruppen zu unter⸗ 
ſcheiden: nämlich der organiſierten Partei, deren Rechtsſchutz durch 
8 11 ArbGG. verbürgt war, der nichtorganiſierten Armenpartei, 
der durch Beiordnung eines Juſtizbeamten zum Recht verholfen 
wurde, und der nichtorganiſierken nicht armen Partei, die recht⸗ 
los war. 

Daß ein derartiger Zuſtand mit einer normalen Rechts⸗ 
ordnung nicht vereinbar iſt, daß er den Grundlagen jeder Kultur 
widerſpricht, war wohl allmählich allgemeine Auffaſſung geworden. 
Und fo gelangte das Arbch. Berlin zu der obenerwähnten Stellung⸗ 
nahme, der Unvereinbarkeit der Beſtimmung des § 11 ArbGG. 
mit der Werf. 

Bevor man nun aber ſeiner eigenen Rechtspflege den Vor⸗ 
wurf der Rechtlosſtellung der Partei und der Kulturwidrigkeit 
macht, und bevor man gegen ein Geſetz den ſchweren Vorwurf er⸗ 
hebt, daß es gegen den allgemeinen Rechtsgrundſatz verſtoße, nie⸗ 
mand ſeinem ordentlichen Richter zu entziehen, ſoll man ſorgſam 
und vorſichtig prüfen, ob ſich dieſe ſchwerwiegenden Vorwürfe wirk⸗ 
lich rechtfertigen laſſen, und ob nicht gerade die eigene Geſetzgebung 
für ſolche Fälle bereits Vorſorge getroffen hat. Eine Nachprüfung 
dieſer Frage wird dazu führen, die bisher behauptete Rechtlos⸗ 
ſtellung der Parteien in dem beſonderen Falle des 8 11 ArbGG. 
zu verneinen und damit auch die Behauptung eines Verſtoßes 
gegen die MVerf. Vielmehr dürfte folgender Gedankengang an⸗ 
zuſtellen ſein: 

Die nicht am Wohnſitz des Prozeßgerichtes anſäſſige Partei 
iſt abweſend i. S. des 8 1911 Abſ. 2 BGB. Durch die Beſtimmung 
des 8 11 ArbGG. iſt fie zur Beſorgung ihrer Vermögensangelegen⸗ 
heiten, ſoweit ſie ſich auf die Prozeßführung vor dem ArbG. be⸗ 
ziehen, infolge ihrer Abweſenheit verhindert. Es iſt nun weiter 
zu prüfen, ob, um die Beſtellung eines Abweſenheitspflegers er⸗ 
reichen zu können, die Frage bejaht werden kann, daß der Ab⸗ 
weſende au der Rückkehr verhindert iſt. Dies iſt eine Tatfrage, die 
ſich nicht allgemein löſen läßt. In einem vom Unterzeichneten ver⸗ 
tretenen Fall iſt für den Abweſenden zur Wahrung ſeiner Ver⸗ 
mögensangelegenheiten vor dem Arbch. Berlin bereits ein Ab⸗ 
weſenheitspfleger beſtellt worden. In dem angeführten Fall be⸗ 
findet ſich der Abweſende mehrere Monate beruflich im nördlichen 
Schweden. Das Gericht hat in dieſem Falle daher mit Recht an⸗ 
genommen, daß der Abweſende an der Rückkehr verhindert iſt. 
Denn die Frage, ob eine Verhinderung i. S. des 8 1911 Abf. 2 
BGB. vorliegt, iſt eine Frage der Zumutbarkeit, die auf den 
Einzelfall abzuſtellen iſt. Es wird daher der Entſch. des Vor⸗ 
mundſchaftsgerichts und ſeinem pflichtgemäßen Ermeſſen im Einzel⸗ 
falle unterliegen, darüber zu entſcheiden, wann man un beſonderen 
Falle der Partei zumuten kann, perſönlich von auswärts zum 
Termin vor dem ArbG. zu reifen. Dann wird die Beſtellung eines 
Abweſenheitspflegers abzulehnen ſein; dann kann man aber auch 
nicht dem Geſetz den Vorwurf der Entrechtung machen, weil 
dann in dieſem Einzelfall durch Nachprüfung feſtgeſtellt iſt, daß 
der Partei die perſönliche Terminwahrnehmung zugemutet werden 
kann. Gelangt aber der Nichter auf Grund des Sachverhalts des 
Einzelfalles zu dem Ergebnis, die Zumutbarkeit der Reiſe zum Sitz 
des Prozeßgerichts zu verneinen, ſtellt er alſo die Verhinderung 
der Rückkehr des Abweſenden feſt, dann iſt dem Abweſenden ein 
Pfleger zur Wahrung ſeiner Rechte im Prozeß zu beſtellen, und in 
dieſem Falle wird das Ach. bei ſachgemäßer Prüfung der Ge⸗ 
eignetheit der Perſönlichkeit des Pflegers ganz beſonders auf die 
Anwälte zurückzugreifen haben. Dies iſt im übrigen auch bereits 
in dem erwähnten Falle vor dem AG. Charlottenburg jo ger 
handhabt worden (178 VIII 8859). 

Die vom AG. Charlottenburg getroffene Maßnahme iſt als 
eine Kulturtat ganz beſonders zu begrüßen. Dadurch wird aber 
natürlich die Unzulänglichkeit der Beſtimmung des 8 11 Arb ch. 
nur abgeschwächt, nicht behoben. Der Kampf gegen dieſe un⸗ 
natürliche Geſetzesbeſtimmung muß fortdauern. . 

NA. Dr. Ludwig Königsberger, Berlin. 
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Entgegnung. 


Nochmals die Zuständigkeit für gepfändete Lohn und 
Gehalts forderungen! 


In dem Streit, ob nach § 2 Abſ. 2 ArbGG. für Lohn⸗ und 
Gehaltsforderungen, die gepfändet und zur Einziehung überwieſen 
find, die Arbeitsgerichte oder, wie ich meine, auch die ordentlichen, 
Gerichte zuſtändig ſind, können die Ausführungen, mit deuen 
Volkmar (JW. 1928, 1642 f.) meiner Anſicht entgegentritt, mich 
nicht überzeugen. Volkmar argumentiert mit den Begriffen der 
Rechtsnachfolge in engerem und in weiterem Sinne. Wie kommt 
man zu dieſer Unterſcheidung? — Weil man die Vorſchriften der 
Rechtsnachfolge auf Fälle anwenden will, wo offenſichtlich Rechts⸗ 
nachfolge nicht vorliegt, ſchafft man die Konſtruktion der Rechts⸗ 
nachfolge im weiteren Sinn (3. B. zur Anwendung des § 727 3PO. 
auf gepfändete Forderungen). Dieſe Konſtruktion hat dieſelbe Be⸗ 
deutung wie etwa analoge Anwendung oder extenſive Interpretation 
des Geſetzes. Es handelt ſich dabei nur um Hilfsmittel, das ge⸗ 
wollte Ergebnis durch juriſtiſche Methoden mit dem Geſetz in Ein⸗ 
klang zu bringen. Niemals hat dieſe Methode aber irgendwelche 
Beweiskraft. Es läßt ſich weder aus 8 727 ZPO. noch aus 8 2 
ArbGG. erkennen, ob Rechtsnachfolge in engerem oder weiterem 
Sinne gemeint iſt. Wer hier einen logiſchen Beweis verſucht, be⸗ 
geht eine petitio principi. Ich habe demgegenüber mich ſehr vor⸗ 
ſichtig ausgedrückt, um zu zeigen, daß mein Standpunkt durchaus 
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mit dem Geſetz im Einklang ſteht. Dabei habe ich den Vorteil, daß 
ich nicht die Hilfskonſtruktion einer „Rechtsnachfolge in weiterem 
Sinne“ brauche, die doch ihre Entſtehung und beſonders ihre An⸗ 
wendung im Einzelfalle Zweckmäßigkeitserwägungen oder, wie man 
jetzt ſagt, irrationalen Gründen verdankt. 

Die Zuſtändigkeit nach 8 2, 1—4 Arbcgh. iſt für Arbeitgeber 
und Arbeitnehmer eine ausſchließliche. Dieſe Zuſtändigkeit be 
ſteht nach Abſ. 2 auch für Rechtsnachfolger. Daß dieſe Zuftändigkeit 
auch für Rechtsnachfolger eine ausſchließliche iſt, kann man 
natürlich herausleſen, das Gegenteil aber genau fo. Ich neige — 
aus irrationalen Gründen — zu der Annahme, daß der Pfandungs⸗ 
gläubiger die Wahl hat. 

Übrigens liegt meines Erachtens häufig nicht einmal ein Streit 
aus dem Arbeitsverhältnis vor, wenn der Pfändungsgläubiger 
klagt. In einem Rechtsſtreit, den ich vor dem Ach. durchgeführt 
habe, war der beklagte Arbeitgeber durch den Pfändungsſchuldner 
vertreten. Soll dieſer Fall etwa vor dem Arb&. verhandelt werden 
und dort auch der Arbeitnehmer den Arbeitgeber vertreten? Dieſe 
Fälle, wo der Arbeitgeber den Arbeitnehmer deckt, ſind ſicher nicht 
ſelten. Solche Streitigkeiten, bei denen Arbeitgeber und Arbeit⸗ 
nehmer gegen einen Gläubiger des Arbeitnehmers einig ſind, ge⸗ 
hören doch gewiß nicht vor das ArbG. 

Daß die Arbeitsgerichte geneigt find, ihre Zuſtändigkeit in 
ſolchen Fällen anzunehmen, will ich unterſtellen. Ich hoffe, daß die 
ordentlichen Gerichte dennoch ſich nicht für unzuſtandig erklären. 

RA. Dr. Tichauer, Barlin. 


Schrifttum. | 


Kallee⸗Gros: Taſchenbuch des Arbeitsrechts. 5. Auflage. 
Stuttgart 1927. Verlag für Wirtſchaft und Verkehr. 
Preis 6,80 . 


Für die Beliebtheit des Taſchenbuchs des Arbeitsrechts ſpricht 
am beſten, daß es bereits in 5. Aufl. erſcheint. Es zerfällt auch 
jetzt wiederum in zwei Hauptteile, eine Einführung in das Arbeits⸗ 
recht aus der Feder von Dr. Kallee (S. 20— 215) und ein 
Lexikon des Arbeitsrechts (S. 217601) aus der Feder von 
Dr. Gros, denen in einem dritten Teil (S. 601 — 686) die wich⸗ 
tigſten arbeitsrechtlichen Formulare beigegeben ſind. Ein Zahlen⸗ 
anhang enthält ſchließlich Ergänzungen zum Taſchenbuch. Die Ein⸗ 
führung in das Arbeitsrecht gibt eine kurze, ſyſtematiſche Über⸗ 
ſicht über das Geſamtgebiet. Sie gliedert ſich in eine Einleitung 
über Begriff und Grundgedanken und Rechtsquellen, das Arbeits⸗ 
privatrecht, das ſeltſamerweiſe auch Tarifvertrag, Betriebsverein⸗ 
barungen und Recht der Arbeitskämpfe enthält, und das öffentliche 
Arbeitsrecht, in dem auch ein kurzer Abriß der Arbeiterverſicherung 
untergebracht iſt. Über die Zweckmäßigkeit der Syſtematik und der 
Zuweiſung der einzelnen Teile zum Privatrecht und öffentlichen 
Recht wird ſich ſtreiten laſſen. Jedenfalls iſt die Darſtellung ſelbſt 
einfach und überſichtlich und die Überfichtlichkeit durch drucktech⸗ 
niſche Mittel noch erhöht. Auch fehlt nicht die Angabe der wich⸗ 
tigſten Literatur, ſo daß man ſich in allen zweifelhaften Fragen 
weiterfindet. 

Den Hauptteil bildet das Lexikon des Arbeitsrechts mit 
alphabetiſch geordneten Schlagwörtern. Es iſt ein wirklich prak⸗ 
tiſches Nachſchlagebuch. Die Formulare, die faſt alles, Einfaches 
und Kompliziertes, enthalten, was das Arbeitsrecht aufweiſt, wer⸗ 
den beſonders dem Praktiker zuſtatten kommen. Er findet hier 
nicht nur die geeignete Form eines Kündigungsſchreibens, ſondern 
auch allerhand Komplizierte Dinge, für die er ſich die Unterlagen 
jonſt erſt mühſam aus dem Geſetz zuſammenſuchen müßte. Das 
Taſchenbuch iſt auf den neueſten Stand gebracht, vor allem durch 
Einarbeitung der Arbeitsgerichtsbarkeit, und wird ſich auch in feiner 
neuen Form für die tägliche Praxis beſtens bewähren. 

Prof. Dr. Walter Kaskel (5), Berlin. 


Dr. A. Kallee, Amtsgerichtsdirektor, und Dr. P. Gros, Amts⸗ 
gerichtsrat beim Arbeitsgericht Stuttgart: Taſchenbuch des 
Arbeitsrechts. 7. Aufl. Stuttgart 1928. Verlag für 
Wirtſchaſt und Verkehr. Preis 7,80 &. 

„Das Taſchenbuch, das nunmehr bereits in 7. Aufl. vorliegt, 
gehört zu dem beliebteſten Hilfsmittel der arbeitsrechtlichen Praxis. 
Es zerfällt in drei Teile. Der erſte Teil gibt eine kurze ſyſte⸗ 
matiſche Darſtellung des geſamten Arbeitsrechts, die ſowohl das 
Recht des Einzelarbeitsvertrages wie das Kollektivvertragsrecht, 
das Arbeiterſchutzrecht, Arbeitsſtrafrecht und die Arbeitsrechtspflege 
behandelt. Die Darſtellung iſt bei aller Kürze lückenlos und enk⸗ 
hält ausreichende Verweiſungen auf Schrifttum und Rſpr. Den 
Hauptteil bildet der zweite Teil, der ein alphabetiſch geordnetes 
Lexikon des Arbeitsrechts bietet. Er ſoll dem Leſer die Möglich⸗ 
keit bieten, ſich über einzelne ihn beſonders berührende Fragen 
eingehender zu unterrichten. Beide Teile bilden inſofern eine Ein⸗ 


heit, als der erſte Teil das Gerippe bildet und die Einzelheiten dem 
zweiten Teil überläßt; andererſeits aber ein erfolgreicher Gebrauch 
des Lexikons die Kenntnis der in der Einführung dargelegten all⸗ 
gemeinen Zuſammenhänge vorausſetzt. Der dritte Abſchnitt „Arbeits⸗ 
rechtliche Formulare“ bietet Entwürfe von Verträgen, rechts⸗ 
geſchäftlichen Erklärungen, Klagen und ſonſtigen Eingaben an Be⸗ 
hörden. — Um den Veränderungen der Zeit immer folgen zu 
können, ſind die einer häufigen Veränderung und Ergänzung 
unterliegenden Vorſchriften, Zahlen uſw. in einem beſonderen 
Zahlenanhang vereinigt, der ohne weiteres entfernt werden kann 
und an deſſen Stelle, ſobald er weſentlich veraltet iſt, ein neuer ge⸗ 
liefert wird. — Die Darſtellung entſpricht dem Rechtszuſtand am 
1. Jan. 1928. Bis zu dieſem Stichtag iſt auch die Rſpr. des 
R ArbG. im Zahlenanhang verarbeitet. 

Das Buch eignet ſich, wie aus praktiicher Erfahrung be⸗ 
ſtätigt werden kann, ganz beſonders als Hilfsmittel für die An⸗ 
waltspraxis und Sprechſtunde. Es iſt insbeſ. auch denjenigen An⸗ 
wälten zu empfehlen, die, weil ſie nur gelegentlich mit Arbeitsrecht 
befaßt werden, das gegenwärtig ſehr zerſplitterte Schrifttum des 
Arbeitsrechts nicht dauernd verfolgen und ſich eine umfangreiche 
arbeitsrechtliche Bibliothek nicht halten können. 

RA. u. Doz. Dr. Georg Baum, Berlin. 


Die Praxis des Arbeitsrechts. Das Handbuch für die 
praktiſche Anwendung des Arbeitsrechts. Von Fritz Pick, 
Rechtsanwalt und Notar, und Dr. Weigert, Regierungsrat. 
2. Auflage. Berlin 1928. Verlag von Reimar Hobbing. 

Die Verf. hatten im Vorwort zur erſten Auflage — April 1925 — 
gemeint, daß die Grundpfeiler des Arbeitsrechts ſo feſtgelegt ſeien, daß 
eine Darſtellung des geltenden Rechts für die Praxis gegeben werden 
könne ohne die Befürchtung, das Dargeſtellte werde bald überholt 
ſein. Sie haben ſich geirrt, und das in dem Buche enthaltene Ver⸗ 
zeichnis der arbeitsgerichtlichen Geſetze und Verordnungen zeigt, welche 
Unmenge von arbeitsrechtlichem Stoff ſeit April 1925 geſeßzgeberiſch 
verarbeitet worden iſt. Aus dem Vielen ſeien nur das KündSchG., 
das ArbccG., das ArbING®. und das ArbVermArbLoſVG. hervor⸗ 
ehoben. 

4 Eine neue Bearbeitung war daher unausbleiblich, ihr haben ſich 

die Verf. unter Beibehaltung ihrer bisherigen Darſtellungsweiſe unter⸗ 

zogen. Arbeitsverfaſſung, Arbeitsvertragsrecht, Regelung der Arbeits⸗ 
zeit, Schutz der Geſundheit und Sittlichkeit, Arbeitsvermittlung und 

Arbeitsloſenverſicherung, endlich die Schwerbeſchädigtenfürſorge werden 

in acht Hauptabſchuitten behandelt; daran ſchließt ſich ein Verzeichnis 

der Geſetze und Verordnungen der Schlichtungsbehörden und der 

Arbeitsgerichte an, während der ganze zweite Teil (S. 281— 526) ein 

Formularbuch im Anſchluß an die ſachliche Darſtellung enthält. 

Dieſe Formulare, die zum Teil auf amtlichem Material beruhen, 
ſind, ſoweit dies durch Stichproben feſtzuſtellen, zweckentſprechend; 
von beſonderem Intereſſe ſind die hier mitgeteilten Tarifverträge aus 
verſchiedenen Gewerbezweigen. 

Die fließende und klare Sachdarſtellung iſt hauptſächlich für den 
juriſtiſchen Laien, die Geſchäftsführer wirtſchaftlicher Verbände, wie 
Arbeitgeber und Arbeitnehmer beſtimmt, denen beſonders auch die 
Formulare nützliche Dienſte leiſten werden. Für dieſen Zweck iſt das 
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Buch nach ſeiner ganzen Anlage beſonders geeignet; aber auch dem 
mit arbeitsrechtlichen Fragen weniger beſchäftigten Anwalt wird es 
eine gute Unterſtützung fein, um ſich ſchnell und ſicher über das eine 
oder andere aufzuklären. 

Auf einen Irrtum muß aber hingewieſen werden, der den Be⸗ 
arbeitern entging: Der Beſchluß über die Abſetzung eines Mitgliedes 
des Betriebsrats oder Aufhebung eines Betriebsrats iſt nicht mehr end⸗ 
gültig, ſondern gegen ihn ift Rechtsbeſchwerde zuläſſig (8 85 Arbe G.). 

IR. Dr. Sauer, Köln. 


Erich Molitor, a. o. Proſeſſor in Leipzig, Han Carl 
Nipperdeh, o. ö. Profeſſor in Köln, Richard Schott, o. ö. 
Profeſſor in Breslau: Europäiſches Arbeitsvertragsrecht. 
Unter Mitwirkung in⸗ u. ausländiſcher Gelehrten. (Arbeiten 
zum Handels⸗, Gewerbe⸗ u. Landwirtſchaftsrecht. Heraus⸗ 
gegeben von Prof. Dr. Ernſt Heymann, Berlin Nr. 50.) 
I. Teil (Belgien, Frankreich, Griechenland, Italien, Luxem⸗ 
burg, Portugal, Spanien) von Erich Molitor. Marburg 
in Heſſen 1928. N. G. Elwertſche Verlagsbuchhandlung, 
G. Braun. X u. 160 S. Preis 8 h. 

Von den Arbeitsvertragsrechten fremder Staaten Kenntnis zu 
erlangen, bietet beſondere Schwierigkeiten, weil dieſer Rechtsſtoff 
nicht — wie etwa das Handels-, das Wechſel“, das Patentrecht uſw. 
— in einem einheitlichen Geſetze niedergelegt, ſondern in der Regel 
in zahlreichen Sondergeſetzen zerſplittert und daher die Gefahr groß 
iſt, einzelne dieſer Geſetze zu überſehen. Dabei kommt dieſer Kennt⸗ 
nis nicht geringe Bedeutung zu. Nicht nur, weil ſie die Grundlage 
lage der Rechtsvergleichung und der daraus ſich ergebenden wiſſen⸗ 
Mbafttichen Folgerungen bildet, ſondern auch aus praktiſchen Grün⸗ 


en. So kann fie die Arbeitnehmer mit geſetzlichen, Vorſchriften be⸗ 


kannt machen, die ſie ſich als Forderungen zu eigen machen, ie 
kann aber auch bei Vergleich des eigenen Rechtszuſtandes zeigen, 
aß dieſer manche Forderung der Arbeitnehmer verwirklicht, die das 
Recht anderer Staaten noch nicht kennt. Daß schließlich der Geſetz⸗ 
geber in den Geſetzen anderer Länder beachtenswerte Vorbilder dafür 
finden kann, welche rechtliche Behandlung eine Frage finden kann, 
oder aber auch. welche beſſer zu vermeiden iſt, iſt gleichfalls von 


deutung, 
Um fo größer iſt daher das Verdienſt der Herausgeber der vorl. 
Sammlung. Daß fie dieſe Sammlung auf die europäiſchen Länder be⸗ 


ſchränken, iſt ſchon im Hinblick auf die von ihnen angeführten Grunde 
zu billigen, daß durch Einbeziehung auch der außereuropaiſchen Länder 
die Schwierigkeit der Arbeit noch erheblich gewachſen wäre, daß die knl⸗ 
turellen und wirtſchaftlichen Verhältniſſe außerhalb Europas von 
denen Europas weſentlich verſchieden ſind und daß ſchließlich für 
ie Vereinigten Staaten eine gute Zuſammenſtellung in engliſcher 
prache vom Arbeitsſtatiſtiſchen Amt der Vereinigten Staaten ſchon 
herausgegeben iſt. Auch die Ausſcheidung des ſeemänniſchen Arbeits⸗ 
vertrages, für den bereits eine Zuſammenſtellung des Internatio⸗ 
nalen Arbeitsamtes beſteht, wird man hinnehmen Können. Weniger 
billigenswert erſcheint, trozdem dieſes Arbeitsamt eine Zuſammen⸗ 
tellung der Vorſchriften über den TarVertr. plant, die Ausſcheidung 
es TarVertr., denn dadurch bleibt jedes Arbeitsvertragsrecht ein 
Stückwerk, da der Einzelarbeitsvertrag in der Regel überwiegend 
durch den TarVertr. ausgeſtaltet wird. 
Die Sammlung bringt den Wortlaut der Geſetze in deutſcher 
Überfegung. Sie begnügt ſich aber nicht damit, nur den Wortlaut zu 
ringen, vielmehr geht der Mitteilung der Geſetzesterte jedes Staates 
eine Einleitung voraus, welche die Geſetzesquellen anführt, die 
Rechtsentwicklung der letzten Jahre darſtellt, die wichtigſten Grund⸗ 
ätze des geltenden Rechtes mitteilt und ſchließlich eingehend das 
Schrifttum des betreffenden Staates zum Arbeitsvertragsrecht an⸗ 
ührt, ſo daß es jedem ermöglicht wird, eingehendere Studien zu 
maden. Es iſt beſonders dankenswert, daß es den Herausgebern ge⸗ 
tenden ift, hierfür Gelehrte des Landes zu gewinnen, auf deren Mit⸗ 
eilungen und Fingerzeige der einzelne Abſchnitt aufgebaut iſt. 
Der vorliegende 1. Teil der Sammlung behandelt das Recht der 
romaniſchen Staaten (Belgien, Frankreich, Griechenland, Italien, 
zuxemburg, Portugal, Spanien). Auffallend iſt dabei die außerordent⸗ 
iche Verſchiedenheit nicht nur in der Regelung von Einzelfragen, 
ondern insbeſ. hinſichtlich des Ausmaßes des den Arbeitnehmern 
Rerabrten Schutzes. Faßt man insbeſ. Franlkireich ins Auge, deſſen 
ot in der Einleitung, die auf Pic und Amteur zurückgeht, in 
ne trotz aller Kürze vorzüglichen Weiſe dargeſtellt iſt, und ver⸗ 
nl man damit die deutſche Geſetzgebung, fo tritt die geſetzgebe⸗ 
15 95 Zurückhaltung Frankreichs auf dem Gebiete des Arbeitsver⸗ 
„ügsrechts beſonders deutlich vor Augen, und dieſer Unterſchied ift 
„ot erſt durch die deutſche Geſetzgebung ſeit dem Umſturz veranlaßt, 
enn auch durch dieſe noch geſteigert worden. 5 
5 Im Abſchnitt Italien fällt beſonders die „Charta der Arbeit“ 
9 21. April 1927 auf, es iſt nur bedauerlich, daß nur ein Teil da⸗ 
en mitgeteilt wird und gerade derjenige fehlt, der offenbar die 
art dieſes Geſetzes ausmacht. Italien bejikt übrigens in der 
v. 13. Nov. 1924 ein eigenes Angeſtelltengeſetz, das Frank⸗ 


reich fehlt. Die Einleitung beruht auf Mitteilungen der Herren 
Caſanova und Moſſa. 

„Ich kann von dem 1. Teil des Werkes nur mit Worten der 
Anerkennung für den Herausgeber und mit der Hoffnung Abſchied 
nehmen, daß ſie uns bald mit den weiteren Teilen des Werkes 
erfreuen. 

Prof. Emanuel Adler, Wien. 


Rechtſprechung des Arbeitsrechts 1914— 1927. Herausge⸗ 
geben von Dr. §. Potthoff, München, Herausgeber der 
Zeitſchrift Arbeitsrecht, Dr. Jadeſon, Breslau, Vorſitzendem 
des Landesarbeitsgerichts, Dr. H. Meiſſinger, Berlin, Rechts⸗ 
anwalt. 2. Aufl. Stuttgart 1927. Verlag J. Heß. 


Die Sammlung darf als vollſtändige Zuſammenfaſſung der 
arbeitsrechtlichen Entſch. aller Gerichte, Schlichtungsſtellen und 
Verwaltungsbehörden für einen Zeitraum von faſt 14 Jahren be⸗ 
zeichnet werden. In über 5000 Nummern ſind etwa 9000 Entſch. 
ſyſtematiſch geordnet. Der weſentliche Inhalt jeder einzelnen Entſch. 
iſt in einem Leitſatz knapp zuſammengefaßt und mit Angabe aller 
Quellen verſehen, an denen Urteil und Begründung ausführlicher 
veröffentlicht ſind. Der gerade auf dem Gebiete des Arbeitsrechts 
beſonders ſtarken Zerſplitterung in der Berichterſtattung über die 
Rſpr. wird auf dieſe Weiſe wirkſam begegnet. Das Buch bietet 
Wiſſenſchaft und Praxis ein vortreffliches Hilfsmittel. 

Von beſonderem Werte iſt bei einem derartig umfangreichen 
Sammelwerk das ſyſtematiſche Inhaltsverzeichnis, das Verzeichnis 
der Entſch. und Behörden, der behandelten Paragraphen und das 
alphabetiſche Sachverzeichnis. 

Die Herausgeber haben ein Werk geſchaffen, das von bleiben⸗ 
der Bedeukung ſein wird und alle übrigen Sammelwerke auf das 
Beſte ergänzt. D. S 


Jahrbuch des Arbeitsrechts und der damit zuſammen⸗ 
hängenden Teile der Sozialökonomik. Bd. VIII. Syſtema⸗ 
tiſche Überſicht über das Schrifttum, die Rechtſprechung und 
die Verwaltungspraxis im Jahre 1927 nebſt ausführlichem 
Sachregiſter. Herausgegeben von Dr. Heinrich Hoeniger, 
Profeſſor der Rechte in Freiburg i. Br., Dr. Rudolf Schultz, 
Profeſſor der Rechte in Freiburg i. Br., und Dr. jur. et 
Dr. rer. pol. Emil Wehrle, Profeſſor der Volkswirtſchafts⸗ 
lehre an der Handelshochſchule Nürnberg. XXIV und 
502 Seiten. Mannheim 1928. J. Bensheimer. Preis 
20 . 

Der VIII. Band des Jahrbuchs iſt um beinahe 60 Seiten, ſtärker 
als der VII. und hat damit in ſeiner Seitenzahl das halbe Tauſend 
überſchritten. Der bearbeitete Stoff, die Art der Nachweiſung und 
deren Anordnung weiſt gegenüber dem Vorjahr keine weſentliche 
Anderung auf, nur das Schrifttum über ausländiſches Recht und 
auslandiſche Sozialpolitik, das bisher in einem beſonderen Schluß⸗ 
abſchnitt (B XIII) zuſammengeſtellt war, iſt nunmehr in die ein⸗ 
zelnen Abſchnitte eingearbeitet worden, die alſo unterſchiedslos das 
deutſche und das ausländiſche Schrifttum nebeneinander anführen. 
Die Herausgeber begründen dieſe Anderung zutreffend damit, daß 
viele Erörterungen rechtlicher und insbeſ, ſozialökonomiſcher Art 
ebenſoſehr inländiſche wie ausländiſche Verhältniſſe betreffen, ſo daß 
eine Trennung nicht angängig erſchien; auch ſei es wichtig, bei 
Problemſtellungen, die ſowohl im Inlande wie im Auslande be⸗ 
handelt werden, die Nachweiſungen über das Schrifttum räumlich 
nahe zuſammenzubringen. Es iſt daher Abſchnitt B XIII („Aus⸗ 
lands⸗ und Weltarbeitsrecht“) weggefallen. Hingegen iſt der Ab⸗ 
ſchnitt „Internationales Arbeitsrecht und internationale Sozial⸗ 
politik“ beibehalten worden. f 

Der neue Band des Jahrbuches ift wohl geeignet, das Anſehen, 
das es ſchon genießt, zu ſtarken und zu feſtigen. 

Prof. Emanuel Adler, Wien. 


Werkmeiſterrecht. Von Dr. Georg Baum, Rechtsanwalt und 
Notar, Dozent an der Handelshochſchule, Geſchäftsführer 
des Arbeitsgerichtsverbandes, Vorſitzender am Arbeitsgericht 
Berlin. Verlag der Werkmeiſter⸗Buchhandlung, Düſſeldorf. 

Es war ein glücklicher Gedanke, alle diejenigen geſetzlichen Vor⸗ 
ſchriften, die in ihrer Geſamtheit das Recht des Werkmeiſters aus⸗ 
machen, in einer Monographie zuſammenzufaſſen und ſyſtematiſch zu 
bearbeiten. Mindeſtens ebenſo glücklich war der Gedanke, daß gerade 

Baum mit dieſer Arbeit betraut wurde. Iſt er doch ſeit langen 

Jahren ein ganz beſonders hervorragender Kenner dieſes Sachgebietes, 

der hier aus der reichen Quelle ſeiner wiſſenſchaftlichen und prab⸗ 

tiſchen Erfahrung in einer außerordentlich fruchtbringenden Verbindung 
ſpricht. Ihm iſt der große Blick für all das eigen, was auf dieſem 

Sondergebiet als praktiſch weſentlich beſonders herauszuſtellen iſt, be⸗ 

ſonders auch für die zahlreichen Streitpunkte, die vor allem die prak⸗ 
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tiſche Handhabung dauernd bewegen. Das bringt er alles in eine 
vorzüglich ſyſtematiſche, gegenſeitig wohlabgewogene Gliederung und 
gibt damit in Wirklichkeit ein vollkommenes, leicht verſtändliches 
Lehrbuch des Werkmeiſterrechtes. Was er z. B. über den Begriff des 
Angeſtellten und des Werkmeiſters, über die Abgrenzung von anderen 
Berufsarten zu ſagen hat, iſt das Ergebnis einer reichen Erfahrung 
und tiefer wiſſenſchaftlicher Durchdringung des Stoffes. Gerade dieſer 
beſonders ſchwierige Abſchnitt iſt, um nur damit ein Beiſpiel heraus⸗ 
zugreifen, vortrefflich. Doch muß dem Verf. widerſprochen werden, 
wenn er auf S. 21 der Anſicht iſt, daß die Rſpr. des ABA. verſucht 
habe, den Begriff des Werkmeiſters immer mehr und mehr ein⸗ 
ſchränkend auszulegen und ganze Schichten von Werkmeiſtern auf 
dieſe Weiſe aus dem Angeſtelltenverſicherungsbegriff herausgebracht 
habe. Die Entſcheidungen des Beſchlußſenats der AV. ergeben m. E., 
daß dieſe Beurteilung der Entſcheidungen durch den Verf. nicht ge⸗ 
teilt werden kann. 

Sehr überſichtlich und lehrreich ſind auch ſeine Ausführungen 
über den Inhalt des Werkmeiſtervertrages auf S. 62 ff., insbeſ. über 
deſſen Beendigung S. 133 ff. (Auswirkungen des Angeſtelltenſchutz⸗ 
geſetzes) und ferner über die Bedeutung des Werkmeiſters im Rahmen 
des Betr, S. 28 und des ſozialen Schutzrechtes S. 195 ff. Es iſt 
auch ſehr zu begrüßen, daß wenigſtens für den Angeſtelltenbegriff 
auch die Angeſtelltenverſicherung behandelt wird. Sind doch gerade die 
Fragen der Abgrenzung des Werkmeiſters vom Vorarbeiter, wie tag⸗ 
täglich die Praxis zeigt, mit die vielerörtertſten Fragen der An⸗ 
geſtelltenverſicherung, die ſich zugleich mittelbar mit außerordentlicher 
Tragweite im Arbeitsrecht, insbeſ. in den Eingruppierungen unter die 
Tarife, auswirken. Wer auf dem recht vielgeſtaltigen und trotz dieſer 
Vielgeſtaltigkeit in ſich ſelbſt geſchloſſenen Sondergebiet des Werk⸗ 
meiſterrechtes einen zuverläſſigen praktiſchen Ratgeber ſucht, greife zu 
dieſem Buch. Senpräſ. Dr. Derſch, Berlin. 


Dr. Theodor Rohlfing, Amts⸗ und Landrichter: Das Ar⸗ 
beitsrecht des Handwerks. Berlin 1928. Verlag Hiehold 
& Co. 88 S. Preis 3,75 . 


Die vorliegende Arbeit ſetzt ſich zum Ziel, dem Handwerks⸗ 
meiſter und den Innungen eine ſchnelle, leichtfaßliche überſicht 
über das Verfahren vor dem Arb. und die Rechtsbeziehungen 
zwiſchen dem Meiſter und ſeinen Arbeitnehmern und Lehrlingen 
zu geben. Auf eine eingehende Stellungnahme zu Einzelfragen iſt 
abſichtlich Verzicht geleiſtet, arbeitsrechtliche Geſetze ſind nur in⸗ 
ſoweit erörtert, als fie die Beziehungen aus dem Arbeits- und 
Lehrverhältnis berühren. Der Handwerksmeiſter wird ſich ſicherlich 
aus dem oft auf Koſten des guten Deutſch ſehr gemeinverſtändlich 
geſchriebenen Hefte mancherlei Wiſſenswertes aneignen können. 
Wenn aber wirklich die Darſtellung auf der Rſpr. des Berliner 
Handwerksgerichtes beruht, ſo ſcheint mir dieſe nicht immer be⸗ 
denkenfrei zu ſein, denn die Ausführungen des Verf., namentlich 
über das materielle Handwerksarbeitsrecht, enthalten zahlreiche 
Schiefheiten und Unrichtigkeiten, die auch nicht durch das Streben 
nach leichtfaßlicher Ausdrucksweiſe gerechtfertigt werden können. 
Ich verweiſe, z. B. hinſichtlich des Entlaſſungsſchutzes, bei Still⸗ 
legungen nur auf folgenden Satz: „Für den Arbeitgeber, der die 
Anzeige unterläßt, lauft die Sperrfriſt für die Entlaſſung von 
der tatſächlichen Stillegung ab.“ Das wäre ein einfaches Ver⸗ 
fahren zur Umgehung der StillVO.! Ahnliche Bedenken erheben ſich 
bei vielen anderen Stellen. Gerade derjenige, der für Laien ſchreibt, 
ſollte peinlichſt genau darauf achten, niemals die Gemeinverſtänd⸗ 
lichkeit auf Koſten der unbedingten Richtigkeit zu forcieren. Daß 
der im Arbeitsrecht tätige Juriſt durch die Lektüre des Heftes 
„einen lehrreichen Einblick in die Spruchtätigkeit eines Berliner 
Handwerksgerichts“ gewänne, mag richtig fein, leider aber in einem 
Sinne, den der Verf. ſicher nicht gemeint hat. Als „Einführung 
in das Arbeitsrecht“ ſcheint mir aber die Rſpr. dieſes Handwerks⸗ 
gerichts dann wirklich nicht geeignet zu ſein, wenn ſie mit dem In⸗ 
halte des Buches identiſch iſt. 

RA. Dr. Mansfeld, Eſſen. 


Umfang der normativen Wirkung des Tarifvertrages und 
Wiedereinſtellungsklauſel. Von Dr. jur. Otto Kahn⸗ 
Freund. Schriften des Inſtituts für Arbeitsrecht an der 
Univerſität Leipzig. Herausgegeben von Prof. Dr. Erwin 
Jacobi, Leipzig. Heft 15. Berlin 1928. Verlag von 
Reimar Hobbing. 128 Seiten Oktav. Preis 4,40 . 

Die Aufgabe, die der Verf. ſich geſtellt Hat, bezeichnet er ſelbſt 
in der Einleitung wie folgt: Beantwortung der Frage, wieweit die 
ſoziologiſche Idee des TarVertr. durch das Unabdingbarkeitsprinzip 
oder auf ſonſtige Weiſe im geltenden Recht Ausdruck gefunden hat, 
und wie man ihr in einem kommenden Recht Geltung verſchaffen 
kann. Demgemäß unterſucht er die Frage, inwieweit auf Grund der 
arbeits rechtlichen Geſetzgebung der zwiſchen einem Arbeitgeber⸗ und 
einem Arbeitnehmerverband abgeſchloſſene TarVertr. unmittelbar in 
das Rechtsverhältnis zwiſchen dem einzelnen Arbeitgeber und Arbeit⸗ 
nehmer eingreift. Der Verf. weiſt nach, daß eine ſolche normative, 


über das Verpflichtungsverhältnis zwiſchen den vertragſchließenden 
Verbänden hinausgehende Wirkung dem Tar Vertr. nicht nur in der 
Form der Unabdingbarkeit des Tarifinhalts nach 81 der VO. v. 
23. Dez. 1918, ſondern darüber hinaus auch auf Grund anderer 
arbeitsrechtlicher Vorſchriften, z. B. des Betrag., zukommt. Im eine 
zelnen wird geprüft, welche Beſtandteile des Tar Vertr. an der nor 
mativen Wirkung teilnehmen, nach Anſicht des Verf. nur die, welche 
ſich mit dem Inhalt des Arbeitsvertrages befaſſen (Inhaltsnormen), 
nicht diejenigen, die die Vorausſetzungen des Abſchluſſes ſolcher Ver⸗ 
träge regeln (Abſchlußnormen). Die Wiedereinſtellungsklauſel, die 
nach Abſchluß von Arbeitskämpfen vertraglich oder durch Schieds⸗ 
ſpruch regelmäßig vereinbart wird, beſpricht er eingehend und ſucht 
dabei im Gegenſatz zu der herrſchenden Meinung nachzuweiſen, daß 
durch dieſe Klauſel die Kündigung rückwirkend vernichtet werde. Zum 
Schluſſe werden eingehend begründete Vorſchläge für das kommende 
Tarifgeſetz gemacht. 

Auch wo man dem Verf. nicht beiſtimmen Kann, folgt man mit 
größtem Intereſſe ſeinen temperamentvollen Ausführungen. Die über⸗ 
aus leſenswerte Schrift iſt für alle arbeitsrechtlich gerichteten Kreiſe be⸗ 
ſtimmt, verlangt aber ein eingehendes Studium und verdient es auch. 

Bedauerlich iſt nur, daß der Verf. einer leider verbreiteten deut⸗ 
ſchen Gewohnheit folgend die Arbeit allzuſehr mit Anmerkungen be⸗ 
laſtet, anſtatt die dort gemachten Ausführungen, ſoweit ſie für den 
Fortſchritt der Darſtellung von Bedeutung ſind, im Texte ſelbſt zu 
verarbeiten. SR. Dr. Sauer, Köln. 


Das Geſetz über die Veſchäftigung von Schwerbeſchädigten 
mit den einſchlägigen Vorſchriften. Erläutert von Dr. Dr. 
Lothar Richter, Regierungsrat im Reichsarbeitsminiſterium. 
(Bücherei des Arbeitsrechts, neue Folge Bands 7.) Berlin 
1927. Reimar Hobbing. 8%. 250 S. Preis in Ganzl. 
geb. 6,40 h. 

Das Schwerbeſchädigtengeſetz. Kommentar zum Geſetz über 
die Beſchäftigung Schwerbeſchädigter von Dr. jur. et. rer. 
pol. Richard Knaak. Berlin 1928. Verlag Georg Stilke. 
8°. 217 S. Preis in Leinen geb. 5 . 

Noch immer werden etwa ½ Million ſchwerbeſchädigter Arbeit⸗ 
nehmer durch die Hauptfürſorgeſtellen betreut, ein Zeichen dafür, 
daß auch heute noch dem Schwerbeſchädigtenſchutze eine erhebliche 
Bedeutung, nicht nur im Rahmen des Arbeitsrechtes, zukommt. 
Um ſo erfreulicher iſt es, daß faſt zur gleichen Zeit zwei neue aus⸗ 
führliche Erläuterungswerke erſchienen ſind, die — einander treff⸗ 
lich ergänzend — die Auslegung des wichtigen, aber wegen ſeiner 
nicht gerade meiſterhaften Faſſung recht ſchwierigen Geſetzes er⸗ 
leichtern. Beide Verf. berücksichtigen bei ihrer Arbeit die Ab⸗ 
änderungen des Geſetzes durch die bedeutſame, die Rſpr. des RG. 
korrigierende Nov. v. 8. Juli 1926, das ArbGG. und das Geſetz 
über Arbeitsvermittlung und Arbeitsloſenverſicherung und gewinnen 
ſchon durch die Zugrundelegung der neueſten, für abſehbare Zeit 
wohl endgültigen Faſſung einen beachtenswerten Vorſprung vor den 
übrigen inzwiſchen veralteten Kommentaren. Daß die bis zum 
Erſcheinen der Arbeiten bekanntgewordene Literatur und Rſpr. von 
beiden Verf. ausreichend berückſichtigt iſt, bedarf keiner beſonderen 
Hervorhebung. Leider haben aber die Arbeitsgerichtsbehörden, vor 
allem das RArbG., in jüngſter Zeit ſich noch in mehreren viel be⸗ 
achteten Entſch. mit dem Geſetz befaßt, fo vor allem zu der Frage 
der Lohnzahlungspflicht bei Nichtbeſchäftigung, der Entlaſſung und 
Wiedereinſtellung bei Streik und Ausſperrung u. dgl. Wären dieſe 
Entſch. einige Monate früher gekommen, hätten fie ſicherlich den 
Verf. manche Gelegenheit zu einer Reviſion ihrer Anſichten oder zu 
einer — berechtigten — kritiſchen Auseinanderſetzung mit der 
neueſten Rſpr. gegeben. Das kann aber bald in den bei der Be⸗ 
deutung der Kommentare ſicherlich nötig werdenden Neuauflagen 
geſchehen. 

Die Streitfragen zum Geſetze ſind noch zu ſehr im Fluß, der 
Inhalt des Geſetzes ſelbſt ſteht noch — wie leider viele Geſetze auf 
dieſem Gebiete — zu ſehr im ſozialpolitiſchen Kampfe, als daß 
man ſchon jetzt von einer überwiegenden, herrſchenden Lehre zu 
allen Einzelbeſtimmungen ſprechen könnte. Auch wenn man deshalb 
nicht jeder Anſicht beider Verf. zuſtimmen kann, läßt aber doch 
ein genaues Studium ihrer Arbeiten erkennen, daß es ihnen über⸗ 
all gelungen iſt, ihre Meinungen hinreichend und klar zu be⸗ 
gründen und ſich mit beachtenswerten Gründen kritiſch mit den 
Gegenanſichten ohne ſcharfe Polemik auseinanderzuſetzen. Beide 
Bücher werden jedenfalls der weiteren Forſchung gute Dienſte 
leiſten und gewinnen an Wert dadurch, daß ſie beſonders aus⸗ 
führlich in der Einleitung, den Anmerkungen und den Anhängen 
die zahlreichen verwandten Rechtsgebiete behandeln, Ausführungs⸗ 
anweiſungen zum Abdruck bringen und durch Einarbeitung der in 
Betracht kommenden Beſtimmungen der GewO. und anderer Geſetze 
die Arbeit erleichtern. Dadurch werden ſie — abgeſehen von ihrem 
wiſſenſchaftlichen Wert — ein treffliches Hilfsmittel für die zahl⸗ 
reichen Praktiker, die ſich mit dem Schwerbeſchädigtenſchutz zu be⸗ 
faſſen haben, Arbeitgeber und Arbeitnehmer, deren wirtſchaftliche 
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Vereinigungen, Anwälte, Arbeitsgerichtsbehörden, Fürſorgeſtellen uſw. 
Alles in allem kann beiden Büchern die beſte Empfehlung mit 
auf den Weg gegeben werden. Sie werden ſich ohne Zweifel einen 
guten Platz erobern, wie ſchon jetzt die zahlreichen Anführungen 
in Auffätzen und Entſch. zeigen. Außerlich ſind beide gut aus⸗ 
geſtattet, nur die drucktechniſche Überſichtlichkeit der Anmerkungen 
iſt in beiden bei der Fülle des Stoffes ein wenig zu kurz ge⸗ 
ommen. 

Das bisher Geſagte gilt für beide Bücher gleichermaßen. 
Und doch unterſcheiden ſie ſich nach Zweck und Inhalt. Während 
Knaak nach meinem Gefühl mehr als Juriſt zum Juriſten ſpricht, 
ohne aber dabei die Gemeinverſtändlichkeit einzubüßen, kommt bei 

ichter in der ganzen Anlage, auch der Auswahl der im Anhang 
gebrachten Nebengeſetze, zum Ausdruck, daß hier der langjährige 
mit allen Einzelheiten vertraute Referent für Schwerbeſchädigten⸗ 
fragen im NAıbMin. die Fülle amtlichen Materials verarbeitet. 
ie ſchon eingangs hervorgehoben, ergänzen ſich deshalb beide 
ücher auf das beſte. Die ſozialpolitiſche und arbeitsrechtliche Ge⸗ 
ſetzgebung mit ihren unendlich vielen Streitfragen macht es heute 
dem Praktiker noch unmöglich, ſich mit einem Kommentar zu be⸗ 
gnügen. Daher wird man in den beiden hier beſprochenen Werken 
nicht etwa die gleichen Meinungen finden, ſondern aus beiden 
wertvolle Anregungen ſchöpfen. Deshalb auch die gemeinſame Be⸗ 
ſprechung beider erfreulich hochſtehenden Werke. e 
RA. Dr. Mansfeld, Eſſen. 


R. Peters: Angeſtelltenverſicherungsgeſetz. Textausgabe 
mit den wichtigſten Durchführungsbeſtimmungen und Ver⸗ 
weiſungen. 3. Aufl. Leipzig 1928. Verlag Friedrich 
A. Wordel. Preis kart. 1,20 . 


Die zahlreichen Anderungen, die in den letzten Jahren an den 
Geſetzen der Sozialverſicherung vorgenommen ſind, ſind für die 
Herausgabe von umfangreichen Bearbeitungen außerordentlich ſtörend. 

enn bei der erheblichen Verteuerung des Buchdrucks iſt die An⸗ 
ſchaffung Roftfpieliger Ausgaben in kurzen Zeitabſchnitten ausgeſchloſſen. 
Für die Verleger bleibt danach nur die Möglichkeit, möglichſt wohl⸗ 
feile Ausgaben herzustellen, die eine Orientierung über den Rechts⸗ 
zuſtand gewährleiſten. Die Peters ſche Ausgabe des AVG. entſpricht 
augenſcheinlich dieſen Anforderungen, denn die raſche Folge der Auf⸗ 
lagen läßt erkennen, daß ſie in der Praxis viele Freunde gewonnen hat. 

Die dritte Auflage berücksichtigt alle bis einſchließlich Januar 
1928 veröffentlichten Anderungen des AG., die durch beſonderen 

ruck kenntlich gemacht ſind. Nicht mehr aufgenommen ſind die 
durch die Gef. v. 29. März 1928 (RGBl. J, 116, 117) herbeigeführten 
keuerungen. Es kann erwartet werden, daß auch die neue Auflage 
einem dringenden Bedürfniſſe entſpricht und daher weite Verbreitung 
inden wird. Wirkl. Geh. Obgegdt. Dr. Hoffmann, Berlin. 


Die Entwicklung der formellen Verſicherung in der ſozialen 
Unfallverſicherung. Zugleich ein Beitrag zur Frage 
des Weſens der formellen Verſicherung und zur 
Lehre vom Rechtsſchein. Von Dr. Walter Kaskel, 
Profeſſor an der Univerſität Berlin. Berlin 1927. E. S. 
Mittler & Sohn. Preis 1,50 . 

Die Zahl der Einzelſchriften, die der wiſſenſchaftlichen Vertiefung 
der Sozialverſicherung dienen, iſt klein, obwohl das Gebiet groß und 
wichtig iſt. Kas kel unterſucht die ſchwierige Frage der formellen 

erſicherung auf dem Gebiete der ſozialen Unfallverſicherung. Unter 
ormeller oder formaler Verſicherung verſteht man die Anerkennung 
er Verſicherungsfähigkeit materiellrechtlich nicht verſicherungsfähiger 

Perſonen auf Grund der Erfüllung gewiſſer Formvorſchriften. Es iſt 

zemerkenswert, daß gegenwärtig die formelle Verſicherung in der 

tanken-, Invaliden⸗, Angeftellten- und Arbeitsloſenverſicherung ge⸗ 
ſetzlich geregelt ift (88 213, 1445 RBO., 8 190 AB., $ 115 des Gef. 

b. 16. Juli 1927 (NG. I, 187), dagegen in der für dieſe geſetzliche 
egelung vorbildlichen Unfallverſicherung die Ausgeſtaltung der for⸗ 

mellen Verſicherung nach wie vor auf Rechtsübung beruht. Kaskel 

zeigt, wie ſich die formelle Unfallverſicherung von zweit verſchiedenen 

usgangspunkten aus entwickelt hat, die ſich daraus ergeben, daß es 
entweder an der Zugehörigkeit zum verſicherungsrechtlich erfaßten 

erſonenkreis oder an der Tätigkeit in einem verſicherungsrechtlich 
beſchüzten Betriebe gefehlt hat. Wenn ein nach dem Geſetze gar nicht 
verſicherungspflichtiger Betrieb zu Unrecht in das Betriebs“ oder 
anternehmerverzeichnis einer Berufsgenoſſenſchaft aufgenommen oder 

Me nicht verſicherungspflichtige Bauarbeit zu Unrecht zur Unfall⸗ 

ichſtcherung herangezogen ift, erhebt ſich die Frage der formellen Ver⸗ 

Eberung der Betriebe. Während im Schrifttum in ſolchem Falle eine 

ntſchädigungspflicht zunächſt abgelehnt wurde, ſtellte ſich die Rſpr. 
ia; den entgegengejezten Standpunkt, indem fie entſprechend den ver⸗ 
ſchedenen Arten der Verzeichniſſe ſelbſtändige Grundſätze für gewerb⸗ 

1 9e Betriebe, für Regie⸗(Eigen⸗) Bauarbeiten und für landwirtſchaft⸗ 

fee Betriebe entwickelte. Das führte zur Anerkennung des Grund⸗ 

1 5 daß die Eintragung im Verzeichnis (bei den Regiebaubetrieben 
Heranziehung des Bauunternehmers zur Verſicherung) den Mangel 
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der Verſicherungspflicht heilt und gegenüber einem Verletzten, der in 
einem ſolchen Betriebe oder bei einer ſolchen Bauarbeit einen Unfall 
erlitten hat, eine Entſchädigungspflicht der Berufsgenoſſenſchaft be⸗ 
ſteht. Die formelle Perſonenverſicherung knüpft an die Aufzeichnung 
(Regiſtrierung) der verſicherten Arbeitnehmer an. Dieſe iſt erforderlich, 
weil die Unternehmer zur Beitragszahlung in der Unfallverſicherung 
nach Maßgabe der von ihnen beſchäftigten verſicherten Perſonen und 
der gezahlten Löhne herangezogen werden. Sit eine Perſon nach dem 
Geſetze verſicherungspflichtig, ſo iſt ſie ſelbſtverſtändlich verſichert, auch 
wenn ſie zu Unrecht im Lohn⸗ oder Regiebaunachweis nicht auf⸗ 
genommen iſt. Die Frage der formellen Perſonenverſicherung taucht 
erſt auf, wenn eine nicht verſicherungspflichtige Perſon zu Unrecht in 
den Lohn⸗ oder Regiebaunachweis aufgenommen iſt und infolgedeſſen 
Beiträge oder Prämien in Anſatz gebracht und erhoben ſind. Die 
Rſpr. hat hier, wie Kas bel meint, zaghafter und weniger folge⸗ 
richtig als bei der formellen Unfallverſicherung der Betriebe einen 
Mittelweg eingeſchlagen, indem an Stelle der bloßen Tatſache der 
Einzeichnung die ſchuldhaft unrichtige Einzeichnung entſcheidend ſein 
ſoll. Da nur bei Einzelnachweiſen die Möglichkeit beſteht, aus der 
Angabe der Dienſtſtellung nachzuprüfen, ob der betreffende Arbeiter 
zu den verſicherten Perſonen gehört, hat das ABA. bei jog. „ſumma⸗ 
riſchen“ Lohnnachweiſen ($ 750 RVO.) die Annahme eines formal⸗ 
rechtlichen Verſicherungsverhältuiſſes ſchlechthin abgelehnt (NE. 2616, 
AN. 1913, 401). Wegen weiterer Einzelheiten darf ergänzend zu den 
Ausführungen Kaskels auf das Handbuch der Unfallverſicherung 
Bd. 1 S. 451 u. 571 und die überſichtliche Zuſammenſtellung der 
Rechtsſprüche in der RVO. mit Anmerkungen, herausgegeben von Mit⸗ 
gliedern des RV A., Bd. III Anm. 14—g zu 8659 RVO., verwieſen 
werden. Das RVA. geht alſo davon aus, daß ein formales Ver⸗ 
ſicherungsverhältnis regelmäßig nur bezüglich eines ganzen Betriebes 
oder der Perſon des Unternehmers möglich ſei, weil hier die Berufs⸗ 
genoſſenſchaft das Recht und die Pflicht habe, für die genaue Auſ⸗ 
klärung aller in Betracht kommenden Verhältniſſe zu ſorgen; nach⸗ 
dem ſie einmal ihre Entſcheidung getroffen, würde es gegen Treu und 
Glauben verſtoßen, wenn ſie bei etwaigen Unfällen die Aufnahme in 
das Betriebsverzeichnis oder die Annahme der Selbſtverſicherung als 
unwirkſam behandeln wollte. Anders bei der Verſicherung eines ein⸗ 
zelnen Arbeitnehmers. Hier fehle der Berufsgenoſſenſchaft die Möglich⸗ 
keit, zu prüfen, ob die einzelnen in den Lohnnachweiſen angegebenen 
Perſonen tatſächlich ſolche Verrichtungen vornehmen, die die Perſiche⸗ 
rung begründen. Eine Entſchädigungspflicht ſei vielmehr nur dann 
gegeben, wenn jemand mit Wiſſen der Berufsgenoſſenſchaft oder ſo, 
daß es ihren Organen bei der erforderlichen Aufmerkſamkeit nicht 
entgehen konnte, eine nicht verſicherungspflichtige Perſon in dem Lohu⸗ 
nachweis mit aufführe und die Berufsgenoſſenſchaft, ohne irgendwelche 
Erhebungen zu veranlaſſen, ſeit längerer Zeit Beiträge nach Maß⸗ 
gabe des Lohnnachweiſes erhoben habe (ME. 1167, AN. 1892, 324; 
NE. 1572, AN. 1897, 260). Ich Kann nicht finden, daß Kaskel 
dieſer Rſpr. Widerſprüche und die mangelnde Berechtigung nach⸗ 
gewieſen hat. Er unterſucht das Weſen der formalen Verſicherung, 
bekämpft die herrſchende Anſicht, die die formelle Verſicherung auf den 
die geſamte Sozialverſicherung beherrſchenden Grundſatz von Treu und 
Glauben zurückführt, verwirft auch den Verſuch Roſins, die for⸗ 
melle Verſicherung aus einem verbindlichen Anerkenntniſſe ſeitens 
eines Verſicherungsträgers zu erklären, und knüpft an die Lehre von 
Rechtsſchein an: Wer äußerlich als ein Verſicherter erſcheine, 
werde wie ein Verſicherter behandelt, ſolange ſich jener Schein nicht 
als bloßer Schein, als trügeriſch erweiſe. Mit dieſem Grundſage ſtehe 
es im Einklang, wenn bei der Betriebsverſicherung die Rechtswirkung 
ausſchließlich an die Tatſache der Führung in den geſetzlich vor⸗ 
geſchriebenen Regiſtern geknüpft werde. Das gleiche müſſe für die ſor⸗ 
melle Perſonenverſicherung gelten. Auch hier ſeien die maßgebenden 
Regiſter die von den Berufsgenoſſenſchaften zum Zwecke der Erhebung 
von Beiträgen oder Prämien geführten Liſten (Heberolle, Lohn⸗ 
nachweis), die der Umlage und der Einziehung der Prämien zugrunde 
gelegt würden. Die Unrichtigkeit der Liſten könne nur zu einer künf⸗ 
tigen Anderung führen, eine unrichtige Angabe in den von den Unter⸗ 
nehmern eingereichten Lohnnachweiſen höchſtens eine Schadenserſatz⸗ 
pflicht desjenigen Unternehmers oder ſeines Stellvertreters erzengen, 
der die unrichtigen Angaben gemacht habe. So klar und geiſtvoll 
dieſe Erörterungen durchgeführt ſind, ſo fehlt ihnen doch die rechte 
Überzeugungskraͤft. Kas kel ſetzt voraus, was erſt bewieſen werden 
ſoll, die Rechtsſcheineigenſchaft der in Frage kommenden Ver⸗ 
zeichniſſe und Liſten. Es wäre zunächſt einmal noch gründlich nach⸗ 
zuprüfen, in welchem Umfange die bloße äußere Erſcheinungsform des 
Verſichertſeins in der Sozialverſicherung als Rechtsverhältnis des Ver⸗ 
ſichertſeins anerkannt und hieraus die Entſchädigungspflicht herzuleiten 
iſt. Einſtweilen kann der handgreifliche Unterſchied nicht geleugnet 
werden, der darin liegt, daß in dem Falle der Betriebsverſicherung 
die Aufnahme in das Betriebsverzeichnis (Kataſter) nach pflichtmäßiger 
Aufklärung aller in Betracht kommenden Verhältniſſe erfolgt, die 
Aufnahme in die Heberollen aber ohne ſolche causae cognitio im 
Vertrauen an die Richtigkeit der Lohnnachweiſe, deren Durchprüfung 
der Berufsgenoſſenſchaft regelmäßig gar nicht möglich iſt und ſie mit 
einer ungeheueren Arbeit belaſten würde. Ich möchte daher auch ein 
hinreichendes Bedürfnis für die von Raskel geforderte geſetzliche 
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Angleichung an die ausdrücklichen Vorſchriften der Kranken⸗, In⸗ 
validen⸗ und Angeſtelltenverſicherung verneinen, ganz abgeſehen davon, 
daß dieſe Regelung doch recht erhebliche Verſchiedenheiten aufweiſt (vgl. 
einerſeits 8 213 RVO., andererſeits 8 1445 RVO. und § 190 AG.). 
OL GPräſ. Dr. Levin, Braunſchweig. 


Reichsbeſoldungsgeſetz v. 16. Dez. 1927. Erläutert von 
Otto Sölch, Miniſterialrat im Reichsftinanzminiſterium, und 
Otto Ziegelaſch, Miniſterialdirigent im Reichspoſtmini⸗ 
ſterium. Berlin. Verlag Trowitzſch & Sohn. 728 Seiten. 
Preis in Leinen geb. 9,50 .#. 


Dem Beduͤrfniſſe nach einer Kommentierung des RBeſoldG. 
abzuhelfen, konnte kaum einer berufeneren Feder vorbehalten blei⸗ 
ben, als es im vorl. Falle in den Perſonen der beiden vorgenannten 
Verf. geſchehen iſt, von denen der erſtere an dem Zuſtandekommen 
des Geſetzes von der Regierungsſeite aus regen Anteil genommen 
hat. Über den Rahmen der Kurzen Erläuterung hinaus, den das 
RBeſoldG. in der Bearbeitung von Morath, M. d. R., im Wirt⸗ 
ſchaftsverlage von Arthur Sudau Gmbh ., Berlin, bereits gefunden 
hat, iſt das vorl. Werk beſtrebt geweſen, auf breiteſter Grundlage 
ein Wegweiſer und Berater auf dem noch immer reichlich unüberſicht⸗ 
lichen Gebiete des Reichsbeſoldunsrechtes zu ſein. In dem — trotz 
ſeiner 728 Seiten — handlichen Werke iſt alles zuſammengefaßt, 
was der Praktiker bei der Beſchäftigung mit dieſer ſpröden Materie 
braucht; auch wird in gelegentlichen Hinweiſen der Stellungnahme 
des RG. und des RSchiedsG. zu den grundlegenden Fragen des Be⸗ 
ſoldungsrechts (z. B. Unterhaltstheorie des Gehaltsanſpruchs, Zu⸗ 
rückbehaltungsrecht gegenüber der Gehaltsforderung, wohlerworbenes 
Recht auf das Beſoldungsdienſtalter u. a.) Erwähnung getan. Es 
iſt zu hoffen, daß in letzterer Beziehung die ſpäteren Ausgaben des 
Werkes für den wiſſenſchaftlichen Bearbeiter des Beamtenrechts noch 
einen weiteren Ausbau bringen werden. 

Um die überſichtlichkeit des Werkes zu heben, iſt zunächſt in 
den Abſchnitten J und II der Text des NBefold®. und der AusfBeſt. 
zum RBeſoldG. (Beſoldungsvorſchriften) ohne Erläuterungen zum 
Abdruck gelangt. Hieran ſchließt ſich in Abſchnitt III als Haupt⸗ 
teil des Werkes eine nochmalige Wiedergabe der einzelnen Para⸗ 
graphen des NBejoldG. mit den einſchlägigen Nummern der Beſol⸗ 
dungsvorſchriften und den Erläuterungen der Verf. an — miter 
gleichzeitigem kurzen Vermerk der entſprechenden Beſtimmungen des 
RBeſold G. v. 30. April 1920, des Entwurfes des RBeſoldGG. und 
des PrBeſoldch. Auf den Inhalt der ausführlichen Erläuterungen 
im einzelnen einzugehen, würde zu weit führen. Daß ſie nicht überall 
unwiderſprochen bleiben werden, ergibt z. B. § 39 die gegenteilige Stel⸗ 
lungnahme des LGPräſ. Dr. Brand, Duisburg, in der Frage der 
Unzuläſſigkeit der Herabſetzung der Gehälter und Ruhegehälter durch 
einfaches Reichs⸗ oder Landesgeſetz (DRZ. 1928, 328). Als Anhang 
folgen — außer den zum RBeſoldcd. gehörigen ſechs Anlagen — 
ein Ortsklaſſenverzeichnis, der Entwurf einer VO. über die Ein⸗ 
gruppierung von Wartegeldempfängern und der vollſtändige Text des 
PrBeſoldcd. v. 17. Dez. 1927. Ein ſehr eingehend gehaltenes, alpha⸗ 
betiſch geordnetes Sachregiſter ermöglicht auch dem Laien ein ſchnelles 
Zurechtfinden. 

Nicht unerwähnt bleiben ſollen der in der „Einleitung“ gegebene 
Kurze geſchichtliche überblick unter auszugsweiſer Wiedergabe der ein⸗ 
ſchlägigen Stellen der Begründung zum Regierungsentwurfe und die 
„Vorbemerkungen“, in denen die Verf. zuſammenfaſſend zu den 
Grundlagen des Geſetzes Stellung genommen haben. 

Das Werk wird für die beteiligten Beamtenkreiſe und Dienſt⸗ 
ſtellen ein wertvolles Hilfsmittel bilden. g 

KR. von Bonin, Potsdam. 


Das Militärverſorgungsrecht. Sammlung der die Verſorgung 
der ehemaligen Wehrmachtsangehörigen und ihrer Hinter⸗ 
bliebenen betreffenden Reichsgeſetze und Verordnungen. Text⸗ 
ausgabe mit Anmerkungen und Sachverzeichnis von Friedrich 
Konrad, Oberregierungsrat beim Hauptverſorgungsamt 
München. München 1928. Verlag C. H. Beck. Preis 8 4. 


Das Werk will vor allem praktiſchen Bedürfniſſen nachkommen 
und das Aufſuchen der einſchlägigen Vorſchriften in der jetzt gelten⸗ 
den Faſſung erleichtern. Im Hauptteil ſind ältere und neuere Ver⸗ 
ſorgungsgeſetze materiellen wie formellen Inhalts gebracht, die älteren 
zum Teil nur auszugsweiſe. Beim RVG., ARG. und KPS. find 
die AusfBeſt. weggelaſſen; fie ſollen aber, falls eine Neufaſſung er⸗ 
folgt, als Nachtrag erſcheinen. Der Anhang der Sammlung enthält 
eine Reihe von ſonſtigen geſetzlichen Beſtimmungen, VO. und Er⸗ 
laſſen, die u. a. namentlich ſog. Kannbezüge betreffen. In kurz⸗ 
gehaltenen Fußnoten verweiſt der Herausgeber zuweilen auf die Ent- 
ſtehungsgeſchichte der einzelnen Vorſchrift oder andere Beſtimmungen. 
Zweifellos ſtellte das Buch für den, der oft und raſch nacheinander 
verſchiedene verſorgungsrechtliche Vorſchriften braucht, die einzelnen 
Geſetze uſw. ſonſt aber nicht zur Verfügung hat, alſo für den Hand⸗ 
gebrauch ein recht angenehmes und wertvolles Hilfsmittel dar. 

ObRegR. Dr. C. Arendts, Berlin. 


Prof. Dr. Friedrich Klauſing: uneinheitliche Ausübung 
mehrerer Stimmen durch Einzelperſonen und Perſonen⸗ 
verbände. Ein Beitrag zu den „allgemeinen Lehren“ des 
Verbandsrechts. Berlin 1928. Induſtrieverlag Spaeth & 
Linde. 230 Seiten. Preis 9,50 . 


Die Arbeit verdankt ihre Entſtehung einem konkreten Falle, 
der inzwiſchen durch das RG. entſchieden iſt (vgl. RG. 118, 67—73 
ſowie JW. 1927, 2982 ff.): 

Die Stadt B. war an der Gaswerksverband Rh. AktG. mit 
100% intereſſiert. Späterhin überließ fie 49% der Th. G. AktG. 
Im Zuſammenhang mit dieſer Aktienüberlaſſung war die Stadt ger 
wiſſe Verpflichtungen in bezug auf ihre künftige Gaswerkspolitik 
eingegangen. Die AktG. ſollte u. a. zwecks großzugiger Ausgeſtaltung 
der Gasverſorgung in der Stadt B. und anderen Orten in ein gemiſcht⸗ 
wirtſchaftliches Unternehmen unter Führung von B. umgewandelt 
werden, wobei ſich B. verpflichtet hatte, die Intereſſen der AktG. „als 
die einer öffentlichen Unternehmung in Privatrechtsform“ zu fördern. 
Bei einem Streit über die Ausgabe neuer Aktien unter Ausſchluß des 
geſetzlichen Bezugsrechts hatte die Stadt W. — in die inzwiſchen die 
Stadt B. eingemeindet worden war und innerhalb deren Verwaltung 
verſchiedene Auffaſſungen über die Transaktion herrſchten — mit der 
Wahrnehmung ihrer Rechte aus ihrem Aktienbeſitz den Bürgermeiſter 
und ſieben Angehörige des Magiſtrats und des Stadtverordneteu⸗ 
Kollegiums dergeſtalt bevollmächtigt, daß jedem einzelnen Bevollmäch⸗ 
tigten für ſich allein eine beſtimmte Anzahl Aktien zur ſelbſtändigen 
Vertretung zugeteilt war. Dieſe Vertreter ſtimmten bei der Beſchluß⸗ 
faſſung in der AktG. teils gegen den zweiten Großaktionär, die 
Th. G. AktG., teils mit dieſem, teils enthielten fie ſich der Stimme. 
Nach Zuſtandekommen des Beſchluſſes erhob die Stadt Anfechtungs⸗ 
und Nichtigkeitsklage. Das RG. hielt die geſpaltene Abſtimmung mit 
den Aktien der Stadt für unzuläſſig und trat der in der Literatur 
herrſchenden Rechtsaufſaſſung bei, wonach ein Aktionär mit 
mehrfachem Aktienbeſitz in der Generalverſammlung 
nur einheitlich ſtimmen kann. 

Klauſing mißbilligt die herrſchende Lehre, ſoweit ſie den er⸗ 
wähnten Grundſaß für Aktienbeteiligungen von Körperſchaften 
und Perſonenverbänden aufſtellt. Insbeſ. meint er, daß nach 
allgemeinem Verbandsrecht ein ſchutzwürdiges Intereſſe be⸗ 
ſtehen könne, den Willen des verbandsmäßig organiſierten Mitgliedes 
bei der Abſtimmung geſpalten zum Ausdruck zu bringen, wenn 
dieſe Spaltung ſich in dem ſtimmenden Verbande aus widerſtreitenden 
Intereſſen innerhalb desſelben rechtfertige. Überzeugend weiſt er nach 
(S. 53 ff.), daß im allgemeinen Verbandsrecht ſolche Fälle praltiſch 
nicht ſelten vorkämen, z. B. im Vereinsrecht, wenn mehrere Pro⸗ 
vinzialverbände ſich zu einem Geſamtverband zuſammenſchlöſſen; bei 
der Abſtimmung im Geſamtverbande könne alsdann ein beachtliches 
Intereſſe beſtehen, einen Provinzialverband, der z. B. über fünf 
Stimmen verfügte, mit einer Stimme gegen einen Beſchluß und mit 
vier Stimmen für dieſen Beſchluß ſtimmen zu laſſen, weil auf dieſe 
Weiſe einer Minderheit in dem Provinzialverbande direkt im Geſamt⸗ 
verbande eine gewiſſe Geltung verſchafft werden könnte. Ahnlich ſei 
es ſtaatsrechtlich bei Abſtimmungen im Reichsrat, wo man insbeſ. ein 
ſolches Intereſſe an einer unabhängigen Abſtimmung der Provinzial⸗ 
ſtimmen Preußens anerkennen müſſe (S. 62 ff.). 

Dieſer Konjequent auch für Rechtsgemeinſchaften ohne juriſtiſche 
Perſönlichkeit (Erbengemeinſchaften, Bruchteilsgemeinſchaften uſw.) 
durchgeführten und überzeugt begründeten Argumentation wird man 
durchaus zuſtimmen müſſen, ausgehend von dem von Klauſing 
aufgeſtellten Grundſatze (S. 31), daß die Vereinigung mehrerer Aktien, 
Kuxe uſw. in einer Hand im Zweifel nicht nur eine mehrfache 
Stimmberechtigung gewährt, ſondern auch die Selbſtändigkeit der 
einzelnen mit Stimmrecht ausgeſtatteten Anteile in weſentlichen Be⸗ 
ziehungen unberührt läßt. Aus letzterer Erwägung leitet Klauſing 
weiterhin mit Recht die Auslegungsregel ab, daß in derartigen 
Fällen bei Nachweis eines beſonderen Bedürfniſſes 
Ausnahmen von dem Verbot einander widerſprechender Stimmabgaben 
durch ein und denſelben Aktionär, Gewerken uf. zuzulaſſen ſeien. 
Aber Klauſing macht einen Unterſchied zwiſchen juriſtiſchen Per⸗ 
ſonen und Perſonengemeinſchaften einerſeits und phyſiſchen Perſonen 
andererſeits. Bei den letzteren nimmt er ein ſolches Intereſſe aus den 
verſchiedenſten Konſtellationen heraus an; er verneint es aber bei der 
Stimmabgabe durch phyſiſche Perſonen. 

Mir ſcheint aber auch im letzteren Falle u. U. ein derartiges 
ſchutzwürdiges Intereſſe an einer geſpaltenen Abſtimmung in Betracht 
kommen zu können. Angenommen, X. beſitzt nom. 20 000 % Alitien 
zu Eigentum, hat aber davon nom. 10 000 % Aktien feinem Bankier 
noch nicht bezahlt. (Ahnlich liegt der Fall, wenn ein Dritter aus 
irgendwelchen Gründen ein Sicherungs⸗ oder Zurückbehaltungsrecht an 
einem Teil der Aktien hat.) Bei einem grundſätzlichen Streit inner⸗ 
halb der AktG. will nun X. die 10000 % Aktien, über die er ſich 
wirtſchaftlich nicht für frei verfügungsberechtigt hält, dem Bankier, 
der ihm das Geld zum Erwerb der Aktien vorgeſtreckt hat, zur Ab⸗ 
ſtimmung überlaſſen. Nach der herrſchenden Meinung, der in dieſem 
Punkte auch Klauſing beitritt (S. 24), muß der Eigentümer als⸗ 
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dann erſt ad hoc dem Bankier die Aktien rechtsgültig übertragen, 
wobei zweifelhaft bleibt, ob dieſe Übertragung nicht als eine für die 
hier ſtreitige Frage bedeutungsloſe Legitimationsübertragung angeſehen 
werden würde. M. E. kann in ſolchen und ähnlichen Fällen auch bei 
phyſiſchen Perſonen ein ſchutzwürdiges Intereſſe an geſpaltenen Ab⸗ 
timmungen gegeben fein. Die Gegner der herrſchenden Meinung 
(Saenger, Bernicken), die auch eine uneinheitliche Abſtimmung 
aus verſchiedenen Aktien bei Einzelperſonen zulaſſen wollen, ver⸗ 
weiſen ferner auf den Fall, daß eine Einzelperſon ihre Aktien bei 
mehreren Banken im Depot hat und dieſe Banken mit dieſen Aktien 
ſelbſtändig ſtimmen läßt, wobei naturgemäß einander widerſtreitende 
Abſtimmungen vorkommen können. Klauſing meint zwar, dies 
ſei kein durchgreifendes Argument für die Zuläſſigkeit widerſtreitender 
Abſtimmung in derartigen Fallen; denn die Legitimationsübertragung 
ſei in jedem Falle aus der Perſon des Übertragenden zu beurteilen. 
Wenn er aber S. 38 ausführt: „Es geht wirklich nicht an, die 
Verwendung dieſer juriſtiſch⸗techniſchen Hilſsmittel (der Legitimations⸗ 
übertragung) dadurch ins Uferloſe zu ſteigern, daß man ſich ſcheut, 
den Parteien durch zweckentſprechende Auslegung bzw. Ergänzung 
des poſitiven Rechts wenigſtens die Möglichkeit zu eröffnen, ſich 
auch des direkten und offenen Weges zu bedienen“, ſo läge m. E. 
eher der Schluß nahe, im Falle eines beachtenswerten Intereſſes eine 
ſelbſtändige Abſtimmung aus den einzelnen Aktien auch bei Einzel⸗ 
perſonen als offene oder Legitimationsabſtimmung zuzulaſſen. In 
jedem Falle wird bei Annahme der herrſchenden Lehre die Rechts⸗ 
fiherheit der Abſtimm ung im Aktienrecht u. U. ge⸗ 
fährdet, wenn aus dem Dogma der Einheitlichkeit der Abſtimmung 
heraus derartige Stimmenabgaben ſpäter als nichtig angeſehen werden 
müßten. Auch der von Klauſing S. 41 Anm. 49 erwähnte, mir 
aus der Praxis bekannte Fall, daß eine Bank teilweiſe Kuxe zu 
Eigentum beſitzt, teilweiſe ſolche von Kunden übertragen erhalten hat, 
kann in der Generalverſammlungspraxis zu Schwierigkeiten, führen, 
wenn für die Ermittlung des einwandfreien Ergebniſſes der Ab⸗ 
ſtimmung erſt feſtgeſtellt werden müßte, ob die Übertragung der 
Kundenkuxe an die Bank nur eine Legitimationsübertragung war, 
was nach der herrſchenden Lehre allein eine verſchiedene Abſtimmung 
rechtfertigen würde. 

Wenn das RE. ſagt: „Die Willensäußerung bei der Abſtimmung 
Könne, wenn ſie rechtlich beachtlich fein ſolle, vern ünftigerweiſe 
nur einheitlich ſein, nicht aber in ſich widerſpruchsvoll“, ſo zeigt 
ſich, daß das RG. hier im Grunde gewiſſermaßen naturrechtlich 
argumentiert. Dies käme aber nur für den Normalfall in Betracht, 
daß eine Einzelperſon ſelbſt in der Generalverſammlung erſcheint und 
ohne erſichtlichen Grund z. B. mit der Hälfte der Aktien für und 
mit der Hälfte der Aktien gegen einen Beſchluß ſtimmen wollte. 
Solche Fälle find nur theoretiſch konſtruiert. Da auch bei den 
Einzelperſonen ganz ähnlich wie bei Verbänden geſpaltene Intereſſen 
vorliegen können, ſcheint mir ſachlich die Zuläſſigkeit widerſprechen⸗ 
der Abſtimmungen bei dem Aktienbeſitz einer phyſiſchen Perſon ebenſo 
in Betracht zu kommen wie bei demjenigen einer Verbandsperſon. 

In jedem Falle wird aus Anlaß der Klauſing ſchen Arbeit 
das NG. das Problem der einheitlichen Abſtimmung mit einem 
Aktienpaket einer erneuten Nachprüfung unterziehen müſſen. 

Aber damit iſt das Verdienſt der Klauſingſchen Arbeit 
nicht erſchöpft. h g 

Seine Unterſuchungen gehen über die Beibringung von neuem 
Material für die erwähnte Streitfrage weit hinaus. Ahnlich wie 
bereits die Unterſuchungen Klauſings: Zentralbl. f. Handels⸗ 
recht 1926, 271 ff. grundlegende Fragen des Verbandsrechts über⸗ 
haupt aufrollten, iſt dies in dem vorliegenden Werk geſchehen. In 
Klauſings Argumenten liegt, wie er ſelbſt erkennt, eine gewiſſe 
Durchbrechung des Prinzips der einheitlichen juriſtiſchen Perſönlich⸗ 
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keit überhaupt. Im Oberverband ſollen beſondere Strömungen, 
3. B. Minderheitsanſichten des Unterverbandes, durch geſpaltene 
Abſtimmungen des Unterverbandes im Oberverband zum Ausdruck 
Rommen können. Hier gerät das Weſen der juriſtiſchen Perſon und 
ſeine Erkenntnis in Fluß. Die juriſtiſche Perſon (der Unter⸗ 
verband) tritt hier nicht mehr geſchloſſen als Einheit auf; die 
verſchiedenen Intereſſen der im Unterverband zuſammengeſchloſſenen 
Beteiligten ſollen trotz der Selbſtändigkeit und Einheitlichkeit der 
juriſtiſchen Perſon des Unterverbandes eine gewiſſe Bedeutung ge⸗ 
winnen. Es iſt weſentlich und wäre dankbar, wie auch Klau⸗ 
fing hervorhebt, dieſe Grundfragen, die das Weſen der Rechts⸗ 
perſönlichkeit überhaupt berühren, an Hand der bisherigen Theorien 
über die juriſtiſche Perſon überhaupt einer weiteren Nachprüfung 
zu unterziehen. 

Die von Klauſing behandelten Fragen beleuchten noch ein 
weiteres Problem neu, das der Verfaſſer nicht berührt. Die Rſpr. 
des RG. geht mit Recht davon aus, daß die Abſtimmungen ſich nur 
von den eigentlichen Intereſſen der Geſellſchaft leiten laſſen dürfen, 
und daß u. U. ſogar die Verfolgung außergeſellſchaftlicher Inter⸗ 
eſſen zum Nachteil der übrigen Beteiligten gegen die guten Sitten 
verſtoßen kann. Auch dieſe Grundfrage erſcheint hier in einem 
neuen Licht. Die uneinheitliche Abſtimmung in dem eingangs 
wiedergegebenen praktiſchen Fall dürfte wohl darauf zurückzuführen 
geweien ſein, daß man innerhalb der Stadt über die künftige 
Gaswerkspolitik im Rahmen der AktG. ſich uneinig war. Durch 
die verſchiedene Abſtimmung wurde der Streit, der innerhalb der 
Stadt beſtand, in die Akt®. hineingetragen. Lag hier nicht eine an 
ſich unzuläſſige Ausübung des Stimmrechts zur Wahrnehmung 
außergeſellſchaftlicher Intereſſen vor? Zugleich aber drängt ſich die 
Frage auf, inwieweit überhaupt bei gemiſchtwirtſchaftlichen Unter⸗ 
nehmungen der Grundſatz der Beſchränkung auf die Intereſſen der 
Geſellſchaft im engeren Sinne noch Platz greifen kann. Muß man 
nicht überhaupt dieſen Grundſatz für Unternehmungen, die nur 
die äußere Form der AktG. beſitzen, der Sache nach aber gemein⸗ 
wirtſchaftliche Unternehmungen ſind, verlaſſen? Eine grundlegende 
Unterſuchung des Problems der AktG. mit öffentlich⸗rechtlichem 
Charakter oder Einſchlag wird an dieſen Fragen nicht vorüber⸗ 
gehen können. 

Auch ſonſt laſſen ſich die von Klauſing behandelten Pro⸗ 
bleme noch weiter ausbauen. So können völkerrechtlich ähnliche 
Konſtellationen, wie ſie Klauſing behandelt, grundſätzliche Be⸗ 
deutung gewinnen; man denke nur an die Minderheitsſtrömungen 
bei den Staaten, die dem Völkerbund als Mitglieder angehören. 

Zu dieſen Anregungen, welche die Klauſing ſche Arbeit gibt, 
kommt nicht zuletzt, daß die Schrift erneut die Gemeinſam⸗ 
keit vieler Fragen des Aktienrechts und des Gmb H.⸗ 
Rechts mit den großen Fragen des Verbands rechts 
überhaupt unterſtreicht. Dies erſcheint als ein beſonderes 
Verdienſt des Werkes, weil von dieſer Seite her das Recht der 
Aktch. wie der GmbH. noch manche weſentlichen Bereicherungen 
erfahren kann. 

Auch methodiſch erſcheinen mir die Unterſuchungen Klau⸗ 
fings (vgl. hierzu ſeine Ausführungen S. 210 ff.) glücklich. Sie 
halten ſich frei von Übertreibungen und Willkürlichkeiten, die 
manchmal Anhängern der „Freirechtsſchule“ oder des „Wirtſchafts⸗ 
rechts“ unterlaufen, und berückſichtigen trotzdem allenthalben die 
Bedürfniſſe des Verkehrs bei aller Achtung vor der Rechts⸗ 
konſtruktion als ſolcher. 


Alles in allem: Eine bedeutſame, in gleicher Weiſe für 


Wiſſenſchaft und Praxis fruchtbare grundſätzliche Unterſuchung auf 
dem Gebiete des Aktienrechts wie des Verbandsrechts überhaupt. 
RU. Dr. Fritz Haußmann, Berlin. 


KRechtſprechung. 


Nachdruck der Entſcheidungen nur mit genauer Angabe der Quelle geſtattet; Nachdruck der Anmerkungen verboten! D. S. 


A. Ordentliche Gerichte. 
Reichsgericht. 
a) Jivilſachen. 

Berichtet von den Rechtsanwälten beim Reichsgericht 
Juſtizrat Dr. Kaiſer, Juſtizrat Kurlbaum und 
Juſtizrat Dr. Schrömbgens. 

Ui Wird in der amtlichen Sammlung der Entſcheidungen des Reichs⸗ 
gerichts abgedruckt. — f Anmerkung.] 

1. 88 63 A bſ. 1, 65 Aufw G. Langjähriges 
Guthaben eines Angeſtellten als Vermögens⸗ 
anlage; bei der Umrechnung iſt auf eine Zeit 
zurückzugehen, wo der Wert noch nicht allzuſehr 


geſunken war, jedenfalls auf die Zeit vor dem 
„ See) 

Das BU. geht zutreffend davon aus, daß das zwiſchen 
den Parteien beſtehende Rechtsverhältnis als eine „andere 
laufende Rechnung“ i. S. des 8 65 Aufwöh. anzuſehen iſt, daß 
indeſſen das Aufwertungsverbot des $ 65 um deswillen hier 
nicht Platz greift, weil es ſich um Einlagen des Arbeitnehmers 
bei ſeinem Arbeitgeber handelt, ſoweit der Kl. die ihm zu⸗ 
ſtehenden Beträge nicht abgehoben hat, ſondern ſie bei der 
Bekl. hat ſtehen laſſen. 


Zu 1 u. 2. Die Entſch. vergrößern die Verwirrung beträchtlich, 
die auf dem Gebiet der Aufwertung von Arbeitnehmereinlagen in der 
Rſpr. des RG. herrſcht. Höhere und niedere Angeſtellte haben haufig 
Teile ihres Gehalts bei ihrem Arbeitgeber gegen Zinsgewahrung 
ſtehen laſſen. Grundſätzlich findet eine Aufwertung dieſer Guthaben 
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Rechtſprechung 


Juriſtiſche Wochenſchrift 


Mit Recht rügt dagegen die Rev., daß das BG. das 
Guthaben des Kl. bei der Bekl. nicht als eine „Vermögens⸗ 
anlage“ behandelt hat. 

Erwieſen iſt durch die überreichten Abſchriften der Konto⸗ 
auszüge, daß das Guthaben des Kl. ſich in einer aufſteigen⸗ 
den Linie bewegt hat. Am 1. Jan. 1900 waren es 467,95 %, 
am 1. Jan. 1901 565,10 6, am 1. Jan. 1902 1114,69 %, am 
1. Jan. 1918 8774,69 %. Hieraus folgt daß der Kl. einen 
Teil feiner wahrſcheinlich beſcheidenen Einkünfte — der Kl. 
war Proviſionsreiſender einer Sattler⸗ und Polſterwaren⸗ 
großhandlung —, den er nicht verbrauchte, bei ſeiner Firma 
„ſtehen ließ“. Dieſe Praxis hat er während ſeiner ganzen 
25 Jahre währenden Beſchäftigungsdauer bei der Bekl. ver⸗ 
folgt. Er hat alſo offenſichtlich ſeine Erſparniſſe bei der 
Firma aufſammeln wollen, ſein Guthaben danach als eine 
Daueranlage betrachtet. Dagegen ſpricht auch nicht, daß nach 
dem Inhalte der Kontvauszüge das Guthaben in den erſten 
Jahren nach der Einrichtung nicht verzinſt worden iſt. Denn 
damals handelte es ſich um ziemlich geringfügige Beträge. 
Möglicherweiſe hat der Kl. anfänglich auch noch nicht 
daran gedacht, ſeine Erſparniſſe dauernd bei ſeiner Firma zu 
belaſſen. Später — unzweifelhaft in den Jahren 1917 bis 
1919 —, als das Guthaben erheblich angewachſen war, hat 
eine Verzinſung ſtattgefunden. Auch der Umſtand, daß der 
Kl. jederzeit ſeine Einlagen abheben konnte, kann nicht gegen 
das Vorliegen einer Vermögensanlage verwertet werden. 
Denn tatſächlich iſt der Kl. nicht ſo verfahren, daß er ſein 
Guthaben nur wie ein Girokonto bei einer Bank behandelt 
hätte, ſondern er hat das Guthaben allmählich aufſteigend zu 
einer beträchtlichen Höhe gelangen laſſen. Das Guthaben bil⸗ 
dete für den Kl. daher eine Vermögensanlage i. S. des § 63 
Abſ. 1 AufwG. 

Ebenſowenig kann der Auffaſſung des BG. beigepflichtet 
werden, daß hier ein Anſpruch aus einem Dienſtvertrag gel⸗ 
tend gemacht würde. Mit Recht weiſt die Rev. darauf hin, 
daß die Rechtslage hier keine andere iſt, als in dem vom RG. 
durch Urt. v. 13. April 1927 (RG. 117, 34 f.1)) entſchiedenen 
Falle. Das Vertragsverhältnis iſt beendigt. Für die ge⸗ 
leiſteten Dienſte hat der Kl. unbeſtritten die vereinbarten 
Gegenleiſtungen erhalten. Jetzt handelt es ſich nur noch um 
die Ausgleichung des Verluſtes, den der Kl. durch die Geld⸗ 
entwertung in ſeinem bei der Bekl. angelegten Vertrags⸗ 
entgelt erlitten hat. Die Grundlage ſeines Anſpruchs iſt das 
Rechtsverhältnis, das durch die vereinbarte und entſprechend 
geführte laufende Rechnung gekennzeichnet wird. Und zwar 
verlangt der Kl. billigen Ausgleich dafür, daß infolge des 
Währungsverfalls die buchmäßigen Abſchlüſſe für ihn einen 
verhältnismäßig viel geringeren Wert ergeben haben, als ihm 
nach Treu und Glauben bei gerechter Abwägung der Be⸗ 
lange beider Teile gebührt (8 242 BGB.). 


ſtatt, obwohl ſie regelmäßig einer „laufenden Rechnung“ entſtammen. 
Denn das Aufwertungsverbot für Anſprüche aus laufender Rechnung 
(8 65) gilt nicht, wenn es ſich um Einlagen des Arbeitnehmers bei 
ſeinem Arbeitgeber handelt. Streitig ſind hierbei jedoch haupt⸗ 
ſächlich zwei Fragen: Welche Grundſätze gelten für die Rück⸗ 
wirkung? Uuterliegen die Anſprüche etwa als Vermögens⸗ 
anlagen dem Aufwertungshöchſtſatze von 25%? Die Beantwortung 
der einen Frage wirkt auf die Löſung der anderen zurück. 

Die erſte Frage bedeutet im Aufwertungsrecht regelmäßig: bis 
zu welchem Zeitpunkt der Geldentwertung konnte der Schuldner ſich 
durch eine Papiermarkzahlung wirkſam befreien? Bei Anſprüchen 
aus laufender Rechnung iſt aber nicht nur eine in der Inflations⸗ 
zeit etwa erfolgte Auszahlung des Guthabens in Papiermark ins 
Auge zu faſſen, ſondern zu prüfen, welche Bedeutung, auch ohne 
daß irgendeine Barauszahlung erfolgte, die bloße Tatſache der je⸗ 
weiligen ganz⸗ oder halbjährlichen Saldierung, die das tuypiſche 
Merkmal der laufenden Rechnung iſt, für das Ob und Wie⸗hoch der 
Aufwertung hat. Wenigſtens mißt das NG. der Saldierung eine 
ſolche Bedeutung zu. Das Rh. jagt: die Aufwertung eines Anſpruchs 
aus laufender Rechnung bedeutet rechtlich die Aufwertung des letzten 
vom Gläubiger anerkannten Saldos. Denn es iſt das Weſen der 
laufenden Rechnung, daß ihre einzelnen Poſten durch den Saldo⸗ 
abſchluß aufgezehrt werden; nur das Saldoguthaben beſteht fortan 
als einzige Forderung. Man kommt ſomit zunächſt auf das Papier⸗ 
markſaldo v. 31. Dez. oder 1. Juli 1923. Würde man das damalige 
Papiermarkguthaben aufwerten, käme immer nur ein verſchwindender 
Goldmarkbetrag heraus. Das will auch das RS. nicht. In dem Be⸗ 
ſtreben, ein weiter zurückliegendes Saldo der Berechnung des Gold⸗ 


2) JW. 1927, 1837. 


Der Anſpruch des Kl. iſt danach rechtlich dahin zu wür⸗ 
digen, daß Aufwertung einer Vermögensanlage verlangt wird. 
Die Aufwertung darf daher 25% des Goldmark betrages 
nicht überſteigen (8 63 Abſ. 1 Satz 1 mit 88 2, 3 AufwG.). 
Für die Berechnung des Aufwertungsbetrages iſt, wie die 
Rev. im Anſchluß an die zitierte RGeEntſch. zutreffend her⸗ 
vorhebt, auf den Rechnungsabſchluß zurückzugehen, hinſicht⸗ 
lich deſſen dem Kl. zuzumuten iſt, daß er trotz der damals 
ſchon begonnenen Geldentwertung die Berechnung der Papier⸗ 
markgrundlage als eine der Billigkeit noch entſprechende hin⸗ 
nahm. Wenn die Rev. es nicht für angängig hält, auf einen 
früheren Abſchluß als denjenigen zum 31. Dez. 1920 zurück⸗ 
zugehen, ſo kann dieſer Anſicht nicht beigetreten werden. 
Zwar ſtellt der Anſpruch des Kl. keinen Anſpruch auf Dienſt⸗ 
lohn mehr dar, ſondern auf Aufwertung ſeiner Vermögens⸗ 
anlage. Aber auch für die Beurteilung dieſes Anſpruchs iſt 
auf die Quelle, aus der das Vermögen ſtammt, zurückzugehen, 
und da fällt entſcheidend ins Gewicht, daß es ſich hier um 
die Anſammlung der Bezüge eines Angeſtellten handelt. Es 
iſt zu berückſichtigen, daß die Bekl. als Dienſtherr einen 
weſentlichen Vorteil davon hatte, wenn ſie ihrem Dienſt⸗ 
verpflichteten ſeine Bezüge nur teilweiſe auszuzahlen brauchte, 
dieſe Beträge im übrigen aber weiter nutzbringend in ihrem 
Geſchäftsunternehmen arbeiten laſſen konnte. Der Angeſtellte 
hat danach Anſpruch darauf, daß bei der Ermittlung des 
Anſpruchsbetrages der Zeitpunkt der letzten laufenden Rech⸗ 
nung, die er gegen ſich gelten laſſen muß, ſo feſtgeſetzt wird, 
daß der Wert der Mark zu dem Zeitpunkt noch nicht allzuſehr 
geſunken war, daß die Geldleiſtung des Dienſtherrn alſo einen 
wirklichen Ausgleich für die Dienſtleiſtung des Angeſtellten 
darſtellte. Es iſt bei Berückſichtigung der ganzen Verhältniſſe 
unter den beſonderen Umſtänden des vorliegenden Falles 
nicht zu beanſtanden, daß das BG. dem Kl. nicht zugemutet 
hat, die Anerkennung des Saldos zum 1. Jan. 1919 und die 
ſpäteren Anerkennungen des Saldos als verbindlich gegen ſich 
gelten zu laſſen. 

Das BG. wird gemäß § 63 Abſ. 1 AufwG. des Näheren 
feſtzuſtellen haben, welcher Goldmarkbetrag namentlich unter 
Berückſichtigung der Vorſchriften der 88 2, 18 AufwG., dem 
Guthaben des Kl. entſpricht, und ſich dann ſchlüſſig werden 
müſſen, in welcher Höhe die Vermögensanlage im Rahmen 
des 863 Abſ. 1 Satz 1 AufoG. aufzuwerten iſt. 

(U. v. 3. Juli 1928; 1/28 III. — Düſſeldorf.) [Sch.] 


2. 8863,65 AufwG. Freie Aufwertung des 
Guthabens eines Angeſtellten aus ſtehengeblie⸗ 
benem Arbeitseinkommen, das am 31. Dez. 1921 
jaldiert worden war. )) 

Der Kl. iſt lange Jahre hindurch, von 1891 bis 1922, 
als Angeſtellter bei der beklagten Firma tätig geweſen. Von 


markbetrages zugrunde zu legen, konſtruiert es die Klagerhebung 
des Gläubigers als einen Widerruf (Kondiktion) des Saldoanerkennt⸗ 
niſſes und prüft im Einzelfalle, wie weit die der Kondik⸗ 
tion zugrunde liegende Unrichtigkeit reiche. Es müſſe bis zu dem 
Saldo zurückgegangen werden, das der Gläubiger nach Treu und 
Glauben trotz der Geldentwertung auf Papiermarkgrundlage hinzu⸗ 
nehmen habe. 

Dieſe Richtlinie, die das RG. in Rc. 117, 34 ff. aufſtellte, 
habe ich in der Beſprechung diefer Entſch. in SW. 1927, 1837 be⸗ 
kämpft. Soweit durch fie eine rückwirkende Aufwertung von Teil» 
auszahlungen, die vor dem 15. Juni 1922 erfolgten, zugelaſſen 
wird, habe ich ſie bei Vermögensanlagen als Verſtoß gegen 
die bindende Vorſchrift des 8 63 Abſ. 1 und ſomit des 8 18 AufwG. 
bezeichnet. Auf der andern Seite habe ich — und das wirkt zugunſten 
des Gläubigers — die Bedeutung des Saldos für die Aufwertung 
einer laufenden Rechnung überhaupt beſtritten und ausgeführt, daß 
die Aufwertung einer laufenden Rechnung begrifflich die Auflöſung 
des geſamten Kontos in die einzelnen Poſten vorausſetzt. Die Sal⸗ 
dierung wird ſchon durch das Aufrm®. beiſeite geſchoben, fie braucht 
nicht widerrufen zu werden. Verſtändlicherweiſe unterſagt das AufwG. 
grundſätzlich die Aufwertung und Wiederaufrollung von Konto⸗ 
Rorrentverhältniſſen. Soweit es ſie aber ausnahmsweiſe zuläßt, 
macht es vor den Salden nicht halt. Die Saldierung iſt die Feſtſtel⸗ 
lung des für den einen oder andern Teil fi ergebenden Über⸗ 
ſchuſſes (S 355 HGB.), d. h. fie ſetzt addier⸗ und ſubtrahierbare 
Größen voraus. Innerhalb eines Rechnungsabſchnittes find während 
der Inflation die einzelnen Poſten, wie ſich nunmehr herausſtellt, 


*) Vgl. Anm. Neukirch zu RG. v. 12. Mai 1928, 12/28: 
JW. 1928, 2124. 
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ſeinen Bezügen hat er Teilbeträge bei der Bekl. jtehen laſſen. 
Die Beträge wurden auf einem Konto nach Art einer laufen⸗ 
den Rechnung verbucht. Sein Guthaben betrug am 1. Jan. 
1918 25 883,30 %, am 31. Dez. 1921 29 267,04 PM. Nach 
ſeinem Ausſcheiden nahm der Kl. eine Stellung bei einer hol⸗ 
ländiſchen Konkurrenzfirma an; inwieweit das mit Zuſtim⸗ 
mung der Bekl. geſchehen it, iſt in Einzelheiten zwiſchen den 
Parteien ſtreitig. Während des Jahres 1922 fanden nur 
noch geringe Bewegungen auf dem Konto ſtatt. Der Kl. ver⸗ 
langt Aufwertung ſeines Guthabens. 

Das BG. hat einen Betrag von 429 RM nebſt Zinſen 
zuerkannt, im übrigen aber die Klage abgewieſen. Die Rev. 
des Kl. hatte Erfolg. 

Das BG. hat die Aufwertung in der Weiſe vorgenom⸗ 
men, daß es den letzten gezogenen und unwiderſprochen ge⸗ 
bliebenen Saldo v. 31. Dez. 1921 für maßgebend erklärt. Es 
begründet dieſe ſeine Annahme auf dreierlei Art. Es erwägt 
zunächſt, daß dem Kl. nach den im 8 63 Abſ. 1 angeführten 
88 14, 18 ein Nachſorderungsrecht nicht zuſtehen würde, wenn 
der Saldo damals, am 31. Dez. 1921, an den Kl. gezahlt 
wäre und dieſer keinen Vorbehalt gemacht hätte. Es beſtehe 
kein Grund, den Gläubiger, der ſein Guthaben nicht abhebt, 
günſtiger zu ſtellen als den, der ſich das Guthaben auszahlen 
ließ. Mit Recht wendet ſich die Rev. gegen dieſen Entſchei⸗ 
dungsgrund. SS 14 ff. ſchreiben nur vor, daß eine Auf⸗ 
wertung dann ſtattfinden könne, und zwar trotz Bewirkung der 
Leiſtung, wenn der Gläubiger ſich bei der Annahme der Lei⸗ 
ſtung ſeine Rechte vorbehalten hat. Es muß alſo eine Leiſtung 
ſtattgefunden haben. Das iſt hier nicht gegeben. Unzuläſſig 
iſt es, die Anerkennung des Saldos der Leiſtung i. S. des 
8 14 gleichzuſtellen. Zwar iſt anerkannt, daß eine Aufrech⸗ 
nung unter gewiſſen Umſtänden der Leiſtung gleichſteht. Das 
kann aber nicht für eine bloße Anerkennung gelten. Dagegen 
ſpricht ſchon die Erwägung, daß in ſolchem Falle von der 


inkommenſurabel geweſen. Dagegen könnte man einwenden, daß 
abgeſehen von dem ſog. Rückwirkungszeitraum das Aufwertungs⸗ 
recht ſtets Größen verſchiedener Nenner vergleiche, daß es eben 
Tapiermark = Papiermark ſetze. Gewiß, aber das gilt für die 
Frage, wann Papiermarkleiſtungen als Erfüllung anzusehen 
find, Die Anerkennung eines Saldos aber bezog ſich auf die rechne⸗ 
riſch richtige Feſtſtellung der Endſumme und die Vollſtändigkeit der 
Einzelpoſten, nicht aber auf ihre Vergleichbarkeit. Die Saldoziehung 
Kann mit der Auszahlung nicht gleichgeſetzt werden, ihre Anerkennung 
iſt nicht Annahme der Leiſtung. Das wird vom NÖ. in der erſten der 
obigen Entſch. ſogar ausdrüchlich feſtgeſtellt (vgl. dazu die ſehr viel 
unbeſtimmtere Ausdrucksweiſe in der von Qua ſowski be 
ſprochenen Entſch. in JW. 1928, 1589). Iſt die Saldoziehung aber 
nicht Annahme der Leistung, jo liegt in der Saldoziehung 
nichts begründet, was einen Anſpruch auf Rückzahlung einer Geld⸗ 
einlage vernichtet haben könnte. Wohl aber hat eine Abhebung 
oder eine andere Laſtſchrift jeweils den Rückzahlungsanſpruch ge⸗ 
ſchmälert; in welchem Untfange, hängt davon ab, welcher Rück⸗ 
wirkungszeitraum für den betreffenden Aufwertungsanſpruch feſt⸗ 
zuſetzen iſt. Bei Vermögensanlagen ſind Rückzahlungen vor dem 
15. Juni 1922 jedenfalls zum Nennbetrag auf den Nennbetrag, alſo 
voll tilgend anzurechnen. Selbſt bei Annahme einer novierenden 
Kraft der Saldoziehung kann für die Feſtſtellung des Goldmark⸗ 
betrages des Aufwertungsanſpruchs von dem Zeitpunkt des urſprüng⸗ 
lichen Erwerbs des Anſpruchs, d. h. von dem Tag der Einzahlung 
nicht abgeſehen werden, da gem. 8 3 Abſ. 2 Auf. bei Begrün⸗ 
ung eines neuen einheitlichen Rechts unter Aufhebung des bis⸗ 
herigen Rechts für den letzteren Betrag deſſen Erwerbstag maß⸗ 
gebend iſt. Die praktiſche Notwendigkeit des Zurückgehens auf die 
Einzelpoſten, auch mit Rückſicht auf die richtige Verrechnung von 
uszahlungen auf mehrere Guthaben verſchiedenen Alters und Gold⸗ 
werts habe ich a. a. O. auseinandergeſetzt (dazu teilweiſe zuſtimmend 
Simonſon: AufwPrax. 1927, 289). Mit berechtigter Selbſtverſtänd⸗ 
lichkeit geht der Geſetzgeber ja auch bei der Aufwertung der öffent⸗ 
lichen und der Werkiparkafien über die jährliche Saldoziehung hin⸗ 
weg und auf die Ein⸗ und Auszahlungen zurück (8 57, 58 Auſw ö.; 
Ark. 5 Durchf VO. v. 8. Juli 1926). Niemals, auch bei Vermögens⸗ 
anlagen iſt dort etwa der Saldo v. 15. Juni 1922 gleichbedeutend 
mit dem Erwerbstag: Die Einlage kann ja aus der Zeit vor dem 
1. Jan. 1918 ſtammen und einen bedeutenden Goldwert haben. 

Das NG. anerkennt am Ende der erſten Entſch. nunmehr den 
Grundſatz, daß die durch Kondiktion erfolgende Aufrollung der 
Saldoanerkenntniſſe bei Vermögensanlagen nicht über den 
15. Juni 1922 hinaus eintreten kann. Damit verläßt der 1. Sen. die 
Entſch. RG. 117, 34, in der er trotz Feſtſtellung einer Vermögens- 
anlage das Zurückgehen über den 31. Dez. 1921 hinaus kurzerhand 
zuließ. Ich halte die jeige Entſch. in dem Sinne für einen Fort⸗ 
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„Annahme“ einer Leiſtung überhaupt nicht die Rede ſein 
kann. Des weiteren ſtützt ſich das BG. darauf, daß die an 
ſich mögliche Kondiktion des Anerkenntniſſes nicht mehr nach 
beliebig langer Zeit vorgenommen werden könne; ein Kauf⸗ 
mann mitffe ſich nach beſtimmter Zeit darauf verlaſſen können, 
daß als erledigt behandelte Geſchäfte auch wirklich erledigt 
blieben. Dieſer Auffaſſung kann für den vorliegenden Fall 
gleichfalls nicht zugeſtimmt werden. Jener Grundſatz mag 
ſeine Bedeutung haben, wenn es ſich um übliche regelrechte 
Handelsgeſchäfte handelt. Er iſt aber nicht auf nicht abge⸗ 
hobene Bezüge eines Angeſtellten unterſchiedslos anzuwen⸗ 
den. Wenn der Bekl. an der endgültigen Regelung ihres Ver⸗ 
hältniſſes zum Kl. gelegen war, ſo hätte ſie ohne weiteres 
nach dem Ausſcheiden desſelben aus ihren Dienſten das Gut⸗ 
haben auszahlen können. Hat ſie das nicht gewollt oder ver⸗ 
abſäumt, ſo kann ſie ſich nicht darauf berufen, daß erledigte 
Geſchäfte nicht wieder aufgerührt werden dürften. Endlich 
erklärt das BG., daß es der Billigfett widerſprechen würde, 
dem Kl. einen Rückgriff über den 31. Dez. 1921 hinaus zu⸗ 
zugeſtehen, da er ſich im Auslande befunden habe und infolge⸗ 
deſſen über das ſtändige Sinken der Mark im Auslande unter⸗ 
richtet geweſen ſei, trotzdem aber ſich um ſein Konto bei der 
Bekl. nicht bekümmert habe. Auch dem iſt nicht zuzuſtimmen. 
Weder im Geſetz, noch in der Rſpr. iſt anerkannt, daß es dem 
Rechnungsgläubiger zum Nachteil gereichen müſſe, wenn er 
ſich fein Guthaben trotz vorhandener Möglichkeit nicht hat 
auszahlen laſſen. 

Da ſomit den vom BG. für dieſen Fall gegebenen be⸗ 
ſonderen Gründen nicht zugeſtimmt werden kann, ſo hat 
ſich die Entſcheidung nach denjenigen Leitſätzen zu richten, 
die bereits in dem Urt. des RG. 117, 34 ff. ) dargelegt ſind. 
Daſelbſt iſt S. 39 ausgeführt, bei der laufenden Rechnung 
bilde das Anerkenntnis des Abſchluſſes einen ſelbſtändigen 
Verpflichtungsgrund. Nur das Saldoguthaben beſtehe fortan 


ſchritt, als man aus ihr die bindende Geltung des Satzes von der 
tilgenden Wirkung von Papiermarkzahlungen vor dem 15. Juni 1922 
bei Vermögensanlagen beſtätigt findet. Um nun aber zu der weiterhin 
für notwendig gehaltenen Unwirkſamkeit der Saldoanerkenntniſſe über 
den 15. Juni 1922 hinaus zu gelangen, verneint der Sen. im vorl. Fall 
das Vorliegen der Vermögensanlage. Wenigſtens hat man durchaus 
den Eindruck, daß die Ermöglichung der Goldrechnung für dieſe Ver⸗ 
neinung das eigentliche Motiv iſt. Der Kl. hatte nach dem Tat⸗ 
beſtand gar nicht die freie Aufwertung verlangt, ſondern mit dem 
Bekl. eine Vermögensanlage für gegeben gehalten. Der Senat 
ſcheint meinen Ausführungen, die er ohne Belegſtelle zitiert, inſo⸗ 
fern folgen zu wollen, als er die Errechnung des Goldmarkbetrags 
nach dem Erwerbstag und die Vermeidung des Vergleichs inkommen⸗ 
ſurabler Summen bei der Saldierung für wünſchenswert hält. Das 
iſt für ihn aber nur bei der freien Aufwertung über den 15. Jun 
1922 hinaus möglich, da er im übrigen an der Konſtrultion der 
Aufwertung einer laufenden Rechnung auf dem Umweg über die 
Kondiktion der Saldoanerkenntniſſe und damit an der Bedeutung der 
Saldos überhaupt feſthält. 

Man wird fie) nun gewiß bei der konſtruktiven Seite des Falls 
nicht aufzuhalten brauchen, wenn das Ergebnis befriedigte. Das iſt 
aber keineswegs der Fall. Liegt eine Vermögensanlage im Einzel⸗ 
fall vor, ſo verbleibt es nach den Grundſätzen des NG. dabei, daß 
mit der Aufhebung der Saldierung nicht über den 15. Juni 1922 
hinausgegangen werden kann und für die Berechnung des Gold⸗ 
markbetrages von Einlagen aus der Vorinflationszeit ein in die 
Geldentwertung fallender Saldierungstag maßgebend iſt. Liegt aber 
keine Vermögensanlage vor, ſo fallen nicht nur die Saldierungen 
weg, ſondern es wird eine Goldrechnung für Ein⸗ und Aus⸗ 
zahlungen bis zum 1. Jan. 1918 zugelaſſen, d.h. eine Rück⸗ 
wirkung in einem ungeheuren Umfang gewährt, während ſehr wohl 
für Einzahlungen ſtets der Erwerbstag, für Auszahlungen aber wäh⸗ 
rend der Jahre 1918 bis 1920 die tilgende Kraft von Papiermark⸗ 
zahlungen anerkannt werden kann. Außerdem werden Nichtver⸗ 
mögensanlagen begünſtigt, da für fie der Höchſtſa von 25% nicht 
gilt. Es werden alſo Vermögensanlagen für den Gläubiger ſehr un⸗ 
günſtig, Nichtvermögensanlagen ſehr günſtig behandelt. Bei dieſer Sach⸗ 
lage neigt der erſte Senat begreiflicherweiſe dazu, das Vorliegen der 
Vermögensanlage zu verneinen, und zwar, wie die obige Entſch. 
zeigt, mit wenig einleuchtender Begründung. Der Senat hat auch 
in einer ſpäteren, bereits in JW. 1928, 1801 abgedruckten und 
S. 2124 von Neukirch beſprochenen Entſch. wie oben das Vor⸗ 
liegen einer Vermögensanlage verneint und ſomit offenbar end⸗ 
gültig die Entſch. RG. 117, 34 verlaſſen. Nun können die Fälle 
allerdings ſehr verſchieden liegen. Daß es aber für den Charakter der 
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als einzige Forderung. Das dem Saldo zugrunde liegende 
Anerkenntnis könne aber unter den Vorausſetzungen des 
8812 BGB. als ſachlich unrichtig und rechtlich grundlos 
widerrufen (kondiziert) werden. Habe eine ſolche Kondiktion, 
etwa durch Klagerhebung, ſtattgefunden, ſo bedürfe es der 
Prüfung, wie weit die der Kondiktion zugrunde liegende 
Unrichtigkeit reiche. Es müſſe in der laufenden Rechnung bis 
zu einem Saldo zurückgegangen werden, den der Kl. als ver⸗ 
bindlich gegen ſich gelten laſſen müſſe, weil ihm nach Treu 
und Glauben zuzumuten ſei, daß er trotz der ſchon begon⸗ 
nenen Geldentwertung die Berechnung auf Papiermarkgrund⸗ 
lage als eine der Billigkeit noch entſprechende hinzuzunehmen 
habe. Es wird ſodann dargelegt, daß ſchon während des 
Jahres 1922 eine in Papiermark geführte laufende Rechnung 
der tatſächlichen Richtigkeit entbehrt habe. Deshalb beſtehe 
kein grundſätzliches Bedenken dagegen, die laufende Rechnung 
auch noch über das Ende 1921 hinaus nach rückwärts auf⸗ 
zurollen. — Alle dieſe Grundſätze haben auch im vorliegenden 
Falle Anwendung zu finden. In einem anderen Punkte jedoch 
ſtellt ſich der Tatbeſtand des zur Entſcheidung ſtehenden Falles 
anders dar, als der jenem Urteil zugrunde liegende, ſo daß 
in dieſem Punkte auch eine andere rechtliche Beurteilung 
einzutreten hat. In jenem Falle iſt angenommen worden, daß 
die Einlage des Arbeitnehmers als eine Vermögensanlage 
nach 863 AufwG. anzuſehen ſei. Das gründete ſich darauf, 
daß es ſich in jenem Falle um erhebliche Kapitalien han⸗ 
delte, die angeſammelt, ſodann in voller Höhe abgehoben, 
bald darauf aber wieder angeſammelt oder neu eingelegt 
waren. Deshalb wurde angenommen, daß eine Vermögens⸗ 
anlage gegeben ſei, und daß der Einleger ſich nicht darauf 
berufen könne, daß ſein ſchließliches Guthaben als aus einem 
„gegenfeitigen Vertrage“ hervorgegangen gelten müſſe. Alles 
dies liegt vorliegendenfalls anders. Das Guthaben des Kl. 
beſteht hier aus einem Geldbetrage, der in kleinen Summen 
aus zurückgelegtem, nicht zur Auszahlung gelangtem Arbeits⸗ 
einkommen nach und nach angeſammelt iſt. Es mag zugegeben 
werden, daß wirtſchaftlich auch ein in ſolcher Weiſe ſtehen 
gebliebenes Arbeitseinkommen oder Gehalt unter Umſtänden 
eine beſchränkte Ahnlichkeit mit einer Vermögensanlage haben 
kann (vgl. RG. 113, 205 2)). Dennoch iſt hier der Abſ. 3 des 
863 Aufw®. heranzuziehen. Das ergibt ſich aus folgender 
Überlegung. Allerdings iſt in der Rechtſprechung anerkannt, 
daß bei einer laufenden Rechnung durch die Ziehung des 
Saldos und deſſen Anerkennung — in gewiſſer Ahnlichkeit mit 
einer Novation — eine neue Grundlage für die Forderung 
des Gläubigers geſchaffen iſt. Das beruht auf dem rechtlichen 
Charakter von Saldoziehung und Anerkennung. Fällt nun 
aber durch die, wie dargelegt, zuläſſige Kondiktion des An⸗ 
erkenntniſſes dieſe Grundlage fort, ſo bleibt — jedenfalls im 
vorliegenden Falle — nichts übrig, als daß die Anſprüche des 


Vermögensanlage auf die Größe des Kapitals bzw. auf die Kleinheit 
der einzelnen geſparten Summen ankomme, daß es für eine Ver⸗ 
mögensanlage ſpreche, wenn ein angeſammelter Betrag abgehoben und 
dann wieder angeſammelt werde, gegen eine Vermögensanlage, 
wenn das Arbeitseinkommen niemals ausgezahlt worden ſei, kann 
nicht voll überzeugen. In beiden Fällen dürfte der urſprüngliche 
Anſpruch aus dem Dienſtvertrag in einen verzinslichen Darlehns⸗ 
vertrag umgewandelt worden ſein, ohne daß man das Weſen dieſer 
rechtlichen Umwandlung übrigens gerade in der jeweiligen Saldierung 
einer laufenden Rechnung zu erblicken braucht. 

Wollte man endlich aus der obigen Entſch. des 1. Sen. und der⸗ 
jenigen JW. 1928, 1801 ſchließen, daß man mit einer Judikatur des 
R., die zur Verneinung des Vermögensanlagenbegriffs bei Arbeit⸗ 
nehmereinlagen neigt, zu rechnen habe, ſo wäre das voreilig. Denn der 
3. Sen. ſpricht in der gleichfalls oben abgedruckten Entſch. v. 3. Juli 
1928 neueſtens aus, daß die ſtehengebliebenen Teile des beſcheidenen 
Gehalts eines Proviſionsreiſenden als Vermögensanlage betrachtet werden 
müßten, obwohl ſie zeitweiſe nicht verzinſt wurden. Dabei war der 
Gläubiger in dieſem Fall noch bis zum Ende der Geldentwertung im 
Dienſt des Schuldners, während der Kl. bei der Entſch. des 1. Sen. 
ſein Guthaben auch nach Ausſcheiden aus den Dienſten des Schuldners 
fiehen ließ, Umſtände, die m. E. im erſten Fall vielleicht gegen, im 
zweiten Fall ſtark für das Vorliegen einer Vermögensanlage ſprechen. 
Bet einem ſolchen Widerſpruch zwiſchen der Auffaſſung des 1. und 
3. Sen. können die obigen Schlagzeilen zu den Entſch. nicht als ſicheres 
Ergebnis der höchſtrichterlichen Rſpr. angeſprochen werden. 

RA. Dr. Guſtav Schwartz, Berlin. 


2) JW. 1926, 1661. 


Kl. aus dem Dienſtvertrage, die ihm ſeinerzeit gutgeſchrieben 
wurden, ſeinen Abhebungen und anderen Belaſtungen rech⸗ 
nungsmäßig gegenübergeſtellt ſind. Dann iſt der Charakter 
des klägeriſchen Guthabens als einer Forderung aus einem 
gegenſeitigen Vertrage, dem Dienſtvertrage, nicht verloren ge⸗ 
gangen, wie gleichfalls bereits bemerkt, und es liegt ſomit der 
Tatbeſtand des § 63 Abſ. 3 vor. Daraus ergibt ſich weiter, 
daß der die Vermögensanlage normierende Abs. 1 des § 63 
keine Anwendung findet, daß mithin die Beſchränkung der 
Aufwertungsgrenze auf 25 0% nicht Platz greift, und daß auch 
nicht § 18 anzuwenden iſt, nach welchem vor dem 15. Juni 
1922 Nennbetrag gegen Nennbetrag gerechnet werden muß. 
Es kann alſo freie Aufwertung ſtattfinden, und die durch 
Kondiktion erfolgende Aufrollung der Anerkenntniſſe — die 
die Möglichkeit der Goldrechnung zur Folge hat — kann über 
den 15. Juni 1922 hinaus eintreten. — Bei ſolcher Sachlage 
erſchien es angemeſſen, die Rechnung vom 1. Jan. 1918 ab 
in Goldmark umzuſtellen. Schon von dieſem Zeitpunkt an 
waren die ſaldierten Beträge, wie man es ausgedrückt hat, 
inkommenſurable Summen; was im Anfang des Jahres ge⸗ 
bucht war, ſtellte — abweichend von ſeinem Nennbetrage — 
etwas weſentlich anderes dar, als was ihm am Ende des 
Jahres entgegengeſtellt wurde. Der gleiche, dieſer Erwägung 
zugrunde liegende Gedanke findet ſich auch in den 88 2 und 3 
Abſ. 2 des Gef. ausgedrückt. 

Nach § 2 wird der Goldmarkbetrag, errechnet nach der 
Anlage des Geſetzes, zugrunde gelegt und nach 8 3 iſt für 
dieſe Berechnung der Tag des Erwerbes maßgebend, wobei 
ſpätere (im Abſ. 2 gekennzeichnete) Anderungen außer Betracht 
bleiben. Es muß alſo die Rechnung vom 1. Jan. 1918 ab neu 
in Goldmark, zu berechnen nach der Anlage des Geſetzes, um⸗ 
geſtellt werden; der ſich ergebende Saldo iſt frei aufzuwerten. 

(U. v. 9. Mai 1928; 318/27 I. — Hamburg.) [Ka.] 


3. 88 626, 831 BGB.; 833 HGB. Das RG. 
prüft die Verneinung eines wichtigen Ent⸗ 
laſſungsgrundes nach. Un rechtmäßige Aus⸗ 
ſtellung eines Wechſels und deſſen Verheim⸗ 
lichung in den Büchern als wichtiger Grund zur 
friſtloſen Kündigung. Keine Verweiſung auf die 
vertragliche Kündigungsfriſt. f) 

Dem Kl., der ſeit dem Jahre 1893 bei der Bekl. als 
Architekt, ſeit April 1906 als Direktor und Vorſtandsmitglied, 
und nach dem Kriege als techniſcher Leiter einer Zweigſtelle in 
K. in Stellung war, wurde am 21. Aug. 1925 das Vertrags⸗ 
verhältnis ohne Einhaltung einer Kündigungsfriſt gekündigt. 
Er macht, da er die Kündigung für unzuläſſig hält, Gehalts⸗ 
anſprüche geltend. Seine Klage iſt von der K. f. H. ab⸗ 
gewieſen, das BG. hat verurteilt, das RG. das erſte Urteil 
wiederhergeſtellt. 


Zu 3. Das Urteil bietet ein belehrendes Beiſpiel für das Pro⸗ 
blem, wieweit die Reviſion zuläſſig ſei gegenüber der Beurteilung, 
ob ein beſtimmtes Handeln nach 8 626 als wichtiger Grund zur 
ſofortigen Kündigung gelten dürfe. Was das BG. hierüber aus⸗ 
ſpricht, iſt zunächſt eine tatſächliche Feſtſtellung und Bewertung des 
konkreten Sachverhaltes. Daran iſt das RG. grundſätzlich gebunden. 
Anders ſteht es, wenn dabei eine Rechtsnorm nicht oder unrichtig an⸗ 
gewandt oder, wie es im Urteil heißt, die Bedeutung des § 626 
überhaupt verkannt worden iſt. „Überhaupt“ deutet offenbar auf die 
allgemeine Würdigung des Sinnes und Zweckes der Geſetzesvor⸗ 
ſchrift. Gehen wir fo weit, jo hat die Rev Inſt. auch die Befugnis, zu 
prüfen, ob nicht ein höherer Maßſtab an die Zuverläſſigkeit des 
Dienftleiftenden anzulegen ſei, als der vom OLG. angewandte (pgl. 
RG. 78, 22 = JW. 1912, 192), obgleich dieſe Beurteilung auf einer 
tatſächlichen Ermittlung beruht und nur ſchwer von der Prüfung 
des Ronkreten Sachverhaltes zu unterſcheiden iſt. So verfährt das 
vorl. Urteil mit der eindrucksvollen Erwägung, daß an die Sorg⸗ 
faltspflicht eines in leitender Stellung befindlichen Angeſtellten be⸗ 
ſonders hohe Anforderungen zu ſtellen ſind, weil ſeine geſchäftlichen 
Verfehlungen das Anſehen der von ihm vertretenen Firma ſchädigen 
können. Daß dies bei der nachgewieſenen unrechtmäßigen Aus⸗ 
ſtellung eines Wechſelakzeptes zugunſten eines in Vermögensverfall 
befindlichen Verwandten zutraf, kann nicht bezweifelt werden. Hier⸗ 
nach wird mit gutem Grunde der § 626 für anwendbar erklärt 
und die Anſicht der Vorinſtanz verworfen, daß ſtatt der ſofortigen 
Kündigung die im Rahmen der vertragsmäßigen Kündigungsfriſt 
vollzogene dem Geſetze und den Intereſſen der Firma gerecht ge⸗ 
worden wäre, 


Geh. Rat Prof, Dr. Endemann, Heidelberg. 
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Der BR. iſt der Auffaſſung, daß mit Rückſicht auf die 
vieljährige erfolgreiche Tätigkeit des Kl. bei der Bekl., der er 
feine Lebensarbeit gewidmet habe, beſonders hohe Anforde⸗ 
rungen an das Begriffsmerkmal des wichtigen Grundes zu 
ſtellen ſeien und daß dieſe erfolgreiche Tätigkeit, die ihn zu 
leitenden Stellen bei der Bekl. gebracht habe, auch inſofern 
von Bedeutung ſei, als ſie eine freiere Stellung in der Wahl 
ſeiner Maßnahmen rechtfertige. Von dieſen Geſichtspunkten 
aus hat der BR. in dem dem Kl. zur Laſt gelegten Verhalten, 
auch in ſeiner Geſamtheit, einen wichtigen Grund zur ſo⸗ 
fortigen Entlaſſung aus folgenden Erwägungen nicht erblickt. 
Daß der Kl. unter dem 28. April 1925 namens der Bekl. 
ein Wechſelakzept über 6000 K ausgeſtellt und feinem Neffen 
W. behändigt habe, ſei richtig. Es habe ſich inſofern um ein 
Gefälligkeitsakzept gehandelt, als die Hingabe des Wechſels 
aus geſchäftlichen, im Intereſſe der Zweigſtelle K. liegenden 
Gründen nicht erfolgt ſei. Die Hergabe dieſes Akzepts mache 
die Bekl. dem Kl. mit Recht zum Vorwurf um ſo mehr, als 
die Vermögenslage des W., der nicht lange nachher in Kon⸗ 
kurs geraten ſei, zuͤm wenigſten unüberſichtlich geweſen ſei. 
Mit Rückſicht auf dieſen Konkurs habe ſich die Ausſtellung 
des Akzepts auch als ein ſchwerer geſchäftlicher Fehlſchlag 
erwieſen, woran auch der Umſtand nichts ändere, daß die 
Bekl. den Wechſel wegen deſſen Rechtsunwirkſamkeit nicht 
habe einzulöſen brauchen. Auch habe der Kl. entgegen dem 
geordneten Geſchäftsgang die Ausſtellung des Akzepts zunächſt 
nicht geſchäftskundig gemacht. Auch dieſer Wechſel ſei aber 
mit Rückſicht auf in Ausſicht genommene ſpätere Holzliefe⸗ 
rungen des W. an die Zweigſtelle vom Kl. aus der Hand ge⸗ 
geben worden und Kl. habe damit, daß W. die Wechſelvaluta 
nicht würde decken konnen, nicht gerechnet. Das Verhalten 
rechtfertige aber die ſofortige Entlaſſung nicht. Wenn die 
Bekl. dieſen Vorfall, der erſt durch das Dazwiſchentreten des 
W.ſchen Konkurſes ſo ſchwerwiegend geworden ſei, hätte zum 
Anlaß nehmen wollen, ſich von dem Kl. zu trennen, ſo wäre 
ſie durch die vertragsmäßige Kündigung auch zum Ziele ge⸗ 
kommen. Die Befürchtung, daß ſich derartiges wiederholen 
würde, ſei durch das zwar eigenmächtige und unvorſichtige, 
aber keineswegs böswillige Vorgehen des Kl. nicht begründet 
und werde durch die jahrzehntelange Tätigkeit des Kl. wider⸗ 
legt. Der Rev. konnte der Erfolg nicht verſagt werden. 

Es iſt ſtändige Rſpr. des RG., daß es im weſentlichen 
Tatfrage iſt, ob ein wichtiger Grund i. S. des 8 626 BGB. 
vorliegt und auch der erk. Sen. hat ſich (zuletzt in II 6/1928 
v. 4. Mai 1928) dahin ausgeſprochen, daß in der Reviſions⸗ 
inſtanz nur nachgeprüft werden dürfe, ob ein beſtimmtes Han⸗ 
deln, ein beſtimmtes Ereignis oder eine beſtimmte Eigen⸗ 
ſchaft an ſich einen wichtigen Grund zur ſofortigen Auflöſung 
eines Dienftverhältniffes bilden könne. Im vorliegenden Falle 
iſt indeſſen vom BR. die Bedeutung des 8 626 BGB. über⸗ 
haupt verkannt worden. 

Als entlaſtend bei Würdigung der ſchwerſten Verfehlung 
des Kl., der Ausſtellung und Verheimlichung des an W. 
hingegebenen Wechſelakzepts, ſieht der BR., ohne daß dies 
zu beanſtanden wäre, die vieljährige erfolgreiche Tätigkeit des 
Kl. bei der Firma an, er würdigt aber nicht, daß nach all⸗ 
gemeiner Anſchauung bei der Beurteilung der Wichtigkeit 
eines Grundes ein anderer, ſtrengerer Maßſtab anzulegen iſt, 
wenn es ſich um einen Angeſtellten in leitender Stellung han⸗ 
delt, als wenn nur Dienſte zu leiſten ſind, die ſich auf ein⸗ 
fache, mehr mechaniſche Verrichtungen erſtrecken (ogl. auch 
RG. 78, 22 )). Verfehlungen eines leitenden Angeſtellten find 
häufig, namentlich wenn ſie in die Öffentlichkeit dringen, ge⸗ 
eignet, die Firma ſelbſt in Mißkredit zu bringen und ſie in 
ihrem geſchäftlichen Anſehen zu ſchädigen. So auch hier. Die 
Bekl. iſt nach dem unſtreitigen Sachverhalt aus dem von dem 
Kl. und B. in ihrem Namen gezeichneten Gefälligkeitsakzept 
über 6000 %, das mangels Zahlung zu Proteſt gegangen 
war, verklagt worden. Die Klage iſt zwar mangels Vollmacht 
er Unterzeichner des Wechſelakzepts abgewieſen und inſo⸗ 
weit die Bekl. daher nicht geſchädigt worden, allein nach all⸗ 
gemeiner Erfahrung bedeutete es ohne weiteres eine Einbuße 
an geſchäftlichem Anſehen für ein kaufmänniſches Unterneh⸗ 
men, wenn gegen es ein Wechſel proteſtiert wurde und eine 
Wechſelklage die Folge war. Hinzu kommt, daß nach der 


2) JW. 1912, 192. 


eigenen Feſtſtellung des BR. die Ausſtellung des Akzepts nicht 
im Intereſſe der Klier Filiale lag, ſondern aus Gefälligkeit 
einem Neffen des Kl. gegeben iſt, deſſen Vermögenslage da⸗ 
mals ſchon unüberſichtlich war und daß der Wechſel nicht ord⸗ 
nungsmäßig verbucht worden iſt. Der letztere Umſtand iſt in 
ſeiner Tragweite für ein kaufmänniſches Geſchäft von be⸗ 
ſonderer Bedeutung. Der Kl. hat gegen § 38 Abj. 1 HGB. 
verſtoßen, der dem Kaufmann zur Pflicht macht, Bücher zu 
führen und in dieſen ſeine Handelsgeſchäfte und die Lage 
ſeines Vermögens nach den Grundſätzen ordnungsmäßiger 
Buchführung erſichtlich zu machen. Nach der Ausſage der 
Zeugin K., auf die ſich der BR. bezogen hat, hat der Kl. 
dieſen Wechſel nicht nur nicht geſchäftskundig gemacht, ſondern 
der Zeugin ſogar verboten, dem Bücherreviſor etwas über 
die ausgegebenen Akzepte zu berichten. Wenn ein kaufmänni⸗ 
ſches Geſchäft ſich in ſolchen Dingen aber nicht auf einen 
leitenden Angeſtellten verlaſſen kann und trotzdem gezwungen 
wäre, dieſen Angeſtellten im Dienſt zu behalten, ſo würde an⸗ 
geſichts der Beſtimmung des $ 831 BGB. darin eine Zu⸗ 
mutung liegen, die im geordneten kaufmänniſchen Verkehr 
nicht verſtanden würde und als unerträglich empfunden wer⸗ 
den müßte. Dies verkennt das angefochtene Urteil auch ſelbſt 
nicht, da darin ausgeführt wird, daß die Bekl. die Ausſtellung 
dieſes Alzepts dem Kl. mit Recht zum Vorwurf mache. Wenn 
aber der BR. nach Abwägung der von ihm in Betracht ge⸗ 
zogenen belaſtenden und entlaſtenden Umſtände zu dem Er⸗ 
gebnis gelangt iſt, daß dieſes Verhalten des Kl. zur Recht⸗ 
fertigung der ſofortigen Entlaſſung nicht genüge, weil die 
Bekl., wenn ſie dieſen Vorfall zum Anlaß hätte nehmen 
wollen, ſich vom Kl. zu trennen, durch die vertrags⸗ 
mäßige Kündigung auch zum Ziele gekommen 
wäre, fo wird er dem 8626 BGB. nicht gerecht, weil da⸗ 
mit der Kündigungsberechtigte auf Rechtsbehelfe verwieſen 
würde, die der Geſetzgeber grundſätzlich nicht für ausreichend 
erachtet hat, um dem Bedürfnis nach Vertragsauflöſung zu 
genügen, wenn wichtige Gründe die alsbaldige Auflöſung des 
Vertrages verlangen. Dieſe verfehlte Auffaſſung würde hier 
zur Folge haben, daß die Bekl. die Dienſte des Kl. ſich noch 
über 7 Monate hätte gefallen laſſen müſſen. Der Standpunkt 
des BR. läßt ſich aber auch damit nicht begründen, daß das 
Vorgehen des Kl. zwar eigenmächtig, aber nicht böswillig 
geweſen ſei und daß weitere Schädigungen bis zur vertrags⸗ 
mäßigen Beendigung des Verhältniſſes nicht zu erwarten ge⸗ 
weſen ſeien. Ob die Handlungsweiſe böswillig war oder nicht, 
iſt unerheblich und die Wiederholungsgefahr, die der BR. 
als nicht gegeben anſieht, iſt weder eine rechtliche Voraus⸗ 
ſetzung des in 8 626 BGB. gegebenen außerordentlichen 
Rechtsbehelfs, noch iſt ſie geeignet, die Schwere einer Ver⸗ 
fehlung, wenn ſie an ſich einen wichtigen Kündigungsgrund 
bildet, in ihrer Tragweite herabzumindern. 
(U. v. 19. Juni 1928; 141/28 II. — Königsberg.) [Ku] 


4. 8626 BG B.; $133b GewO. Bei einem mit 
Unrecht gekündigten Anſtellungsverhältnis 
wirkt ein ſpäter eintretender Kündigungsgrund 
früheſtens von ſeiner Geltendmachung au; er 
kann trotz der früheren Kündigung durch Friſt⸗ 
ablauf verwirkt ſein. 

Der Bekl. war Geſellſchafter und Mitbegründer der Kl. 
Nach dem Geſellſchaftsvertrag war er weiter Mitgeſchäfts⸗ 
führer der Kl. mit der Maßgabe, daß ein Widerruf der Be⸗ 
ſtellung nur aus wichtigen Gründen zuläſſig ſein ſollte. Die⸗ 
ſelbe Klauſel enthält auch der mit ihm am ſelben Tag ab⸗ 
geſchloſſene Anſtellungsvertrag. Auf Drängen des Aufſichts⸗ 
rats der Kl. hat der Bekl. zum 1. Juli 1922 ſeinen Poſten 
als Geſchäftsführer niedergelegt, iſt aber weiter als Chemiker 
bei der Kl. tätig geweſen. Kl. hat ihm nun zum 1. Okt. 1924 
gekündigt. Bekl. beſtreitet unter Berufung auf den Anſtel⸗ 
lungsvertrag v. 31. Jan. 1921 die Wirkſamkeit dieſer Kün⸗ 
digung. Sie iſt Gegenſtand der Klage. Bekl. hat Widerklage 
auf Zahlung ſeines Gehalts erhoben. Die Kl. hat weiter aus 
einem Brief des Bekl. v. 10. Nov. 1924 an ihre Aufſichts⸗ 
ratsmitglieder wegen darin enthaltener grober Beleidigungen 
ihres Geſchäftsführers einen wichtigen Grund zu ſofortiger 
Kündigung hergeleitet. Der Bekl. hat eine Kündigungs⸗ 
befugnis der Kl. beſtritten, insbeſ. auch ſoweit dieſelbe auf den 
Brief v. 10. Nov. 1924 geſtützt werden will. 
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Rechtſprechung 


Juriſtiſche Wochenſchrift 


Das BG. erblickt in dem Brief v. 10. Nov. 1924 einen 
„wichtigen“ Grund zu ſofortiger Kündigung, weshalb die Kün⸗ 
digung der Kl. mit dieſem Tag wirkſam geworden ſei; es hat 
daher dem Bekl. noch das Gehalt bis dahin zugeſprochen, im 
übrigen unter Abweiſung der Widerklage dem Klageantrag 
gemäß erkannt. Das RG. hat aufgehoben. 

Das BG. hat bejaht, daß der Brief des Bekl. vom 
10. Nov. 1924 an die Aufſichtsratsmitglieder der Kl. einen 
Kündigungsgrund habe abgeben können und auch abgegeben 
habe. Die Rev. rügt Verkennung des Rechtsbegriffs des 
„wichtigen Grundes“. Sie meint, ein Schreiben, das Bekl. 
als Geſellſchaſter der Kl. aus Anlaß der nach ſeiner Über⸗ 
zeugung zu Unrecht erfolgten Kündigung an Mitgeſellſchafter 
gerichtet habe, könne überhaupt nicht einen wichtigen Grund 
für die Auflöſung des zwiſchen ihm und der Kl. beſtehenden 
Angeſtelltenverhältniſſes abgeben. 

Der Reviſionsangriff iſt nicht begründet. Das BG. hat 
dargelegt, daß der fragliche Brief eine Reihe grober Be⸗ 
ſchimpfungen des Geſchäftsführers der Kl. enthalten habe, die 
weit über das zuläſſige und noch entſchuldbare Maß hinaus⸗ 
gegangen ſeien. (Wird weiter ausgeführt.) Es kann deshalb 
der Rev. nicht zugegeben werden, daß das BG. eine rechtlich 
unzutreffende Auffaſſung des Begriffs „wichtiger Grund“ 
ſeiner Beurteilung unterlegt hat. Ob aber im Einzelfall ein 
beſtimmtes Vorkommnis, das an und für ſich einen ſolchen 
Grund bilden kann, auch als ſolcher zu bewerten iſt, gehört 
im weſentlichen zur Tatfrage. Rechtlich bietet das angefochtene 
Urteil inſofern zu Bedenken keinen Anlaß. 

Dagegen rügt die Rev. mit Recht, daß, obwohl ſich die 
Kl. auf dieſen Grund auch dem Bekl. gegenüber erſtmals im 
Schriftſatz v. 28. Jan. 1927 berufen hatte, das BG. hier⸗ 
wegen trotzdem den Dienſtvertrag mit dem 10. Nov. 1924 als 
aufgelöſt anſehe. Die ganze Zeit bis dahin hatte ſich der 
Streit der Parteien nur um die Wirkſamkeit der von der Kl. 
zum 30. Sept. 1924 ausgeſprochenen ordentlichen Kündigung 
gedreht. Nur darauf war urſprünglich auch die vorliegende 
Klage geſtützt. Eine Entlaſſung aus wichtigem Grund hat die 
Kl. dem Bekl. vor dem 28. Jan. 1927 ausdrücklich jeden⸗ 
falls nicht erklärt. Nun iſt allerdings in der Erklärung einer 
ſofortigen Kündigung, falls fie als ſolche unberechtigt iſt, 
für die Regel wenigſtens eine ordentliche Kündigung auf den 
nächſtzuläſſigen Termin zu erblicken. Zur Rechtfertigung einer 
Entlaſſung können ferner auch andere, als die urſprüng⸗ 
lich geltend gemachten, ſowie nachträglich eingetretene Um⸗ 
ſtände verwertet werden (ſ. a. RG. 88, 127). Keiner dieſer 
beiden Fälle trifft hier zu. Vielmehr handelt es ſich hier 
darum, daß in dem Feſthalten an der ordentlichen Kündigung 
und der darauf geſtützten Einſtellung der vertraglichen Lei⸗ 
ſtungen der Kl. zugleich die Geltendmachung eines allen⸗ 
fallſigen, erſt ſpäter gegebenen Entlaſſungsgrundes liegen ſoll 
mit der Folge, daß der Dienſtvertrag ohne weiteres ſich mit 
dem Zeitpunkt des Eintritts eines ſolchen Grundes 
auflöſe. Dem kann nicht zugeſtimmt werden. Auch das BG. 
verkennt nicht, daß das Zorliegen eines wichtigen Grundes 
das Dienſtverhältnis nicht von ſelbſt zur Auflöſung bringt, 
daß es hierzu vielmehr einer Erklärung gegenüber dem Dienſt⸗ 
verpflichteten bedarf, die ſich als einſeitige, empfangsbedürf⸗ 
tige Willenserklärung darſtellt. Es iſt ferner durchaus dem 
Ermeſſen des Dienſtberechtigten überlaſſen, ob er gegebenen⸗ 
falls von einer ſolchen Entlaſſungsmöglichkeit Gebrauch machen 
will. Soll dies der Fall ſein, ſo muß er es dem anderen Teil 
gegenüber unzweideutig zum Ausdruck bringen, und 
erſt mit dem Zeitpunkt, zu dem dies geſchehen iſt, gelangt das 
Dienſtverhältnis zur Auflöſung. Nun kann eine ſolche Ent⸗ 
laſſung auch durch ſchlüſſige Handlungen („konkludent“) er⸗ 
folgen. Dazu reichen aber die von dem BG. feſtgeſtellten Tat⸗ 
ſachen: friſtgerechte Kündigung, Feſthalten an derſelben trotz 
Beſtreitens des Gegners und Einſtellung der Gehaltszahlungen 
keineswegs aus. Solange die Kl. ſich lediglich auf ihre ordent⸗ 
liche Kündigung berief, durfte Bekl. dieſelbe im Hinblick auf 
82 des Vertrags v. 31. Jan. 1921 für wirkungslos und die 
Kl. für die Folgen dieſer — auch nach Anſicht des BG. — 
ungerechtfertigten Kündigung für verantwortlich halten; er 
hatte keine Veranlaſſung, ſich auf eine ſofortige Entlaſſung 
einzurichten und gegen eine ſolche Stellung zu nehmen. Es 
würde eine ſachlich in keiner Weiſe gerechtfertigte Verſchlechte⸗ 
rung ſeiner Rechtslage bedeuten, wenn Kl. nach jahrelangem 


Streit über die Wirkſamkeit ihrer Kündigung zum 30. Sept. 
1924 ſich auf den — ihr von Anfang an bekannten — Brief 
des Bekl. v. 10. Nov. 1924 als Grund zur ſofortigen Kündi⸗ 
gung mit der Folge berufen könnte, daß nur der Dienſtvertrag 
als mit jenem Tag aufgelöſt zu gelten hätte. Daß Kl. mit 
dieſem Grund und Rechtsbehelf nicht hervorgetreten iſt, konnte 
Bekl. auch trotz der Kampfſtellung der Parteien ſehr wohl ſo 
deuten, daß ſie aus Gründen irgendwelcher Art darauf nicht 
zurückkommen wolle. Jedenfalls fehlt es an der erforderlichen 
unzweideutigen Verlautbarung gegenüber dem Bekl. für die 
Zeit bis zum Zugang des Schriftſatzes v. 20. Jan. 1927 an 
ihn. Soweit in dieſem letzteren Schriftſtück eine ſolche Er⸗ 
klärung enthalten iſt, könnte ſie beſtenfalls Rechtswirkſamkeit 
nur für die Zeit von ihrem Zugehen an den Bekl. ab haben, 
keinesfalls aber auf den Tag des Eintritts des Entlaſſungs⸗ 
grundes zurückwirken (ſ. a. Urt. des 1. 3. v. 24. Nov. 1926, 
120/26: Recht 1927, 18 Nr. 28). 

Die Rev. hat aber auch damit recht, daß die Kl. auf den 
Brief v. 10. Nov. 1924 überhaupt nicht mehr zurückgreifen 
kann. Wohl iſt ſofortige Geltendmachung eines wichtigen 
Grundes zur Entlaſſung nicht vorgeſchrieben (ſ. a. RG. 56, 
373). Allein gerade auch die Ausübung eines ſo tief in die 
Belange des Gegners einſchneidenden Rechtsbehelfs unterſteht 
dem Grundſatz von Treu und Glauben (ſ. a. RG. 94, 166 1)). 
Mit ihm wäre es unvereinbar, wenn die Kl. ſo, wie ſie es jetzt 
will, die Entlaſſung noch auf einen Grund ſtützen könnte, der 
im Januar 1927 ſchon über zwei Jahre zurücklag, von dem 
ſie alsbald, wie Bekl. wußte, Kenntnis erlangt hatte und an 
deſſen früherer wenigſtens fürſorglichen Geltendmachung ſie 
in keiner Weiſe behindert war. Daß die Kl. ſchon ſeit Ende 
1924 mit dem Bekl. im Prozeß über die Rechtswirkſamkeit 
ihrer ordentlichen Kündigung gelegen und die Gehalts⸗ 
zahlungen ſeit Ende September 1924 eingeſtellt hatte, vermag 
an dieſer Beurteilung nichts zu ändern. 

(U. v. 18. Sept. 1928; 160/28 II. — Hamburg.) [Ku.] 
die 


5. § 826 BGB. Vorausſetzungen für 
Sittenwidrigkeit von Sperre, Boykott. War es 
lediglich darauf abgeſehen, dem Gegner Scha- 
den zuzufügen, ſo liegt Unſittlichkeit vor. Wie 
lange darf die Verhängung der Sperre durch⸗ 
geführt werden? f) 


Nachdem die Kl. zu dem Zweck, die laufenden Dienſt⸗ 
verträge ihres Theaterperſonals mit den Einrichtungen der 
am 1. Sept. 1925 errichteten Verſorgungsanſtalt deutſcher 
Bühnen in Einklang zu bringen und dem Verlangen des 
Bürgerausſchuſſes nach größter Sparſamkeit nachzukommen, 
den Mitgliedern ihres Theaters gekündigt hatte, machte der 
Bekl. — ein Berufsverein der Orcheſtermitglieder — in der 
Deutſchen Muſikerzeitung folgendes bekannt: 

„Es haben Verhandlungen mit der Stadt (in Gegenwart 
eines Vertreters des deutſchen Muſikerverbandes) ſtattgefun⸗ 
den, die aber zu keiner Verſtändigung geführt haben. Die 
Stadt beſteht auf ihren Forderungen — Verſorgungsanſtalt, 
Gehaltskürzung oder Abbau des Orcheſters — und hält die 
ausgeſprochenen Kündigungen der weniger als 18 Jahre dem 
Orcheſter angehörenden Mitglieder aufrecht. Dieſen Angriff 
der Stadt auf die Errungenſchaften der Orcheſtermuſiker gilt 
es abzuwehren. M.s Nationaltheater iſt ſtrengſtens geſperrt! 
Unbedingte Solidarität aller Muſiker muß gefordert werden.“ 

Die Kl. iſt mit ihren Anträgen auf Verbor der Durch⸗ 


1) JW. 1919, 108. 


Zu 5. Das vorl. Urteil hält ſich ganz im Rahmen der be⸗ 
kannten Rſpr. des RG. über die Sittenwidrigkeit des Boykotts. Daß 
die für den Boykott im allgemeinen entwickelten Grundſätze auch für 
den arbeitsrechtlichen Boykott gelten, wird zwar in der Literatur ge⸗ 
legentlich beſtritten, entſpricht aber der herrſchenden Lehre (vgl. etwa 
Kaskel, Arbeitsrecht, 3. Aufl., S. 398), iſt auch vom RG. früher 
ſchon betont worden (ogl. z. B. RG. 104, 330), und auch das RALDE. 
ſteht auf dem gleichen Standpunkt (Bensh. Samml. I, 100). 

In einem Punkte zeigt ſich allerdings ein erheblicher Unterſchied 
in der Anwendung der genannten Grundſätze durch das RG. und das 
RArbch. Bei der Prüfung, in welchem Verhältnis der durch den Boy⸗ 
Rott erjtrebte Erfolg zu dem angerichteten Schaden ſteht, ſtellt das NE. 
nicht nur die ziffernmäßigen Beträge, die für die einzelnen Arbeit⸗ 
nehmer an Lohnerhöhung erſtrebt werden, in Rechnung, ſondern es 
berückſichtigt auch die allgemeine Bedeutung, die die Beſſerſtellung 
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führung der Sperre und Schadenserſatz in den Inſtanzen ab⸗ 
gewieſen worden, ihre Rev. hatte keinen Erfolg. 

Bei feinen tatſächlichen Feſtſtellungen geht das BG. 
davon aus, daß die Art und Weiſe, in der die Arbeitsverhält⸗ 
niſſe bei dem von der Stadt ſelbſt betriebenen und ver⸗ 
walteten Nationaltheater in M. geregelt ſeien, die nach dem 
Kriege angeſtellten Orcheſtermitglieder ſchon ſeit längerer Zeit 
nicht befriedigt habe; als nun die Theaterleitung auf das 
Verlangen der Gemeindevertretung weitere Einſchränkungen 
zum Nachteil der Orcheſtermitglieder herbeizuführen verſucht 
habe, habe ihr Verufsverein den Arbeitskampf eröffnet. Der 
Bekl. habe die Maßnahme der Sperre gewählt; dabei ſei der 
gewöhnliche Theater⸗ und Opernbetrieb fortgeſetzt worden; 
die Stadt ſei nur an der Aufführung ſolcher großer Opern 
gehindert worden, die eine Verſtärkung des ordentlichen Orche⸗ 
ſters durch Hinzuziehung von Hilfskräften nötig mache, wie es 
bei der Oper Elektra der Fall ſei. Das habe der Verband ge- 
wußt, und damit habe er gerechnet. Denn wenn er einen 
Arbeitskampf habe durchführen wollen, ſo habe er ein Kampf⸗ 
mittel wählen müſſen, das dem Gegner fühlbare Wunden 
ſchlage. Das angewendete Mittel ſei aber nicht unſittlich; daß 
die Aufforderung verhetzend gewirkt habe oder daß darin der 
Sachverhalt unrichtig oder unvollſtändig wiedergegeben ſei, 
habe die Stadt ſelbſt nicht behaupten können; vielmehr müſſe 
die Faſſung des Aufrufs, der ſich nur an die Berufsgenoſſen 
wende und nur in einer Fachzeitſchrift veröffentlicht ſei, als 
maßvoll bezeichnet werden. Auch das Ziel ſei nicht unſittlich; 
der Verband erſtrebe keineswegs den wirtſchaftlichen Verderb 
der Stadt M.; ſonſt würde er ſelbſt die ihm angehörenden 
45 Orcheſtermitglieder, denen gegenüber die Kündigung ver⸗ 
ſehentlich erfolgt und deshalb zurückgenommen iſt, um ihre 
Stellung bringen; der Verband wolle der Stadt im Grunde 
überhaupt nicht ſchaden, ſondern ſie lediglich veranlaſſen, den 
in neuerer Zeit eingeſtellten Muſikern eine ähnlich geſicherte 
Stellung, und zwar ſowohl in ihrem Einkommen wie in ihrer 
Verſorgung nach dem Ausſcheiden aus dem Beruf, zu ver⸗ 
chaffen wie den vor dem Kriege eingeſtellten Orcheſter⸗ 
mitgliedern. Die Sperre ſei auch keineswegs dazu geeignet, 
den wirtſchaftlichen Verderb der Stadt herbeizuführen; eher 
könne die Sperre bei ungünſtigem Ausgange den wirtſchaftlich 
viel ſchwächeren Muſikerverband bis zur Bedeutungsloſigkeit 
herabdrücken; die Stadt habe ſogar im vorliegenden Falle 
noch vor Aufhebung der Sperre auf ihr öffentliches Aus⸗ 
ſchreiben ſo viele Bewerbungen erhalten, daß die in Rede 
ſtehenden, aus der Beſchäftigung bei dem Nationaltheater aus⸗ 
geſchiedenen Muſiker größtenteils ſchließlich mit der Stadt 
Verträge mit ungünſtigeren Bedingungen geſchloſſen hätten, 
als ſie ihnen im Juni 1926 von der Stadt angeboten worden 
ſeien. Schließlich könne auch keine Rede davon ſein, daß die 
geringe Bedeutung des erſtrebten Erfolgs in einem Miß⸗ 
verhältnis zur Größe des durch den Boykott verurſachten 
Schadens ftehe. 

Ein weſentlicher Rechtsirrtum des BG. bei Nichtanwen⸗ 
dung des 8 826 BGB. auf den feſtgeſtellten Tatbeſtand läßt 
ſich aus dieſen Ausführungen nicht entnehmen. Zutreffend 
prüft das BG. im Anſchluß an die Rſpr. des RG. (RG. 
117, 211) und aus neuerer Zeit RGUrt. v. 9. Jan. 1928, 
VI 120/72), ob der verfolgte Zweck, das Ziel oder die an⸗ 


einer Gruppe von Arbeitnehmern für die ſämtlichen Mitglieder des 
betreffenden Arbeitnehmerverbandes hat. Demgegenüber hat das 
Nealröc. in einem Fall, in dem gegen einen nichttarifgebundenen Ar⸗ 
eitgeber wegen untertariflicher Bezahlung ſeiner Lehrlinge eine 
Sperre verhängt wurde, es abgelehnt, als Ziel des Kampfes die all- 
gemeine Bedeutung, die das Nachgeben nichttarifgebundener Arbeit⸗ 
geber für den Verband habe, zu berückſichtigen, vielmehr komme dem 
bekämpften Arbeitgeber gegenüber die Sperre nur als Zwangsmittel 
zur Erreichung der Beſſerſtellung gerade ſeiner Lehrlinge in Frage, 
und es könne deshalb auch nur dieſer nähere Zweck für die Beurtei⸗ 
lung des Verhältniſſes zwiſchen Vorteilen und Nachteilen in Betracht 
gezogen werden. Mir ſcheint, daß die Stellungnahme des RG. der Be⸗ 
deutung des Kollektivgedankens im Arbeitsrecht weit mehr gerecht 
wird als die des RArbö. 

Beſonders hervorzuheben ift endlich der vorletzte Abſatz der Be⸗ 
gründung. Nach Anſicht des RG. macht die Tatſache, daß die ge⸗ 
wündigten Arbeitnehmer, um derentwillen die Sperre eingeleitet 

urde, mit dem Arbeitgeber neue Arbeitsverträge abſchließen, die 
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gewandten Kampfmittel einen ſittenwidrigen Eingriff in den 
Rechtskreis der Kl. enthielten. Der vom Bekl. verfolgte Zweck 
beſtand weſentlich in der ungefähren Gleichſtellung der in 
neuerer Zeit in den Dienſt bei der Kl. eingetretenen Orcheſter⸗ 
mitglieder mit den ſeit längerer Zeit von ihr beſchäftigten Mit⸗ 
gliedern ihres Orcheſters auf dem Gebiete des Einkommens 
und der Verſorgungsanſprüche. Dieſer Zweck iſt erlaubt und 
nicht ſittenwidrig; die Feſtſtellungen des BG. laſſen auch nicht 
erkennen, daß etwa aus dem Umfange der geltend gemachten 
Forderungen ein Verſtoß gegen allgemein beſtehende Sitten⸗ 
anſchauungen zu folgern wäre. Das BG. nimmt an, daß der 
Verband der Kl. fühlbare Wunden habe ſchlagen wollen; dar- 
aus ergibt ſich, daß der Verband mit einem Schaden der Kl. 
gerechnet hat, und es ſteht damit nicht ganz im Einklange, 
wenn das BG. meint, im vorliegenden Falle habe der Ver⸗ 
band im Grunde der Stadt überhaupt nicht ſchaden wollen; 
das BG. führt dann aber ſelbſt aus, der Verband habe die 
Stadt lediglich veranlaſſen wollen, den ſpäter eingetretenen 
Mitgliedern des Orcheſters eine ähnlich geſicherte Stellung 
wie den älteren Mitgliedern zu verſchaffen. Der Verband 
hat es alſo keineswegs lediglich auf den Schaden der Stadt 
abgeſehen, was allerdings den guten Sitten zuwiderlaufen 
würde (RG. 64, 1582); 60, 104; JW. 1924, 1592) Das 
BG. nimmt dann auch im Einklang hiermit ohne Rechts⸗ 
irrtum an, daß der Verband keinesfalls den wirtſchaftlichen 
Verderb der Stadt erſtrebte. 

Das von dem Verbande gewählte Mittel der Sperre kann 
nach den vom BG. getroffenen Feſtſtellungen weder nach der 
Form der Bekanntmachung noch nach ſeinem Inhalt und der 
Art der Durchführung einen Verſtoß gegen 8 826 BGB. dar⸗ 
ſtellen. Es war nicht geeignet, den wirtſchaftlichen Verderb 
der Stadt herbeizuführen; das BG. ſtellt in dieſer Beziehung 
die wirtſchaftliche Stellung des Verbandes der ſtärkeren 
Stadtgemeinde gegenüber; aber wenn man auch nur den Be⸗ 
ſtand des ſtädtiſchen Theaterunternehmens als ſolchen, wie die 
Kl. es will, zu deren Auffaſſung in dieſer Beziehung aber 
grundſätzlich keine Stellung genommen zu werden braucht, in 
Erwägung zieht, fo iſt zu berücksichtigen, daß der regelmäßige 
Theater⸗ und Opernbetrieb trotz der Sperre fortgeſetzt wurde 
und die Verhinderung dieſes Betriebes nach dem Bl. auch 
nicht vom Verbande in ſeinem Willen aufgenommen war. Der 
Rev. iſt auch nicht darin beizutreten, daß die Bedeutung des 
erſtrebten Erfolges im vorliegenden Falle nur gering ſei und 
in keinem Verhältnis zu dem durch die Sperre verurſachten 
Schaden ſtehe, ein Geſichtspunkt, dem rechtlich ohne Bedenken 
Rechnung getragen werden müßte (RG. 93, 304; SW. 1926, 
1983). Das BG. lehnt es ab, eine ziffernmäßige Feſt⸗ 
ſtellung des der Kl. durch die Sperre entſtandenen Schadens 
zu treffen. Allein eine ſolche Feſtſtellung iſt zur Würdigung 
jenes Geſichtspunkts auch nicht erforderlich. Wenn auch der 
Vergleich dieſes Schadens mit den Beträgen, den die kla⸗ 
gende Stadtgemeinde für die Erwerbsloſenfürſorge aufzu⸗ 
wenden hat, wie ihn das BG. vornimmt, nicht geeignet iſt, 
ſeine Annahme zu ſtützen, ſo iſt doch die ſoziale Bedeutung 
der vom Verband erſtrebten Beſſerſtellung einer Gruppe der 
in der Organiſation der Stadtgemeinde beſchäftigten Per⸗ 
ſonen keineswegs auf die ziffernmäßigen Beträge der für 
das einzelne Orcheſtermitglied und auch für die Geſamtheit 


Fortſetzung der Sperre nicht notwendig unzuläſſig. Man wird dem 
zuſtimmen müſſen. Denn das Ziel eines Boykotts kann auch die Ab⸗ 
änderung beſtehender ungünſtiger Arbeitsverträge fein, und ebenjo 
Rann dann die Fortſetzung des Boykotts die Abänderung der neu ab⸗ 
geſchloſſenen, vom ſperrenden Verband für ungünſtig angeſehenen Ver⸗ 
träge bezwecken. Allerdings würde der einzelne Arbeitnehmer nicht 
ohne vorherige Kündigung des beſtehenden Arbeitsvertrages zum Ar⸗ 
beitskampf, d. h. Streik, ſchreiten dürfen. Zwiſchen Arbeitnehmer⸗ 
verband und Arbeitgeber aber beſteht im vorl. Falle keine vertragliche 
Bindung, der Arbeitnehmerverband wird alſo durch den Abſchluß der 
Arbeitsverträge nicht am Kampf gegen den Arbeitgeber durch Boykott 
gehindert. Anders wäre es, wenn zwiſchen Arbeitnehmerverband und 
Arbeitgeberſeite ein Tarifvertrag zuſtande gekommen wäre. Dann 
würde allerdings die Anwendung von Kampfmitteln und ſomit auch 
ein Boykott zur Erlangung günſtigerer als der tariflich feſtgeſetzten 
Arbeitsbedingungen einen Bruch der Friedenspflicht bedeuten und des⸗ 


halb den Arbeitnehmerverband ſchadenserſatzpflichtig machen. 
Prof. Dr. Hueck, Jena. 
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dieſer Mitglieder erſtrebten Vorteile zu beſchränken. Stellt 
man aber die allgemeine Bedeutung der Intereſſen der im 
Verbande zuſammengeſchloſſenen Orcheſtermitglieder den Inter⸗ 
eſſen der Kl. gegenüber, ſo kann in der vom BG. vorgenom⸗ 
menen Würdigung der tatſächlichen Verhältniſſe ein Rechts⸗ 
irrtum nicht gefunden werden. 

Die Rev. meint ferner, daß von dem Zeitpunkt ab, in 
dem die Kl. mit den in Rede ſtehenden Muſikern neue Ver⸗ 
träge geſchloſſen habe, die Durchführung der Sperre wider⸗ 
rechtlich und deshalb unzuläſſig geweſen ſei, weil die Sperre 
dann ihr Ziel erreicht habe. Mag auch die Ausführung des 
BI., über die Zeit der Durchführung der Sperre habe der 
Verband allein zu entſcheiden, in dieſer Allgemeinheit be⸗ 
denklich erſcheinen, ſo wird der Einwand der Rev. doch da⸗ 
durch geſchlagen, daß der Inhalt der neuen Verträge nach den 
Feſtſtellungen des BG. keineswegs den Forderungen des Ver⸗ 
bandes entſprach, dieſe Verträge vielmehr noch ungünſtigere 
Bedingungen enthielten, als ſie von der Kl. noch im Juni 
1926 angeboten worden waren; danach war das Ziel der 
Sperre mit dem Abſchluß der neuen Verträge nicht erreicht. 

Schließlich kann dem BG. auch nicht darin entgegen⸗ 
getreten werden, daß die Faſſung des Aufrufs des Ver⸗ 
bandes unter dem Geſichtspunkt des $ 826 BGB. nicht zu be⸗ 
anſtanden ſei. Der Aufruf gibt die Streitpunkte, um die es 
ſich im Verhältnis zu der Kl. handelte, derart an, daß die 
Leſer ſich über die Angelegenheit ein Urteil bilden und danach 
handeln konnten (RG. 105, 7); eine verhetzende oder irre⸗ 
führende Darſtellung iſt aus dem Aufruf nicht zu entnehmen. 

(U. v. 17. Sept. 1928; 17/28 VI. — Karlsruhe.) [Sch.] 


6. Art. 163 Abſ. 2 RVerf. Für den Anſpruch 
auf Erwerbsloſenfürſorge auf Grund der Erw⸗ 
Fürſ VO. v. 16. Febr. 1924 und des Arb NachwG. 
v. 22. Juli 1922 iſt der Rechtsweg zuläſſig. Bringt 
der Träger der Fürſorgepflicht den Erwerbs⸗ 
loſen in feinem eigenen Dienſt unter, jo hört mit 
der Einſtellung die Fürſorge auf; das Arbeits⸗ 
verhältnis unterſteht dem bürgerlichen Recht 
und dem etwa beſtehenden Tarifvertrag. f) 

Die beklagte Stadt hat dem ſtädtiſchen Arbeitsamte „eine 
Arbeitszentrale für Erwerbsbeſchränkte“ angegliedert, die, 
ſoweit das techniſch möglich iſt, in den ſtädtiſchen Dienſt nur 
ſolche Arbeiter und Arbeiterinnen einſtellen ſoll, die infolge 
ihres Alters oder körperlicher Schäden auf dem freien Arbeits⸗ 
markte nicht mehr oder ſchwer vermittelungsfähig ſind. Am 
15. Dez. 1924 hat das ſtädtiſche Arbeitsamt für die von der 
Arbeitszentrale beſchäftigten Erwerbsbeſchränkten eine Arbeits⸗ 
ordnung erlaſſen, in deren „Vorbemerkung“ es heißt, daß die 
Erwerbsbeſchränkten keine Arbeiter im Sinne des Betrfi®. 
ſeien, daß demzufolge der Tarifvertrag für die ſtädtiſchen 
Arbeiter auf ſie keine Anwendung finde und daß für ihr 
Dienſtverhältnis lediglich die Arbeitsordnung gelte. Nach $ 10 
daſ. wird der Lohn der Erwerbsbeſchränkten nach Leiſtung 
unter Zugrundelegung der normalen Arbeitsleiſtung eines 
Vollarbeiters und Beachtung des für ſtädtiſche Arbeiter 
gültigen Tariflohns beſtimmt. Die Leiſtung ſelbſt ſoll nach Ab⸗ 
lauf einer Arbeitswoche durch den Betriebsleiter unter An⸗ 
hörung des Vorarbeiters und des Vertrauensmannes abge⸗ 
ſchatzt werden. 

Der Kl. war von der Arbeitszentrale auf Grund der 
erwähnten ihm ausgehändigten Arbeitsordnung als Arbeiter 
angenommen und von ihr in der Zeit v. 6. Okt. 1925 bis 
zum 11. Juli 1926 beſchäftigt. Ihm wurde während dieſer 
Zeit nur ein Prozentſatz des Tariflohns der ſtädtiſchen 
Arbeiter ausgezahlt. Mit der Behauptung, daß er als Voll⸗ 
arbeiter eingeſtellt worden ſei und auch ſtets Vollarbeit ver⸗ 
richtet habe, verlangt der Kl. im vorliegenden Rechtsſtreite die 
Nachzahlung von 602,96 N,. 

Der Rechtsweg iſt vom OLG. und RG. für zuläſſig er⸗ 
achtet worden. 

Das LG. erblickt in den Aufgaben der Arbeitszentrale 
eine eigenartige Zuſammenfaſſung der der Bekl. nach der VO. 


Zu 6. Weder die der Entſch. zugrunde liegende ErwFürſVO. 
v. 16. Febr. 1924 noch das ArbNachwch. find mehr in Geltung. 
Den Ausführungen des RGB. iſt reſtlos zuzuſtimmen: Nach dem 
ArblVG. v. 16. Juli 1927 würde keine Unterſtützung nach 88 69 ff., 
92 ff. zu zahlen fein. Prof. Dr. Fritz Stier-Somlo, Köln. 


über die Fürſorgepflicht v. 13. Febr. 1924 und der VO. über 
Erwerbsloſenfürſorge v. 16. Febr. 1924 obliegenden öffent⸗ 
lich⸗rechtlichen Verpflichtungen, d. h. eine Verbindung werk 
tätiger Fürſorge mit der in § 32 der VO. v. 16. Febr. 1924 
vorgeſehenen produktiven Erwerbsloſenunterſtützung. In der 
Arbeitszentrale ſelbſt ſieht es eine öffentlich⸗rechtliche Wohl⸗ 
fahrtseinrichtung, welche die Erwerbsbeſchränkten nicht auf 
Grund eines bürgerlich⸗rechtlichen Dienſtvertrags, ſondern in 
Erfüllung einer öffentlich-rechtlichen Unterſtützungspflicht ein⸗ 
ſtelle. Von dieſem Ausgangspunkte aus faßt das LG. den An⸗ 
ſpruch des Kl. als eine im ordentlichen Rechtswege nicht ver⸗ 
folgbare Forderung auf Erhöhung der ihm gewährten Wohl⸗ 
fahrts⸗ oder Erwerbsloſenunterſtützung auf. Zutreffend hat das 
OLG. dieſe Erwägungen als rechtsirrig bezeichnet. Art. 163 
Abſ. 2 der RVerf. lautet: „Jedem Deutſchen ſoll die Möglich⸗ 
keit gegeben werden, durch wirtſchaftliche Arbeit ſeinen Unter⸗ 
halt zu erwerben. Soweit ihm angemeſſene Arbeitsgelegenheit 
nicht nachgewieſen werden kann, wird für ſeinen Unterhalt 
geſorgt.“ In Ausführung dieſer Verfaſſungsbeſtimmung ſind 
das ArbNachwG. v. 22. Juli 1922, die VO. v. 13. Febr. 
1924 und die verſchiedenen VO. über die Erwerbsloſenunter⸗ 
ſtützung, insbeſ. die v. 16. Febr. 1924 und die ſie ergänzenden 
Beſtimmungen des Reichsarbeitsminiſters v. 30. April 1925 
über öffentliche Notſtandsarbeiten ergangen. 

Das Ziel der Erwerbsloſenfürſorge beſteht daher — dem 
Grundgedanken des Art. 163 a. a. O. entſprechend — in jedem 
einzelnen Falle darin, der Erwerbsloſigkeit durch Nachweis 
oder Vermittlung von Arbeit ein Ende zu bereiten (§ 1 Abſ. 1 
Satz 2 der VO. v. 16. Febr. 1924). Deshalb haben die 
öffentlichen Arbeitsnachweisämter auch bei Durchführung der 
geſetzlichen Unterſtützungsmaßnahmen für die Erwerbsloſen 
mitzuwirken ($2 Arb Nachw.). Deshalb fällt auch die Er⸗ 
werbsloſenunterſtützung fort, ſobald der Erwerbsloſe ſich 
weigert, eine ihm nachgewieſene und zumutbare Arbeit anzu⸗ 
nehmen (§ 13 ErwFürſsO., § 10 der Beſtimmungen über 
produktive Erwerbsloſenfürſorge v. 30. April 1925). Die 
Anſprüche der Erwerbsloſen auf Geldunterſtützung oder 
Arbeitsvermittelung ſind ebenſo wie die ihnen entſprechenden 
Verpflichtungen der Fürſorgeträger rein öffentlich⸗rechtlicher 
Natur und können nur im Verwaltungswege geltend gemacht 
werden. Mit der Erreichung des Ziels der Erwerbsloſen⸗ 
fürſorge, d. h. mit dem Eintritt des bisher Erwerbsloſen in 
ein Dienſtverhältnis erlöſchen feine öffentlich⸗rechtlichen Be⸗ 
ziehungen zu dem Fürſorgeträger, und begründet er, wie auch 
das RArbG. in einer ähnlichen Streitſache (RAG. 22/27) im 
Urt. v. 7. Dez. 1927 ausgeſprochen hat, als Dienſtverpflichteter 
ein privatrechtliches Verhältnis zwiſchen ſich und dem Arbeit⸗ 
geber, gleichviel ob dieſer der frühere Fürſorgeträger oder ein 
Dritter iſt. Von dieſem rechtlichen Geſichtspunkte aus iſt auch 
der Arbeitsvertrag zwiſchen dem Unternehmer von Notſtands⸗ 
arbeiten und den ihm zugewieſenen Erwerbsloſen, wie im 
Urt. des RArbGG. v. 18. Jan. 1928 — RAG. 52/27 — dar⸗ 
gelegt iſt, als privatrechtlicher anzuſehen. 

Es trifft ſicher zu, daß die Bekl. die Arbeitszentrale für 
Erwerbsbeſchränkte in Betätigung ihrer öffentlich- rechtlichen 
Fürſorgepflicht zur Verminderung der Ausgaben für Erwerbs⸗ 
loſenunterſtützung durch Verſchaffung von Arbeitsgelegenheit 
ins Leben gerufen und durch ſie zum gleichen Zwecke Erwerbs⸗ 
beſchränkte in ihren eigenen Dienſt genommen hat. Die auf 
öffentlich⸗rechtlichem Gebiete liegenden Beweggründe zur Ein⸗ 
gehung von Arbeitsverhältniſſen mit Erwerbsbeſchränkten be⸗ 
dingen aber nicht die öffentlich⸗rechtliche Natur ſolcher Arbeits⸗ 
verhältniſſe und der ſich aus ihnen ergebenden Anſprüche. 
Wenn die Bekl. ihre Fürſorgepflicht durch Vermittlung privat⸗ 
rechtlicher Arbeitsverträge erfüllen kann und, ſoweit ihr das 
möglich, auch erfüllen ſoll, darf ſie ihr auch in der Weiſe 
genügen, daß ſie ſelbſt als Arbeitgeberin mit Erwerbsloſen 
Arbeitsverträge abſchließt. Tut ſie das, ſo unterſtehen ihre 
Arbeitsverträge und deren Inhalt ohne Rückſicht auf einen 
vor dem Abſchluß etwa vorhandenen öffentlich⸗ rechtlichen 
Fürſorgeanſpruch des Arbeitnehmers den Vorſchriften des 
Bürgerlichen Rechts. Auch die Arbeitsordnung der Arbeits⸗ 
zentrale entſpricht den für privatrechtliche Dienſtverhältniſſe 
üblichen Arbeitsordnungen. Sie gebraucht wiederholt den Aus⸗ 
druck „Arbeitsverhältnis“. Es kann nur durch Willens⸗ 
einigung zuſtande kommen. Ein Zwang zu ſeiner Eingehung 
beſteht, wenn man von § 13 ErwFürſVO. abſieht, für die 
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Arbeitnehmer nicht. Der Arbeitsvertrag kann für einen be⸗ 
ſtimmten Zweck oder für beſtimmte oder unbeſtimmte Zeit 
abgeſchloſſen werden. Für den letzteren Fall ſieht die Arbeits⸗ 
ordnung eine vierzehntägige Kündigungsfriſt vor ($ 4). Sie 
regelt die Höhe der Arbeitsvergütung (§ 10) und die Länge 
des Urlaubs und rechnet dabei ſogar mit einer fünfjährigen 
oder längeren Dienſtzeit ($ 17). Das Entgelt, das den 
Erwerbsbeſchränkten gezahlt wird, wird als Lohn und nicht 
als Erwerbsloſenunterſtützung bezeichnet, die beiſpielsweiſe 
ihren Charakter nicht verliert, wenn ſie ſeitens des Ver⸗ 
waltungsausſchuſſes des Arbeitsnachweisamts gemäß 8 14 
ErwürſVoO. von einer Arbeitsleiſtung zu gemeinnützigen 
Zwecken abhängig gemacht wird. Eine ſolche Pflichtarbeit 
erzeugt kein Arbeitsverhältnis im Sinne des Bürgerlichen 
Rechts. Die Arbeitsordnung nimmt übrigens ſelbſt in 8 4 
auf dieſes Bezug, indem ſie „die geſetzlichen Vorſchriften“ über 
friſtloſe Kündigung ausdrücklich aufrechterhält. Sie verweiſt 
damit den Erwerbsbeſchränkten in ſeiner Eigenſchaft als 
Arbeitnehmer, wenn er einen wichtigen Grund zur vorzeitigen 
Löſung des Arbeitsverhältniſſes als vorliegend nicht an⸗ 
erkennt, bezüglich ſeiner Lohnanſprüche auf den ordentlichen 
Rechtsweg. Wie aber in dieſem Falle, ſo muß er ſie folgerichtig 
auch in Fällen angeblich unrichtiger Lohnberechnung oder un⸗ 
berechtigter Lohnkürzung vor dem ordentlichen Gericht geltend 

machen können. 8 
An dieſer Rechtslage ändert weder § 10 der Arbeits⸗ 
ordnung, nach dem die Feſtſetzung des Lohns durch die Arbeit⸗ 
geberin erfolgen ſoll, noch der im Tatbeſtande wiedergegebene 

Inhalt der Vorbemerkung zur Arbeitsordnung etwas. 
(U. v. 12. Juni 1928; 501/27 III. — Frankfurt a. u 
=. 


b) Strafſachen. 


Berichtet von Juſtizrat Dr. Drucker, Leipzig und 
Rechtsanwalt Dr. Alsberg, Berlin. 


7. 8363 StG B. wird nicht durch die Abſicht 
des Täters, Gewinn zu erzielen, ausge⸗ 
ſchloſſen. f) 

Der Zeuge F. konnte als polniſcher Staatsangehöriger in 
dem Stadtgebiet B. eine Arbeitsſtelle nur dann erlangen, 
wenn er einen Befreiungsſchein des Arbeitsamtes beibrachte. 


Zu 7. Den Ausführungen der Entſch,, daß § 363 auch dann 
den § 267 ausſchließt, wenn der Täter die Legitimationsfälſchung 
aus Gewinnſucht verübt hat, ſtimme ich zu. Der Begründung iſt 
nichts hinzuzufügen. Der mitgeteilte Sachverhalt reicht aber nicht 
aus, um den Angekl. der vollendeten Legitimationsfälſchung 
ſchuldig zu ſprechen. Und da der Verſuch einer Übertretung ſtraflos 
iſt, müßte er überhaupt freigeſprochen werden. Die Bemühungen 
des Angekl., dem Zeugen F. zum beſſeren Fortkommen zu ver⸗ 
helfen, ſcheinen ſogar derart ungeſchickt, daß man auf den Gedanken 
ommen muß, es ſei ihm gar nicht darum, ſondern nur um die 
Entlohnung zu tun geweſen. Dann aber käme Betrug in Betracht. 

Zunächſt will ich annehmen, der Angehl. ſei ſich der Zweck⸗ 
loſigkeit des von ihm angefertigten Schriftſtückes nicht bewußt ge⸗ 
weſen, habe alſo dem Zeugen durch einen Befreiungsſchein zur Er⸗ 
langung von Arbeit behilflich ſein wollen. Das Ergebnis dieſer Be⸗ 
mühungen ift ein Schriftſtück, das dieſen Erfolg nicht hervor⸗ 


bringen kann, weil der angebliche Ausſteller nicht dem Arbeitsamt, 
überhaupt keiner Verwaltungsbehörde, ſondern dem KG. angehört, 
alſo einer Behörde, die zur Ausſtellung eines ſolchen Scheines 
offenbar unzuſtändig iſt. Zudem iſt dem Schriftſtück mit einem ver⸗ 
alteten Stempel der Anſchein amtlichen Urſprungs gegeben worden 
(Königlich preußiſches Kammergericht). Es trägt alſo auch aus 
jeſem Grunde den „Stempel“ ungeſchickter Falſchanfertigung zur 
Schau und iſt kein auf Grund beſonderer Vorſchriften auszuſtellen⸗ 
des Zeugnis. Freilich wird man den 8 363 nicht nur dann an⸗ 
wenden können, wenn ein ſolches Zeugnis nach Inhalt und Form 
wirklich vorliegt; es muß genügen, wenn das Schriftſtüc einem 
eugnis Wee ſo weit entſpricht, daß der Zweck des beſſeren 
Fortkommens mit ihm annähernd erreicht werden kann. Dieſen Er⸗ 
orderniſſen genügt das vorliegende Schreiben aber nicht. Es liegt 
ogar nahe, ihm den Urkundencharakter überhaupt abzusprechen, 
weil es vielleicht gar keine Beweisfunktion beſitzt. Dann läge nicht 
einmal untauglicher Verſuch, ſondern Mangel an Tatbeſtand vor. 
Für das NG. iſt es nicht erforderlich, darauf einzugehen, weil es 
den Mangel am Tatbeſtand nur in dem Falle anerkennt, wenn das 
Geſetz vom Täter eine beſtimmte rechtliche Eigenſchaft verlangt 
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Um ihm zur Erlangung von Arbeitsgelegenheit behilflich zu 
ſein, mithin zum Zwecke ſeines beſſeren Fortkommens, hat 
der Angekl. ein mit „Befreiungsſchein“ überſchriebenes Schrift⸗ 
ſtück falſch angefertigt, indem er es mit dem falſchen Namen 
„Geyer“ unterzeichnete und einen Stempel mit dem Namen 
und dem Wappen des „Königlich preußiſchen Kammergerichts“ 
beifügte. Als Entgelt ließ ſich der Angekl. von F. 1 „ zahlen. 

Die Anwendbarkeit des § 363 StGB., deſſen Voraus⸗ 
ſetzungen ſie im übrigen für vorliegend erachtet, verneint die 
Strafkammer um deswillen, weil der Angekl. nicht das beſſere 
Fortkommen des Zeugen F., ſondern eine Gewinnerzielung, 
im Auge gehabt habe. 0 

Dieſe Auffaſſung iſt rechts irrtümlich. 

Die Abſicht des Angekl., durch die falſche Anfertigung der 
Legitimationsurkunde einen Gewinn zu erzielen, ſchließt die 
Annahme nicht aus, daß ſeine Handlung zugleich das beſſere 
Fortkommen des Arbeit ſuchenden Zeugen F. bezweckte. Nicht 
nur dem 8 267, ſondern auch dem 8 268 StGB. gegenüber, 
der die Abſicht des Täters erfordert, ſich oder einem anderen 
einen Vermögensvorteil zu verſchaffen, iſt 8 363 StGB. eine 
Sondervorſchrift. Ihre Anwendbarkeit würde ausſcheiden, 
wenn der Angekl. durch ſeine Tat ein ganz beſtimmtes Recht, 
ſei es öffentlicher, ſei es privater Natur verletzt hätte. Dies 
trifft jedoch im vorliegenden Falle nicht zu. Vielmehr verfolgte 
der BeſchwF. durch die falſche Anfertigung der Legitimations⸗ 
urkunde nur den Zweck, dem F. die Erlangung von Arbeit zu 
ermöglichen und dadurch die allgemeinen Bedingungen für ſein 
Fortkommen günſtiger zu geftalten, ohne ihm durch Täuſchung 
der zuſtändigen Stelle eine beſtimmte Arbeitsgelegenheit 
verſchaffen zu wollen. 

Bei dieſer Sachlage hat die Strafkammer die Anwendbar⸗ 
keit des 8 363 SGB. zu Unrecht verneint (vgl. RGSt. 8, 
37ff.; 58, 74; 60, 162). 

(2. Sen. v. 19. April 1928; 2 D 255/28.) D.] 


Oberlandesgerichte. 
Berlin. a) Zivilſachen. 
1. Wann ſind Agenten als arbeitnehmerähnliche 
Perſonen i. S. 8 5 ArbGG. anzuſehen? f) 
Durch Vertrag v. 1. Aug. 1926 übertrug die Antragſtellerin 
dem Antragsgegner die Agentur für den Verkauf ihrer Regiſtrier⸗ 
kaſſen für die nordöſtlichen Teile der Stadt Düſſeldorf. Am 


und dieſe dem Angekl. fehlt. Auch für den vorliegenden Fall er⸗ 
übrigt ſich eine Prüfung des Unterſchiedes, weil die Tat jedenfalls 
nach $ 363 nicht geſtraft werden kann. 

Sollte ſich der Angekl. der grundlegenden Mängel des von 
ihm ausgeſtellten Schriftſtückes bewußt geweſen fein, was, wie 
geſagt, nicht von der Hand zu weiſen iſt, dann kommt Betrug in 
Betracht. Er hat dann wiſſentlich die falſche Tatſache vorgeſpiegelt, 
daß er dem Zeugen F. mit einem Befreiungsſchein zu einer Arbeits⸗ 
ſtelle verhelfen könne und wolle. Dadurch hat er in ihm einen Irr⸗ 
tum erregt und ihn zu der ſein Vermögen ſchädigenden Hingabe 
von 1 RN veranlaßt. Dieſer Betrag war zugleich der vom Angekl. 
erſtrebte rechtswidrige Vermögensanteil. Es nimmt Wunder, daß 
keine der an der Verfolgung und Aburteilung des Falles beteiligten 
Behörden auf dieſe Beurteilung des Sachverhalts gekommen iſt. 

Prof. Dr. Merkel, Greifswald. 


Zu 1. Es war bein glücklicher Gedanke, den Begriff der 
„arbeitnehmerähnlichen Perſonen“ in das Abb. aufzunehmen, 
ſolange das materielle Recht ihn nicht kennt (ebenſo Hueck, 
Bensh. Samml. Bd. 2 LArbeh. S. 34). Erſt wenn auf Arbeit⸗ 
nehmer und arbeitnehmerähnliche Perſonen im weſentlichen gleiche 
arbeitsrechtliche Vorſchriften anzuwenden ſind, erſcheint es 
gerechtfertigt, ſie auch der gleichen Sondergerichtsbarkeit zu unter⸗ 
werfen. Erfordert werden muß aber jedenfalls für Grenzziehungen 
der Zuständigkeit ein klarer Begriff. Daran fehlt es. Und dann 
noch eins. Das Geſetz gebraucht nicht die übliche Wendung, daß 
arbeitnehmerähnliche Perſonen i. S. d. Gef. Arbeitnehmer feien, 
es ſtellt ſie vielmehr den Arbeitnehmern gleich. Damit entſteht 
eine neue Schwierigkeit. Sie ergibt ſich daraus, daß nach 8 2 
Nr. 2 ArbGG. die Arbcz. zuſtändig find für bürgerliche Rechts⸗ 
ſtreitigkeiten zwiſchen Arbeitgebern und Arbeitnehmern uſw. 
Wenn nun nach § 5 J. c. die arbeitnehmerähnlichen Perſonen den 
Arbeitnehmern gleichſtehen, ſo muß man inſoweit den 8 2 ſo leſen, 
daß die Arb®. auch zuftändig find für bürgerliche Rechtsſtreitig⸗ 
keiten zwiſchen Arbeitgebern und arbeitnehmerähnlichen Perſonen. 
Das paßt nicht zuſammen. In der Denkichrift z. Entw. e. allg. 
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16. Juli 1927 kündigte fie friſtlos die Agentur, weil der Antrags⸗ 
gegner entgegen dem Vertrage wiederholt nicht innerhalb 24 Stun⸗ 
den die vom Kunden erhaltenen Beträge an die Antragſtellerin 
abgeführt habe. Der Antragsgegner übernahm darauf eine Agentur 
für eine andere Geſellſchaft. Die Antragſtellerin hat darauf unter 
Berufung auf die im Vertrage enthaltene Konkurrenzklauſel den 
Erlaß einer einſtw. Verf. gegen den Antragsgegner beantragt. LG. 
und KG. haben abgewieſen, weil das ArbGG. zuſtändig ſei. 

Nach § 2 ArbG. find die Arb. unter Ausſchluß der ordent⸗ 
lichen Gerichte ohne Rückſicht auf den Wert des Streitgegenſtandes 
U. a. zuſtändig für bürgerliche Rechtsſtreitigkeiten zwiſchen Arbeit⸗ 
geber und Arbeitnehmer aus dem Arbeitsverhältnis. Nach § 3 ſind 
Arbeitnehmer i. S. dieſes Geſetzes Arbeiter und Angeſtellte ein⸗ 
ſchließlich der Lehrlinge. Den Arbeitnehmern ſtehen Perſonen gleich, 
die ohne in einem Arbeitsvertragsverhältnis zu ſtehen, im Auf⸗ 
trage und für Rechnung beſtimmter anderer Perſonen Arbeit 
leiſten (Hausgewerbetreibende) und ſonſtige arbeitnehmerähnliche 
Perſonen. 

Eine Definition des Begriffs „arbeitnehmerähnliche Perſon“ 
gibt das Geſetz nicht. Nach der Begründung des Geſetzes kommen 
als ſolche in Betracht „Perſonen, die nach bürgerlichem und Han⸗ 
delsrecht an ſich ſelbſtändig ſind, wirtſchaftlich aber in einem, dem 
Arbeitsverhältnis gleichwertigen Verhältnis zu beſtimmten Unter⸗ 
nehmern ſtehen, weil ſie in deren Auftrag und für deren Rechnung 
Arbeit leiſten, z. B. Verſicherungsagenten und ſelbſtändige Ver⸗ 
treter einzelner kaufmänniſcher Firmen, die im ſtändigen Ver⸗ 
tragsverhältnis mit dieſen Firmen ſtehen, nach dem ihnen für den 
Abſchluß von Geſchäften lediglich Proviſionen zuſtehen“. 

Aus welchem Grunde gerade Verſicherungsagenten als Bei⸗ 
ſpiel angeführt ſind, iſt aus der Begründung nicht zu erſehen. 
Es iſt aber nicht anzunehmen, daß damit ein Unterſchied zwiſchen 
Verſicherungsagenten und anderen Agenten gemacht werden ſollte, 
ArbVertrGeſ. (28. Sonderheft z. RA Bl. 1923) wird (S. 14) von den 
den Parteien des Arbeitsvertrages geſagt, daß ſie Arbeitgeber und 
Arbeitnehmer ſein müſſen. „Dabei bedarf der Arbeitgeber 
keiner näheren Erläuterung; er iſt der Gegenkontrahent des 
Arbeitnehmers; jeder, der einen Arbeitnehmer beſchäftigt, mit ihm 
einen Arbeitsvertrag abſchließt, iſt Arbeitgeber.“ Nach der Be⸗ 
gründung z. ArbGG. ſoll der Begriff des Arbeitgebers nach all⸗ 
gemeinen Grundſätzen zu entſcheiden ſein; Schwierigkeiten würden 
hier kaum beſtehen. Derſch⸗Volkmar (3. Aufl. Anm. 11 b zu 
§ 5 ArbG.) bemerken dazu mit Recht: „Das erſtere trifft zu, 
das letztere nicht. Schwierigkeiten entſtehen vor allem bei den 
mittelbaren Arbeitsverhältmifen, den Kleinakkordanten, Zwiſchen⸗ 
meiſtern, Hausgewerbetreibenden.“ Der Ausdruck „mittelbare Ar⸗ 
beitsverhältniſſe“ iſt nicht ſcharf. Die Schwierigkeiten entſtehen 
ſchlechthin bei allen „arbeitnehmerähnlichen Perſonen“. Man ſollte 
meinen, wenn jemand nicht Arbeitnehmer, ſondern eine arbeit⸗ 
nehmerähnliche Perſon iſt, dann könnte der Gegenſpieler auch 
nicht Arbeitgeber, ſondern nur eine arbeitgeberähnliche Perſon ſein. 
Man muß alſo ſchon, wenn man für die arbeitnehmerähnlichen 
Perſonen eine aus 8 2 Nr. 2 ArbGG. begründete Zuſtändigkeit 
annehmen will, von einem beſonderen Begriff des Arbeitgebers 
i. S. dieſer Vorſchrift ausgehen, der ſich jedenfalls nicht mit dem 
allgemeinen Sprachgebrauch deckt. Potthoff (Arbeitsrecht, Das 
Ringen um werdendes Recht S. 28) gebraucht denn auch (in Über⸗ 
einſtimmung mit 8.5 J. c. betr. Zwiſchenmeiſter) für den Gegen⸗ 
Kontrahenten der arbeitnehmerähnlichen Perſonen die Wendung 
„Auftraggeber“. Es würde den nach § 5 den Arbeitnehmern 
gleichſtehenden Perſonen nichts helfen, wenn man ihren Gegen⸗ 
Kontrahenten nicht als Arbeitgeber i. S. des § 2 anſpricht. 

Damit iſt aber noch nichts darüber ausgeſagt, wer eine arbeit⸗ 
nehmerähnliche Perſon iſt. 85 ArbGG. iſt geſetztechniſch nicht 
einwandfrei. Er ſtellt den Arbeitnehmern Perſonen gleich, „die, 
ohne in einem Arbeitsvertragsverhältniſſe zu ſtehen, im Auftrag 
und für Rechnung beſtimmter anderer Perſonen Arbeit leiſten, 
und zwar auch dann, wenn fie Roh⸗ oder Hilfsſtoffe ſelbſt be⸗ 
ſchaffen“. Damit iſt offenbar der Begriff der arbeitnehmerähnlichen 
Perſon umſchrieben. Denn das Gef. fährt fort: „arbeitnehmer⸗ 
ähnliche Berfonen find im Verhältnis zu ihren Auftraggebern (ſiehe 
oben) auch Zwiſchenmeiſter, die den überwiegenden Teil ihres Ver⸗ 
dienſtes aus ihrer eigenen Arbeit am Stücke beziehen“. Hinter 
den Worten „Arbeit leiſten“ iſt dann in Klammer beigefügt: 
„Hausgewerbetreibende und ſonſtige arbeitnehmerähnliche Per⸗ 
ſonen.“ Richtiger wäre es daher geweſen, in Klammern zu ſetzen: 
„Arbeitnehmerähnliche Perſonen, insbeſ. Hausgewerbetreibende.“ 
Eine Reihe geſetzlicher Beſtimmungen hat bei der Faſſung des 8 5 
als Vorlage gedient, und dadurch iſt dieſe Zuſtändigsvorſchrift ent⸗ 
ſtanden, über deren Tragweite die Meinungen ſo weit wie möglich 
auseinandergehen. § 4 des Entw. eines Allg. Arbeitsverkrags⸗ 
geſetzes ſah vor: „Soweit ſich aus der Art des Verhältniſſes nichts 
anderes ergibt, finden die Rechtssätze über Arbeitnehmer An⸗ 
wendung auf ... 2. Heimgewerbetreibende und ſonſtige arbeit⸗ 
nehmerähnliche Perſonen (Heimwerker)! Von einer Begriffs⸗ 
beſtimmung der arbeitnehmerähnlichen Perſonen war abgeſehen. 
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der jeglicher Begründung entbehren würde, und ebenſowenig, daß 
damit zum Ausdruck gebracht werden ſollte, daß Verſicherungs⸗ 
agenten oder Agenten überhaupt unter allen Umſtänden unter das 
ArbchG. fallen, ſelbſt wenn fie einen ſelbſtändigen Betrieb größten 
Umfangs unterhalten und ihrerſeits eine große Anzahl von An⸗ 
geſtellten beſchäftigen. Es wird vielmehr als die Abſicht des Geſetz⸗ 
gebers anzuſehen ſein, daß zwar der Regel nach ein Agent als 
ſelbſtändiger Kaufmann der Gerichtsbarkeit der ordentlichen Ge⸗ 
richte unterſteht, daß aber unter Umſtänden auch an ſich ſelb⸗ 
ſtändige Agenten der Zuſtändigkeit des Arbé ß. unterworfen wer⸗ 
den ſollen, wenn ſie ſich in ſo ſtarker wirtſchaftlicher Abhängigkeit 
von dem Arbeitgeber befinden, daß ihre ſoziale Lage der eines 
Arbeitnehmers gleich zu erachten iſt. 

Daß durch die Vorſchrift des 8 5 nicht alle Agenten ohne 
Ausnahme der Zuſtändigkeit des ArbGG. unterſtellt werden ſollten, 
hat auch der RAM. in einem in der NZArbR. 1926, Spalte 303 
abgedruckten Schreiben v. 31. Dez. 1925 zum Ausdruck gebracht, 
nach dem durch die Vorſchrift nur ſolche Perſonen betroffen werden 
ſollen, die ſich in einer wirtſchaftlich unſelbſtändigen — arbeiter⸗ 
nehmerähnlichen — Stellung befinden, nicht ſolche, die ſich für 
die Ausübung ihrer beruflichen Tätigkeit aus wirtſchaftlichen Grün⸗ 
den eines Mittlers bedienen, ohne dabei ihre wirtſchaftliche Selb⸗ 
ſtändigkeit aufzugeben. 

Als eine „arbeitnehmerähnliche Perſon“ wird ein Agent 
insbeſ. dann anzuſehen ſein, wenn er ohne eigene Betriebsmittel 
und ohne eigenes Geſchäftslokal ſeinen Beruf ausſchließlich durch 
eigene Arbeit ausübt, ohne ſeinerſeits wieder Angeſtellte zu be⸗ 
ſchäftigen, wenn er nur eine Firma vertritt und wenn die Be⸗ 
dingungen des Agenturvertrages derartige ſind, daß von einer 
wirtſchaftlichen Selbſtändigkeit des Agenten nicht geſprochen wer⸗ 
den kann, ſeine Stellung vielmehr der eines unſelbſtändigen Arbeit⸗ 
nehmers gleich zu erachten iſt. 


„Die Verhältniſſe ſind“, ſo heißt es in der Begründung S. 15, 
„durchaus noch im Fluſſe; auch die Tatſachen und ihre Rechts⸗ 
wirkungen noch nicht ſcharf abgegrenzt und allgemein bekannt. 
Außer Zweifel aber ſteht, daß ſich hier Wirtſchaftsbeziehungen ent⸗ 
falten, die durchaus denen im Hausgewerbe entſprechen. Der Entw. 
verzichtet auf den Verſuch genauerer Umſchreibung des Kreiſes; 
er knüpft an den eingelebten Begriff der Hausgewerbetreibenden 
an uſw. Erwähnt wird, daß in den Geſetzen der Begriff der Haus⸗ 
gewerbetreibenden falſch definiert ſei. Was aber tat man beim 
ArbGG. Man definierte geſetzlich den weiteren Begriff der arbeit⸗ 
nehmerähnlichen Perſonen ähnlich ſo, wie man bisher den Begriff 
der Hausgewerbetreibenden umſchrieben hatte. Man entnahm aus 
8162 RVO. die Wendung „im Auftrage und für Rechnung an⸗ 
derer“. Man entlieh aus § 119 b GewO. das Erfordernis, daß 
es ſich um eine Arbeit für „beſtimmte“ andere Perſonen han⸗ 
deln müſſe. Man ließ aber die Einſchränkung, daß es ſich um be⸗ 
ſtimmte Gewerbetreibende ($ 119 b Gew.) oder überhaupt 
um „Gewerbetreibende“ handeln müſſe, fort und erweiterte damit 
den Begriff der Hausgewerbetreibenden noch über $ 162 Abſ. 1 u. 2 
RVO. hinaus. An die Stelle der Herſtellung und Bearbeitung ge⸗ 
werblicher Erzeugniſſe trat das umfaſſende „Arbeit leiſten“. Die 
warnende Stimme, die Molitor (Molitor⸗Hueck⸗Riezler, 
Der Arbeitsvertrag u. d. Entw. einer allg. Vertr. S. 74) gegen 
§ 4 ArbVertrGGEntw. erhoben hatte, blieb ungehört. Unglücklicher⸗ 
weiſe war dann in der Begründung zu § 5 ArbGG. (S. 34) noch 
geſagt, daß zu den arbeitnehmerähnlichen Perſonen auch ſolche Per⸗ 
ſonen gehörten, „die an ſich ſelbſtändig ſind, wirtſchaftlich geſehen 
aber in einem dem Arbeitsverhältniſſe gleichwertigen Verhältniſſe 
zu beſtimmten Unternehmern ſtehen, weil ſie in deren Auftrag und 
für deren Rechnung Arbeiten leiſten, z. B. Verſicherungsagenten 
und ſelbſtändige Vertreter einzelner kaufmänniſcher Firmen, die in 
ſtändigem Vertragsverhältniſſe mit dieſen Firmen ſtehen, nach dem 
ihnen für den Abſchluß von Geſchäften lediglich Proviſionen zu⸗ 
ſtehen“. Damit war der Streit um die Zuſtändigkeit des ArbGG. 
für Agenten entfacht. Das hat nichts mit der Abgrenzung des 
Agenten vom Angeſtellten zu tun. Denn es handelt ſich ja gerade 
darum, ob der Agent, der nicht Handlungsgehilfe iſt, ſein Recht 
beim Arb®. zu ſuchen hat. Die Begründung hat den wirtſchaft⸗ 
lichen Geſichtspunkt hervorgehoben. Damit iſt die „wirtſchaftliche 
Abhängigkeit“ als Tatbeſtandsmerkmal angeſprochen worden (sgl. 
u. a. Volkmar, Das Abb. 32 S. 153 ff., Hueck, Bensh. 
Samml. Bd. 2 LAerbGß. S. 34, Schmincke⸗Sell, 3. Aufl, 
Anm. 11 zu § 5). Indeſſen dürften damit die Unklarheiten keines⸗ 
wegs behoben und die Grenzen für die Zuftändigkeit ſicherer ab⸗ 
geſteckt ſein. Wie groß muß die wirtſchaftliche Abhängigkeit ſein? 
Wie findet ſie, für beide Teile erkennbar, ihren ſinnfälligen Aus⸗ 
druck? Iſt der im inhaltlich gleichen Vertragsverhältnis tätige, 
mit reichlichem Ruhegehalt verſorgte frühere Beamte anders zu 
beurteilen als der arme Agent? Wann verwertet jemand ſeine 
Arbeitskraft für ſich, wann läßt er ſie durch einen anderen ver⸗ 
werten? (Sinzheimer, Grundzüge des Arbeitsrechts, 2. Aufl. 
S. 27). Es wird darum gut ſein, weniger in der Begründung als 
in der geſetzlichen Definition die Löſung zu ſuchen. Danach kommt 
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Bei Anwendung dieſer Grundſätze iſt im vorl. Falle der An⸗ 
tragsgegner als „arbeitnehmerähnliche Perſon“ anzuſehen. Er be⸗ 
ſaß kein Betriebskapital, befand ſich vielmehr bei Abſchluß des 
Vertrages im Konkurs. Er hatte weder ein Geſchäftslokal, noch 
beſchäftigte er ſeinerſeits Angeſtellte. Seine Tätigkeit beſchränkte 
ſich darauf, in dem ihm zugeſtellten Bezirk Geſchäfte zu ermitteln, die 
geneigt waren, eine Kaſſe der Antragſtellerin zu kaufen, wobei 
alle Behörden einſchl. Betriebswerke, Banken, Sparkaſſen, Ab⸗ 
zahlungsgeſchäfte, Pfandleihen, Fabriken, Büros und Engros⸗ 
geſchäfte ausgeſchloſſen waren; bei den zum Beiſpiel einer Kaſſe 
geneigten Kunden die Kaſſe aufzuſtellen und vorzuführen und ge⸗ 
gebenenfalls einen Auftrag von ihnen auf dem vorgeſchriebenen 
Formular entgegenzunehmen, der erſt durch die ſchriftliche Be⸗ 
ſtätigung der Ankragſtellerim bindend wurde. 

Von der ihm gutgeſchriebenen Proviſion wurden ihm zur 
Sicherung der Antragſtellerin 3000 AM einbehalten. Außerdem 
hatte er eine Kaution in Höhe von 4000 RN zu ſtellen, und zwar 
in Geſtalt einer Polize einer Kaution⸗Verſicherungsgeſellſchaft oder 
in Wertpapieren. Vereinnahmte Gelder hatte er binnen 24 Stun⸗ 
den an die Antragſtellerin abzuführen. Er war verpflichtet, ſeine 
ganze Zeit und Kraft der Agentur der Geſellſchaft zu widmen. Es 
war ihm ohne ſchriftliche Erlaubnis nicht geftattet, auf eigene oder 
fremde Rechnung andere Artikel zu führen oder gebrauchte 
Nationalkaſſen für eigene oder fremde Rechnung zu verkaufen oder 
den Verkauf für andere Parteien ohne Genehmigung der Geſell⸗ 
ſchaft zu vermitteln. Er durfte ohne ſolche Genehmigung keine 
Unteragenten anſtellen oder andere Perſonen mit dem Verkauf 
von Kaſſen beauftragen. Zu Laſten ſeines Kontos erhielt er 
wöchentlich einen Vorſchuß von 100 „,. Der Vertrag ſollte zwar 
mit einmonatiger Kündigungsfriſt zum letzten des der Kündigung 
folgenden Monats durch ſchriftliche Mitteilung von beiden Parteien 
gekündigt werden dürfen, es war aber auch beiden Parteien das 
Recht vorbehalten, den Vertrag ohne vorherige Kündigung auf⸗ 
zuheben, in welchem Falle die Geſellſchaft dem Agenten eine Ent⸗ 
ſchädigung von nur 200 RM zu zahlen hatte. Nach Auflöſung des 
Vertrages unterwarf ſich der Agent für ganz Deutſchland, ohne 
Oſt⸗ und Weſtpreußen, einer Konkurrenzklauſel. Proviſionszahlung 
konnte er bei Auflöſung des Vertrages erſt verlangen, wenn alle 
Geſchäftsleute, für deren Kaſſen ihm Proviſion Aland, reguliert 
und ſämtliche etwa gegebenen Akzepte eingelöſt hatten. Die Ge⸗ 
ſellſchaft behielt ſich das Recht vor, die Büro⸗ oder Ladenräume, 
ie der Agent etwa inne hatte, zu übernehmen. Gegen Anſprüche 
der Geſellſchaft aus dem Vertrage durfte der Agent ihm zustehende 
orderungen nicht aufsechnen, auch kein Zurückbehalkungsrecht 
geltend machen. Alle Erfindungen, die der Agent während der 
Dauer des Vertrages auf dem Gebiet der Kontrollkaſſen bzw. 
Teile derſelben, oder von Vorrichtungen im Gebrauch mit Kontroll— 


es aber, von anderen Tatbeſtandsmerkmalen abgeſehen, darauf an, 
ob die Arbeit im Auftrage und für Rechnung eines an⸗ 
deren geleiſtet wird. Die Frage ſpitzt ſich alſo dahin zu, ob der 
gent für eigene Rechnung oder für Rechnung eines anderen 
Arbeit leiſtet. Man mag durchaus Jaeriſch (Lohnanſpruch bei 
unvollendeter Akkordarbeit S. 15 zuſtimmen, daß die ſoziale 
Anſchauung dazu zwingt, materiellrechtlich, wie auch verſicherungs⸗ 
und ſteuerrechtlich in der Proviſion als einer Erfolgsprämie eine 
ergütung nicht für den Arbeitserfolg, für den endgültigen Ab⸗ 
ſchluß des proviſionspflichtigen Geſchäfts, ſondern für die ge⸗ 
leiſteten und zum Erfolg führenden Dienſte zu erblicken. Der 
Vertrag des Agenten iſt ergänzend nach 88 611 ff. BGB. oder 
auch 8 675 BGB. zu beurteilen. Aber wenn auch die Proviſion 
Entgelt für geleiſtete Dienſte ift, fo arbeitet doch der Agent für 
eigene Rechnung. Gewiß ſchuldet er nicht den Erfolg der 
verſprochenen Dienſte, aber er erhält nur eine Vergütung, wenn 
und inſoweit er Erfolg hat. Er arbeitet auf eigenes Riſiko (vgl. 
dazu Kaskel, Die neue Arbeitsgerichtsbarkeit S. 24). Wer einen 
neuen Artikel als Agent einführen will, mag ſich noch ſo ſehr 
quälen, er mag Mühen und Koſten aufwenden; wenn er nach 
14tägiger Arbeit auch nicht den geringſten Erfolg gehabt hat, ſo 
wird ihm keine juriſtiſche Konſtruktion darüber hinweghelfen, daß 
er für eigene Rechnung gearbeitet hat. Nur da, wo nach dem 
Vertrage der Auftraggeber die Gefahr der Erfolgloſigkeit der 
Arbeit trägt, z. B. ein Mindeſteinkommen, garantiert iſt, wird ein 
gent eine arbeitnehmerähnliche Perſon ſein können. Es leuchtet 
ohne weiteres ein, daß die Verhältniſſe beim Hausgewerbetreiben⸗ 
den grundſätzlich anders liegen als beim Agenten. Unſere Rechts⸗ 
ordnung hat denn auch noch keine beſtimmte Erſcheinungsform 
innerhalb des großen Kreiſes der Agenten gefunden, auf welche 
ie ähnlich wie beim Hausgewerbetreibenden Arbeitnehmerſchutz⸗ 
vorſchriften für anwendbar erklärt, oder die ſie für verſicherungs⸗ 
pflichtig erklärt hatte. 

Ich vermag daher dem Urteil nicht beizupflichten. Es geht 
zu Unrecht davon aus, daß das Geſetz eine Definition des Be⸗ 
griffs „arbeitnehmerähnliche Perſon“ nicht gibt, und ftellt darauf 
ab, ob der Agent ſich in ſo ſtarker wirtſchaftlicher Abhängigkeit 
von dem Arbeitgeber (2) befinde, daß ſeine ſoziale Lage der eines 
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kaffen machen ſollte, ſollten ausſchließlich Eigentum der Geſell⸗ 
ſchaft ſein. 

Nach dieſen und den ſonſtigen Beſtimmungen des Vertrages 
kann von einer wirtſchaftlichen Selbſtändigkeit des Antragsgegners 
keine Rede ſein. Er iſt vielmehr als eine „arbeitnehmerähnliche 
Perſon“ anzuſehen. Daran kann es auch nichts ändern, daß der 
Antragsgegner ein verhältnismäßig hohes Einkommen während 
ſeiner Tätigkeit bei der Antragſtellerin gehabt hat; die Höhe des 
Einkommens iſt für die Zuſtändigkeit des ArbGG. ohne Bedeutung. 

(Sch., Urt. v. 28. Febr. 1928, 6 U 13451/27.) 
Mitgeteilt von LGDir. Kerſting, Berlin. 
* 


2. Die Beſtimmungen der RVO. find ein Schutzgeſetz 
i. S. 8 823 Abſ. 2 BGB. zugunſten der Verſicherungsträger. f) 

Der Bekl. war ſeit dem Januar 1925 Vorſtandsmitglied der 
AUG. Dieſe Geſellſchaft war bei der Kl. (einer Krankenkaſſe) ver⸗ 
ſichert. Bis zum 31. März 1924 wurden die Krankenkaſſenbeiträge 
von der AktG. regelmäßig gezahlt, ſeit dieſem Zeitpunkt nur ſtockend 
und in Teilbeträgen. Am 21. Mai 1924 wurde die Geſchäftsauf⸗ 
ſicht über die AktG. verhängt, die bis zum 3. Sept. 1924 beſtand, 
und am 20. Sept. 1924 wurde die Fabrik zwangsverſteigert. Mit 
dieſem Tage ſtellte die Akt®. ihren Betrieb ein. Am 28. Aug. 1924 
teilte der Bekl. dem Aufſichtsratsvorſitzenden der AktG. mit, daß er 
fein Vorſtandsamt niederlege. Ob er jeit dieſem Zeitpunkt auch keine 
Vorſtandsgeſchäfte wahrgenommen hat, iſt unter den Parteien ſtreitig. 
Die Kl. will den Bekl. für die rückſtändigen Beiträge der AktG. 
für die Zeit v. 31. März bis zum 20. Sept. 1924 in Aunſpruch 
nehmen, weil er für deren Rückzahlung verantwortlich ſei. Sie ſeien 
von den Arbeitnehmern eingezogen worden, indem dieſen die Rein⸗ 
löhne unter Abzug der Krankenkaſſengelder voll gezahlt ſeien; die 
Zwangsvollſtreckung ſei verſucht, aber erfolglos ausgefallen. Die 
Kl. hat gegen den Bekl. bereits ein Verfahren zwecks Nachholung 
der rückſtändigen Beiträge anhängig gemacht, das jedoch in zwei 
Inſtanzen für den Beli. günſtig ausging; der Bekl. wurde als nach 
der RVO. für die von der AktG. geſchuldeten Beiträge nicht haftbar 
erklärt. Desgleichen hatte ein Verfahren auf Feſtſetzung eines Straf⸗ 
betrages gegen den Behl. das Ergebnis, daß ſein Einſpruch gegen die 
Feſtſetzung für begründet erklärt wurde. Dagegen iſt der Bekl. durch 
Strafbefehl des AG. Berlin-Mitte wegen Vergehens gegen 88 402, 
532 Abſ. 1 Ziff. 2 RVO. rechtskräftig mit 100 RA Geldſtrafe auf 
Grund des der Klage zugrunde liegenden Sachverhalts beſtraft wor⸗ 
den. Für die Zeit nach dem 23. Aug. 1924 komme eine Haftung 
keinesfalls in Betracht, da er dann nicht mehr Vorſtand geweſen ſei. 

1. Der Rechtsweg iſt zuläſſig. Es handelt ſich um einen rein 
bürgerlich⸗rechtlichen Schadenserſatzanſpruch. Die Ausführungen des 
Bekl. würden dann vielleicht zutreffen, wenn ein Verſtoß gegen 


Arbeitnehmers gleich zu erachten 
trage anzunehmen war, daß ein 
iſt nicht ünterſucht. 


ſei. Ob nicht nach dem Ver⸗ 
Angeſtelltenverhältnis beſtand, 


RA. Max Abel, Eſſen. 


Zu 2. Das KG. ſtellt anläßlich der Entſch. eines Sonderfalles 
aus dem Gebiete der Krankenverſicherung (Beitragszahlung zahlungs⸗ 
unfähiger Arbeitgeber gemäß 8 402 RD.) allgemein den Rechts⸗ 
ſatz auf, daß die die Beitragsleiſtungen regelnden und ſichernden Vor⸗ 
schriften der RVO. als „Schutzgeſetze“ zugunſten der Verſicherungs⸗ 
träger i. S. des 8 823 Abſ. 2 BOB. anzuſehen find, Dieſe Vor⸗ 
ſchriften der RVO. hätten den Zweck, die Leiſtungsfähigkeit des 
Verſicherungsträgers zu ſchützen; da hiervon das Wohl der verſicherten 
Bevölkerungskreiſe abhänge, habe der Geſetzgeber eine beſondere, über 
den allgemeinen bürgerlich ⸗rechtlichen Schutz des Gläubigers hinaus⸗ 
gehende Sicherſtellung des Verſicherungsträgers für erforderlich ge⸗ 
balteu. Dieſe Rechtsauffaſſung iſt in veröffentlichten Entſch. und im 
Schrifttum bisher wohl noch nie vertreten worden; ſie iſt von größter 
praktiſcher Bedeutung, weil ſie nicht nur für die RVO., ſondern auch 
für die anderen Sozialverſicherungsgeſetze, insbeſ. auch für die Bei⸗ 
tragszahlungen nach dem AngeſtVerſch. (vgl. 3 182) zu gelten hat. 
Wenngleich man den Begriff des Schutzgeſetzes i. S. des 8 823 
Abſ. 2 BGB. ſicherlich nicht ins Uferloſe ausdehnen und eine jede 
Rechtsnorm, die gewiſſen Perſonengruppen zum Nutzen gereicht, nicht 
zu einem Schußgeſetz ſtempeln darf, fo ſind dieſe die Beitragsleiſtung 
regelnden, mit Strafdrohungen verſehenen Vorſchriften doch im un⸗ 
mittelbarſten Intereſſe der Verſicherungsträger er⸗ 
laſſen; durch die Nichterfüllung der Verpflichtung zur Beitragsleiſtung 
erwächſt dem Verſicherungsträger zweifellos ein Schaden, ſelbſt in 
dem Falle, daß die Beitragszahlung ſpäter nachgeholt wird. Wer 
dieſe Vorſchriften verletzt, verletzt ſomit ein Schutzgeſetz i. S. des 
8 823 Abſ. 2 BOB. Es bleibt abzuwarten, ob das NO. ſich dieſer 
Auffaſſung anſchließen wird; gehindert iſt es hieran durch ſeine bis⸗ 
herige Rſpr. nicht, die ſich nur dagegen wendet, daß die Vorſchriften 
der Sozialverſicherungsgeſetze über die Beitragsleiſtung bezüglich der 
bei ihnen beſchäftigten Arbeitnehmer ein Schugzgeſetz zugunſten 
dieſer darſtellen. 

Präſ. Dr. v. Olshauſen, Berlin 
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Inriſtiſche Wochenſchrift 


3 530 RWO. in Betracht käme und wenn § 531 Abſ. 2 RVO. eine 
öffentlich-rechtliche Beitragspflicht der Vorſtände juriſtiſcher Perſonen 
perſönlich begründete. Das letztere iſt aber, wie die Vorſchriften 
der 88 530 ff. in ihrem Zuſammenhange ergeben, nicht der Fall. Es 
handelt ſich inſofern vielmehr um eine beſondere Art Privatſtrafe. 
Die Beiträge ſind außerdem zu leiſten, aber niemals von dem 
geſetzlichen Vertreter des Unternehmers, ſondern von dieſem ſelbſt. 
Wenn, wie hier, dieſe Beitragspflicht wegen Zahlungsunfähigkeit des 
Unternehmers nicht durchführbar iſt — an ſich beſteht ſie fort —, 
ſo iſt das ein Schaden der Kaſſe, wegen deſſen ſie ſich nach bürger⸗ 
lich-rechtlichen Grundſätzen an einem etwa vorhandenen Schuldigen 
erholen kann. Das kann der Vorſtand perſönlich ſein, wenn durch 
ſein Verſchulden die Zahlung der Beiträge zu einer Zeit verſäumt 
worden iſt, wo ſie noch möglich geweſen wäre. Im übrigen liegt 
hier nicht ein Verſtoß vor, der nach 8 530 RWO. zu beſtrafen wäre, 
ſondern ein Verſtoß gegen 88 400, 532 Abſ. 1 RVO. 

2. Der Anſpruch gegen den Bekl. kann ſich, da 88 823 Abſ. 1 
und 826 BGB. nicht in Frage kommen (auch nicht 8 831, da die 
etwa ſchuldigen Angeſtellten wiederum nicht vom Bekl., ſondern von 
der AktG. beſtellt find), in der Tat nur auf 8 823 Abſ. 2 ſtützen 
und hat ſomit zur Vorausſetzung, daß die die Beitragsleiſtungen 
regelnden und ſichernden Vorſchriften der RVO. als „Schutzgeſetze“ 
zugunſten der Verſicherungsträger anzuſehen ſind. Dies iſt anzu⸗ 
nehmen; denn die in Rede ſtehenden Vorſchriften dienen dem be⸗ 
ſonderen Schutze der Krankenkaſſe im Gegenſatz zur Geſamtheit. Ihre 
Leiſtungsfähigkeit wird durch jeden Ausfall beeinträchtigt und bei 
Häufung derartiger Ausfälle in Frage geſtellt. Mit der Leiſtungs⸗ 
fähigkeit der Krankenkaſſen, die durch die in Rede ſtehenden Vor⸗ 
ſchriften der RVO. geſchützt werden, hängt das Wohl der arbeitenden 
Bevölkerung im engſten Zuſammenhang. Deshalb hat der Geſetzgeber 
eine beſondere über den allgemeinen bürgerlich-rechtlichen Schutz 
des Gläubigers hinausgehende Sicherſtellung der Verſicherungsträger 
für erforderlich gehalten. Hiernach ſind die in Rede ſtehenden Be⸗ 
ſtimmungen der RBD. Schutzgeſetze i. S. des § 823 Abſ. 2 BGB. 

3. Den Bekl. trifft auch ein Verſchulden. Es kann freilich kei⸗ 
nem begründeten Bedenken unterliegen, daß ſich der Vorſtand einer 
AktG. durch einen geeigneten Vertreter in feinen bezüglichen Pflich⸗ 
ten vertreten laſſen darf. Es muß nur, abgeſehen von der Eignung 
des Vertreters, eine allgemeine Aufſicht durch den Vorſtand ſelbſt 
gehandhabt werden oder ſonſt organiſatoriſch geſichert ſein. Das 
kann vorliegend nicht der Fall geweſen fein. Selbſt wenn K. an ſich 
geeignet geweſen wäre — was ſehr zweifelhaft iſt —, ſo ſind die 
Zuſtände, wie fie ſich bei der AktG. herausgebildet hatten, nur fo 
zu erklären, daß es eben an einer genügenden Aufſicht fehlte. Jeden⸗ 
falls iſt durch den Tatbeſtand der Beweis auf erſte Sicht geführt. 
Das Vorbringen des Bekl. reicht nicht aus, um dieſe tatſächliche Ver⸗ 
mutung zu beſeitigen. Der Bekl. hat nun im zweiten Rechtszuge 
behauptet, er ſei allwöchentlich zwei⸗ bis dreimal in der Fabrik an⸗ 
weſend geweſen und dort von den beiden Prokuriſten K. und G. 
über alle Vorgänge der Fabrik unterrichtet worden; er habe bei 
dieſer Gelegenheit auch Stichproben bezüglich der Buchführung und 
der Lohnbücher gemacht. In den Lohnbüchern ſeien die Abzüge für 
die Krankenkaſſe ordnungsmäßig abgebucht geweſen, ſo daß er habe 
annehmen müſſen und jedenfalls dürfen, daß die Beträge ebenſo wie 
die Lohnzahlungen ſelbſt richtig abgeführt worden ſeien. Dieſe Be⸗ 
hauptungen ſind aber nicht als dargetan anzuſehen. (Wird ausgeführt.) 
Die Anſicht des Bekl., die Arbeiter hätten in der Zeit v. 31. März 
bis zum 20. Sept. 1924 nur ſo geringe Lohnteilbeträge gezahlt er⸗ 
halten, daß ſich die Abzüge von dieſen gezahlten Lohnbeträgen nicht 
lohnten, wirft ein bezeichnendes Licht auf die Unzulänglichkeit der 
von ihm geführten Aufſicht über K., dem die Auszahlung der Löhne 
und die Abführung der Beiträge an die Kl. oblag. Die weitere An⸗ 
ſicht des Bekl., durch die Eröffnung des Geſchäftsaufſichtsverfahrens 
ſei er ſeiner Verpflichtungen ledig geworden, trifft nicht zu, denn 
der geſchaftsbeaufſichtigte Schuldner verwaltet ſein Vermögen weiter 
und bleibt durchaus verfügungsfähig. 

4. Die Urſächlichkeit würde freilich nur dann gegeben fein, wenn 
bei richtigem Verhalten der Kl. die Beiträge noch abgeliefert worden 
wären. Aber hier würde es Sache des Bell. fein, im einzelnen dar⸗ 
zulegen, daß dies nicht der Fall geweſen ſein würde. Er hat aber 
in diefer Beziehung nichts Weſentliches vorgetragen. 

(KG., 30. ZS., Urt. v. 9. Juli 1927, 30 U 4417/27.) 
Mitgeteilt von RA. Dr. Ludwig Königsberger, Berlin. 


. 
Frankfurt a. M. 

3. 88 138, 826 BG B.; § 1 UnlWG. Ein unzuläſſiger 
Boykott liegt nicht vor, wenn eine Innung ihre Mitglie⸗ 
der verpflichtet, Eis nur von einer ihr naheſtehenden Fa⸗ 
brik zu beziehen. f) 

In vorliegendem Falle handelt es ſich um einen wirtſchaft⸗ 
lichen Intereſſenkampf der Autragſtellerin und der Frankfurter Eis⸗ 
beſchaffungsgeſellſchaft, an dem die Antragsgegnerin infolge der 


Zu 3. 1. Dem Urteil liegt ſolgender Tatbeſtand zugrunde: 
Die Freie Fleiſcherinnung in F. gründete im Vorfahre gemein⸗ 


Verknüpfung ihrer Intereſſen mit der letzteren durch die Ver⸗ 
ſendung des Rundſchreibens v. 22. März 1927, in welchem ihre 
Mitglieder unter Strafandrohung aufgefordert werden, ihr Eis von 
der Frankfurter Eisbeſchaffungsgeſellſchaft zu beziehen und inner⸗ 
halb des Kundenhreiſes für fie zu werben, teilgenommen hat. Dieſe 
Aufforderung ſtellt ſich als Aufforderung zum Boykott gegen die An⸗ 
tragſtellerin dar, ſo daß zu prüfen war, ob die Antragsgegnerin 
ohne Verſtoß gegen das Recht in dieſer Weiſe vorgehen durfte. Nach 
den in der Rſpr. entwickelten Grundſätzen kommt es für die Frage, 
ob der gewerbliche Intereſſenkampf im einzelnen erlaubt oder un⸗ 
erlaubt und damit rechtswidrig iſt, einerſeits auf den mit ihm ver⸗ 
folgten Zweck, audererſeits auf die dabei angewendeten Kampf⸗ 
mittel au. Wenn hiernach ein ſittenwidriger Eingriff in die fremde 
Rechtsſphäre gegeben ift, jo liegt ein Verſtoß gegen 8 1 Unl WG. und 
$ 826 BOB. vor (RG. v. 6. Nov. 1923: Mu W. 1923, 91). 

Der Zweck der Maßnahmen der Antragsgegnerin iſt die Förde⸗ 
rung der Frankfurter Eisbeſchaffungsgeſellſchaft, die ... ganz über⸗ 
wiegend von Metzgern, die der Antragsgegnerin angehören, gegrün⸗ 
det worden iſt ..., daß alſo zwiſchen der Frankfurter Eisbeſchaf⸗ 
fungsgeſellſchaft und der Antragsgegnerin ein ſo enger wirtſchaft⸗ 
licher Zuſammenhang beſteht, daß es gerechtfertigt erſcheint, wenn die 
Antragsgegnerin die Eisbeſchaffungsgeſellſchaft als eine von der ge⸗ 
werblichen Vereinigung im Dienſte des Frankfurter Metzgergewerbes 
geſchaffene Nebeneinrichtung anſieht. Das Streben der Antrags⸗ 
gegner iſt nun darauf gerichtet ... zu veranlaſſen, zu der von ihr 
gegründeten Eisfabrik zu ſtehen, dieſe allein zu benutzen, damit dieſe 

ihrem Handwerk ein ſicheres Fundament gebe ... Dieſen Zweck 
nachdrücklichſt zu fördern, iſt ſie dazu übergegangen, bei der Auf⸗ 
nahme eines Innungsmitgliedes dieſes über die Statuten hinaus 
vertraglich zu dem Eisbezug durch die Frankfurter Eisbeſchaffungs⸗ 
geſellſchaft zu verpflichten. 

Dieſer ... Zweck iſt nicht unerlaubt. Denn an ſich iſt kraft der 
allgemeinen Gewerbefreiheit jeder Wettbewerb erlaubt, der die För⸗ 
derung gewerblicher Ziele verfolgt, mag er für den Mitbewerber 
noch ſo unbequem, ja ſogar verhäugnisvoll werden (Roſenthal, 
6. Aufl. S. 2; RG.: JW. 1926, 1983). Die Antragsgegnerin unter⸗ 
ſtützt den Wettbewerb der Eisbeſchaffungsgeſellſchaft in ihrem eigenen 
wirtſchaftlichen Intereſſe, ſo daß aus dieſem Zweck, der ihrem Vor⸗ 
gehen zugrunde liegt, ein Verſtoß gegen die guten Sitten nicht zu 
eninehmen iſt. 

Ein ſolcher könnte nur in dem Mittel (Boykott) gefunden wer⸗ 
den ... Auch bei der Verfolgung an ſich erlaubter Zwecke muß bei 
den Kämpfen, die der gewerbliche Wettbewerb mit ſich bringt, die 
Einhaltung von Schranken in der Weiſe verlangt werden, daß als 
unzuläſſig ... anzuſehen iſt ..., auch ſolche, den Gegner ſchädigende 
Maßnahmen, die nach den allgemein beſtehenden Sittenanſchauungen 

. als unbillig oder ungerecht erſcheinen ... Die Anwendung des 
§ 826 BGB. würde aus dieſem Geſichtspunkte nur dann gegeben 
jein, wenn die fragliche Maßregel geeignet wäre, die wirtſchaftliche 
Exiſtenz der Antragſtellerin völlig oder nahezu völlig zu untergraben, 
oder wenn ſie zu derjenigen Handlungsweiſe der Antragſtellerin, die 
der Antragsgegnerin zu ihrem Vorgehen Veranlaſſung gab, in keinem 
billigen Verhältnis ſteht, ſo daß ſie ſich als eine Maßnahme der 
Willkür und Gehäſſigkeit darſtellt. 

Hiervon kann aber im vorliegenden Falle nicht die Rede ſein. 
Die in dem Rundſchreiben enthaltene Aufforderung zur Sperre der 
Antragftellerin richtet ſich lediglich an die Mitglieder der Fleiſcher⸗ 
innung ... der Umfang, in dem der Betrieb der Antragſtellerin 
betroffen wird, wenn ſie ihre das Metzgergewerbe ausübenden Kun⸗ 
den, die, wie erwähnt, nur z. T. Mitglieder der Antragsgegnerin 
ſind — verliert, nur ein Viertel bis ein Drittel des Frankfurter 
Umſatzes. Die Gefahr einer Untergrabung der Antragſtellerin, deren 
im Verhandlungstermin erſchienene Geſchäftsführer trotz wieder⸗ 
holten Befragens nicht zu bewegen waren, ihren auch andere Orte 
umfaſſenden Geſamtumſatz anzugeben, iſt deshalb in keiner Weiſe 
glaubhaft gemacht. 

Das Verhalten der Antragsgegnerin kann auch nicht als eine 
Maßnahme der Willkür und Gehäſſigkeit angeſehen werden. In dem 
ſeit Jahren geführten Konkurrenzkampfe ſtellt es ſich als Wahrung 
eigener wirtſchaftlicher Intereſſen dar, um der mit ihr wirtſchaftlich 
zuſammenhängenden Eisbeſchaffungsgeſellſchaft die Kundſchaft und da⸗ 
mit den Verdienſt zu erhalten. 

Bedenken könnten ſich hinſichtlich des fraglichen Mittels nur 
inſofern ergeben, als durch das Rundſchreiben ein Zwang auf die 
Fleiſcher ausgeübt wird, indem ſie für jeden einzelnen Zuwider⸗ 
handlungsfall mit 20 As Geldſtrafe bedroht werden. 

Dem ſteht aber entgegen, daß nach § 11 der Satzungen jedes 
Mitglied verpflichtet iſt, zur Förderung der gemeinſamen wirt⸗ 
ſchaftlichen Intereſſen nach Maßgabe des Statutes mitzuwirken, den 
Vorſchriften des letzteren, den Beſchlüſſen der Innungsverſammlung 
und Anordnungen, welche vom Vorſtand und den Ausſchüſſen der 
Innung innerhalb ihrer Zuſtändigkeit getroffen werden, Folge zu 
leiſten. Nach Abſ. 2 dieſer Beſtimmung werden Zuwiderhandlungen 
gegen die vorbezeichneten Vorſchriften, Beſchlüſſe und Anordnungen, 


ſant mit der von ihr getragenen Fer Handelsbank die F.er Eisbeſchaf⸗ 
fungsgeſellſchaft, um die Innungsmeiſter vom Preisdiktat Außen⸗ 
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ſoweit fie nicht beſonderen Strafvorſchriften unterliegen, vom 
Innungsvorſtande mit Ordnungsſtrafen, insbeſ. Geldſtrafen bis 
zu 20 RM geahndet. Die Strafbeſtimmung des Vorſtandes 
hält ſich ſomit im Rahmen der ihm durch die Satzung ge⸗ 
gebenen Befugniſſe, die 8 92 Gemd. bei Verſtößen gegen ſtatu⸗ 
tariſche Vorſchriften ausdrücklich vorſieht. Die Satzung der An⸗ 
tragsgegnerin enthält allerdings keine Vorſchrift, welche unmittel⸗ 
bar das mit Strafe angedrohte Verhalten der Innungsmitglieder 
verbietet. Eine ſtatutariſche Vorſchrift iſt aber auch dann gegeben, 
wenn das Statut dieſe deckt und unmittelbar zu ſeiner eigenen 
macht. Nach 8 2 des Statuts gehört zur Aufgabe der Innung u. a. 
die Förderung und die Pflege der gemeinſamen gewerblichen Inter⸗ 
eſſen ihrer Mitglieder. Es iſt ohne weiteres klar, daß der gemein⸗ 
ſame Eisbezug der Innungsmitglieder bei der wirtſchaftlich mit 
ihr zuſammenhängenden Eisbeſchaffungsgeſellſchaft geeignet iſt, die 
gemeinſamen gewerblichen Intereſſen der Innungsmitglieder zu for⸗ 
dern. Der Innungsbeſchluß, den Eisbezug bei der Antragſtellerin 
mit Ordnungsſtrafen zu verfolgen, ſtellt alſo eine ſtatutariſche Vor⸗ 
ſchrift dar. Den Vorſchriften des Statuts ſind die Mitglieder der 
Innung unterworfen. Es ſteht ihnen aber frei, gegen den Strafe 
androhenden Beſchluß die ihnen nach der Satzung zuſtehenden Be⸗ 
helfe geltend zu machen oder aus der Innung auszuſcheiden. An⸗ 
ſcheinend haben die Innungsmitglieder dieſe Maßnahme ſelbſt nicht 
als unzuläſſigen Zwang empfunden. Die Autragſtellerin hat in dieſer 
Richtung jedenfalls nichts dargetan. In der Strafandrohung iſt des⸗ 
halb bei der weiten Faſſung der Aufgaben der Innung eine die 
zuläſſigen Grenzen überſchreitende Abwehrhandlung nicht gegeben 
(vgl. auch Roſenthal a. a. O. zu § 1 Note 30). 
5 Auch in der in dem Rundſchreiben enthaltenen Aufforderung, 
innerhalb des Kundenhreiſes für die Eisbeſchaffungsgeſellſchaft zu 
werben, iſt ein Verſtoß gegen 8 1 UWG. nicht erkennbar . Die 
Aufforderung zur Werbung hält ſich durchaus innerhalb der Grenzen 
eines redlichen Geſchäftsverkehrs, ſo daß der in dieſer Richtung be⸗ 
gehrte Unterlaſſungsanſpruch unbegründet iſt. 

Auch eine Verletzung des Grundſatzes der Gewerbefreiheit ge⸗ 
mäß 8 1 GewO. iſt nicht gegeben. 

(OLG. Frankfurt a. M., 1 U 166/27, 6.) 


Braunſchweig. b) Strafſachen. 


4. 88 120, 127, 1391, 142 Gew.; 8 117 86G. und 
Statut über die Fortbildungsſchule der Stadt Braun⸗ 
ſchweig. Zurückhaltung des Schulpflichtigen vom Schul⸗ 
beſuche ſeitens des Arbeitgebers durch Scheinvertrag über 
das PDienſtverhältnis. 7) 

Der Angekl., der als Friſeurmeiſter in B. ſein Gewerbe be⸗ 
treibt, beſchäftigte als Gehilfin die Friſeuſe A. M., die in R. wohnte 
und täglich mit dem Fahrrade nach B., nach dem Geſchäfte des 


ſtehender unabhängig zu machen, Stetigkeit der Belieferung und 
Güte des Erzeugniſſes zu gewährleiſten und damit zur wirtſchaftlichen 
Förderung des Gewerbes beizutragen. Ein Rundſchreiben, in dem 
en Innungsmeiſtern unter Androhung einer Ordnungsſtrafe im 
Falle der Zuwiderhandlung der Bezug allein von dem Nebenbetrieb 
der Innung geboten wurde, faßte die ſeitherige Hauptlieferantin 
(Eiswerke GmbH.) als „Kampfanſage“ und „Aufforderung zunt 
wirtſchaftlichen Boykott unter Verwendung unlauterer Mittel“ auf 
und ſtellte Klage. 

2. Gegen das Urteil habe ich bereits anderwärts Stellung ge⸗ 
nommen. Meine Darlegungen gipfelten in folgenden Sätzen. 

Das OLG. hat den ganzen Vorgang, wie man ſieht, lediglich 
unter dem Geſichtspunkt des bürgerlichen Rechts und des unlauteren 
Wettbewerbs geprüft. Unter dieſen Geſichtspunkten wird man gegen 
die getroffene Entſch. auch kaum etwas Stichhaltiges geltend machen 

önnen. Aber es ſcheint unterlaſſen zu haben — anſcheinend, auch 
ohne daß von ſeiten der Kl. eine entſprechende Anregung erfolgte —, 
den Tatbeſtand auch unter dem Geſichtspunkt der Kart VO. zu prüfen. 

Wenn einem Mitglied einer Innung tatſächlich die Verpflich⸗ 
tung auferlegt werden kann, lediglich von Lieferanten zu beziehen, 
welche die Innung protegiert, ganz gleichgültig, ob dies Neben⸗ 
betriebe der Innung ſind oder nicht, ſo betätigt ſich die Innung 
zweifellos als Kartell, und es müſſen für ſie die gleichen Vor⸗ 
ſchriften gelten, die ſonſt Kartelle hindern, ohne weiteres Sperren 
oder Boykotts zu verhängen. Im vorliegenden Fall wäre alſo ins⸗ 
be. auch der 8 9 Kart®. zu beachten geweſen, wonach Sperren oder 

achteile von ähnlicher Bedeutung (hier die Verhängung von Non⸗ 
ventionalſtrafen für jeden Fall der Zuwiderhandlung) ohne Ein⸗ 
willigung des Vorſitzenden des KartGGer. nicht verhängt werden dürfen. 
Dem kann nicht entgegengehalten werden, daß ſich im vorliegen⸗ 
en Fall die Sperre nicht gegen ein individuelles, beſtimmtes Unter⸗ 
nehmen, ſondern gegen alle Unternehmen mit Ausnahme des be⸗ 
günſtigtſten richte. Dieſem Umſtand hat auch bisher die Rſpr. des 
Kart Ger. keine entſcheidende Bedeutung beigemeſſen. 
RA. Dr. Rudolf Waſſermann, München. 


Angekl. fuhr. Nachdem der Angekl. die M. während ihrer Lehrzeit 
nicht zum Beſuche der ſtädtiſchen Fortbildungsſchule in B. angehalten 
hatte und deswegen beſtraft worden war, und nachdem der wöchent⸗ 
liche Schulbeſuch der fortbildungsſchulpflichtigen M. auf den Donners⸗ 
tag jeder Woche beſtimmt war, vereinbarte der Angehl. nach den 
Feſtſtellungen des Vorderrichters mit der M., im Einverſtändnis von 
deren Murter, ein Dienſtverhältnis mit täglicher Kündigung. Am 
Mittwoch jeder Woche kündigte er ihr, am Freitag ſtellte er ſie wieder 
ein, an jedem Montag meldete er ſie bei der Fortbildungsſchule an, 
an jedem Mittwoch ab. Bei der Innungskrankenkaſſe blieb die M. 
ununterbrochen angemeldet. So erreichte der Angel., daß er am 
Donnerstag jeder Woche, dem für den Fortbildungsſchulbeſuch der M. 
feſtgeſetzten Wochentage, zwar ihre Dienſte entbehrte, ihr aber auch 
keinen Lohn zu zahlen brauchte. 

Daraufhin iſt der Angekl. vom Vorderrichter wegen Uber⸗ 
tretung der 88 10 und 13 des Statuts der Stadt B., betr. die 
ſtädtiſche Fortbildungsſchule v. 19. Apeil 1919, i. Verb. m. der Beh. 
des Rates der Stadt beftraft. Seine Rev. ift unbegründet. 

Das Statut der Stadt über die ſtädtiſche Fortbildungsſchule 
gründet ſich auf die 88 120, 142 GewO. und das braunſchw. Landes⸗ 
geſetz v. 14. Dez. 1908 (GuV S. Nr. 84). 

Nach den 88 127, 1391 GewdD. iſt der Lehrherr gegenüber den 
Lehrlingen, der Geſchäftsinhaber in Handelsgewerben gegenüber den 
Gehilfen und Lehrlingen verpflichtet, ſie zum Beſuche der Fort⸗ 
bildungsſchule anzuhalten und den Schulbeſuch zu überwachen. 

Demgegenüber find nach 8 120 GewO. die Gewerbeunternehmer 
nur verpflichtet, ihren Arbeitern unter 18 Jahren die zum Beſuch 
einer Fortbildungsſchule erforderliche Zeit zu gewähren. In dieſer 
letzteren Beſtimmung wird dem Arbeitgeber alſo nicht ein poſitives 
Tun — Auhalten und Überwachen —, ſondern nur ein Unterlaſſen 
der Verhinderung, das Gewähren der erforderlichen Zeit, geboten. An 
die letztere Beſtimmung lehnt ſich der Wortlaut des 810 des ſtädt. 
Statuts an, der ein Zurückhalten des Schulpflichtigen vom Schul⸗ 


beſuche ſeitens der Arbeitgeber verbietet. 


Die Rev. rügt nun, daß ein Zurückhalten ſeitens des Angekl. 
nicht erfolgt ſei. Der Angekl. hat indeſſen nach den Feſtſtellungen 
des AG. mit ſeiner Gehilfin einen Scheinvertrag über das Dienſt⸗ 
verhältnis (8 117 Abſ. 2 BGB.) abgeſchloſſen. Vereinbart wurde die 
Fortſetzung des dauernden Dienſtverhältniſſes, das aber verdeckt wurde 
durch eine Reihenfolge täglich kündbarer und am Mittwoch jeder 
Woche gekündigter Einzeldienſtverhältniſſe. Scheinbar beſtand danach 
am Donnerstag jeder Woche kein Dienſtverhältnis und damit auch 
keine Fortbildungsſchulpflicht für die M. Durch dieſe im eigenen 
Intereſſe, nämlich dem der Lohnerſparnis, getroffenen Anordnung hat 
der Angekl. den Schein eines Fortfalls der Fortbildungsſchulpflicht 
der M. hervorgerufen, was einem Zurückhalten der M. vom Schul⸗ 
beſuche gleichkommt. Der Vorſatz des Angehl., die Abſicht der Geſetz⸗ 
umgehung, iſt vom AG. feſtgeſtellt und liegt auch auf der Hand. 
Zweck des Angekl. war die Lohnerſparnis. Er war ſich auch bewußt, 


Zu 4. Wenn man auch das Verhalten des Arbeitgebers gewiß 
nicht wird billigen können, fo ſcheint mir doch das Urteil nicht richtig 
zu ſein. Es läuft darauf hinaus, daß es verboten ſei, ein Dienſt⸗ 
verhältnis mit täglicher Kündigung abzuschließen, und daß ein ſolcher 
Abſchluß eine Umgehung des Geſetzes bedeutet. Davon kann gar 
keine Rede ſein. Welche Motive den Arbeitgeber und den Arbeit⸗ 
nehmer beſtimmt haben, ein ſolches Dienſtverhältnis ſtatt eines ſolchen 
mit längerer vereinbarter oder mit geſetzlicher Kündigungsfriſt ein⸗ 
zugehen, iſt durchaus Sache der Parteien. Das Urteil iſt auch wider⸗ 
ſpruchsvoll. Denn es behauptet, daß der Angekl. ein dauerndes 
Dienſtverhältnis vereinbart hat, es aber durch eine Reihenfolge täglich 
Ründbarer und am Mittwoch jeder Woche gekündigter Einzeldienſt⸗ 
verhältniſſe verdeckt, auf der anderen Seite aber behauptet das Urteil, 
daß der Arbeitgeber zwar die Dienſte der Arbeitnehmerin am Donners⸗ 
tag entbehrte, ihr aber auch keinen Lohn zu zahlen brauchte, und 
ferner, daß die Anordnung, daß am Donnerstag jeder Woche kein 
Dienſtverhältnis beſtehen ſolle, im eigenen Intereſſe, nämlich dem der 
Lohnerſparnis, vom Arbeitgeber erfolgt ſei. Dazu iſt er aber unter 
allen Umſtänden berechtigt. Entweder war ein dauerndes Arbeits⸗ 
verhältnis vorhanden und dann wäre der Arbeitgeber auch zur Zah⸗ 
lung des Lohnes am Donnerstag verpflichtet geweſen; nur dann 
könnte man behaupten, daß das Ausſetzen der Arbeit am Donnerstag 
zum Schein geſchehen ſei; oder aber der Arbeitgeber hat in Wirklich⸗ 
keit einen Vertrag auf tägliche Kündigung geſchloſſen und ihn auch 
eingehalten, insbej. am Donnerstag ſowohl die Dieufte entbehrt als 
auch keinen Lohn gezahlt, dann kann man aber auch nicht von einem 
Scheinvertrage reden. Liegt kein dauernder Vertrag vor, hat insbeſ. 
am Donnerstag kein Arbeitsverhältnis beſtanden, jo kann auch 8120 
GewO. nicht angewendet werden, zumal es nicht ein poſitives Tun, 
ſondern nur ein Unterlaſſen der Verhinderung, nämlich das Ge⸗ 
währen der erforderlichen Zeit für die Fortbildungsſchule, gebietet. 

Die Stadt hätte es ermöglichen müſſen, daß die Angeſtellte an 
demjenigen Tage der Woche, an dem fie unbeſtrittenermaßen Arbeits⸗ 
leiſtungen bei dem Arbeitgeber vollbrachte, zum Fortbildungsſchul⸗ 
unterricht herangezogen werde. 

Prof. Dr. Fritz Stier-Somlo, Köln. 
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daß die M. unter Ausnutzung des Anſcheins, als ob fie am Donners⸗ 
tag jeder Woche ohne Dienſtverhältnis wäre, der Fortbildungsſchule 
fernbleiben würde, und dieſen als möglich, ja wahrſcheinlich erkannten 
Erfolg nahm der Angekl. in ſeinen Willen auf. Er war ſich alſo 
bewußt, daß ſeine, die wirklichen Dienſtbeziehungen zwiſchen ihm und 
der M. verdeckende Vertragsgeſtaltung zum Fernbleiben der M. aus 
der Fortbildungsſchule führen würden und billigte dieſen Erfolg. 
Dieſe Feſtſtellungen des AG. reichen hin, ſowohl die Urſächlichkeit 
des Tuns des Angelil. für das Fernbleiben der M. aus der Fort⸗ 
bildungsſchule, als auch das vorſätzliche Handeln des Angekl. als 
gegeben zu erachten. 

(OLG. Braunſchweig, StS., Urt. v. 22. März 1928, 11 P 832/27.) 

Mitgeteilt von AGR. Lachmund, Braunſchweig. 


* 
Dresden. 

5. 8 1 Ziff. 2 Stellen verm. v. 2. Juni 1910; $ 56 
Arb NachwG. v. 22. Juli 1922; 8 253 ArbVerm ArbLoſ VG. v. 
16. Juli 1927. Wer im Rahmen des Handelsſchulbetriebs 
durch Liſtenauslegen Gelegenheit zur Erlangung einer 
Stelle gibt, ohne dabei geſchäftliche Intereſſen zu ver⸗ 
folgen, handelt nicht gewerbsmäßig i. S. 8 1 Ziff. 2 Stellen- 
vermG. Er kann aber wegen widerrechtlichen Unterhaltens 
eines nicht gewerbsmäßigen Arbeitsnachweiſes oder einer 
nicht gewerbsmäßigen Einrichtung zur Arbeitsvermittlung 
ſtrafbar fein. 5) 

Es braucht nicht erörtert zu werden, ob der Angehl. 
den Tatbeſtand des §1 Ziff. 2 StelBermb. inſoſern erfüllt hat, 
als er Gelegenheit zur Erlangung einer Stelle nachgewieſen und ſich 
zu dieſem Zwecke mit Arbeitgebern oder Arbeitnehmern in beſondere 
Beziehungen geſetzt hat. Denn zum Begriffe des Stellenvermittlers 
i. S. von § 1 a. a. O. iſt erforderlich, daß dieſe Tätigkeit gewerbs⸗ 
mäßig ausgeübt worden iſt. Das iſt aber nach den Feſtſtellungen 
nicht der Fall. 


Der Begriff der Gewerbsmäßigkeit i. S. von 81 Stell VermG. 
iſt nicht anders zu verſtehen, als es ſonſt im Strafrecht (ſ. z. B. 
88 260, 294 StGB.) geſchieht. Der Wille des Täters muß hier⸗ 
nach dahingehen, durch Wiederholung der in Frage kommenden 
Handlung eine fortgeſetzte auf Gewinn gerichtete Tätigkeit auszuüben. 
Die Anſicht des Vorderrichters, daß es auf das ſubjektive Mo⸗ 
tiv, das den Angekl. zum Liſtenauslegen veranlaſſe, für den Begriff 
der Gewerbsmäßigkeit nicht ankomme, iſt deshalb rechtsirrig 


Der dem Urt. des OLG. Dresden v. 16. Mai 1907 (Annalen 28, 
343), auf das ſich der Vorderrichter bezogen Hat, zugrunde liegende 
Fall iſt anders geartet als der hier in Frage kommende. In jenem 
Falle hat der Angekl. nach der Beweisannahme des LG. im Inter⸗ 
eſſe ſeiner Anſtalt gehandelt. Im Anſchluſſe hieran iſt in dem 
gen. Urt. ausgeführt, daß dem Handeln des Angekl. im Intereſſe 
ſeiner Anſtalt annehmbar kein anderes Intereſſe innegewohnt hat, als 
bas, ihren Beſuch zu erhöhen, womit zugleich ſeine Einkünfte 
wachſen mußten. Der vom Vorderrichter im angefochtenen Urt. an⸗ 
geführte Satz iſt dann zur Begründung dafür gegeben, daß auch das 
Beſtreben, mittelbar einen Gewinn zu machen, den Begriff der 
Gewerbsmäßigkeit erfüllen Rönne. In dieſem Zuſammenhange iſt 
der vom Vorderrichter zitierte Satz nicht in dem von ihm gedeuteten 
Sinne zu werten. Die in Frage kommende Handlung des Liſten⸗ 
auslegens iſt nach dem oben Geſagten nur dann als gewerbsmäßig 
erfolgt anzuſehen, wenn der Wille des Angekl. hierbei dahin gegangen 
iſt, durch fortgeſetztes Auslegen der Liſten Gewinn zu erzielen. Hat 
der Angekl., wie der Vorderrichter als unwiderlegt angenommen 
hat, die Liſte nicht im geſchäftlichen Intereſſe ausgelegt, ſo kann das 
Liſtenauslegen nicht allein ſchon um deswillen als gewerbsmäßig 
angeſehen werden, weil es innerhalb des Rahmens des Handelsſchul⸗ 
betriebs geſchehen iſt, wenn dieſer auch ein gewerbsmäßiges Unter⸗ 
nehmen darſtellt. 


Zu 5. Der Entſch. trete ich bei. Der Begriff der Gewerbs⸗ 
mäßigkeit erfordert, daß der Wille des Täters auf Erzielung eines 
Gewinnes gerichtet iſt, und zwar entweder eines unmittel⸗ 
baren oder mittelbaren Gewinnes. Daher iſt Gewerbsmäßigkeit 
ausgeſchloſſen, wenn der Wille des Täters ausſchließlich darauf ge⸗ 
richtet iſt, aus Menſchenfreundlichkeit im Intereſſe der Stellenloſen 
zu handeln. 

Die Entf. lehrt aber auch, daß eine ſolche Hilfeleiftung von Fach⸗ 
ſchulen und ähnlichen Anſtalten rechtlich nicht ſo ganz ungefährlich 
iſt. Wenn auch Gewerbsmäßigkeit nicht vorliegt, ſo kann doch eine 
ſtrafbare Handlung dann ſchon in Frage kommen, wenn die Schul⸗ 
leitung widerrechtlich eine nicht gewerbsmäßige Einrichtung zur 
Arbeitsvermittlung „unterhält, leitet oder Arbeitsver- 
mittlung ausübt“ (8253 des Gef. über Arbeitsvermittlung und 
Arbeitsloſenverſicherung v. 16. Juli 1927). Widerrechtlichkeit iſt 
namentlich dann anzunehmen, wenn ein Verſtoß gegen § 49 Abſ. 3, 
88 50, 51 dieſesungsvertrag des Notariats W. v. 19. Jan. 1926 
hat Joh. Fr. den Nachlaß ſeines Vaters, darunter das Anweſen 


laſſung des Einſpruchs im Anmeldungsverfahren nur die Wirkung 
hat, daß endgültig feſtgeſtellt wird, daß die Vorausſetzungen der 
§d 14 oder 15 des Geſ. gegeben ſind. Darüber hinaus kann die 
Unterlaſſung des Einſpruchs für den Eigentümer ſchädliche Folgen 
nicht haben; ſowenig ſie nach der ſtändigen kammergerichtl. Rſpr. 
die Berufung auf 5 20 entzieht, ſowenig kann fie für jemanden den 
Verluſt der Rechte zur Folge haben, die er durch ein rechts⸗ 
kräftiges Ausſchlußurteil erlangt. 
IR. Dr. Lemberg, Breslau. 


Zu 2. Die der herrſchenden Anſicht entſprechende Entſch. iſt 
zutreffend. Außer den in der Entſch. Angeführten vertritt Roth: 
Surf. 1927, 171 ff. die Meinung, 86 Abſ. 2 AufwGh, beziehe ſich auch 
auf den Fall des Eigentumswechſels. Er führt aus, 8 6 Abf. 2 
AufwG. ſtimme im weſentlichen mit §8 892 Abſ. 1 BGB. überein. Da 
auch 8 892 Abſ. 1 BGB. nicht ausdrücklich von dem Eigentum 
(lediglich von Rechten am Grundſtück) ſpreche, müſſe auch unter den 
in 8 6 Abſ. 2 Aufw®. erwähnten Rechten das Eigentum mitverſtanden 
werden. Gegen dieſe Beweisführung ſpricht überzeugend die in dem 
Beſchl. erwähnte Tatſache, daß in 8 6 Abſ. 2 AufwGG. von dem 
Rangverhältnis zwiſchen den verſchiedenen Rechten die Rede iſt (vgl. 
auch Mügel, 5. Aufl. S. 464; Oppenberg: Jur. 1927, 370). 
Die Tatſache, daß Rademacher und Philipp, beide Mitglieder 
des RT Ausſchuſſes, die entgegengeſetzte Anſicht vertreten, zeigt aller⸗ 
dings, daß man ſich innerhalb des Ausſchuſſes über die Bedeutung 
der Vorſchrift nicht klar war. 

RA. Dr. Carl Neukirch, Frankfurt a. M. 
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Haus Nr. 5 in A., übernommen und feinen Geſchwiſtern für ihre 
Elterngutsforderungen Hypothek und ſeiner Stiefmutter für ihr 
Wohnungsrecht und Leibgeding eine Dienſtbarkeit und eine Real⸗ 
laſt beſtellt. Im Erbteilungsvertrage iſt beſtimmt, daß die Witwe 
Anna Fr., falls Joh. Fr. von dem übernommenen Anweſen mit 
Gebäulichkeiten nicht bebaute Grundſtücke wegveräußern ſollte, 
ſchon jetzt für alle ſolche Wegveräußerungsverträge ſoviel Grund⸗ 
ſtücke und Teilflächen von Grundſtücken hinſichtlich des für ſie 
ausbedungenen Leibgedings frei gibt, daß die Summe aller frei⸗ 
gegebenen Objekte niemals vierzig Tagwerk überſteigen darf, 
und daß ſie unter dieſer Bedingung bei Wegveräußerungen die 
laſtenfreie Abſchreibung der veräußerten Objekte vom bisherigen 
Grundbuchblatte bewilligt. Die fünf Geſchwiſter des Übernehmers 
Joh. Fr. haben im Erbteilungsvertrag eine entſprechend gleich⸗ 
lautende Erklärung abgegeben, jedoch mit dem Abmaße, daß ſie 
ihrerſeits eine Enthaftung auf einen Geſamtbetrag von dreißig 
Tagwerk einſchränken. 

Mit notariellem Kaufvertrag v. 6. Febr. 1926 veräußerte 
Joh. Fr. ſein mit verſchiedenen Hypotheken belaſtetes Grund⸗ 
ſtück Pl. Nr. 1010; die Auflaſſung iſt in der Urkunde erklärt. 

Zum Nachweiſe der notwendigen Enthaftungserklärung ſeitens 
der Anna Fr. und der fünf Geſchwiſter des Veräußerers nahm 
der Vertrag auf die oben erwähnten Beſtimmungen des Erb⸗ 
teilungsvertrags v. 19. Jan. 1926 Bezug. 

Unterm 4. Mai 1926 erließ das Grundbuchamt eine Zwiſchen⸗ 
verfügung, daß eine ausreichende Pfandfreigabeerklärung der vor⸗ 
genannten Gläubiger nicht vorliege und zur Hebung dieſes Hin⸗ 
derniſſes eine Friſt von zwei Wochen beſtimmt werde ($ 18 
Abſ. 1 GB.). 

Gegen dieſen Entſcheid hat Joh. Fr. erfolglos Beſchwerde 
und weitere Beſchwerde eingelegt. 

Es muß davon ausgegangen werden, daß eine allgemein 
gehaltene Enthaftungserklärung, wie hier in Frage, ſich mit dem 
Grundſatze der Beſtimmtheit (Spezialitätsprinzip) im Rahmen des 
Grundbuchrechts und des Grundbuchverfahrens nicht verträgt. § 28 
GBO. bezieht ſich zwar feiner Wortfaſſung nach auf unmittelbare 
Eintragungen von Rechten, aber der in ihm zum Ausdruck ge⸗ 
brachte Grundſatz der Beſtimmtheit muß auch auf Enthaftungs⸗ 
erklärungen entſprechend angewandt werden, die mit einer Ein⸗ 
tragungsbewilligung im Zuſammenhange ſtehen. Auch das Grund⸗ 
ſtück oder der Grundſtücksteil, der aus dem Pfandverband eut⸗ 
laſſen werden ſoll, muß daher i. S. des 8 28 GBO. be⸗ 
ſtimmt bezeichnet werden. Die Berückſichtigung und Nachprüfung 
derart allgemeiner und durch ein Höchſtmaß befchränkter Ent⸗ 
laſſungserklärungen würde auch dem Grundbuchamt eine Aufgabe 
zuweiſen, der dieſes gar nicht entſprechend nachkommen könnte und 
ſich damit ſchwerer Haftung unter Umſtänden ausſetzen würde; 
denn das Grundbuchamt kann bei Vorlage eines Veräußerungs⸗ 
vertrags mit Auflaſſungserklärung nicht wiſſen, ob nicht frühere 
Veräußerungsverträge vorhanden find, die noch nicht zum grund⸗ 
buchamtlichen Vollzug vorgelegt wurden; außerdem kommt in 
Betracht, daß ja die Beteiligten durch einfachen Vertrag frühere 
Abmachungen über die Pfandfreigabe von Grundſtücken jederzeit 
ändern könnten, wobei es fraglich iſt, ob ſolche Anderungen auch 
rechtzeitig zur Kenntnis des Grundbuchamts gebracht würden. 

(BayObsG., Beſchl. v. 17. Juli 1926, Reg. III 57/26.) 
Mitgeteilt von RA. Dr. Friedrich Goldſchmit II, München. 


Zu 1. I. Zu der vom KG. unter I behandelten Frage, ob 
das ME A. zu einer ſachlichen Entſch. ohne Rückſicht 
auf deren rechtliche Erheblichkeit verpflichtet iſt, 
habe ich mich bereits in JW. 1926, 2457 Anm. in einem dem KG. 
im weſentlichen zuſtimmenden Sinne geäußert. Hertel (Gejehliche 
Miete u. Hauszinsſteuer, 1927, II. Teil S. 252 ff.) hat neuerdings 
feine gegenteilige Anſicht (vgl. feine Anm. zu den KGeEntſch. Nr. 70, 
100, 213, 318, 321, Abdruck bei Hertel, Mieterſchutz Bd. III u. IV) 
nochmals eingehend begründet. Auch ſonſt haben die Ausführungen 
des KG. beachtlichen Widerſpruch gefunden (vgl. Auerbach: Bl. f. R. 
25, 42; Stern: JW. 1926, 1003 Anm.; Brumby: EA. 444). Ich 
muß geſtehen, daß die gut begründeten Darlegungen von Hertel, 
Stern und Auerbach nicht ohne Eindruck auf mich geblieben 
ſind, und ich fühle mich zu einer teilweiſen Reviſion meines auch in 
meinem Lehrbuch (Mietrecht, 1926, S. 221) vertretenen Standpunkts 
veranlaßt. Ich trete nunmehr Hertel darin bei, daß es nicht ge⸗ 
rechtfertigt iſt, das MEA. auch zu ſolchen Entſch. zu veranlaſſen, 
deren Überflüſſigkeit auf der Hand liegt. Selbſtverſtändlich aber — 
und das wird zweifellos auch der Auffaſſung von Hertel ent⸗ 
ſprechen — darf das MEA. in der Ablehnung einer Entſch. nicht 
mehr beharren, wenn das ordentliche Gericht in der Streitfrage des 
bürgerlichen Rechts zu einer anderen Rechtsauffaſſung als das MEA. 
gekommen iſt, weil dies einer Rechtsſchutzverweigerung gleichkommen 
würde. Es iſt richtig, wie Hertel ausführt, daß die Fälle, in denen 


Rechtſprechung 


[Juriſtiſche Wochenſchrift 


Rechts entſcheide in Miet- und Pachtſachen. 


Berichtet von Kammergerichtsräten Dahmann u. Dr. Gün th 
Verlin. 


1. 88 1 Abſ. 2, 2, 12 RMietc c. Au der Verpflichtung 
des Mieteinigungsamtes und der Beſchwerdeſtelle zu 
Entſcheidung über die Höhe der geſetzlichen Miete iſt durch 
die Pro. über die Lockerung der Wohnungszwangswirt⸗ 
ſchaft v. 11. Nov. 1926 nichts geändert worden. Das Mien 
einigungsamt iſt zur Entſcheidung des Streites zwiſch 
Vermieter und Mieter über die Höhe des Anteils be 
Mieters an den Koſten der Sammelheizung zuſtänd 
Soweit Koſten der Sammelheizung, z. B. Nachtheizung 5 
Geſchäftsräumen, nur bei einzelnen Rauminhabern en 
ſtehen, haben nur dieſe fie zu tragen. ) 

I. Der Senat hat in ſtändiger Rechtſpr. den Grundſatz ig 
treten, daß das MEN. ſich der Entſch. über ſolche Streitigkeitel 
des bürgerlichen Rechts zu enthalten hat, die bindend doch nur ve 
ordentlichen Gericht entſchieden werden können. Dies gilt auch fu 
die Frage, ob die geſetzliche Miete für das ſtreitige Mietverhälttil 
überhaupt in Geltung ijt, da nur die Frage, wie die geſetzliche * 
zu berechnen iſt, vom MEN. abſchließend zu entſcheiden iſt. Da — 
der Streit, ob die geſetzliche Miete überhaupt gilt, keinen wi 
bietet, daß das MEA. die Entf. ablehne, wird die Grenze zwiſche 
der Tätigkeit des MEW. und des ordentlichen Gerichts richtig u 
zwechmäßig dadurch gezogen, daß das MEA. hinſichtlich der Frage 
nach der Geltung der geſetzlichen Miete den Sachvortrag des ute 
ſtellers, und wenn dieſer rechtlich verſchieden beurteilt wird, = 
Rechtsauffaſſung des Antragſtellers zugrunde zu legen hat. Daß etwa 
das MEN. und die Beſchwerdeſtelle ihre Tätigkeit in all den auf 
dem RM. beruhenden Streitigkeiten, die ſich auf Räume beziehen, 
auf die die Preuß. LockerungsVO. v. 11. Nov. 1926 Anwendung 
findet, einſtellen ſollte, ift der VO. nicht zu entnehmen. Auch 0 
ſolchen Räumen hat daher das MEA. und die Beſchwerdeſtelle 2 
nach dem Inkrafttreten der VO. v. 11. Nov. 1926 Streitigkeile 
über die Höhe der geſetzlichen Miete zu entſcheiden. 

II. Die Koſten der Sammelheizung bilden einen Teil der geh” 
lichen Miete, da dieſe nicht nur aus den Hundertſätzen der Friede 1 
miete, ſondern auch aus den Umlagen und den Koſten von Sonder 
leiſtungen beſteht, ebenſo für Lohnumlagen. Es iſt daher auch ber 
Streit zwiſchen Vermieter und Mieter über die Höhe des Anteils de 4 
Mieters an den Koſten der Sammelheizung ein Streit über bie geſeß 
liche Miete und nach $ 1 Abſ. 2 des AMG. das MEA. zur Entſch. 
dieſes Streites zuſtändig. 2 

III. Da das MEN. zur Entſch. dieſes Streites zuſtändig i 
hat es auch zu entſcheiden, ob die Koſten, die in Streit find, 1P 
ſind, die bei allen Rauminhabern entſtehen, die alſo der Mieter 2 
anteilig zu tragen hat, oder die nur bei einem Teil der Rauminh 55 = 
entſtehen, die alſo nur dieſe Rauminhaber treffen. Die Koſten. 
Sammelheizung find Koſten einer Nebenleiſtung des Vermieters 11 
des 8 2 Abſ. 1 Satz 3 NAME. und des 8 3 Vo. über die Mietzin 
bildung in Preußen. Soweit derartige Nebenleiſtungen nur bei ei 
zelnen Mietern entſtehen, haben nur dieſe fie zu tragen ($ 12 Abs 
Satz 2 RM., 8 8 Abſ. 2 VO. über die Mietzinsbildung in Preuße 
§ 10 Sat 2 der Berliner Bekanntmachung über die Mietzinabilot 5 
v. 26. März / 26. Nov. 1926). Solche Sonderleiſtung kann auch 15 
Betrieb der Sammelheizung ſein. Vorausſetzung iſt nur, daß Ihe 
einen Rauminhaber in einer das normale Maß überſteigenden Wen, 
gewährt wird und eine Trennung der Sonderleiſtung von der Nor 


die Stellungnahme des MEA. unrichtig war, in Anbetracht der Rechte 
kundigkeit des Vorſitzenden viel feltener fein werden als Fälle u. ge 
gekehrter Art, wenn das MEA. mit der nötigen Vorſicht zu 
geht. Als Richtſchnur für die Entf. des MEN, ob es eine ſein 
Anſicht nach rechtlich überflüſſige Sachentſcheidung ablehnen oder ME 
feiner rechtlichen Bedenken darauf eingehen ſoll, iſt mit Here mal 
Zweckmäßigkeit ſeines Verhaltens zu bezeichnen, „wobei ein ter 
zu berückſichtigen ift, ob die Bedeutungsloſigkeit der Entſch. in ma 
rieller Hinſicht offen zutage liegt, ſodann aber auch, ob die von be⸗ 
Mel. begehrte ſachliche Entſch. keine weiteren Schwierigkeiten 2 
reitet oder eine umfangreiche, koſtſpielige Beweiserhebung erforbe .: 
Insbeſ. der letztere Geſichtspunkt iſt mit Nachdruck zu betone ws 
Ergibt ſich das für die Beurteilung der materiellen Vorfrage ag 
wendige Tatſachenmaterial nicht klar und unbeſtritten aus den =: 
vorträgen der Parteien, jo hat das MEA. eine Baweiserheb enz 
nicht ganz einfacher Art iſt und im Termin nicht ſofort zu er]? * 
vermag, zu unterlaſſen, weil die reſtloſe Aufklärung des Tatbeſta⸗ ie 
Sache des bindend entſcheidenden ordentlichen Gerichts iſt e 
Parteien durch die doppelte Beweisaufnahme unnötig belaſtet mit den 
die Entſch. des MEA. auch in einer ſeinen Aufgaben widerſpreche mit 
Weiſe verzögert werden würde. Dagegen vermag ich mich m. Fallen 
dem Vorſchlag zu befreunden, das MEN. möge in zweifelhaften e chen 
das Verfahren bis zur Eutſch. des ordentlichen Gerichts aus gi 
(vgl. Hertel a. a. O. S. 253 und die dort zitierten Mietre 


et, 
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waelung möglich iſt. Nachtheizung in Geſchäftshäuſern iſt im allge⸗ 
50 eine das Normale überſteigende Leiſtung. Erfolgt ſie nur im 
\ Sale eines Rauminhabers, fo haben die anderen Rauminhaber die 
hrkoſten dieſer Sonderleiſtung nicht zu tragen. 
Ach, 17. 8 S., Rechtsentſch. v. 21. Febr. 1927. 17 v 13/27.) LD. 
* 


Sen 2. 5 2 RM.; 8 44 ME5G. Iſt der Antrag auf 
4b ſtellung oder Feſtſetzung der Friedensmiete endgültig 
gewieſen worden, weil bereits eine endgültige Ent⸗ 
urwung über die Friedensmiete vorliege, ſo wird da⸗ 
ch die Wiederholung des Antrags nicht gehindert. }) 
Sen Es kann dahingeſtellt bleiben, ob auch in dem Verfahren auf 
a ſtellung oder Feſtſetzung der Hut. 8 44 MSchch. anzuwenden iſt 
Fall nicht, denn für die zu erörternde Frage ergibt ſich in beiden 
Hol en die gleiche Antwort. Der Mieter durfte ſeinen Antrag wieder⸗ 
Gas erſt recht iſt alſo der Antrag der damals nicht abgewieſenen 
genpartei zuläſſig. 
dus Iſt 8 44 anwenbbar, fo ſchließt er die Wiederholung des nur 
9 44 dem Grunde vorl. Rechtskraft abgelehnten Antrags nicht aus. 
gültt beſchränkt die Anbringung von Anträgen inſofern, als ein end⸗ 
Nen ig abgewieſener Antrag nicht mehr auf Tatſachen gegründet wer⸗ 
gen darf, die der Antragſteller in einem früheren Verfahren geltend 
lüftzacht oder geltend machen konnte. Der Antrag iſt alſo zu⸗ 
9 Wenn neue Tatſachen ihn ſtützen. Dieſe Vorſchrift kann nach 
alt im Inhalt nur gelten, wenn der frühere Antrag nach Sachprüfung, 
mur nicht nur aus formellen Gründen abgewieſen worden iſt, denn 
u in dem Falle haben die damals vorl. Tatſachen für die Entſch. 
bier Bedeutung gehabt oder doch haben können, und nur unter 
Prüft Vorausſetzung iſt es verſtändlich, daß das Geſeh eine erneute 
lde fung der gleichen Tatſachen durch 8 44 verhindert. Hat dagegen 
bas hen keine fachliche Prüfung und Entſch. ſtattgefunden, weil 
darf MEN. glaubte, fih mit dem Antrage gar nicht befaſſen zu 
künff⸗ ſo würde es unverſtändlich ſein, weshalb auch für eine 
tige fachliche Entſch. die damals vorgebrachten oder ſchuldhaft 
$ 4 erwähnten Tatſachen ausſcheiden ſollten. Dieſen Sinn kann 
Ba keinesfalls haben. Vielmehr ſteht er nach feinem Wortlaut 
welter) Mit dem KG. (17 J 142/25: Hertel, Mieterſchutz 
Bel 13, anch Nr. 154; ferner LG. Oldenburg: J. 1925, 2280) 
9 es nicht für angängig, daß „eine Schlichtungsſtelle den 
105 eien einen Zivilprozeß nur deshalb aufzwingt, weil ihre Entſch. 
glicherweiſe für die Parteien ohne Bedeutung bleibt“. 
auc ., Was die weitere Frage anlangt, ob das MEN. 
. dann zur Feſtſtellung oder Feſtſetzung der Frie⸗ 
A Amiete verpflichtet tft, wenn die betreffenden 
ume unſtreitig dem R MG. nicht unterſtehen, jo 
B. 2 ich hier auf einem anderen Standpunkt als Hertel (a. a. O. 
nano) bezüglich der Tragweite und des Sinns von 95 PrMiet⸗ 
Sa „ v. 17. April 1924. Ich kann nicht anerkennen, daß bie 
Megeit des MEA. in ſolchen Fällen, in denen die Entſch. des 
Tü A. auch nicht mittelbar für die Höhe der Friedensmiete in Alt⸗ 
ni c. n von Bedeutung iſt, eine völlig unnütze fei. Das MEN. iſt 
den „ur Entſcheidungs⸗, ſondern auch Schlichtungsſtelle. Es kann 
fie Parteien ſehr wohl daran gelegen fein, die Höhe der Miete, wie 
Abe Grund des RM. zu errechnen wäre, auch z. B. für reine 
au- oder Geſchäftsräume zu erfahren, um damit eine feſte Grund» 
Par für ihre Mietzinsvereinbarung zu erhalten. Man ſollte den 
rteien dieſe Möglichkeit nicht abſchneiden. Eine Partei wird doch 
a aum das MEN, in ſolchem Fall unnötig bemühen, wenn ein 
eines fertigtes Intereſſe dieſer Art bei ihr nicht vorliegt; die Gefahr 
nah Mißbrauchs des MEA. it alſo kaum gegeben. Fehlt aus⸗ 
f msweiſe jedes praktiſche Intereſſe an der Entſch. des MEA., fo 
17 5 ieſes die Berechtigung, eine Entſch. abzulehnen (ſo auch KG. 
7156/24: Hertel, Mieterſchutz Nr. 111). 
des II. Daß auch Zuſchläge, die nach der Ausdrucksweiſe 
re Geſetzes „getrennt von der geſetzlichen Miete zu be⸗ 
Möpnen find (812 RM.), Beſtandteil der geſetzlichen 
feſt ete find, und deshalb von dem MEAN. bindend feſtgeſtellt oder 
S. geist werden können, eutſpricht meiner ſchon früher (Mietrecht 
17 N23 geäußerten Anſicht und wird vom KG. auch in ſeiner Entſch. 
chef RR Hertel IV Nr. 330) feſtgehalten (ebenjo auch Hertel, 
aug che Miete, Bd. II S. 221). Dem KG. iſt ferner darin durch⸗ 
bing eizuſtimmen, daß die Mehrkoften einer über das normale Maß 
usgehenden Sonderleiſtung des Vermieters, ſoweit eine Trennung 
egen er Normalleiſtung möglich iſt, nur dem Mieter zur Laſt zu 
8 ſind, deſſen Bedürfaiſſe den Mehrverbrauch erfordern (fo auch 


Vertel a. a. O. S. 273). 
Prof. Dr. Ruth, Halle a. d. S. 


in. Zu 2. Im NE. v. 31. März 1926, 17 Y 13/26: JW. 1927, 587 
5 125 KG. davon ausgegangen, daß ſich „durch die Sonder⸗ 
N ung im RM G.“ eine Anwendung des § 44 MSchG. auf 
darauf nenten Friedens mietfeſtſtellungsantrag verbiete, wenn dieſer 

T geſtützt wird, daß ſich das Veſtehen eines Mietzinſes für die 
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und Zwecke der Wiederholung eines ohne Sachenkſch. abgewieſenen 
Antrags nicht entgegen. 

Gilt aber 544 MShS. für das Verfahren aus 8 2 RM. 
überhaupt nicht, ſo könnte die Wiederholung des Antrages nur 
in Frage geſtellt werden, weil die frühere Entſcheidung end⸗ 
gültig geworden iſt und die Rechtskraft nach allgemeinen Grund⸗ 
ſätzen einer Erneuerung des Verfahrens in gewiſſem Umfange ent⸗ 
gegenſteht. Indeſſen beſteht auch nach dieſer Erwägung kein Hinder⸗ 
nis im vorl. Falle. Zwiſchen den Beteiligten iſt die FM. überhaupt 
noch nicht feſtgeſtellt oder feſtgeſetzt worden. Die Entſch., die zwiſchen 
dem Vormieter und der Vermieterin ergangen war, hat für die 
jetzigen Parteien keine Bedeutung, weil der Mieter nicht in das Miek⸗ 
verhältnis des Vormieters als Rechtsnachfolger eingetreten iſt. Mit 
Unrecht hat das MEN. daher durch den Beſchl. v. 30. Nov. 1925 
den damaligen Antrag des Mieters abgewieſen. Da der Beſchl. aber 
endgültig geworden iſt, kann es auf ſeine Unrichtigkeit nicht an⸗ 
kommen. Jedoch hat er nicht die Bedeutung einer ſachlichen Wieder⸗ 
holung der Feſtſetzung von 1924, wie die Beſchwerdeſtelle meint. 
Da das MEN. überhaupt nicht in eine Prüfung der FM. eingetreten 
iſt, ſondern aus einem verfahrensrechtlichen Grunde abgewieſen hat, 
kann feiner Entſch. nicht die Bedeutung einer fachlichen Bemeſſung 
der FM. beikommen. Sie iſt keine Beſtätigung der Richtigkeit einer 
älteren Entſch. über die FM. Nur wenn ſie dieſe Bedeutung hätte, 
würde ihre Rechtskraft unter den jetzigen Parteien den Antrag auf 
Feſtſtellung oder Feſtſetzung der FTM. ausſchließen. Da ihm Sinn und 
Wirkung einer Sachentſch. aber nicht zukommt, hat der Beſchl. 
des MEN. v. 30. Nov. 1925 nichts daran geändert, daß zwiſchen 
den Parteien über die FM. bisher nicht entſchieden worden iſt. Dann 
aber ſteht dem Antrage der Vermieterin nichts im Wege. 

(c., 17. 35, RE v. 25. Juni 1927, 17 L 47/7.) D.] 


* 

3. Hat das MEN. die Erteilung der in $2 VD. über 
ein Schiedsverfahren vor dem MEN. v. 28. März 1927 vor⸗ 
geſehenen Beſcheinigung abgelehnt, fo iſt dagegen die 
Rechts beſchwerde zuläſſig. 7) 

Die Entſch. des MEAN unterliegen nach § 41 MSchcg. grund⸗ 
ſätzlich der Rechtsbeſchwerde. Dieſes Rechtsmittel muß alſo auch im 


Zeit am 1. Juli 1914 erſt hinterher herausgeſtellt habe; dazu ob 
auch bei anderen Friedensmieteſtreitigkeiten 5 44 ausgeſchaltet ſei, 
hat das KGG. in dieſem Entſch. nicht Stellung genommen. In dem 
am gleichen Tage erlaſſenen RE. 17 Y 16/26: JW. 1927, 588 Bem. 
hat das KG. die Frage, ob 8 44 überhaupt „auf das die Friedens⸗ 
miete betreffende Verfahren begrifflich anwendbar“ iſt, aufgeworfen, 
aber unentſchieden gelaſſen. Auch in dem oben abgedr. Entſch. bleibt 
dieſe Frage wiederum offen. Daß aus 8 44 ſelbſt oder anderen Be⸗ 
ſtimmungen des MSHG. die Nichtgeltung dieſes Paragraphen zu 
folgern jet, nimmt das KG. im RE. 17 Y 13/26 ſelbſt nicht an; es 
leitet die Ausſchaltung der ſonſt für MEneEntſch. allgemein geltenden 
Rechtsnorm vielmehr aus „der Sonderregelung des RM.“ ab: eine 
Auffaſſung, die m. E. nicht zwingend iſt. In Rechtslehre und Praxis 
wird 8 44 auf die der Feſtſtellung oder Feſtſetzung der Friedens miete 
dienenden Verfahren allgemein angewendet. Im Anwendungsgebiet 
der 584 Abſ. 2, 19 Abſ. 3, 21 MSchG., 1, 10 Abſ. 1, 13a und 14 
RM. müßte übrigens bei anderem Standpunkt 8 44 gleichfalls un⸗ 
anwendbar fein; denn hier wäre eine von den Fällen des 8 2 RMG. 
abweichende Behandlung wohl nicht zu rechtfertigen. 

Der Wiederholung eines ohne Sachentſcheidung ab⸗ 
gewieſenen Antrages ſteht 8 44 MSHÖ. nicht entgegen; eine Wieder⸗ 
holung des Antrages iſt darum ſtatthaft, wenn in dem früheren Ver⸗ 
fahren nicht ſachlich über den Antrag entſchieden, dieſer vielmehr nur 
aus formellen Gründen abgewieſen wurde. Damit bleibt das KG. in 
den Bahnen ſeiner bisherigen Rſpr. Neu iſt die Anwendung der⸗ 
ſelben auf den Fall der früheren Ablehnung des Antrages wegen 
vermeintlich bereits vorangegangener rechtskräftiger Sachentſcheidung. 
Aber auch hiergegen wird nichts zu ſagen ſein, weil in der Tat, bei 
der letzten Ablehnung des Antrages zur Sache ſelbſt nicht Stellung 
genommen wurde. Ga zommt das KG. zu der m. E. folgerichtigen 
Annahme, daß der ſeinerzeitige Antragſteller durch die frühere formale 
rechtskräftige Entſch. „mit ſeinem Antrag nicht endgültig abgewieſen 
iſt“. Auch Hertel pflichtet dem Entſch, bei (12. Nachtrag, Bem. zu 
dem oben abgedr., von ihm unter Nr. 347 wiedergegebenen Entſch.). 

Das KG. erörtert ſchließlich den Geſichtspunkt, ob bei Nicht⸗ 
anwendbarkeit des 8 44 auf Friedens mieteſtreitigkeiten die Rechtskraft 
nicht nach allgemeinen Grundſätzen einer Erneuerung des Verfahrens 
in gewiſſem Umfang entgegenſteht. Daß dies in der zur Entſch. ge⸗ 
ſlandenen Sache nicht der Fall war, ergibt ſich aus dem Umſtaude, 
daß für die jetzigen Beteiligten eine Friedensmiete überhaupt noch 
nicht feſtgeſtellt oder feftgejegt iſt. Die Auffaſſung aber, daß eine 
Feſtſtellung bzw. Feſtſezung für andere Parteien die jetzigen Miet⸗ 
teile (Nichtrechtsnachfolger) nicht bindet, findet nunmehr ziemlich all» 
gemein Anklang. RA. Dr. Bruno Stern, Würzburg. 


Zu 3. Das KG. mußte zunächſt prüfen, ob die Tätigkeit des 
MEN. als Schiedsſtelle und feine durch die reichsrechtlichen Normen 
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vorl. Fall gegeben fein, wenn nicht etwa eine Sonderbeſtimmung 
entgegenſteht, oder doch das Schiedsverfahren ſeinem Weſen nach der 
Rechtsbeſchwerde unzugänglich iſt. Beides iſt nicht der Fall. Das 
Reichsrecht hat ſich in der VO. v. 17. März 1927 darauf beſchränkt, 
die Beſcheinigung des MEN. über den Ausgleichsverſuch zur Vor⸗ 
ausſetzung der Räumungsklage zu machen. Über das Verfahren vor 
dem MEN. hat es dagegen keine hier in Betracht kommende Be- 
ſtimmung gegeben. Es läßt insbeſ. die Frage offen, ob das MEN. 
eine Entſch. i. S. des 8 41 MSchcz. trifft. Die preuß. BO. v. 
28. März 1927 ordnet hingegen an, es ſollten die Vorſchriften über 
das Verfahren vor dem Mel. Anwendung finden, ſoweit ſich nicht 
aus dem Weſen des Schiedsverfahrens, insbeſ. daraus, daß eine 
Entſch. nicht zu treffen iſt, etwas anderes ergibt. Indeſſen iſt das 
Landesrecht mangels einer reichsrechtlichen Ermächtigung nicht befugt, 
die Rechtsbeſchwerde auszuſchließen, wenn ſie nach dem Reichsrecht zu⸗ 
gelaſſen wäre. Deshalb kann die Frage nur aus dem Reichsrecht 
entnommen werden, und der Sen. muß ſelbſtändig prüfen, ob die 
Erteilung oder Verweigerung der Beſcheinigung eine Entſcheidung 
1. S. 9 41 iſt. Das war zu bejahen. In der Erteilung oder Ver⸗ 
weigerung dieſer Beſcheinigung erſchöpft ſich der Inhalt des Schieds⸗ 
verfahrens. Dabei hat das MEA. nicht nur zu befinden, ob ein Aus⸗ 
gleich zuſtände gekommen iſt, ſondern es muß, falls der Ausgleich 
fehlt, Stellung dazu nehmen, ob der Vermieter für den Ausgleich 
alles getan hat, was die BD. erfordert. So iſt insbeſ. auch zu ent⸗ 
ſcheiden, ob beim Ausbleiben des Vermieters ein zum Vergleichsſchluß 
ermächtigter Vertreter erſchienen iſt. Daß eine Entſch. getroffen wird, 
iſt alſo keineswegs zu leugnen. Es braucht dabei nicht einmal auf 
den beſonderen Sachverhalt des vorgelegten Falles verwieſen zu wer⸗ 


begründete Tätigkeit als gleichartige Gerichtsbarkeit betrachtet wer⸗ 
den darf. Dieſe Frage iſt zu verneinen. Das MEN. iſt vom Reichs⸗ 
recht als Verwaltungsſondergericht mit der Entſch. gewiſſer Fragen 
betraut worden, die ſich im Rahmen der Wohnungszwangswirt⸗ 
ſchaft ergaben. Wenn das preuß. Landesrecht für gewiſſe Räume 
freie Wirtſchaft einführt, ſo iſt damit in bezug auf dieſe Räume die 
Grundlage für eine dem Reichsrecht entſprechende Gerichtsbarkeit 
des MEN. weggefallen. Das den MEI. überwieſene Schiebsver⸗ 
fahren iſt lediglich ein aus dem Zivilprozeß ausgeſondertes Sühne⸗ 
verfahren, das beim Fehlen der Sondernormen dem Prozeßrichter 
obliegen würde. Hier iſt alſo die Tätigkeit des MEN. von feiner 
Wohnungsnotfunkkion grundſätzlich verſchieden. Seine beſondere 
Sachkunde ſoll die Vermittlung zwiſchen Privatparteien herbei⸗ 
führen. Das ſonſt den Grund und Leitſtern für ſeine Tätigkeit 
bildende öffentliche Intereſſe ſpielt keine Rolle. Gewiß iſt die 
Stellung des MEA. bei der Vorarbeit für den Vergleich eine gün⸗ 
ſtigere als die des Zivilprozeßrichters. Das MEA. kann und muß 
für Amtsaufklärung der einſchlägigen Verhältniſſe ſorgen. Dieſe 
Stellung über den Parteien ändert aber nichts daran, daß der 
Zweck des Verfahrens lediglich Dienſt an den Parteien und nicht 
auch unmittelbare Förderung öffentlicher Intereſſen iſt. Man darf 
deshalb die einer ganz anderen Grundlage entſprungenen und 
durch den Gedanken der Wohnungszwangswirtſchaft einheitlich ver⸗ 
bundenen Vorſchriften des allgemeinen Mes. Verfahrens nicht 
ſchon deshalb auf die im Rahmen der freien Wirtſchaft erfolgende 
Schiedstätigkeit des MEAN. anwenden, weil irgendein juriſtiſcher 
Begriff hier und dort ſich findet oder zur Erklärung einer Hand⸗ 
lung benutzt werden könnte. Es kommt nicht darauf an, ob das 
MEN. auch als Schiedsorgan der freien Wirtſchaft Handlungen 
vornimmt, die begriffsmäßig als Entſcheidung, d. h. als autoritative 
rechtliche Ausſage über einen Tatbeſtand ſich darſtellen. Vielmehr 
mußte geprüft werden, ob dieſe Entſcheidungen ſyſtematiſch den 
gleichen Inhalt haben, wie die Entſcheidungen des MEA. der Ver⸗ 
waltungsgerichtsbarkeit. Dieſe Frage war zu verneinen. 

Ziel der Schiedstätigkeit des MEA. iſt die Herbeiführung 
eines Vergleichs oder die Beſcheinigung einer Tatſache — der Er⸗ 
folgloſigkeit des Verfahrens (Scheitern des Vergleichsverſuchs oder 
Ausbleiben des Vermieters). Wenn das MEN. als Schiedsorgan 
„entſcheidet“, ſo handelt es ſich entweder um unſelbſtändige Vor⸗ 
fragen (Vertreterlegitimation, Zuſtändigkeit) oder um die Erklärung, 
daß es nicht tätig werden wolle. Der Vorfragenbeſchluß hat für ſich 
allein keine rechtliche Wirkung. Es iſt daher nicht verſtändlich, 
weshalb das KG. gerade für derartige rein deklaratoriſche Entſch. 
anſcheinend ein beſonders erhebliches Rechtsbeſchwerdebedürfnis an⸗ 
nimmt. Eine Bedeutung erlangt der Vorfragenbeſchluß nur mittel⸗ 
bar dadurch, daß das MEN. auf Grund desſelben wegen Fehlens 
der Vertreterlegitimation oder mangels Zuſtändigbeit (Miſchräume) 
ein Tätigwerden ablehnt. Bei der Tätigkeitsablehnung ſind ver⸗ 
ſchiedene Fälle zu unterſcheiden. Iſt die Ablehnung begründet, 
weil der Vermieter in irgendeiner Hinſicht (Nichterſcheinen, Nicht⸗ 
antworten auf mündliche oder ſchriftliche Fragen) ſäumig war, ſo 
bleibt das Verfahren in der Schwebe, bis der Vermieter ſich eines 
Beſſeren beſinnt. Hat dagegen der Vermieter alles getan, was ihm 
oblag, um die Tätigkeit des MEN. herbeizuführen, jo kommt zu⸗ 
nächſt in Betracht, daß das MEA. ſich durch eine Ablehnung nach 
$ 839 BGB. verantwortlich machen würde. Die Verantwortlichkeit 


Rechtſprechung 


* 


den, in dem das MEA. rechtsirrig eine Entf. darüber für nötig = 
doch zuläffig gehalten hat, ob die Räume noch dem MSchch. 1 0 
ſtehen. Die Entſch. iſt auch eine Endentſch., denn mit ihr ſchließt — 
Sühneverfahren ab. Sie ift Sachentſch., weil das ganze Verfa 
nach der reichsrechtlichen VO. v. 17. März 1927 nur auf die m 
wachung eines Ausgleichsverſuchs durch das MEN. und deſſen e 
Kundliche Feſtſtellung gerichtet iſt. Da endlich auch das prakti 5 
Bedürfnis für die Zulaſſung der Rechtsbeſchwerde nicht überſehe 
werden kann, fo fehlt es an Gründen für den Ausſchluß die 
Rechtsmittels. - 
(KJ, 17. 3 S., RE. v. 7. Juli 1927, 17 Y 55/27.) D. 


gayeriſches Oberfies Taudesgericht. 
Strafſachen. 
Berichtet von IR. Dr. Friedrich Goldſchmit I, München. 


1. 88 67, 68 StGB. Die Verjährung, deren Rich 
ablauf eine Prozeßvorausſetzung bildet, ift in allen Lag ez 
des Verfahrens von Amts wegen zu berückſichtigen 5906 
gilt auch für die Reviſionsinſtanz. (Beſchl. des Bayob 
v. 4. Mai 1927, RevReg. I 239/26.) +) 

Die Tat war am 28. und 29. April 1926 begangen. Die 1 
jährung gelangte am 29. Juli 1926 zum Abſchluß und war vollends 
wenn nicht vorher eine zur Unterbrechung der Verjährung nach 
StGB. geeignete richterliche Handlung erfolgt iſt. 


iſt insbeſ. zu bejahen, wenn das MEA. ein ausdrückliches 85 
langen des Prozeßrichters nach Vornahme des Hchieds 
fahrens nicht befolgt, indem es etwa meint, daß der Mietveriti 
Miſchräume betreffe, und daß deshalb ein Schiedsverfahren nicht n 
Frage komme. Der Prozeßrichter muß in einem ſolchen Falle don 
dem Schiedsverfahren abſehen; denn die Schiedsanforderung Bi: 
nicht dahin überſpannt werden, daß das gerichtliche Verfahren a 5 
bei einer Ablehnung des vom Gericht geforderten Schiedsverſun 
ſtillſtehen müſſe. Das Prozeßgericht kann ferner von einem f g. 
lichen Erfolgloſigkeitsſchein des MEN. abſehen, wenn das ME * 
nach ſtattgehabtem Schiedsverfahren die Ausſtellung grundlos = N 
weigert. Gewiß iſt der Erfolgloſigkeitsſchein Prozeßvorausſehung 
Der Ausſtellung kann aber die unbegründete Nichtausſtellung hr 
ihren Wirkungen für die prozeſſuale Lage gleichgeſetzt werden. 1 4 
MEA. ſoll beſcheinigen, daß ein abgeſchloſſenes Schiedsverfah 19 
ohne Erfolg blieb. Es iſt nicht notwendig, daß die Beſcheinig e 
expressis verbis erfolgt. Wenn das MEA. zu erkennen gibt, des 
das Schiedsverfahren abgeſchloſſen iſt und doch die Austellung, ag 
Scheines verweigert, fo bedeutet dies die Anerkennung der Er 
loſigkeit des Verfahrens. Dieſe Tatſache reicht für den Proz 
richter aus. de 
Rein praktifch ſpricht gegen die Zulaffung der Rechtsbeſchwen 
daß eine weitere Belaſtung des durch die Schiedsanforderung obe 0 
hin erſchwerten Räumungsverfahrens ſtattfinden würde. Es hat len 
aber gezeigt, daß ſowohl der Prozeßrichter als auch die Par f 
auch ohne die Beſchwerdeinſtanz zu einem zweckmäßigen Erge ö 
gelangen. Eine Rechtsbeſchwerde iſt danach weder ſyſtematiſch M 
lich noch praktiſch notwendig. Wird das Beſchwerdegericht — 
tätig, jo handelt es ohne Gerichtsbarkeit. Der RE. des KG. ver eien 
eine geſetzlich nicht begründete Gerichtsbarkeit im Rahmen der fr 5 
Wirtſchaft nicht herzuſtellen. Die Entſch. des Beſchwerdego nr 
würde nichtig fein und weder das MEN. binden noch für irgen 
einen Beteiligten Rechtsfolgen, insbeſ. Koſtenfolgen, erzeugen, 3 
mal ja das Schiedsverfahren koſtenfrei fein foll. Der mekhorf 
Fehler des KG. liegt darin, daß es von einem Formalbeg 95 
— Entſcheidung — ausgeht und keine Gründe für den Ae 
ſchluß des Rechtsmittels zu ſehen vermeint, während es 2 
Verſchiedenartigkeit des ordentlichen ME A.⸗Verfahrens und lien 
Schiedsverfahrens ſyſtematiſch würdigen und die Frage dahin ſte vr 
mußte, ob trotz der grundſätzlichen Verſchiedenartigkeit der ver⸗ 
fahren ſich die Zulaſſung von Rechtsmitteln im Schieds 
fahren doch rechtfertigen ließe. Prof. Hein, Halle. 
a. 


Zu 1. 1. Der Satz, daß die Frage der Verjährung als nen 
tive Prozeßvorausſetzung in allen Stadien des Verfahrens — rſcht 
in der Reviſionsinſtanz — von Amts wegen zu prüfen iſt, beher 
auch die Praxis der StS. des KG. (Goltd Arch. 71, 44). Zu eue 
wird jedoch ſein, ob dieſer Grundſatz auch dann Gellung beanſprn t. 
kann, wenn es ſich um eine materiell unzuläſſige Revision daR en 
Es liegt dann anders, wie wenn die Reviſion nur aus pr 1 
Gründen, deren Vorhandenſein erſt durch eine Entſch. des © ante 
feſtgeſtellt wird — nichtvorſchriftsmäßige Rechtfertigung wie 
zuläſſig ift. Denn, iſt die Reviſion von vornherein unzuläſſig, af 
z. B. regelmäßig nach dem Forſtdiebſtahls⸗ und dem Feld⸗ und eſen / 
polizei®., fo iſt die Rechtskraft des Urt. gar nicht gehemmt gew 
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und das RevG. kommt daher gar nicht erſt in die Lage, die! 


„ 


[Juriſtiſche Wochenſchriſt 
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x In den Akten findet fich eine ſchriftliche Verfügung des Amts⸗ 
Be v. 9. Juli 1926 mit folgendem Eingang: „An das AUG. 
Gen § 68 StGB. mit dem Erſuchen um Weiterleitung an die 
ja barmerieftation M. zur Erhebung, ob uſw.“ Am 11. Juli 1926 
s der Richter auf dieſes Aktenſtück: „Gem. vorſt. Erj. an die 
in nd. M. weitergeleitet.“ Die Gendarmerieſtation pflog ſodann die 
ber Zuſchrift des Amtsanwalts verlangten Erhebungen und gab 
kten nach Erledigung des Auftrags unmittelbar an den Amts⸗ 
walt zurück. 
11 „Der Sen. hat die Frage, ob die richterliche Verfügung v. 
dez Juli 1926 als ein Akt gelten kann, der zur Strafverfolgung 
Ste wegen der begangenen Tat dienen ſollte (vgl. Lpzomm. z. 
70 B., 3. Aufl. Anm. 2 zu 868) und die Verjährung unterbrechen 
ante, verneint. Das Gericht wurde ausſchließlich zu dem Zweck in 
N pruch genommen, um den Ablauf der Verjährung hintanzuhalten. 
a auch dieſer Beweggrund nicht ausſchlaggebend iſt, jo beſteht 
a doch kein Zweifel, daß die herbeigeführte richterliche Handlung 
daß ſich betrachtet ohne jede Bedeutung für die Strafverfolgung war, 
li damit nur eine äußere Vermittlung gewährt, nicht aber richter⸗ 
da Hilfe ſachlicher Art geleiſtet wurde, ſo daß ſich rechtliche Wir⸗ 
"gen daraus nicht ableiten laſſen. 
de Das BaydbLG. hat ſchon wiederholt in Hinſicht auf andere für 
zen Fortgang des Verfahrens ganz unerhebliche Richterhandlungen, 
e mit dem Unterſuchungszwecke ſelbſt nichts zu tun hatten, aus⸗ 
eüprochen, daß ihnen die in 8 68 StGB. vorausgeſetzte Eigenſchaft 
. ! zukommt (vgl. Samml. 4, 44; ferner Urt. b. 12. April 1926, 
Stole. II 99/26). Wenn auch zur Vermeidung des Erlöſchens des 
1 rafanſpruchs während des Vorbereitungsverfahrens nicht eine richter⸗ 
nr Unterſuchungshandlung i. S. der 88 162 ff. StPO. erfordert 
d (BayOpLG. Samml. 5, 324), fo ift es doch klar, daß hier in 
lichkeit nur ein Erſuchen des Amtsanwalts nach 8 161 StPO. 
dt das feinen Weg durch die Hände des Richters genommen 
eee Faſſung der richterlichen Verfügung läßt nicht erkennen, 
b jener Auftrag an die Gendarmerie vom Richter ſachlich geprüft 
Gerde, daß ihm der Richter beigetreten iſt und auch von ſich aus die 
hebndarmerie um Vornahme der vom Amtsanwalt gewünſchten Er⸗ 
te ungen angegangen hat, fo daß die Anſchauung des Sen. über die 
leibliche Bedeutungsloſigkeit der vom Richter angeordneten Weiter⸗ 
ung mit RGSt. 41, 356 nicht in Widerſpruch fteht. 
Es Eine andere Unterbrechungshandlung kommt nicht in Frage. 
8 fte ſohin die Strafverfolgungsverjährung in der Richtung gegen 
die et, Danach verbietet ſich jede Sachentſch. und erübrigt ſich nur 
24 Einstellung des Verfahrens (Rc St. 41, 167; Bay Ob sch. Samml. 
I, 9), worüber ohne mündliche Verhandlung beſchloſſen werden 
8 Folge hiervon iſt, daß die Koſten der Staatskaſſe zur Laſt fallen. 
— wird ohne weiteres das im unzuläſſigen Verfahren ergangene 
esgerichtliche Urt. beſeitigt, ſoweit es den Angekl. H. betraf. 
fr Das amtsgerichtliche Urt. hat ſich auf vier weitere Angekl. er⸗ 
eckt, die in gleicher Weiſe ſchuldig erkannt wurden. Auch ihnen 
zenüber war die Strafverfolgung verjährt. Eine Anwendung des 
5 StcßO. kommt jedoch nicht in Betracht, weil es ſich nach In⸗ 
han des Urt. bei den einzelnen Angekl. um ſelbſtändige Übertretungen 
der dolle. Es fehlt an der Einheit der Straftat. Die Gleichartigkeit 
ſie bon mehreren Perſonen begangenen ſtrafbaren Handlungen, wie 
des hier gegeben war, genügt nicht, um eine Rechtswirkung i. S. 
8357 RD. herbeizuführen (RGSt. 42, 133/134). 
(BayobsG., Beſchl v. 29. April 1927, RevReg. I Nr. 258/27.) 


* 


If 


C1 Ia. 8230 Ab ſ. 2 StGB. Die Obſorgepflicht des Gaſt⸗ 
den d für die Beſchaffung ſeiner Räume beſteht nicht nur 


über urch Gaſt vertrag aufgenommenen Perſonen gegen- 


ihr Die Haftung der Gaſtwirte für den verkehrsſicheren Zuſtand in 
privat äumen und den Zugängen hierzu entſpringt nicht allein dem 
in zatrechtlichen Verhältnis des Gaſtwirts zu den mit feinen Betriebe 
erbindung tretenden Perſonen, ſie ergibt ſich ſchon aus den mit 
— 


d 
ſpäunsſebungen zu prüfen. Dasſelbe gilt, wenn die Reviſion ver⸗ 


8 et eingelegt iſt; denn auch hier war die Rechtskraft nicht ge⸗ 
Der vielmehr ſchon mit Ablauf der Einlegungsfriſt eingetreten. 
are Nichtrechtzeitigkeit ausſprechende Beſchluß hat nur dekla⸗ 
ide Bedeutung (vgl. das Urt. des KG. in Goltd Arch. 71, 44). 


* KG. auch dann eine Unterbrechungshandlung nicht angenom⸗ 
ruumt enn lediglich zum Zwecke der Unterbrechung ein Termin anbe⸗ 
geben aber gleichzeitig verfügt wurde, daß Ladungen nicht abzu⸗ 
Falle haben. Ein ernſter Verfolgungswille mangelt in einem ſolchen 
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einem ſolchen Gewerbe verknüpften allgemeinen Verkehrspflichten. 
Die erhöhte Veranwortlichkeit umfaßt inſofern auch die Beziehungen 
zur Allgemeinheit. 

Das RG. hat in ſtänd. Rſpr. daran feſtgehalten, daß die ge⸗ 
werbliche Pflicht des Gaſtwirtes, was die Obſorge für die Beſchaffen⸗ 
heit ſeiner Räume anlangt, nicht nur gegenüber den durch Gaſt⸗ 
vertrag zur Bewirtung oder Beherbergung aufgenommenen Gäſten, 
ſondern auch gegenüber ſonſtigen Perſonen beſtehe, die zu irgend⸗ 
welchen anderen Zwecken ein und aus gehen. Die Eröffnung der 
Räumlichkeiten für den allgemeinen Verkehr biete die Gelegenheit 
hierzu dar, was für den, der die Einrichtung trifft, die beſondere 
Sorgfaltspflicht zur notwendigen Folge habe (JW. 1905, 459; 1911, 
40 25; RG. 85, 185 1)). 

In der Ausübung ſeines Gewerbes gibt der Gaſtwirt ſeine 
Räume und deren Zugänge, vorbehaltlich ſeines Hausrechts, für 
jedermann zum Betreten frei. Was hierbei geſchieht, gehört zur ge⸗ 
werblichen Tätigkeit, was verſäumt wird, wird verſäumt unter Ver⸗ 
letzung der für den Gewerbetreibenden gebotenen beſonderen Aufmerk⸗ 
ſamkeit. Eine feſte Abgrenzung je nach dem Zweck, dem eine die 
Wirtſchaft betretende Perſon nachgeht, wäre praktiſch kaum möglich. 
Eine gewiſſe Beziehung zum Wirtſchaftsbetrieb hatte übrigens auch der 
Beſuch der Nebenkl., inſofern er der dort beſchäftigten Kaſſiererin 
galt, die an ihre Arbeitsſtelle gebunden war. Im Sinne der land⸗ 
gerichtlichen Entſch. wäre es folgerichtig, auch dann eine Ausnahme 
zu machen, wenn jemand den Gaſtwirt ſelbſt in einer reinen Privat⸗ 
ſache ſprechen wollte, was offenbar verfehlt wäre. 

(BayDbLG., StS., Urt. v. 22. März 1927, RevReg. I Nr. 76/27.) 
* 

2. 88 11, 19 RPreßGG. Die Berichtigungspflicht des 
8 11 RPreßG. erſtreckt ſich auch auf den Anzeigenteil (die 
Inſerate), ohne Unterſchied, ob es ſich um geſchäftliche 
Anzeigen oder um Artikel im engeren Sinn handelt (vgl. 
Hängſchel, APrefb., Bem. 4a zu § 11; Conrad, RPreßch., in 
Stengleins Strafr. Nebengeſ., 5 Aufl., Bem. 7 zu § 7 und Bem. 1 
zu 8 11; Kitzinger, RPreßG., Bem. III Ib zu $ 11, S. 73). 

Es iſt allgemein anerkannt, daß für die Frage, welcher 
von mehreren verantwortlichen Redakteuren einer peri⸗ 
odiſchen Druckſchrift zur Aufnahme einer Berichtigung 
verpflichtet iſt, nicht der Inhalt, ſondern die äußere 
Stellung des Artikels oder Inſerates entſcheidend iſt und 
daß demgemäß die Perſon des aufnahmepflichtigen Redak⸗ 
teurs durch die Verantwortlichkeit für den Teil der Druck- 
ſchrift beſtimmt wird, in dem die zu berichtigende Mit- 
teilung erſchienen iſt, und zwar durch die Verantwortlich⸗ 
keit für die Nummer, worin nach $ 11 Abſ. 2 RPreßGG. die 
Berichtigung abgedruckt werden muß (vgl. Häntzſchel a. a. O., 
Bem. 11 zu § 7 und Bent. 6 zu § 11; Conrad a. a. O., Ben. 8 zu 
87 und Bem. 1 zu § 11; Kitzinger a. a. O., Bem IV 3 zu 8 11, 
S. 81; Bay Obe St. 10, 244). 

Bei einer Raumüberſchreitung im Sinne des 8 11 
Abſ. 3 a. a. O. kann regelmäßig Vorauszahlung der Mehr- 
koſten nicht verlangt und die Aufnahme der Berichtigung 
von einer Vorauszahlung oder einem Zahlungsanerbieten 
des Einſenders nicht abhängig gemacht werden. Dies 
gilt jedenfalls dann, wenn über die Zahlungsfähigkeit 
des Einſenders kein Zweifel beſteht oder — bei beſtehen⸗ 
dem Zweifel — wenn nicht der Redakteur unter gleich- 
zeitiger Bereiterklärung zur Aufnahme Vorauszahlung 
der Mehrkoſten verlangt (vgl. Häntzſchel a. a. O., Bem. 11 zu 
8 11; Conrad a. a. O., Bem. 8 zu § 11; Kitzinger a. a. O., Bem. V 
zu $ 11, S. 83; OLG. München St. 2, 540). 

Handelt es ſich nicht um einen Irrtum über Tatſachen, 
nämlich über tatſächliche Vorausſetzungen der Pflicht zur 
Aufnahme der Berichtigung (8 59 StGB.), ſondern um einen 
Irrtum über den Inhalt der geſetzlichen Verpflichtung, 
über die Bedeutung und Tragweite der 88 11, 19 RPreßG., 


3. Die Rſpr. legt den 8 357 SPD. m. E. immer noch zu eng 
aus. Warum erſtreckt ſich das Urt. auf die Nichtrevidenten nur dann, 
wenn ſie Teilnehmer in techniſchem Sinne ſind und nicht auch dann, 
wenn ganz dasſelbe Tun vorliegt und zeitlich und räumlich mit dem 
Tun des Freigeſprochenen zuſammenfällt? Erſt recht dann, wenn nur 
die ausdrückliche Feſtſtellung der Gemeinſchaftlichkeit im Urt. des 
Tatrichters fehlt. Man ſollte das unbefriedigende Ergebnis, daß der 
eine, der ganz das gleiche wie der andere, freigeſprochene, getan hat, 
verurteilt bleibt, nach Möglichkeit ausſchalten. i 


KGR. Prof. Dr. Klee, Berlin. 
Zu 2. Dieſe Entf). iſt ein erfreulicher Beweis dafür, daß das 
BayobL®. auf dem bereits begangenen Wege fortſchreitet, zu den 
zahlreichen im RPreßG. enthaltenen Zweifelsfragen grundsätzlich und 
eindeutig Stellung zu nehmen. Die Folge wird eine einheitlichere 
1) JW. 1914, 925, g 
880* 
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die zuſammen bas einheitliche Strafgeſetz bilden, fo ift 
dies ein Strafrechtsirrtum, der nach der im Schrifttum 
und in der Rechtſprechung überwiegend vertretenen und 
vom erk. Sen. geteilten Meinung auf Grund des 8 19 Abſ. 2 
Satz 2 RPreßGG. — ebenſo wie nach g 59 StGB. — nicht 
geeignet iſt, den Täter vor Strafe zu ſchützen (vgl. die 
Nachweiſungen bei Häntzſchel, Bem. II I 5 zu 88 18, 19. Con⸗ 
12 2 D und 3; RGSt. 24, 278 und BayᷣObLGSt. 11, 367; 
12, 184). 

Strafbar iſt nicht die Erklärung, durch die eine Be⸗ 
richtigung abgelehnt wird, ſondern die tatſächliche Unter⸗ 
laſſung des Abdruckes der Verichtigung. 

Eine Berichtigung verliert die Bedeutung einer Kund⸗ 
gebung „tatſächlicher Angaben“ nicht ſchon dadurch, daß 
die im ganzen auf beſtimmte, erkennbare Vorgänge ſich 
beziehenden tatſächlichen Angaben zum Teil nur äußerlich 
in urteilende Form gekleidet werden oder dadurch, daß 
mit ihnen nur an der einen oder anderen Stelle der Be- 
richtigungserklärung in kurzen, mehr ſtiliſtiſch zu werten⸗ 
den Redewendungen eine mit den Tatſachen im engſten 
Zuſammenhang ſtehende Folgerung verbunden wird, die, 
wenn auch auf das Gebiet des Urteils hinübergreifend, 
doch nach ihrem Zuſammenhang mit den tatfſächlichen 
Angaben ſelbſt und nach dem Umfang ihrer Faſſung 
gegenüber der Darlegung der Tatſachen gewürdigt, als 
ein reines Urteil oder Gutachten oder als bloße Kritik des 
Einſenders nicht angeſehen werden kann (vgl. Häntzſchel 
a. a. O., Bem. 9 b zu g 11; Conrad a. a. O., Bem. 7 zu 8 11; Kit⸗ 
zinger a. a. O., Ben III 3 b zu 8 11, S. 78 ff.; Bay Sb St. 4, 
241; 11, 367; 12, 241). 

Nach Erlaſſung des Urteils iſt das Gericht zu einer 
Mitwirkung zur Aufnahme der Berichtigung nicht befugt. 
In der Berichtigungserklärung muß nicht erſichtlich ge⸗ 
macht werden, daß der Abdruck auf Grund eines ſtraf⸗ 
richterlichen Urteils erfolgt. +) 

Die Angehl. find dadurch nicht beſchwert, daß die StR. in 
Übereinſtimmung mit dem AG. die Aufnahme der Berichtigung in 
die auf eine Mitteilung des Gerichts nüchſtfolgende, für den Druck 
nicht bereits abgeſchloſſene Nummer der beiden a verfügt Hut, 
obwohl das Gericht nach Erlaß des Urt. zu einer weiteren Mit⸗ 
wirkung bei der angeordneten Aufnahme der Berichtigung nicht be⸗ 
rufen iſt und der Abdruck an ſich in der erſten nach Rechtskraft des 
Urt. erſcheinenden, für den Druck noch nicht abgeſchloſſenen Nummer 
zu erfolgen hat (vgl. Häntzſchel a. a. O., Bem. II D 4a zu 8818,19; 
Kitzinger a. a. O., Bem. J 2 zu § 19, S. 107). Inſoweit beſteht 
mangels einer den Angekl. nachteiligen Entſch. des BG. für das 
Rev. kein Anlaß, das angefochtene Urt. zu ändern. Es bleibt alſo 
bei der Anordnung, daß das AG. nach der Rechtskraft des Urt. den 
Angekl. eine beſondere Mitteilung über die Aufnahme der Berich⸗ 
tigung zugehen läßt und daß die Berichtigung erſt in die auf den 
Empfang dieſer Mitteilung nächſtfolgende Nummer aufgenommen zu 
werden braucht. 


Rſpr. der unteren Gerichte fein, und die dadurch eintretende Rechts⸗ 
ſicherheit wird auch der Preſſe zuſtatten kommen. Der Inhalt der 
Entſch. deckt ſich in allen Punkten mit der in Rſpr. und Literatur 
herrſchenden, meiſt aber nicht unbeſtrittenen Meinung. Daß das 
Bay ObLcz. die Frage, ob eine Berichtigung als auf tatſächliche An⸗ 
gaben beſchränkt anzuerkennen iſt, nicht von der äußeren Form der 
darin gebrauchten ftilif iſchen Redewendungen, ſondern von dem Ge⸗ 
ſamtcharakter ihres Inhalts abhängig macht, iſt beſonders zu be⸗ 
grüßen. Leider hat ſich die norddeutſche Rechtſprechung noch nicht 
völlig zu dieſer Erken inis durchgerungen, ſo daß wir Heute 
den beklagenswerten Zuſtund haben, daß dieſe und andere wichtige 
Veſtimmungen ein und desjerven Reichsgeſetzes in Nord und Süd 
grundſätzlich verſchieden beantwortet werden, was praktiſch einer Ver⸗ 
ſchiedenheit des Rechts gleichkommt. Da das RG. im regelmäßigen 
Verlauf der Dinge nicht oder höchſtens einmal inzidenter in die Lage 
kommen kann, zur Auslegung des Berichtigungsparagraphen Stellung 
zu nehmen, ſo wird man gerade hier an die Forderung der Preſſe 
erinnert, bei grundſätzlichen Fragen des Preßrechts im Intereſſe der 
Rechtseinheit und Rechtsſicherheit die Möglichkeit zu ſchaffen, eine 
Entf. oder ein verbindliches Gutachten des RG. einzuholen. 
Min. Dr. Häntzſchel, Berlin. 


Zu 1. A. Das DRG. nimmt an, daß es trotz 8 1045 ZRD. 
möglich iſt, den Gerichtsſtand nach $38 formlos zu vereinbaren, mit 
der Wirkung, daß das ſo vereinbarte Gericht auch zum Verfahren nach 
88 1042 ff. zuſtändig wird. Die Frage iſt bekanntlich umſtritten (vgl. 
Staff, Das Schiedsverfahren im heutigen deutſchen Recht S. 289), 
insbeſ. hat neuerdings das OL. Roſtock (vgl. Gericht und Schieos⸗ 
gericht Beil. zum Marktbericht Hanſablum 1926 Nr. 16) ſich auf den 
Standpunkt geſtellt, daß § 1045 die Anwendung des 3 38 für das Ver⸗ 
fahren auf Vollſtreckbarkeitserklärung ausſchließt. Die Frage iſt von 


Rechtſprechung 


[Juriſtiſche Wochenſchrift 


des 


Dagegen iſt eine Anderung des Urt. der StR. und des Urt. = 
AG. inſoweit erforderlich, als der Erſtrichter die von der Stg. M 
beanſtandet gelaſſeue Anordnung getroffen hat, zur Einleitung 9 f 
Abdruckes der Berichtigungserklarung müffe erſichtkich gemacht werden 
daß die Aufnahme der Berichtigung vom AG. angeordnet worden - 
alſo auf Grund des ſtrafgerichtlichen Urt. erfolge. Zu einer ſolcdee 
Anordnung beſteht nach dem Wortlaut und Sinn des 8 19 Ab. 
Satz 1 RPreßGG. kein Anhalt. Infolgedeſſen hat der Gen. verfügt, 
daß nur die Berichtigung in die oben näher bezeichneten Nummer 
der beiden Zeiltungen aufgenommen werden muß, ſelbſtverſtan ef 
unter Hinweis auf die Perſon des Einſenders (ml. Häntzſch 
a. a. O., Bem. 10 a zu 8 11). 
(Bapdbsch, StS, Urt. v. 4. Juli 1927, RevReg. II Nr. 184/27) 


Oberlandesgerichte. 


Bamberg. a) Zivilſachen. 

1. 5 1045 3BO. Vereinbarte Zuſtändigkeit im Schieds“ 
verfahren. f) 5 

Die Annahme des LG., daß keine dem $ 1045 ZPO. = 
ſprechende ſchriftliche Schiedsvereinbarung vorliegt, ift allerdings d. 
treffend. Allein nach § 1045 PO. iſt die Zuständigkeit zur . 
ſtreckbarkeitserklärung eines Schiedsſpruches nicht nur dem in einen 
ſchriftlicen Schiedsvertrage bezeichneten Gericht, ſondern auch BE 
nach den allgemeinen Beſtimmungen zur gerichtl. Geltendmachung Er 
ſtrittigen Anſpruches zuſtändigen AG. oder LG. beigelegt. Vorliegende 
falls iſt aber die allgemeine Zuſtändigkeit des LG. Würzburg — im 
dings nicht als Wohnſitzgericht, ſondern nach einer Parteiverge. 
barung — begründet, die durch § 1045 ZPO. nicht ausgeſchloff 
wird (OLG. 37, 86). 

In dem Beſtätigungsſchreiben der Beſchwerdeführerin v. 9 gr 
1925 iſt ausdrücklich bemerkt: „Erfüllungsort für Zahlung und ri 
richtsſtand für beide Teile ift Würzburg.“ Derartige Beſtätigung 
ſchreiben find nach allgemeinem kaufmänniſchen Gebrauch zur er 15 
ſenden Feſtlegung der Bedingungen eines lediglich in den 05 
zügen vereinbarten Geſchäftes beſtimmt, und ihr Inhalt gilt er 
Empfänger als angenommen, wenn er nicht unverzüglich ab 
(Staub, Komm. z. HGB. Anh. zu 8 372 Anm. 38, 38 c). a 
die Antragsgegnerin widerſprochen hätte, wird gar nicht behaupten 
ſie muß alſo die Beſtimmung, daß Würzburg als Erfüllungsort ein 
ihre Zahlung und als Gerichtsſtand für beide Teile vereinbart f 
ſoll, gegen ſich gelten laſſen. Einer Form bedürfen dieſe ae“ 
barungen nicht. Dadurch iſt die Buftändigkeit des LG. Würzbu 8 
für den ſtrittigen Auſpruch unter den Parteien gem. 8 38 8. eh 
geben; ein ausſchließlicher Gerichtsſtand für dieſen Auſpruch bent 
nicht. Zugleich iſt danach Würzburg aber auch als Erfüllungsort 


— d 


die Antragsgeberin gem. 8 29 BGB. feſtgelegt und damit die a 
ſtändigkeit des dortigen LG. nach 8 29 ZPO. begründet. Daß 


ſtreitige Anſpruch ſachlich unter die ſandgerichtl. Zuſtändigkeit Tal 
bedarf keiner weiteren Erörterung, da er 500 AM Überſchreitet. 


erheblicher praktiſcher Bedeutung. Die Schriftform verlangt Unterſchil 
beider Parteien auf derſelben Urkunde oder wenigſtens Auswechſlu K 
der Unterſchriften. Bei den meiften Großhandelsgeſchäften erfolgt 455. 
der Abſchluß in der Weiſe, daß fernmündliche Geſpräche u. dgl. iben 
Lieferanten einſeitig ſchriftlich beſtätigt werden. Dieſes Schrei 
pflegt dann neben der Klauſel des Erfüllungsortes auch die Schi rn 
klauſel zu enthalten. Sachlich läßt ſich auch beim Vertragsabſchn 
gar nicht anders verfahren. Nun können die Parteien allerdings her 
träglich eine formrichtige ſchriftliche Abrede vor dem Schiebager! el 
ſelbſt treffen. Dieſer Behelf verſagt aber, wenn die beklagte 1 w 
nicht erſcheint, oder aber ſich nicht darauf einläßt. Mit anderen W. 
ten: Der Lieferant hätte praktiſch nicht die Möglichkeit, neben pur 
Schiedsklauſel ſich den Vorteil des Gerichtsſtandes feines Be 
ortes zu ſichern, wenn man die Anficht des OLG. Roſtock alete 
Nach 6 1045 iſt nun mangels eines ſchriftlichen Schiedsvert 
dasjenige Gericht zuſtändig, welches zur gerichtlichen Geltendmach bir 
des Anſpruches zuſtändig wäre. Irgendeine Beſtimmung, melde , 
allgemeinen Zuſtändigkeitsbeſtimmungen, insbeſ. den § 38, änd 
findet fi) in 8 1045 nicht. Der Bebl. muß alſo im ordentlichen 
fahren die formlos vereinbarte Zuſtändigkeit gelten laſſen, micht 
er aus irgendeinem Grund die Einrede des Schiedsvertrages nicht 
bringen will, oder fie etwa wegen einer Einſchränkung derſelben n „ 
bringen kann. So käme man zu zwei verſchiedenen Gerichtsſtün en 
dem einen für die ordentliche Klage, dem anderen für das Versa 
auf Vollſtreckbarkeitserklärung. Nun will aber doch 8 1045 mae 
eines Schiedsvertrages gerade das Gericht für zuſtändig erklu . 
welches hypothetiſch für den ordentlichen Rechtsſtreit zuſtändig des 
So ergibt ſich, daß unter den allgemeinen Beſtimmungen 1. and 
81045 auch § 38 ZPO. zu verſtehen iſt, daß alſo der Gerichte 
auch formlos vereinbart werden kann. das 
Deingegenüber könnte etwa geltend gemacht werden, daß 


* 


- 


56. Jahrg. 1927 ‚Heft 46 
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1 Da fomit das LG. Würzburg nach den allgemeinen Beſtim⸗ 
ungen als zuſtändig für die Geltendmachung des ſtreitigen An⸗ 
br uches anzuſehen ift, bedarf es überhaupt keiner ſchriftlichen Ver⸗ 
tenbarung nach 81045 ZPO. mehr, und die Ablehnung der beantrag⸗ 
n Vollſtreckbarkeitserklärung it daher nicht gerechtfertigt. 

(088. Bamberg, Fer S., Beſchl. v. 20. Juli 1926, 219/26.) 

— 
— 


Formerforbernis des 81045 keine praktifche Bedeutung hätte, wenn 
ab bd daneben beſtehen bliebe. Dieſer Gedankengang iſt jedoch 
zowegig. Die ſchriftliche Vereinbarung der Zuſtändigkeit nach $ 1045 
en ja eine ganz andere Wirkung als die einfache formloſe Verein⸗ 
Karen nach 838, denn fie beſeitigt auch ausſchließliche Gerichts⸗ 
bände, und begründet ihrerſeits einen ausſchließlichen Gerichtsſtand, 
Mofern die beklagte Partei es ſich nicht gefallen zu laſſen braucht, 
(a einem anderen als eben dieſem Gerichtsſtand belangt zu werden 
0 nicht aus 88 16, 17, 21, 29). Auch müßte ein Vertrag, der nur teil⸗ 
geile der Schiedsklausel unterliegt und den Gerichtsſtand für den 
milbruch und für die Vollſtreckbarkeitserklärung verſchieden nor⸗ 
ueren will, dies ſchriftlich tun. Die praktiſche Bedeutung des 


a) alſo durch die hier vorgetragene Auslegung keinesfalls 
igt. 


beſei 
1 omit ergibt ſich, daß 8 1045 den ſchriftlich feſtgeſetzten Ge⸗ 
chtsſtand als einen ausſchließlichen feſtlegen und privilegieren will, 
nem er inſoweit 88 24 u. 35 ausſchaltet, aber keineswegs den ſub⸗ 
ei laren Gerichtsſtand, der ſich aus den allgemeinen Beſtimmungen 
uſchließlich 833 ergibt, irgendwie verändern will. 
Zunächſt liegen eine Anzahl von Entſch. des OLG. Hamburg 
211 Frage des § 1045 vor, davon ſcheiden OLG. 17, 216; 37, 
8 aus, weil ſie die vorl. Frage gar nicht behandeln, auch den 
albeſtand nicht genau erkennen laſſen. Dagegen unterſucht OSG. 
9 „257 im zweiten Teil ausführlich die Frage, ob der Gerichtsſtand 
a burg formlos vereinbart ſei oder nicht, und kommt nur deswegen 
zur Verneinung der Zuftändigkeit und Abweiſung des Antrages, weil 
& dingungen, auf welche der Schlußſchein Bezug nahm, nur für 
füllubeſchefte in Hamburg⸗Altong beſtimmt waren und über den Er⸗ 
In ungsort Ei enthielten. Die Entſch. desſelben Gerichts 
di OLG. 37, 86 v. 19. Juni 1916 beſtimmt poſitiv, daß 
ie Vereinbarung nach 838 ZPO. durch $ 1045 keines⸗ 
ns: berührt wird. (Vgl. die Satze am Eingang: „Die Einrede 
m örtlichen Unzuſtändigkeit iſt unbegründet, ... Allein die 
Rieder des Kl. enthielt die Vertragsbedingung Ge⸗ 
gehts ſtand Hamburg“ und am Ende: „Daß durch die Schieds⸗ 
nonchtsklauſel die Bedingung „Gerichtsſtand Hamburg‘ keineswegs 
in wendigerweiſe ausgeſchaltet worden iſt, ergibt ſich bereits daraus, 
auch im Schiedsverfahren die Gerichte tätig werden“). 
5 Auch die beiden in Frage kommenden Entſch. des NG. ſtehen 
iso hier vorgetragenen Anſicht nicht entgegen. Die Entſch. NG. 68, 
IW. 1908, 341, insbeſ. 186 befaßt ſich nur mit der Frage, 
and ein ſchriftlicher Schiedsvertrag vorliegt, da die Reviſion 
A: Zuſtändigkeitsgründe nicht geltend machte. Auch JW. 1918, 
m (Gruch. 62, 254) hat einen anderen Tatbeſtand zur Voraus⸗ 
Fung. In dieſem Falle waren die Beſtimmungen der Bremer 
den tvollbörfe für maßgebend erklärt. Dieſe enthtelten aber über 
für Gerichtsſtand als ſolchen gar nichts, ſondern beſtimmten nur das 
ord die Vollſtreckbarkeitserklärung zuſtändige Gericht. Vor dem 
Brentlichen Gericht hätte alſo bei Ausfall der Schiedsklauſel nicht in 
den geklagt werden können. Aber auch beiläufig ſpricht das RG. 
au dieſer Stelle nicht aus, daß 81045 für die Vereinbarung nach 
9%8 ein Formerfordernis aufſtellte, wie fi) bei ſorgſamem Leſen 
ME weiteres ergibt. 
Ab Dahin führt übrigens auch noch eine andere Überlegung. Die 
5 des Erfüllungsortes iſt ja nicht nur die Vereinbarung eines 
Gerichtsſtandes, ſondern auch die Vereinbarung des privatrechtlichen 
llungsortes nach § 269 BGB. Ganz deutlich wird dieſes, wenn 
in N etwa ſchreibt: „Erfüllungsort für Zahlung und Gerichtsſtand 
erſülli Dann greift außerdem noch der Gerichtsſtand der Vertrags⸗ 
für ung nach 8 29 ein. Daß 8 1045 den Prozeßvertrag des 8 38 
Er Ben Sonderfall normieren will, ift ja immerhin denkbar, daß 
den 8 269 VGB. normieren will, ift nicht möglich. So hätte eine 
ird mvorſchrift gar leinen Sinn, da fie auf dem Umweg über 8 29 
erzeit umgangen werden könnte. 
wah Die ſchriftliche Feſtlegung des Gerichtsſtandes des 8 1045 ge⸗ 
ie et alſo allerdings einen privilegierten Gerichtsſtand, ſchließt aber 
e ſoculoſe Abrede nach 8 38 keineswegs aus. 
wan Bemerkt ſei noch, daß die erwähnte Entſch. des OLG. Roſtock 
Ny 19 5 auch Meckl. Z. 25, 64 und Soergel 1926, 391 f. (8 1045 
richt abgedruckt iſt. Bei Soergel iſt der Inhalt der Entſch. un⸗ 
ig wiedergegeben. 
RA. Dr. Hellmuth Mayer I, Würzburg. 


379 B. Ebenſo wie vorſt. Entſch. Hanſo G. v. 11. Okt. 1923, Bf III 
23; a. A. LG. Hamburg v. 3. Juli 1923, H V 259/23. Die 
entſpricht dem Wortlaut des 8 1045 i. Verb. m. § 38 ABO, 


nt 
m. E 5 A > 
E. aber nicht ſeinem Sinn. Soll die Formvorſchrift einen Zweck 
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2. 8 288 3D. Hat das LG. als Berufungsinſtanz 
einen wegen Verſäumung der Friſt zum Nachweis der Zah⸗ 
lung des Prozeßkoſtenvorſchuſſes geſtellten Antrag auf 
Wiedereinſetzung in den vorigen Stand zurückgewieſen, 
dann iſt eine Beſchwerde hiergegen unzuläſſig. 

Nach 8 238 II ZPO. findet die Anfechtung einer auf einen 
Wiedereinſetzungsantrag ergehenden Entſch. nach den Vorſchriften 
ſtatt, die für die Anfechtung der nachgeholten Prozeßhandlung gelten. 
Wenn der Wiedereinſetzungsantrag wegen Verſäumung der Friſt zum 
Nachweis der Gebührenzahlung geſtellt iſt, findet alſo gegen den 
Beſchluß, durch den dieſer Antrag zurückgewieſen iſt, die Beſchwerde 
ebenſo ſtatt, wie gegen einen die Berufung als unzuläſſig ver⸗ 
werfenden Beſchluß (RG. 1038, 3471) ſowie JW. 1925, 149). Nach 
8 519 b II PO. unterliegt aber ein die Berufung als unzuläſſig ver⸗ 
werfender Beſchluß der Beſchwerde nur dann, wenn gegen ein Urteil 
gleichen Inhalts die Reviſion zuläſſig iſt. Weil gegen die vom LG. 


haben, ſo kann es nur der ſein, Klarheit zu ſchaffen: Bei gericht⸗ 
lichen Entſch. im Schiedsgerichtsverfahren ſollen möglichſt nicht erſt 
Beweiſe über eine Zuſtändigkeitsvereinbarung erhoben werden (vgl. 
Begr. Entw. 1 ZPO. S. 518). Dieſem offenkundigen Gedanken des 
Geſetzes widerſpricht es, wenn man bei Fehlen der vorgeſchriebenen 
Form auf eine andere Beſtimmung desſelben Geſetzes zurückgreifen 
wollte, nach der nun doch eine formfrei getroffene Vereinbarung 
anerkannt und über dieſe u. U. Beweis erhoben werden müßte. Das 
wird auch nicht durch die Intereſſen der Parteien gefordert. Für ſie 
kommt die Vereinbarung einer gerichtlichen Zuſtändigkeit für den 
Anſpruch ſelbſt regelmäßig nicht in Frage: es ſoll ja nicht das ordent⸗ 
liche Gericht, ſondern das Schiedsgericht entſcheiden. Das Geſetz hat 
jedenfalls keine Veranlaſſung, einer Zuſtändigkeitsvereinbarung, die 
nach dem Inhalt der Parteiabreden überhaupt nur bei Fortfall 
des Schiedsvertrages Bedeutung erlangen kann, Wirkſam⸗ 
keit für die Zuſtändigkeit im Schiedsverfahren zu verleihen. 
Wollten die Parteien für das Schiedsverfahren einen beſtimmten Ge⸗ 
richtsſtand vereinbaren, ſo konnten ſie dies ja unmittelbar unter Be⸗ 
nutzung der vorgeſchriebenen Form erklären. Der Sinn der Beſtim⸗ 
mung kann alſo nur der ſein, daß bei Fehlen einer ſchriftlichen 
Vereinbarung die für den Anſpruch ſelbſt unmittelbar auf 
Grund des Geſetzes gegebenen Gerichtsſtände (Buch I Titel 1 
u. 2) Anwendung finden. Warum dies nicht deutlicher geſagt wurde, 
iſt erklärlich: man hat nicht an die — in der Tat fernliegende — 
Möglichkeit gedacht, daß neben dem Schiedsvertrag noch 
eine Vereinbarung über die Zuſtändigkeit für eine gerichtliche 
Klage getroffen werden könnte. — Bei anderer Auslegung könnte 
die Formvorſchrift dadurch umgangen werden, daß eine Zuſtändig⸗ 
keit nach 8 38 88D. vereinbart wird. Dieſe weiter reichende Ver⸗ 
einbarung, welche im Ergebnis die Zuſtändigkeit im Schiedsverfahren 
und für die gerichtliche Entſch. über den Anſpruch ſelbſt regelt, 
würde formlos gelten; die weniger weit reichende, nur für die 
gerichtliche Entſch. im Schiedsverfahren wirkſame Abmachung wäre 
formbedürftig. Die Formvorſchrift würde zur grotesken Farce! 

Mayer meint nun, es beſtänden zwei Unterſchiede zwiſchen den 
Vereinbarungen nach 8 1045 und nach 8 38: 

a) 81045 begründe einen ausſchließlichen, 838 einen wahl⸗ 
weiſe gegebenen Gerichtsſtand. M. E. hängt es in beiden Fällen nur 
von dem Parteiwillen ab, ob neben einem vereinbarten noch der geſetz⸗ 
liche Gerichtsſtand beſtehen bleiben ſoll. 

b) Die Zuſtändigkeitsvereinbarung des 8 1045 ſei auch wirk⸗ 
ſam bei Anſprüchen, für die ein ausſchließlicher Gerichtsſtand be⸗ 
ſtehe. Dieſer Unterſchied iſt aber praktiſch von geringer Bedeutung. 
In der überwiegenden Mehrheit der Fälle kommt ein ausſchließlicher 
Gerichtsſtand nicht in Frage, und die Formvorſchrift würde bedeu⸗ 
tungslos bleiben, wenn eine der Parteien unterrichtet genug war, 
den Umweg über 8 38 ZPO. zu wählen. 

Richtig iſt, daß bei Anſprüchen aus Verträgen auch die formlos 
getroffene Vereinbarung eines Erfüllungsorts als Tatbeſtandsmerk⸗ 
mal für den geſetzlichen Gerichtsſtand des 8 29 ZPO. die Zuſtändig⸗ 
keit im Schiedsverfahren begründet; denn die Prozeß. kann die 
Parteien nicht hindern, ihre bürgerlich⸗ rechtlichen Beziehungen zu⸗ 
einander nach Maßgabe des bürgerlichen Rechts zu regeln, 
auch wenn ſich hieraus Reflexwirkungen prozeſſualer Art ergeben. 
Dies ändert aber nichts daran, daß die Prozeß O. für die in ihr 
geregelte prozeſſuale Vereinbarung der Zuſtändigkeit im 
Schiedsverfahren die Schriftſorm verlangt und bei ihrem Fehlen 
nur die unmittelbar auf dem Prozeßgeſetz beruhenden Gerichts⸗ 
ſtände anerkennt. Man dient dem Bedürfnis nach einer klaren Rege⸗ 
lung m. E. beſſer, wenn man die einmal vorhandene Beſtimmung ſo 
hinnimmt, wie ſie gedacht war, als wenn man ihre Umgehung mit 
einem techniſchen Kunſtgriff ermöglicht und damit zu Unterſchei⸗ 
dungen gelangt, die für den Verkehr unverſtändlich bleiben. 

RA. Dr. Carl Leo, Hamburg. 


1) JW. 1925, 1499. 
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in zweiter Inſtanz erlaffenen Urteile ein Rechtsmittel nicht gegeben 
iſt, findet mithin gegen die von ihm erlaſſenen, die Berufung als 
unzuläſſig verwerfenden Beſchlüſſe die Beſchwerde nicht ſtatt (JW. 
1925, 2344). 

Auch aus dem Geſichtspunkte, daß der die Wiedereinſetzung ab⸗ 
lehnende Beſchluß in den Gerichtsferien ergangen iſt, obgleich die 
Sache keine Ferienſache war, konnte die Beſchwerde keinen Erfolg 
haben. Entſch. dieſer Art ſind zwar mit den gewöhnlichen Rechts⸗ 
mitteln anfechtbar (RG. 31, 431 und RG.: Gruch. 34, 1143 ſowie 
Schlegelberger, Komm. z. GVG. Bem. zu 8 200 GG.). Die 
Anfechtung eines ſolchen ordnungswidrig ergangenen Beſchluſſes kann 
jedoch nur erfolgen, wenn die Beſchwerde gegen ihn überhaupt ge⸗ 
geben iſt (OLG. 9, 440 und Gaupp⸗Stein, Komm. 3. 3PO. 
8577 A III). Gegen den Beſchl. d. LG. iſt aber nach 8 519 b II ZPO. 
die Beſchwerde nicht zuläſſig. Auch die nachträgliche Beſchwerde aus 
8 577 Abſ. 2 Satz 3 ZPO. findet nicht ſtatt, weil die Vorausſetzungen 
für die Nichtigkeits⸗ oder die Reſtitutionsklage nicht vorliegen. 

(KG., 6. 3 S., Beſchl. v. 23. Sept. 1927, 6 W 6535/27.) 
* 


3. 8 242 BGB. Der einmalige Fernſprechbeitrag 
iſt nach 8242 BGB. aufzuwerten. Der Gläubiger kann die 
Feſtſtellung der Aufwertungs verpflichtung verlangen. f) 

Der Beitrag iſt auf Grund des Geſ. betr. Telegraphen⸗ und 
Fernſprechgebühren v. 6. Mai 1920 (NGBL. 894) geleiſtet worden, in 
deſſen 8 3 Nr. IX beſtimmt iſt: „Die Fernſprechteilnehmer haben zum 
Ausbau des Fernſprechnetzes einen einmaligen Beitrag von 1000 % 
für jeden Hauptanſchluß zu leiſten ... Der Beitrag wird von dem 
auf die Einzahlung folgenden Monat mit 4 v. H. verzinſt und dem 
Teilnehmer bei Aufhebung des Anſchluſſes zurückgezahlt ...“ Ob der 
Anſpruch auf Rückzahlung dem bürgerlichen oder dem öffentlichen 
Recht oder beiden Rechten zugleich angehört, braucht nicht entſchieden 
zu werden; jedenfalls finden nach der vom RPoſtM. auf Grund des 
8 12 FernſprechGebc. v. 11. Juli 1921 (RG Bl. 913) mit Zuſtimmung 
des Reichsrats erlaſſenen FernſprechO. v. 21. Dez. 1922 (RGBl. 931) 
8 30 VIII auf die Anſprüche des Teilnehmers auf Verzinſung und 
Rückzahlung des Beitrages, ſoweit im FernſprechGebch. und in der 
FernſprechO. nichts anderes beſtimmt iſt, die Vorſchriften des bürger⸗ 
lichen Rechts Anwendung. Danach handelt es ſich um eine bürger⸗ 
liche Rechtsſtreitigkeit, die nach 8 13 GV. vor die ordentlichen Ge⸗ 
richte gehört, und um einen nach 8242 BGB. aufzuwertenden An⸗ 
ſpruch. Der Aufwertung ſteht nicht das Gef. zur Anderung des Fern⸗ 
ſprechGebGG. v. 5. April 1923 entgegen. Dort heißt es zwar in 
81 Abf. 2: „Die für beſtehende oder beantragte Anſchlüſſe gezahlten 
Beiträge oder Teilbeiträge find nach Maßgabe der dem RPoſtM. 
durch den Haushaltsplan hierfür zur Verfügung geſtellten Mittel 
zurückzuzahlen. Den Zeitpunkt für dieſe Rückzahlung und die Reihen⸗ 
folge, in der die Beiträge zurückzuzahlen find, beſtimmt der RPoſtM.“ 
Hierdurch iſt aber nichts über die tilgende Wirkung der demgemäß 
erfolgten Rückzahlungen beſtimmt. Da zur Zeit der Verkündung des 
Geſetzes bei Schuldverhältniſſen aus einſeitigen Verträgen noch der 
Grundſatz „Mark gleich Mark“ faſt allgemein anerkannt war und 
kein Anlaß zu ſeiner geſetzlichen Sanktionierung beſtand, iſt zwar 
anzunehmen, daß das Geſetz von der Annahme der Tilgung der durch 
die Beiträge entſtandenen Schulden des Reichs durch die Rück⸗ 
zahlungen ausgegangen iſt, angeſichts des Wortlautes des Geſetzes 
und des Standes der Rſpr. aber die Frage, ob die tilgende Wirkung 
der Rückzahlungen durch das Geſetz verordnet worden iſt, zu ver⸗ 
neinen. Der Aufwertung ſteht auch nicht das Geſ. über die Ablöſung 
öffentlicher Anleihen v. 16. Juli 1925 entgegen. Ob der einmalige 


Zu 3. Das Problem der Aufwertung der Fernſprechbeitrage iſt 
in der Rſpr. gegenwärtig ſtreitig. Während ſich eine Anzahl von 
AG. und LG. gegen die Aufwertung ausgeſprochen haben, hat zum 
erſten Male das OLG. Hamm (JW. 1927, 465) mit einer eingehen⸗ 
den Begründung dargelegt, daß die Aufwertung der Fernſprechbeiträge 
nach Treu und Glauben gem. 8242 BGB. zu erfolgen hat. 

Den Ausführungen des OLG. Hamm hat ji das OLG. Ham⸗ 
burg (DZ. 1927, 1280), obwohl es im Endergebnis zu einer Ab⸗ 
lehnung der Aufwertung gelangt, im weſentlichen angeſchloſſen. Das 
OLG. Hamburg weiſt zum erſten Male darauf hin, daß 
durch 830 Ziff. 8 der FernſprechO. v. 21. Dez. 1922 
(RG Bl. 931) die Anſprüche auf Rückzahlung der Bei- 
träge ausdrücklich dem bürgerlichen Recht unter⸗ 
ſtellt ſind. 

Obwohl das OLG. Hamburg eine Aufwertung nach bürgerlichem 
Recht ſonach für grundſätzlich zuläſſig erklärt, gelangt es zu einer 
Abweiſung der Aufwertungsanſprüche aus Billigkeitserwagungen. 

Das vorſtehende Urt, des KG. nimmt den im Urt. des OLG. 
Hamburg enthaltenen höchſt wichtigen Hinweis auf 8 30 Ziff. 8 
FernſprechO. auf und ſchließt ſich in feiner ſonſtigen Begründung 
dem Urt. des OSG. Hamm an. Das KG. betont insbeſ., daß 
Billigkeitserwägungen der Aufwertung nicht entgegenſtehen. 

Ein endgültiger Rechtsſpruch des NG. ſteht zur Zeit noch aus. 

RA. Dr. Hans Fritz Abraham, Berlin. 
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Fernſprechbeitrag eine Anleihe des Reichs darſtellt, kann dahingeſtell 
bleiben. Selbſt wenn er eine Reichsanleihe wäre, würde er nicht unter 
das Geſetz fallen. Dieſes beſtimmt zwar in 8 1 Abſ. 2, daß Anſpru 5 
aus Markanleihen des Reichs nur nach Maßgabe ſeiner Beſtimmunge 
beſtehen, zählt aber in 8 2 die Schulden auf, die Markanleihen 8 
Reichs in dieſem Sinne ſind; unter dieſe Schulden fällt der einmal 
Fernſprechbeitrag nicht. Den Begriff der Markanleihen in 8 1 Abs. 
des Geſ. in einem weiteren, auch den einmaligen Fernſprechbeite⸗ 
umfaſſenden Sinne zu verſtehen, wie die Bekl. will, weil ſonſt d 
5,1 Abs. 2 keinerlei Bedeutung hätte, geht nicht an. 1 Abſ. 8 bn 
hält bei der hier angenommenen Auslegung den Sinn, daß 9 
8 2 aufgeführten Anleihegläubiger des Reichs aus ihren Anleihen Re 75 
anderen Anſprüche gegen das Reich als die im Geſetz gegebenen ableite 
können. Danach kann die Kl. gem. 8 242 BGB. Aufwertung N 7 
Forderung auf Rückzahlung des Beitrages verlangen, wenn der A 
ſchluß H. 3491 aufgehoben wird. Wie hoch der Aufwertungs betten 
ſein wird, muß nach den dann vorliegenden Umſtänden entſchieden 
werden. Gründe der Billigkeit ſtehen der Aufwertung nicht entgegen 
Die hierzu gemachten Ausführungen der Bekl. verdienen keinen u 
fall, da die Bekl. die Beiträge zum Ausbau des Fernſprechneße⸗ 
verwendet hat und daraus dauernden Nutzen zieht, ſelbſt wenn And * 
rungen der Fernſprechanlagen vorgenommen werden. Eine Rück ſich 
nahme auf die zu niedrige Bemeſſung der Fernſprechgebühren in be 
Zeit der Geldentwertung würde auf eine Art Aufrechnung aufgewe⸗ 
teter Gebührenforderungen der Bekl. hinauslaufen, die ſich im Yun 
blick darauf verbietet, daß die Fernſprechgebühren der Geldentmerkunf 
angepaßt worden find und dadurch die Bekl. ſich ſelbſt die Grenz 2 
einer Gebührenaufwertung geſetzt hat. Zur Zeit kann die pe 
Feſtſtellung ihres Anſpruchs begehren. Das nach 8 256 ZPO. | 5 
forderliche rechtliche Intereſſe an der alsbaldigen Feſtſtellung ie 
dadurch begründet, daß die Bekl. den Standpunkt vertritt, durch d 
Rückzahlung der 1000 PM. ihre Schuld getilgt zu haben. 
(KG., Urt. v. 22. Juni 1927, 18 U 2354/27.) 
* 


4. 8 188 RAGebd. Im Aufwertungsverfah ren eh, 
dem Rechtsanwalt überhaupt keine Vergleichsgebühr zu.“ 

In einem bei der AufwStelle anhängigen Verfahren haben fü 
die Parteien, bevor es zu einem Termin gekommen, verglichen, I 
zwar bez. der Koſten dahin, daß der Schuldner auch die des Ame 
der Antragſtellerin übernahm; dieſer liquidierte dann gem. Art, 2 
LED. die volle Vergleichsgebühr aus 8133 RAGCL. Su 
lehnte Zahlung ab; auf die Klage hat die 1. Inſtanz — dr 
Berlin — in vollem Umfange verurteilt; da die QGebO. keine Reg“ 
lung über die dem Anwalt für die Mitwirkung bei einem Verde 
zuſtehende Gebühr treffe, Art. 14 zit. aber beſtimme, daß der Anwa 
wenn für das ihm übertragene Geſchaft eine Gebühr nicht beſtim 
ſei, eine unter entſprechender Anwendung der Vorſchriften im 
NAGED. und dieſes Geſetzes — L&ebD. — zu bemeſſende Geben 
erhalte, und nach §8 133 RAGebO. dem Anwalt für feine Mitwirken 
bei einem Vergleich die volle Gebühr zuſtehe, habe der Anwalt au 
im Aufw Verfahren, eben auf Grund des Art. 14 2GebD., die 2 
Vergleichsgebühr nach der RAGEHO. zu beanspruchen; dieſe unten, 
liege auch nicht etwa der Beſchränkung des Art. 12 LGebd., wan 
die Geſamtheit der Gebühren in einer Angelegenheit das Dreifache 3 
vollen Gebühr nicht überſteigen dürfe, denn nur die Gebühren 
Anwalts unterliegen dieſer Beſchränkung Kraft ausdrücklicher 
ſchrift, die in Art. 8, 9, 11 geregelt ſeien. 

Das KG. hat der Berufung des Bekl. ſtattgegeben: 15 

„Für den Fall, daß der Vergleich während des AufwVerfahre 


Zu 4. 1. Die Entlohnung der Tätigkeit eines preuß. ur 
in einem bei der AufwStelle anhängigen Verfahren richtet I 
grundfäglich nach der PrLGeb O. (vgl. Friedlaender⸗Kraemk! 
PreGebO., Vorbem. zu Art. 8—12 Anm. 1 und die in Fuße ee 
daſelbſt Angeführten). Kommt in einem Termin vor der Aufw Ste 
ein Vergleich zuſtande, der über die Zuſtändigkeit dieſer Stelle 1 8. 
hinausgeht (andernfalls vgl. Friedlaender⸗Kraemer, Proc e 
Art. 14 Anm. 3), jo wird die einſchlägige Tätigkeit des RA. durch er 
Terminsgebühr des Art. 10 mitabgegolten (Friedlaender⸗Kaſſo⸗ 
mer, PreGebd. Art. 10 Anm. 5). Das iſt auch gerade in Wale 
Sachen nicht auffällig, da nach 873 Abf. 2 AufwGg. die Aufwesken 
von Amts wegen „den Verſuch einer gütlichen Einigung zu ma Be 
hat, „ſofern nicht die Erfolgloſigkeit des Sühneverfahrens mil den 
ſtimmtheit vorherzuſehen iſt“. Die Vergleichsverhandlungen bil 
alſo hier einen regelmäßigen Teil des Terminsverlaufs. cen 

2. Ganz anders ſteht es mit dem außergerichtlich 
Vergleich. Keine der Einzelgebühren der Art. 8—11 ProGebd. i 
trifft eine jo umfaſſende Tätigkeit, wie bei ihm in Frage kom in 
Bei den gerichtlichen Vergleichsverhandlungen liegt die Leitung k 
der Hand des Richters, fo wenig auch die Mitwirkung des r d. 
unterſchätzen, und ſo angemeſſen es auch iſt, daß die BayRpft ger 
in Art. 11 eine beſondere Vergleichsgebühr vorſieht. Bei dem a 
gerichtlichen Vergleich iſt der RA. ganz auf ſich ſelbſt geſtellt. einer 
für das Zuſtandebringen eines außergerichtlichen Vergleichs in 


. 
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loeelnem Termin geſchloſſen wird, hat bereits der 9.38. (JW. 
di 26, 1240) verneint, daß dem RA. eine Vergleichsgebühr zuſteht; 
ieſe Gründe ergeben aber auch, daß der Anwalt im Aufw Verfahren 
1 einen abgeſchloſſenen Vergleich überhaupt keine Gebühr bean⸗ 
2 uchen kann. Die Vergütung für die Berufstätigkeit des RA. in 
büufweachen richtet ſich nach der Leb., nach Ark. S ff. iſt die Ge 
zuühr für die Tätigkeit des RA. im Aufm Verfahren zu bemeſſen; die 
a dieſen Beſtimmungen vorgeſehenen Gebühren ſind Einzelgebühren 
und können auch für mehrere einzelne Handlungen mehrmals ge⸗ 
ordert werden. Durch jede dieſer Einzelgebühren werden aber auch 
2 8 Nebengeſchäfte, welche gleichzeitig damit verbunden ſind, mit um⸗ 
9 und abgegolten, für letztere kann daher eine beſondere Gebühr 
icht in Anſatz gebracht werden. 
Iſt der Vergleich zuſtande gekommen, im Verlauf eines Schrift⸗ 
nachſels und durch Raterteilung, ſo kann der RA. Gebühren hierfür 
Fe den Art. 9, 11, 12 Gebühren beanſpruchen; ſoweit aber bie 
in erteifung oder der Schriftwechſel ſich auf einen Vergleich erſtreckt, 
hierfür eine beſondere Gebühr nicht zu berechnen. Die Voraus⸗ 
lcbung des Art. 14, daß für das dem RA. übertragene Geſchäft 
Art Gebühr nicht beſtimmt, iſt nicht gegeben, da der RA. nach den 
rt. 8ff. OGebO. zu liquidieren berechtigt iſt.“ 
(ch., Urt. v. 24. Sept. 1927, 26 U 6543/7.) 
Mitgeteilt von RA. Dr. Karl Liebling, Berlin. 
* 


„ 5. 813 Nr. 3 RA Gebo. Die Parteien des Vergleiches 
grauchen nicht mit den Prozeßparteien identiſch zu fein. 
auſalzuſammenhang. 5) 

Der Tatbeſtand des § 135 RUGED. erfordert nichts weiter, 
as daß der Anwalt bei einem zur Beilegung des Rechtsſtreits ab⸗ 
beſchloſſenen Vergleiche mitgewirkt hat. Zwiſchen welchen Perſonen 
85 Vergleich zuſtande kommt, iſt ohne Belang. Im vorl. Falle hatte 

Bekl. um ſo weniger Grund, gegen dieſen Standpunkt Stellung 
8 nehmen, als er perſönlich mit RA. P. vor dem Abſchluß des 
awegleiches Fühlung genommen und ihn zur weiteren Mitwirkung 
weberegt hat. Bei diefer Sachlage kann es auf ſich beruhen, aus 
welchen Gründen der Bekl. fi entſchloſſen hat, mit dem Kl. zur 
legung des Vorprozeſſes ſich perſönlich in Verbindung zu ſetzen. 


u Sache der RA. kein entſprechendes Entgelt erhalten ſollte, läßt 
ei nicht annehmen, zumal ja der Auftrag ſich auf Herbeiführung 
nes ſolchen Vergleichs beſchränken könnte. Danach wird man ſich 
gem. Art. 14 LGebd. für entſprechende Anwendung der RAGebdO., 
155 für Zubilligung der Vergleichsgebühr nach 8 13 Ziff. 3 RAchebd. 
1 entſcheiden haben ([Friedlaender⸗Kraemer, PreGebd. 
rt. 14 Aum. 3). 
LEN. Dr. A. Friedlaender, Limburg (Lahn). 


io Zu 5. Die Gebühr nach 8 13 Nr. 3 RAGED. ſteht dem An- 
falt zu für „die Mitwirkung bei einem zur Beilegung des Rechts⸗ 
kreites abgeſchloſſenen Vergleich“. Wichtig für den vorliegenden 
zal iſt der Umſtand, daß nicht der Abſchluß durch den Anwalt vom 
3 etz gefordert wird, ſondern nur die Mitwirkung; es iſt alſo 
Abſchaus möglich, daß auch bei Nichtbeteiligung des Anwalts am 
ſchluß des Vergleichs die Gebühr anfällt. 
5 Die Mitwirkung beſteht jedenfalls auch darin, daß der Anwalt 
'orſchläge macht und zu Entwürfen der Gegenfeite Stellung nimmt. 
Arlorderlich iſt noch ein Kauſalzuſammenhang, dieſe Tätigkeit des 
onnwalts muß auf den Abſchluß oder den Inhalt des Vergleiches 
Un Einfluß geweſen fein. Nach den tatfächlichen Feſtſtellungen des 
teils hat der Anwalt eine Tätigkeit entfaltet, die als eine Mit⸗ 
gung anzuſehen ift, und es ift nicht zu beanſtanden, daß auch ein 
ſaßuſalzuſammenhang angenommen wird, zumal „begründeter An⸗ 
An ür die Annahme gegeben iſt, daß in dem Vergleiche eine vom 
walt gegebene Anregung von beſonderer Wichtigkeit zur Aus⸗ 
rkung gekommen iſt“. 
En Der Kauſalzuſammenhang wird nicht unterbrochen durch den 
je tſchluß einer Partei, den Vergleich ohne Zuziehung der Anwälte 
he r abzuſchließen; denn trotzdem kann die vorangegangene Tätig⸗ 
Ant r Anwälte den Abſchluß vorbereitet, ja erſt ermöglicht haben. 
Sn die Tatſache, daß ſeitens des Anwaltes ein vorbereitender 
besen für den Prozeß während der Vergleichsverhandlungen 
Wiertigt iſt, läßt nicht den Schluß zu, daß der Anwalt hiermit die 
gle handlungen abbrechen wollte, denn es iſt ſehr wohl möglich, 
zeitig Vergleichsverhandlungen zu führen und den Prozeß in 
Aube zu halten, das Ruhen des Prozeſſes mit Rückſicht auf die 
ahnung eines Vergleiches iſt nur eine Möglichkeit, kein logiſches 
gleie geſetzliches Muß. Selbſt wenn der Anwalt wirklich die Ver⸗ 
wem Verhandlungen abbrechen wollte, ſchließt das nicht aus, daß, 
1 ein Vergleich doch zuſtande kommt, der Anwalt bei ihm mit⸗ 
left und feine Mitwirkung für den Abſchluß urſächlich ge⸗ 
Ochhner Vergleich braucht auch nicht unter den Prozeßparteien 
0 Folien zu fein, der Wortlaut von 8 13 NUGEGD. zwingt nicht 
ieſer Annahme, und aus 8 794 SBO. geht hervor, daß ein 
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Durch dieſen Umſtand allein wird jedenfalls eine Unterbrechung des 
urſächlichen Zuſammenhanges zwiſchen der Tätigkeit des RA. P. und 
dem Vergleichsabſchluß nicht dargelegt, geſchweige denn erwieſen. 

Das Geſagte gilt auch hinſichtlich des von RA. P. gefertigten 
Schriftſatzes v. 12. Dez. 1925. RA. P. war nicht nur Vergleichsanwalt 
des Kl., ſondern er war auch deſſen Prozeßbevollmächtigter zweiter 
Inſtanz. Es war durchaus zweckentſprechend, wenn er neben der auf 
gütliche Beilegung des Prozeſſes gerichteten Tätigkeit auch für den 
Fall, daß die Vergleichsverhandlungen ſcheiterten, Vorſorge traf und 
durch einen vorbereitenden Schriftſatz der weiteren Verhandlung 
vorarbeitete. 


(KG., 18. 3 S., Urt. v. 26. Jan. 1927, 18 U 9705/26.) 
Mitgeteilt von RA. Dr. Leo Paſch, Berlin. 


* 
Breslau. 

6. Der in 8 519 Abſ. 6 Satz 1 8 PO. feſtgeſetzte Zeit- 
raum von zwei Wochen läuft auch während der Gerichts- 
ferien. f) 

Dem Kl., der Berufung eingelegt hatte, war eine Friſt zur 
Zahlung des Koſtenvorſchuſſes bis zum 27. April geſetzt werden. Am 
26. April beantragte er Bewilligung des Armenrechts. Der dieſen 
Antrag ablehnende Beſchl. wurde dem Kl. am 11. Juli zugeſtellt. 
Am 26. Sept. 1927 hat der Kl. die Prozeßgebühr bezahlt. Das 
OLG. hat die Berufung wegen verſpäteter Zahlung des Koſtenvor⸗ 
ſchuſſes als unzuläſſig verworfen. Da der Kl. die Bewilligung des 
Armenrechts vor Ablauf der ihm geſetzten Friſt beantragt hat, ſo iſt 
der noch nicht abgelaufene Teil der Friſt, das ſind vorliegenden⸗ 
falls zwei Tage bis zum Ablauf von zwei Wochen nach Zuſtellung 
des das Armenrecht verweigernden Beſchluſſes, gehemmt worden, 
jo daß die Friſt am 27. Juli 1927 abgelaufen wäre. Der Friſt⸗ 
ablauf iſt aber weiter durch die Gerichtsferien gehemmt worden, ſo daß 
die letzten zwei Tage der geſetzten Friſt erſt am 17. Sept. abliefen. 
Die Vorſchrift des §8 519 Abſ. 6 Satz 1 ZPO. bedeutet nur, daß der 
noch nicht verbrauchte Teil der zum Nachweis der Zahlung der Prozeß⸗ 
gebühr beſtimmten Friſt bis zum Ablauf von zwei Wochen nach Zu⸗ 
ſtellung des Beſchluſſes nicht läuft, nicht Setzung einer weiteren 
Friſt, die wiederum durch die Gerichtsferien gehemmt würde. Am 


Vergleich zur Beendigung des Rechtsſtreits auch mit einem Dritten 
abgeſchloſſen werden kann. Wann dies denkbar iſt, kann hier nicht 
unterſucht werden. Soviel iſt aber ſicher, daß ein Vergleich, der 
den Anforderungen von $ 794 ZPO. entſpricht, auch ein Vergleich 
i. S. von § 13 Nr. 3 RAcebO. iſt. Im vorliegenden Fall iſt un⸗ 
ſtreitig, daß der Vergleich zur Beilegung des Rechtsſtreits ge⸗ 
ſchloſſen iſt und den Prozeß beendigt hat. Weder die Mitwirkung 
noch der Kauſalzuſammenhang werden davon berührt, daß der Ver⸗ 
gleich mit einem Dritten geſchloſſen iſt, der nicht Prozeßpartei iſt. 
Dem Urteil iſt daher durchweg zuzuſtimmen. 
Prof. Dr. Lent, Erlangen. 


Zu 6. Gegen den Standpunkt des OLG. laſſen ſich zwar ver⸗ 
ſchiedene Einwendungen formulieren, die aber m. E. einer näheren 
Prüfung nicht ſtandhalten. 

1. Die Hemmung einer Friſt ſetzt voraus, daß die Friſt über⸗ 
haupt läuft. Aus dieſem durchaus richtigen Satze läßt ſich aber nicht 
folgern, daß der in 8519 Abſ. 6 ZPO. genannte Zeitraum nicht 
läuft, ſolange bereits aus einem anderen Grunde der Lauf der Friſt 
gehemmt iſt. Es iſt vielmehr der umgekehrte Schluß gerechtfertigt, 
daß die Hemmung aus 8 519 Abſ. 6 nicht Platz greift, wenn und 
ſolange bereits der Lauf der Friſt aus einem anderen Grunde ge⸗ 
hemmt iſt. Andernfalls würde, wenn auch die Entſch. über das Armen⸗ 
rechtsgeſuch in den Ferien erfolgt iſt, die Hemmung der Friſt nicht 
bloß bis zum Ablauf von zwei Wochen nach Beendigung der Ge⸗ 
richtsferien gehemmt werden, ſondern die Hemmung müßte ſich 
auch um den in die Gerichtsferien fallenden Teil des Zeitraums ver⸗ 
langern, der zwiſchen dem Eingang des Armenrechtsgeſuchs und der 
ablehnenden Entſch. liegt. Dies kann das Geſetz aber nicht gewollt 
haben. Liegen mehrere Tatſachen vor, welche eine Hemmung der Friſt 
zur Folge haben, ſo erfolgt nicht eine mehrfache Hemmung, ſondern 
immer nur eine einmalige Hemmung, und zwar abſorbiert diejenige 
Hemmung, welche am längſten dauert, die übrigen. Ganz beſonders 
klar tritt dies zutage, wenn der Lauf der Friſt bei Stellung des 
Armenrechtsgeſuchs noch gar nicht begonnen hat, z. B. wenn die Be⸗ 
rufung am 16. Juli eingelegt und für die Einzahlung des Gebühren⸗ 
vorſchuſſes durch eine am 20. Juli zugeſtellte Verfügung eine Friſt 
von drei Wochen beſtimmt iſt. Dieſe Friſt beginnt nach 8 223 ZPO. 
erſt nach Beendigung der Gerichtsferien, alſo vom 16. Sept. ab zu 
laufen. Wird nun am 25. Juli vom Berufungskl. das Armenrecht 
beantragt und dieſer Antrag durch einen am 31. Aug. zugeſtellten 
Beſchluß zurückgewieſen, dann liegt der ganze Zeitraum, während 
deſſen die nach 8519 Abſ. 6 ZPO. beſtimmte Friſt gehemmt werden 
würde, in den Gerichtsferien. Da die Friſt aber erſt nach Beendigung 
der Gerichtsferien zu laufen beginnt, kann eine Hemmung auf Grund 
von 8 519 in dieſem Falle überhaupt nicht eintreten, weil eben in 
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26. Sept. 1927 war alſo die geſetzte Friſt bereits verſtrichen. Die 
Berufung it daher unzuläſſig. 
(OLG. Breslau, Beſchl. v. 28. Sept. 1927, 5 U 111/27.) 


* 


7. Beſchlüſſe des Exekutionsgerichts gemäß $ 155 
der öſterreichiſchen Exekutionsordnung können nicht ge⸗ 
mäß $ 722 BED. für vollſtreckbar erklärt werden. ) 

Der Beſchluß des REN ee iſt kein „ausländiſches 
Urteil“ i. S. von 88 722, 328 ZPO. Allerdings konnte die 
Bekl. gegen den Beſchluß Rechtsmittel einlegen, fo daß das Er⸗ 
fordernis des rechtlichen Gehörs gewahrt iſt. Allein dieſer Beſchluß 
iſt nicht in einem Rechtsſtreit ergangen, in welchem ſich die jetzige 
Kl. und die Bekl. als Parteien gegenüberſtanden, ſondern die Feſt⸗ 
ſtellung des Exekutionsgerichts hat von Amts wegen zu erfolgen. 
Die Kl. ſteht der Bekl. auch nicht als Gläubigerin gegenüber. Gläubi⸗ 
gerin iſt vielmehr lediglich die Verteilungsmaſſe. Denn anders als 
nach 8118 des Zwangsverſteigerungsgeſetzes wird nach der öſterr. 
ExekO. die Forderung gegen den Erſteher, falls dieſer das Meiſt⸗ 
gebot nicht berichtigt, nicht nach Maßgabe des Verteilungsplans dem 
beteiligten Gläubiger zugeteilt, fo daß dieſer ein unmittelbares Tore 
derungsrecht gegen den Erſteher erlangt, ſondern jeder beteiligte 
Gläubiger kann vom Exekutionsgericht die Exekution des Beſchluſſes 
beantragen, und dieſe findet alsdann zugunſten der Verteilungsmaſſe 
ſtatt. Erſt nach Beitreibung dieſer Forderung erfolgt dann eine Ver⸗ 
teilung der Maſſe nach Maßgabe des Verteilungsplans. Infolge⸗ 
deſſen kann auch die Bekl. nicht mit Forderungen aufrechnen, die 
ihr gegen den die Exekution betreibenden Gläubiger zuſtehen. Wenn 
auch in Deutſchland ein Vollſtreckungsurteil auf Grund des Exe⸗ 
Rutionsbeſchluſſes nicht zuläſſig iſt, jo kann doch jeder Beteiligte, 
welcher nach $ 155 ExekO. berechtigt iſt, in der Tſchechoſlowakei die 
Exekution zu betreiben, in Deutſchland Klage gegen den ſäumigen 
Erſteher auf Zahlung des vom Exekutionsgericht feſtgeſtellten Aus⸗ 
falls an die Verteilungsmaſſe erheben. Denn die Rechte und Pllich⸗ 
ten, welche ſich aus der Beteiligung an einem im Auslande ge— 
legenen Grundſtück und aus der Nichterfüllung der Verſteigerungs⸗ 
bedingungen ergeben, richten ſich nach dem betreffenden ausländiſchen 
Rechte, und dieſes findet nicht bloß auf den materiellen Inhalt dieſer 
Verpflichtung Anwendung, ſondern auch in Anſehung der Beſtim⸗ 
mungen über die gerichtliche Geltendmachung dieſer Anſprüche. 

(OLG. Breslau, Urt. o. 10. Okt. 1925, 5 U 107/25.) 
Mitgeteilt von OSR. Dr. Hertel, Oppeln. 
* 


dem für die Hemmung nach 8 519 in Betracht kommenden Zeit⸗ 
raum die Friſt überhaupt nicht zu laufen begonnen hat. 

2. Hemmung des Laufs einer Friſt und Friſtverlängerung ſind 
zwei verſchiedene Dinge. Bei einer Friſtverlängerung wird die Friſt 
ſelbſt verlängert, d. h. an Stelle der urſprünglich feſtgeſetzten Friſt 
tritt eine neue, längere Friſt. Bei der Hemmung einer Friſt 
wird dagegen ihre Dauer nicht verändert, ſondern nur in den Lauf 
dieſer an ſich unverändert bleibenden Friſt eingegriffen. Die Be⸗ 
ſtimmungen, welche für die Friſt ſelbſt gelten, ſind daher nicht auch 
auf den Zeitraum anwendbar, währenddeſſen der Lauf der Friſt ge⸗ 
hemmt iſt. 

Der Hemmungszeitraum aus 8 519 Abſ. 6 beſteht aus zwei 
verſchiedenen Abſchnitten, einem von unbeſtimmter Dauer, nämlich 
der Zeil zwiſchen Eingang des Geſuchs und Zuſtellung des ab'ehnenden 
Beſchluſſes und einem ſich daran anſchließenden von beſtimmter 
Dauer, nämlich von zwei Wochen. Der einheitliche Hemmungszeit⸗ 
raum kann rechtlich auch nur einheitlich behandelt werden, d. h. er 
ſtellt entweder in feiner Geſamtheit eine Friſtverlängerung dar oder 
überhaupt nicht. 

8. Der Zweck der Hemmung der Friſt nach 8 519 Abſ. 6 ZPO. 
iſt offenbar der, daß dem Berufungskläger nach Ablehnung feines 
Armenrechtsgeſuchs noch ein angemeſſener Zeitraum zur Bewirkung 
des Koſtenvorſchuſſes zur Verfügung ſtehen ſoll, und ſelbſt, wenn 
das Armenrechtsgeſuch am letzten Tage vor Ablauf der Friſt ein⸗ 
gegangen iſt, ihm noch mindeſtens 14 Tage zur Einzahlung des Vor⸗ 
ſchuſſes zur Verfügung ſtehen ſollen. Dieſe 14 Tage ſind alſo ge⸗ 
wiſſermaßen Reſpekttage. Allein wenn auch an ſich die in 8 519 ge⸗ 
ſetzte Friſt während der Gerichtsferien nicht läuft, ſo folgt daraus noch 
keineswegs, daß dies auch von den Reſpekttagen gilt, welche ihm 
nach Zurückweiſung ſeines Geſuchs zur Bewirkung der Zahlung 
gelaſſen werden. Wer ſein Geſuch am letzten Tage der Friſt einreicht, 
kann ſich nicht dadurch beſchwert fühlen, daß die Reſpeßkttage, durch 
die er ohnehin günftiger geſtellt wird als andere Berufungskl., auch 
während der Gerichtsferien laufen. 

OLGR. Dr. Hertel, Breslau. 


Zu 7. Das Klagebegehren ſtellt ſich als eine echte Klage⸗ 
verbindung (Kiagehäufung) nach 8260 ZPO. dar, da auf Grund 
mehrerer Tatbeſtände mehrere Anträge geſtellt, alſo mehrere Rechts⸗ 
ſchutzbegehren geltend gemacht ſind. Der eine Tatbeſtand gibt die 
Darſtellung der erfolgten Feſtſtellung der Haftung des Bell. filr 
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Dresden. 

7 u. Streitwert in Eheſachen. 

Nach § 11 SRG. wird bei nicht vermögensrechtlichen an 
ſprüchen der Wert des Streitgegenſtandes auf 2000 AH aus, 
nahmsweiſe höher oder niedriger, jedoch nicht unter 500 RN UM 
nicht über 50 000 RM angenommen. Für die Bemeſſung des Etreit 
werts innerhalb der damit gezogenen Grenzen iſt die Bedeutung 
des im einzelnen Falle verfolgten Anſpruchs entſcheidend. (13 

Bei der Bemeffung der Bedeutung kann es nun jedenfall 
dann nicht lediglich auf die Verhältniſſe der Parteien und ihr 75 
ſönliches Intereſſe am Streitwert ankommen, wenn der Rechts 
ſtreit ein Rechtsverhältnis betrifft, an dem die Allgemeinheit 1 
Offentlichkeit intereſſiert iſt. Dies trifft aber gerade für die She 
dungsprozeſſe zu. Daß die Ehe über die Intereſſen der Ehegatten 
hinaus eine außerordentliche große allgemeine Bedeutung hal, 
insbeſ. in geſellſchaftlicher, ſittlicher und wirtſchaftlicher Beziehung 
bedarf keiner weiteren Erörterung. Das gleiche gilt dann auch e 
die Frage der Eheſcheidung. Deren Bedeutung für die Offentlich⸗ 
keit und Allgemeinheit iſt denn auch rechtlich durch die bejonben 
Geſtaltung des Eheprozeſſes (vgl. z. B. 5 607 ZPO.) anerkaitl 
Dieſen allgemeinen Erwägungen trägt die vielfach beobachte 
Übung, den Streitwert für Scheidungsprozeſſe auf 500 Am Tel 
zuſetzen, nicht Rechnung. Sie rechtfertigen es vielmehr, hier grund! 
ſätzlich den Streitwert nicht geringer als auf 1000 AN anzuſehen, 
Damit erhalten in dem großen Kreiſe der dem § 11 GKG. unter 
fallenden Streitigkeiten die Scheidungsprozeſſe — als wohl die vr 
deutſamſte und wichtigſte Unterart — die ihnen grundſätzlich ge. 
bührende Einordnung in den Rahmen der für die Wertfeſtſetzung 
geſetzlich geſchaffenen Grenzen. ine 

Andererſeits ſpielen für die Bemeſſung der Bedeutung des el 
Beinen Scheidungsprozeſſes ſelbſtverſtändlich auch die Bergältn 
er Parteien (Stand, Bildungsgrad, Einkommens» und Vermögen, 
verhältniſſe) und ſpielt die dadurch ſowie durch ihre perſönliche & 
ſtellung zur Ehe durch die im Fall der Scheidung erwachſende 
Unterhaltsanſprüche, durch das Vorhandenſein von Kindern Ta 
bedingte Bedeutung der Scheidung gerade für die Parteien en 
weſentliche Rolle. Auch die allgemeine wirtſchaftliche Lage, wie "7, 
Umfang des Streitſtoffs, ſind von Bedeutung. Die Berückſichtig r 
dieſer Umſtände kann es im Einzelfall rechtfertigen, wenn an 
den geſetzlichen Normalſatz von 2000 „, hinausgegangen, aber a 
unter ihn heruntergegangen wird. Insbeſondere bei Parteien s 
dem kleinen Bürgerſtande oder aus dem Arbeiterſtande iſt letzte 
mit Rückſicht auf die weniger bedeutſamen Auswirkungen „ı. 
Rechtsſtreites in vermögensrechtlicher Beziehung wie auch hint) 
lich der Unterhaltsfrage ſogar geboten. Dabei wird ein Herunt⸗ 
gehen auf 1000 RN der Sachlage regelmäßig entjprechen. ger 

Nach alledem erachtet der Senat grundſätzlich für Scheidun 15 
prozeſſe, wenn die Parteien den oben angegebenen Ständen aue 
hören, die Annahme eines Streitwerts von 1000 AN für ich 
meſſen. Dieſe grundſätzliche Stellungnahme kann ſelbſtverſtän ar 
nicht hindern, daß im Einzelfall auch unter den Betrag von 100 
noch heruntergegangen wird. Aber das bedarf der Darlegun eg 
beſonderer Umſtände, die es im Einzelfall rechtfertigen. re 
falls kann der oben ſchon erwähnten Übung beigetreten we der⸗ 
den Streitwert grundſätzlich auf 500 MM zu bemeſſen. Das wi 


den Ausfall durch das ausländiſche Gericht und enthält das Ae 
gehren auf Vollſtreckungsurteil nach 88 722, 723 ZPO., der z für 
Tatbeſtand ſtellt die Gründe der materiellen Haftung des W 
den Ausfall dar und ſchließt daran die Anträge auf Veruriel 9: 
zur Leiſtung, ſei es an Kl., ſei es an die Verteilungsmaſſe: ohne 
Der primäre Antrag begehrt Vollſtreckungsurteil, d. h. Urteil oh, 


ſachliche Prüfung der Geſetzmäßigkeit des ausländiſchen u 
(8 723), während im Gegenſatz dazu die weiteren Anträge ſich 8 nel 


auf den materiellen Anſpruch ſtützen. Ob das OLG. Breslau fo per? 
den erſten Anſpruch abwies und dazu bei feiner Rechtsauffaſſung allt 
pflichtet geweſen wäre (welcher Meinung ich bin), kann bangen 
bleiben; der obige Tatbeſtand läßt näheres in dieſer Hinſicht 
erſehen. Hier intereſſiert nur die Frage, ob die Entſcheibung ie 
OLG. richtig iſt, ſoweit fie die Anwendung des 8 722 ablehnt. nach 
Frage muß unbedenklich bejaht werden; die 88 722, 328 haben init? 
ihrer Stellung im Syſtem der deutſchen ZPO. nur gerichtliche . 
urteile im Auge, alſo Entſcheidungen auf Grund eines geordn 777 
zwiſchen Partei und Gegenpartei ſpielenden eigentlichen Zivilre gen 
ſtreits; das Exekutionsurteil aber bildet lediglich eine im Rah 1 
ſogenannter freiwilliger Gerichtsbarkeit ergangene Entſcheidung, Ber 
übrigens der Bezeichnung einer folden (Urteil, Beſchluß, 
fügung uſw.) grundſätzliche Bedeutung nicht zukommt. 
ſeitigkeit mit der Tſchechoſlowakei iſt verbürgt gema 
vertrag zwiſchen Deutſchkand und dieſem Lande v. 25. Jun ie 
NGBl. II, 133, 134) und ber tatſächlichen Praxis der Gerichte 5147 
Landes; fo LG. Dresden, JW. 1925, 501; vgl. auch JW. 1924 fei 


= 


: 2 maß / 
ferner über die Vollſtreckung deutſcher Urteile in der Tscheche, 


Stark, JW. 1924, 1351, 1358; Schicketanz und BR 
JW. 1925, 457. IR. Dr. Geiershöfer, Nürnbe 


Re 
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ſireitet dem Geſetz. Indem dieſes — gegenüber einem Normalſatz 
u 2000 Al als die niedrigſte Einſchätzung, die überhaupt zu⸗ 

ng iſt, 500 l angegeben hat, gibt es als feinen Willen zu er- 

. daß dieſe nur bei den in jeder Richtung denkbar gering⸗ 

gen und ungünſtigſten Verhältniſſen Platz greifen foll. Derartige 

Fälle laſſen ſich wohl denken, aber fie find ſeltene Ausnahmen. 
gelmäßig liegen die Verhältniſſe jedenfalls nicht jo. Auch die 
n Anwälten gelegentlich aus leicht erkenntlichen Gründen be⸗ 

8 tragte in des Streitwerts auf 600 „ trägt den vor⸗ 

rterten Umſtänden nicht hinreichend Rechnung. 

8 Gegenüber dieſer geſetzlichen Regelung müſſen auch fiskaliſche 
edenken zurücktreten, die gegen die Stellungnahme des Senats 
degen der in Armenſachen eintretenden Mehrbelaſtung der Staats⸗ 
mie mit Anwaltsgebühren erhoben werden könnten. Der Mehr⸗ 

meg dund wird übrigens zum Teil durch die damit gleichzeitig ein⸗ 

dietende Erhebung höherer Gerichtsgebühren aufgewogen, ſoweit 
eſe — wie in anderen als Armenſachen — erlangbar ſind. 

ei Ein Lg. hat zur Rechtfertigung der Feſtſetzung des Streit⸗ 
erts auf 500 RM mehrfach ausgeführt: wenn die Nov. zum 

„infolge ihrer Wertbegrenzung nicht zu dem erſtrebten Er⸗ 
ebnis, die Anwaltsgebühren zu erhöhen, führe, fo könne das nicht 
en Anlaß bilden, von der Bewertung des Streitgegenſtandes nach 

— Erwerbsverhältniſſen der Parteien abzugehen. Allein dabei iſt 

beruhe überhaupt nur ein Teil der für die Wertfeſtſetzung zu 

b rückſichtigenden Umſtände in Betracht gezogen. Andererſeits 
kingt das Geſetz einmal, wie oben dargelegt, ſeinen Willen über 

bah Bemeſſung des Streitwerts der Eheſachen hinreichend deutlich 

M in zum Ausdruck, daß eine Feſtſetzung auf den niedrig⸗ 

— für den Regelfall nicht ſtattfinden ſoll, inſoweit hat fi 

64 Geſetz gar nicht geändert. Wenn ſodann aber die Novelle zun 

del den Mindeſtſatz wie den Normalſat der Gebühr höher als 

— feſtgeſtellt hat, ſo erwächſt damit den Gerichten die Auf⸗ 

u bie Streitigkeiten nunmehr in den neuen geſetzlichen Rahmen 

ei derweit — wie oben hinſichtlich der Eheſachen geſchehen — 
zuordnen. Das wird nach dem erſichtlichen Willen des Geſetzes 

we Erhöhung der Streitworte gegen früher bedeuten. Damit tritt 
uttelbar die Erhöhung der Anwaltsgebühren ein, und es iſt daher 

— nicht richtig, wenn das LE. ausführt, daß das Geſetz dieſes 

Bin ihm angeblich erſtrebte Ziel nicht erreicht habe. Das LG. trägt 
elmehr nur der Anderung des Geſetzes nicht hinreichend Rechnung. 

2 wenig aber vor der Anderung des GKG. irgendein Anlaß be⸗ 

gen hätte, mit Rückſicht auf die Gebühren des Anwalts ben 

des wert höher feſtzuſetzen, ſo wenig liegt nach der Anderung 

Geſetzes, die erſichtlich eine Erhöhung des Streitwerts will 
= damit mittelbar eine Erhöhung der Anwaltsgebühren erreicht, 
ni Möglichkeit oder ein Grund vor, dem Willen des Geſetzes 
cht Rechnung zu tragen. 

bo Die Verhältniſſe des vorliegenden Falles geben keinen Anlaß, 

In „Der grundſätzlichen Stellungnahme des Senats abzuweichen. 

1600 „rung, ber Beſchwerde iſt deshalb der Streitwert auf 

M feſtzuſegen. 
Os. 55 Beſchl. v. 19. Sept. 1927, 10 Reg 355/27.) 


r 


Luſſeldorſ. 


+, 8. 88 4, 6 30. Streitwertfeſtſetzung im Arreſtver⸗ 
fahren. 7 

unt Die Antragſtellerin hat wegen einer Forderung von 2025 Auf 
in eines Koſtenpauſchquantums von 500 KL. den dinglichen Arreſt 
. as inländiſche Vermögen der Antragſtellerin erwirkt. Das LG. 
Streitwert des Verfahrens auf 700 AA feſtgeſetzt. Hiergegen 


Kosten 8. Die Eniſch des Doch. Düffelborf, deſſen Apr, in 
mafenſachen vielfach vorbildlich iſt, wendet für die Streitwertbeſtim⸗ 
ARE im Arreſtprozeß zutreffend jo:wohl den 8 6 als auch den 8 4 
herd an. Sie bringt an ſich nichts Neues und verdient nur deshalb 
ricnergehoben zu werden, weil fie die jüngſte Praxis mancher Ge⸗ 
* bei Arreſten den Streitwert nach 93 350. frei zu ſchätzen, 
bin; gefetzwidrig bekämpft. Es läßt ſich ſehr deutlich beobachten, daß 
17 Praxis in weiterem Umfange erſt um ſich gegriffen hat, ſeitdem 
dorf Geſetzgeber es unternahm, durch Peſeitigung der Anrechnungs⸗ 
jet driften den Anwälten eine angemeſſene Vergütung in den meiſt 
(che mühe⸗ und verantwortungsvollen Arreſtſachen zu gewährleiſten 
der zor. 18. Aug. 1923, Anderung des 8 28 Nalcheb d.). Ein Teil 
Anme pr. reagierte hierauf durch Henubteb ung der Streitwerte unter 
Sendung des SEZRO. (val. die Nachweiſungen bei Walter⸗ 
Daß im Friedlaender, 8. Aufl. 810 Anm. 120 a Fußn. 184). 
was dieſe Praxis dem Geſetze nicht entſpricht, iſt oft genug dargetan 
270) (vgl. z. B. meine Ausführungen in JW. 1922, 508; 1926, 
Grin in e Zeit wieder vom KG. in JW. 1927, 406 55. Die 
nde ſollen hier nicht wiederholt werden. Wer ihnen bisher nicht ge⸗ 
iſt, wird auch in Zukunſt ſchwer zu überzeugen fein. Daher iſt 
die Sache des Geſetzgebers, endlich der unerträglichen Unſicherhelt, 
gut auf dieſem Gebiete herrſcht, ein Ende und das Unrecht wieder 

zu machen, das den Anwälten vielfach durch die Unterbewertung 
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hat der Direktor des Rechnungsamtes bei dem DLG. Duſſeldorf Be⸗ 
ſchwerde erhoben mit dem Antrage, den Wert des Streitgegenſtandes 
auf 2025 AM feſtzuſetzen. Die Beſchwerde iſt begründet. Nach 8 6 
30D. wird der Streitwert durch den Betrag der Forderung beſtimmt, 
wenn deren Sicherſtellung Gegenſtand des Streites iſt. Dieſe Vor⸗ 
ſchrift iſt auf den vorl. Fall anzuwenden. Denn der Arreſt findet 
zur Sicherung der Zwangsvollſtreckung wegen einer Geldforderung 
oder wegen eines Anſpruchs ſtatt, welcher in eine Geldforderung über⸗ 
gehen kann (8 916 ZPO.). Er dient alſo „zur Sicherſtellung der 
Forderung“ i. S. des 8 6 a. a. O. (vgl. Stein⸗Jonas, 38D. 
§ 6 Anm. II 1; Walter⸗Joachim⸗Friedlaender, Gebd. 8 10 
Anm. 113). Vielfach wird die Anſicht vertreten, der Streitwert des 
Arreſtverfahrens ſei nicht nach § 6, ſondern nach 8 3 a. a. O. nach 
freiem richterlichen Ermeſſen zu beſtimmeu. Eine überzeugende Be⸗ 
gründung aber wird hierfür nicht gegeben. Insbeſ. it die Auffaſſung, 
daß in § 6 nur die Klage auf Sicherſtellung, nicht aber ein 
Antrag auf Erlaſſung eines Arreſtes der Klage auf Erfüllung gleich 
gewertet fein Tolle (ſo Rc. 22, 427), mit dem Wortlaut und Sinn 
des § 6 nicht in Einklang zu bringen. Der Betrag ber Forderung aber 
beſtimmt ſich nach § 4 a. a. O., ſo daß Zinſen und Koſten als Neben⸗ 
forderungen von der Berüchkſichtigung ausgeſchloſſen find (RG. 
26, 412). 
(OLG. Düſſeldorf, Beſchl. v. 23. Sept. 1927, 7 W 207/27.) 


* 


Frankfurt a. M. 

9. 89 91, 169 350. Die Auslagen des Anwalts an 
das Gericht für eine 2. Urteilsausfertigung, die er als 
Abſchrift der 1. Urteilsausführung dem Gegner zuſtellen 
läßt, find nicht erſtattungsfähig. f) 

Nach 8 169 3PO. hat die Partei dem Gerichtsvollzieher neben 
der Urſchrift des zuzuſtellenden Schriftſtücks eine der Zahl der Per⸗ 
ſonen, welchen zuzuſtellen iſt, entſprechende Zahl von Abſchriften zu 
übergeben. Hätte der Anwalt der Kl. die zur Zuſtellung erforder⸗ 
liche zweite Abſchrift des Verſäumnisurteils in ſeinem Büro an⸗ 
fertigen laſſen, jo würde er dafür, wie ſich aus 8 76 NUGEbD. er⸗ 
ibt, neben der Prozeßgebühr eine beſondere Vergütung dieſes 
chreibwerks nicht beanſpruchen können (vgl. Walter⸗Joachim⸗ 
Friedlaender, 7. Aufl. 1925 S. 438/34 mit Anm. 19). Läßt 
er die Abſchrift nicht in feinem Büro, ſondern bei Gericht herftellen, 
fo iſt nach der in der Rſpr. der OLG. allgemein vertretenen Ab⸗ 
ſicht die von ihm für dieſe Abſchrift — vorliegend in Höhe von 
30 Pf. — an die Gerichtskaſſe nach $ 71 Abf. 1 und 3 GKG. zu 
entrichtende Schreibgebühr nicht i. S. des § 91 ZPO. erſtattungs⸗ 
fähig (KG.: JW. 1912, 438; OS GRſpr. 22, 288, daſ. 27, 41 und 
41, 253; OLG. Dresden: OLGRſpr. 23, 278 und 31, 24; OLG. 
Köln: JW. 1911, 419 = HLEKIpr. 25, 302 Amn. 1; OLG. Hamm: 
OL GRſpr. 31, 246; ebenſo Walter⸗Joachim⸗Friedlgen⸗ 
der, S. 434 Anm. 20; Stein⸗Jonas, 12. Aufl. zu 8 91 VII, 7 
S. 285; Sydow-Buſch⸗Krantz, 18. Aufl. zu § 91 Anm. 3 
6.132). Dies gilt auch für den Fall der Zuſtellung von Anwalt zu 
Anwalt (vgl. Walter⸗Joachim⸗Friedlaender a, a. O. und 
OLG. Hamburg: OL GRſpr. 23, 277). Hieran ändert nichts der von 
der Kl. hervorgehobene Umſtand, daß es im Intereſſe der Ra⸗ 
tionalifierung und Beſchlennigung des Betriebes liegt, wenn ſeitens 
des Gerichts bei der Herſtellung der Ausfertigung zugleich ein 
Schreibmaſchinendurchſchlag als Abſchrift mit angefertigt wird und 
nicht erſt die Ausfertigung auf dem Anwaltsbüro erneut abge⸗ 
ſchrieben werden muß. — Dieſe Erwägung hätte den Geſeßzgeber 
veranlaſſen können, in ſolchem Falle von der Erhebung einer ge⸗ 
richtlichen Schreibgebühr für den Durchſchlag abzuſehen; aber der 


ihrer Tätigkeit in Arreſtſachen — entgegen dem Geiſte des Geſetzes 
v. 18. Aug. 1923 — widerfährt. Bevor die Nov. v. 28. Jan. 1927 
zuſtande kam, iſt vom Deutſchen Anwaltverein nachdrüchlichſt auch 
auf dieſe Frage hingewieſen und eine Anderung des Geſetzes drin⸗ 
gend verlangt worden (Anwaltsblatt 1926, 18); leider vergeblich. 
Jetzt, wo die unheilvollen Folgen dieſes Geſetzes, 
das juſt in der Zeit ſteigender Teuerung die Ge⸗ 
bühren in ſtarkem Maße abbaute, ſich immer mehr 
geltend machen, ſollten mindeſtens die Forderungen 
ſchleunige Beachtung finden, die damals von der 
deutſchen Anwaltſchaft einmütig erhoben wurden: 
darunter die Forderung nach richtiger Bewertung der Arreſtſachen 
i. S. des mehrfach geſtellten Antrags, der folgendermaßen formuliert 
wurde: 
„Im Verfahren auf Anordnung, Abänderung oder Aufhebung 
eines Arreſtes oder einer einſtw. Verfügung, die zur Sicherung 
eines Anſpruchs dient, iſt der Wert bes zu ſichernden Anſpruchs 


maßgebend.“ 8 
RA. Dr. Friedlaender, München, 


Zu 9. Die Entſch. vermag ſich auf die herrſchende Anſchauung 
zu ſtützen. Letztere befriedigt nicht mehr. Der Beſchl. verweiſt dar⸗ 
auf, daß ohne Geſetzesänderung die bisherige Meinung nicht ver⸗ 
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in die Koſten verurteilte Prozeßgegner ift, wie vom LG. zutreffend 
dargelegt, nicht zur beſonderen Erſtattung dieſer Schreibgebühren 
verpflichtet. 
(OLG. Frankfurt a. M., Beſchl. v. 22. Aug. 1927, 4 W 64/27.) 
* 


Hamburg. 

10. Wird eine auf Grund eines Hoheitsverhältniſſes 
zu zahlende Rente nach Aufhebung dieſes Hoheitsver⸗ 
hältniſſes lange Zeit fortgezahlt, ſo kann hierin die Um⸗ 
wandlung in eine bürgerlich⸗ rechtliche Schuld erblickt 
werden. Buläffigfeit des ordentlichen Rechtsweges. f) 

Seit Jahrhunderten hat die Stadt G. an die Lauenburgiſche 
Landesherrſchaft jährlich ein „Oſterablager“ von 120 % und ein 
„Verbittelgeld“ von 11.46 gezahlt. Zuletzt iſt dieſe Zahlung unſtreitig 
i. J. 1924 mit 25% des Nennbetrages in Reichsmark erfolgt. Der 
Kl. verlangt jetzt mit der vorliegenden Klage 100prozentige Auf⸗ 
wertung, während die Behl. überhaupt ihre Zahlungspflicht in Ab⸗ 
rede nimmt, in erſter Linie jedoch die Unzuläſſigkeit des Rechts⸗ 
weges eingewandt hat. Das LG. hat dieſem Einwande ſtattgegeben und 
die Klage abgewieſen. Die Berufung hatte Erfolg. 

Über die Entſtehung der beiden ſtreitigen Abgaben iſt Sicheres 
nicht zu ermitteln. Hein ße, „Lauenburgiſches Sonderrecht“ S. 178, ſagt 
über die Entſtehung: Unter dem „Oſterablager“ verſteht man Geld⸗ 
gefälle, die von einer Dorfſchaft entrichtet wurden, um ſich von der 
Verpflichtung des „Ablagers“, d. h. der freien Naturalverpflegung des 
Herzogs und ſeines Gefolges zu befreien. Nach den vorhandenen 
Nachrichten iſt das „Oſterablager“ ſeit „unvordenklicher Zeit“ ge⸗ 
zahlt und ſein Urſprung wird in das 14. Jahrhundert zurück⸗ 
geführt, da die lauenburgiſchen Herzöge bereits 1370 G. mit 
dem Amt. B. verpfändet hatten. Andererſeits iſt es aber auch 
möglich, daß die ganz von lauenburgiſchem Gebiet umſchloſſene Feld⸗ 
mark G. auch noch in ſpäterer Zeit in einem gewiſſen Schutz- und 
Hoheitsverhältnis zu den lauenburgiſchen Landesherren geſtanden hat. 
Hierauf deutet auch die zweite Abgabe, das ſog. „Verbittelgeld“, das 
wohl mit „Schutzgeld“ zu überſetzen iſt. Das Verbittelgeld wurde 
früher von den Hausbeſitzern aufgebracht. Die Zahlung von gerade 
11,09 % läßt ſich bis ins Jahr 1701 rückverfolgen, in dem nach 
einem Amtsbericht 37 zahlungspflichtige Häuſer je vier Schilling 
aufzubringen hatten. 

Dieſe Darſtellung Heintzes deckt ſich im allgemeinen mit 
der Darſtellung des Kl., nur daß dieſer glaubt, die Abgaben noch 
auf eine frühere Zeit, die Zeit Heinrichs des Löwen, zurückführen 
zu können. Die Entſtehung erklärt der Kl. ebenſo. Legt man dieſe 
Darſtellung zugrunde, ſo kann es nicht zweifelhaft ſein, daß die 
beiden Gefälle ihren Urſprung in Redisberhälinfien gehabt 
haben, die rein öffentlich-rechtlichen Charakter trugen, 
Die Vergütung für den von der Landesherrſchaft gewährten Schutz 
wurzelt im öffentl. Recht und ebenſo die zur Ablöſung einer Quartier⸗ 
laſt gezahlten Rente. Damit iſt aber die Frage, ob der Rechtsſtreit 


laſſen werden könne. Der allein entſcheidende $ 91 ZPO. ermöglicht 
jedoch auch die entgegengeſetzte Auffaſſung, die Bejahung der Er⸗ 
ſtattungsfähigkeit; nach § 91 find die „zu zweckentſprechender 
Rechtsverfolgung notwendigen“ Koſten zu erſtatten; die Worte: 
„zweckentſprechend“ und „notwendig“ ſtellen aber nicht inhaltlich 
unabänderlich feſtgeſtellte Begriffe von ſtets gleichem Inhalt dar, 
ſondern erhalten Inhalt und Bedeutung aus der jeweiligen An⸗ 
ſchauung des Rechtsverkehrs. Wo früher mangels Eiſenbahnfahr⸗ 
gelegenheit die höheren Koſten des Pferdefuhrwerks zu erſetzen 
waren, entfiel die Erſtattungsfähigkeit, ſobald Bahnbenützung er⸗ 
möglicht war. Als 8 91 geſchaffen wurde, kannte man keine 
Schreibmaſchinen; die Herſtellung einer zweiten Urteilsausfertigung 
machte damals dem Gericht denſelben neuen Zeitaufwand erforder⸗ 
lich wie die der erſten; heute wird fie mühe⸗ und faſt Koſtenlos 
durchgeſchlagen, während der Anwalt bei neuerlicher Abſchrift⸗ 
erſtellung den neuerlichen Zeitaufwand benötigt, auch die Schnellig⸗ 
keit der Zuſtellung dadurch beeinträchtigt. Einer rationellen und 
modernen Auffaſſung des Rechtsverkehrs entſpricht daher die Ver⸗ 
wendung einer dem Gericht ja zu bezahlenden zweiten Urteils⸗ 
ausfertigung für die Zuſtellung; dann aber ſind die Koſten erſatz⸗ 
fähig. Die Erſparung der Arbeit nochmaliger Abſchrift beim An⸗ 
walt ſpielt demgegenüber keine Rolle. Es wäre zu wünſchen, daß 
die Rſpr. die veraltete Meinung preisgibt; dann entfiele auch die 
Notwendigkeit der Erörterung dieſer weniger wichtigen, aber in der 
Praxis ſtändig wiederkehrenden Frage. 
IR. Dr. Geiershöfer, Nürnberg. 


Zu 10. Im vorl. Falle handelt es ſich um die Zuläſſigkeit 
des Rechtsweges. Man kann es dahingeſtellt fein laſſen, ob die 
beiden Gefälle von Haufe aus einen rein öffentlich⸗rechtlichen Charakter 
gehabt haben. Sie ſind zu einer Zeit entſtanden (vielleicht zur Zeit 
Heinrichs des Löwen !), wo man in Deutſchland die Unterſcheidung 
zwiſchen öffentlichem und privatem Recht überhaupt noch nicht gemacht 
hat, und man kann daher auch nicht von einer Umwandlung dieſer 
Gefälle in rein bürgerlich⸗rechtliche Anſprüche reden. Es genügt voll⸗ 


Rechtſprechung 


N 
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als bürgerl. Rechtsſtreit vor die ordentl. Gerichte gehört 08 2 
GV.), noch nicht entſchieden. Es ift durchaus denkbar, daß el 


Anſpruch, der urſprünglich rein öffentlich⸗rechtlichen Charakter getragen 


hat, dieſen im Laufe der Zeit verloren hat und zu einem rein bürger 
lich-rechtlichen Anſpruch geworden iſt. Und dies ift in der Tat hier 
anzunehmen. Die tatſächlichen und die Rechtsverhältniſſe, die einſt 
zur Feſtſetzung dieſer Abgaben geführt haben, gehören längſt der Ge⸗ 
ſchichte an. Es beſteht kein Schutzverhältnis mehr, auch ein Ab“ 
hängigkeitsverhältnis, das zu einer Quartierlaſt den Grund legen 
könnte, iſt heute nicht mehr denkbar. Heute ſtehen ſich die Parteien 
als öffentlich⸗rechtliche Körperſchaften verſchtedener Länder vollſtändih 
gleichberechtigt gegenüber. Wenn trotzdem die Zahlung der beiden 
Gefälle durch die Jahrhunderte hindurch fortgeführt worden iſt, 
kann das nur geſchehen fein in dem Bewußtſein, daß der urſprüng“ 
liche Rechtsgrund der Zahlungen nicht mehr beſtand und nach menſch⸗ 
lichem Ermeſſen auch keine Verhältniſſe wieder eintreten würden, 
in denen G. ſich gehalten ſehen würde, an Lauenburg für gewährten 
Schutz oder zur Abfindung einer Quartierslaſt eine Vergütung zu 
verſprechen. Wenn man trotz dieſer Erkenntnis die Zahlung fortſezte, 
ſo hat man ſie damit bewußt ihres urſprünglich öffentlich rechtlichen 
Charakters entkleidet, der ja ſinnlos geworden war, und ſie zu einer 
rein bürgerlich⸗rechtlichen Verbindlichkeit gemacht. Danach iſt der 
ordentliche Rechtsweg zuläſſig. 
(OLG. Hamburg, 5. 38., Urt. v. 25. Mai 1927, V 141/27.) 
Mitgeteilt von Bürgermeiſter J. Weltzien, Geeſthacht. 
* 

II. $ 91 ZPO. Für die Wahrnehmung eines aus“ 
wärtigen Beweistermins kann die Partei in der Rege! 
nur diejenigen Koſten erſtattet verlangen, die entſtanden 
wären, wenn der Prozeßanwalt den Termin ſelbſt wahr, 
genommen hätte, alſo Erſatz des Fahrgeldes und der Tage, 
gelder. Der Prozeßanwalt hat bei dem auswärtigen Ge 
richt darauf hinzuwirken, daß der Termin ſo gelegt m 
daß er nur eine eintägige Reiſe des Anwalts erfordert. 

Die Anſicht des LG., daß die Gebühren und Auslagen eine 
mit der Vertretung einer Partei in einem auswärtigen Beweisauf 
nahmetermin beauftragten Anwalts in jedem Falle nur inſower 
zu erſtatten ſeien, als fie die Reiſekoſten und Tagegelder = 
Prozepbevollmächtigten nicht überſtiegen, mag irrig ſein. Es erſcheine, 
Falle denkbar, in denen die Wahrnehmung eines auswärtigen 
weisaufnahmetermins durch einen am Sitze oder im Bezirke Ee. 
erſuchten Gerichts wohnhaften Anwalt als geboten gelten ban 
und daher die dadurch entſtehenden höheren Koſten als zur zwech 
entſprechenden Rechtsverfolgung notwendig und demgemäß erſtce⸗ 
tungsfähig anzuſehen find. Daß dies hier vorgelegen habe, daß hie 
nach den beſonderen Umſtänden des Falles die Vertretung der Kl. 92 
dem Beweisaufnahmetermin in Fl. einem dortigen Anwalte ha 


übertragen werden müfjen, it jedoch von der Kl., der Bejchwerd?” 


führerin, nicht dargetan und auch nicht erkennbar. Fl. iſt nicht 
kommen, daß es ſich hier um vermögensrechtliche Anſprüche handele 
Für ſolche ift nach der ſtändigen Rſpr. des NG, die Zuſtändigkeit ie 
ordentlichen Gerichte gegeben, und man hat nicht mehr nötig, per 
privatrechtliche Natur eines vermögensrechtlichen Anſpruches zu de. 
haupten, um ihn der ordentlichen Gerichtsbarkeit zu unterwerfen 
„Streitigkeiten über vermögensrechtliche Anſprüche ſind ſtets zu 09 
bürgerlichen Rechtsſtreitigkeiten zu rechnen“ (RG. 70, 81 JW. 1900, 
63), m. a. W. Streitigkeiten über vermögensrechtliche Anſprüche 90 
hören zur Zuſtändigkeit der ordentlichen Gerichte, einerlei ob Nie | 
öffentlichen oder im privaten Recht wurzeln. Darum iſt au 
vorl. Falle die Zuläſſigkeit des Rechtswegs gegeben. 

Geh. IR. Prof. Dr. Rieker, Erlangen. 


Zu 11. Die Entſch. der Verge. des NG. v. 21. Jun 1909 
(RG. 51, 11) erklärt die Koſten des zur Wahrnehmung ines ge 


wärtigen Beweistermins ſubſtituierten RA. bis zur Höhe der 


Joachim Friedlaende r d Aufl 8s 40 40 Anm. 1 gt Mir 

5 7 

dorf verfahren, als es in ſeiner Entſch. v. 16. Dez. 1926 (JW. eh 
n 

notwendig ſei, wenn der Prozeßbevollmächtigte ohne Gefahr 

der Intereſſen anderer Klienten die Reiſe nicht unternehmen beo ch 

Es kommt eben darauf an, ob dem RA. nach Lage des Falles, nie 
ſeiner Perſönlichkeit, dem Umfang ſeiner Praxis uſw. die 

billigerweiſe zugemutet werden kann. vat 

Die oben abgedruckte Entſch. des OLG. Hamburg geht mt 
anſcheinend von richtigen allgemeinen Grundſätzen aus: ſie er 
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21 von H. entfernt, auch nicht ſo ſchwer zu erreichen, daß eine 
eilnahme des klägeriſchen Prozeßbevollmachtigten an der dortigen 
ineweisaufnahme als unmöglich habe angeſehen werden müſſen oder 
um objektiv nicht zuzumuten geweſen ſei. Das iſt nicht etwa um 
wi illen anzunehmen, weil es, was übrigens nicht zugegeben wer⸗ 
9 kann, ſtändige Übung ſei, daß der am Sitze des ProzGer. woh⸗ 
er Prozeßbevollmächtigte eine auswärtige Beweisaufnahme nicht 
bit, wahrnehme, oder weil, wenn er dies tue, ſolches für jeine 
raxis ſtörend ſei. Dieſe Momente begründen keine Unmöglichkeit 
2 Wahrnehmung des auswärtigen Beweisaufnahmetermins durch 
n Prozeßanwalt dergeſtalt, daß es infolgedeſſen unerläßlich und 
gerechtfertigt ſei, in dieſem Termine die Partei durch einen fremden 
Malt vertreten zu laſſen, und daß der Gegner verpflichtet fei, die 
durch entſtehenden höheren Koſten ebenfalls zu erſtatten. 
5 Iſt ſonach dem LG. darin beizutreten, daß hier die Kl., die ihr 
durch ihre Vertretung bei der Beweisaufnahme in Fl. erwachſenen 
zoſten nur in derjenigen Höhe von der Bell. erſtattet verlangen 
— in welcher ſie entſtanden wären, wenn ihr Prozeßbevollmäch⸗ 
gter ſelbſt fie dortſelbſt vertreten hätte, alſo nur inſoweit, als 
aer Reiſekoſten und Tagegelder hätte liqwidieren können, jo iſt 
aach zu prüfen, ob die Kl., wie ſie noch geltend macht, jedenfalls die 
Auſten. in Anſatz bringen kann, die durch eine zweitägige Reiſe ihres 
Dewalts entſtanden ſein würden. Das iſt gleichfalls zu verneinen. 
Fehr Termin zur Vernehmung des Zeugen ſtand nicht etwa ſchon 
dalhmorgens an, ſondern war auf 12.30 Uhr nachmittags anbe⸗ 
Bat. Der erſte D-Zug aus H. lief allerdings wenige Minuten 
5 12.30 Uhr in Fl. ein. Es darf aber unbedenklich angenommen 
unden, daß die Kl. durch Stellung eines geeigneten Antrages 
belſchwierig bei dem erſuchten Amtsrichter eine kurze Verſchiebung 
es Beweisaufnahmetermins erwirkt haben würde. Der klägeriſche 
rozeßbevollmächtigte wäre daher nicht gezwungen geweſen, H. ſchon 
1 vorhergehenden Abend zu verlaſſen, um bei der Zeugenverneh⸗ 
hätten in Fl. rechtzeitig erſcheinen zu können. Seine Teilnahme darin 
ütte, da er nachmittags mehrfache Gelegenheit gehabt hätte, nach H. 
zurückzukehren, nur eine eintägige Reiſe erfordert, ſo daß auch nur 
ſchig fed die dem Anwalt für eine ſolche zuſtehen, erſtattungs⸗ 
ind. 
(SG. Hamburg, Beſchl. v. 1. Juni 1927, Bs Z I 70/27.) 
* 


damm. 
ve 12. I. 88 97, 98 BGB. Die Pfändung der Material- 
ſerve einer Fabrik iſt unzuläſſig. 
II. Der Konkursverwalter ift im Falle der Pfän- 
von Zubehör des zur Maffe gehörigen Fabrikgrund⸗ 
zur Beſchwerde berechtigt. 
L. 

Die von der Gläubigerin gepfändeten zwei Stangen Matrizen⸗ 
ſind Zubehör des Fabrikgrundſtücks, weil ſie, ohne Beſtandteil 
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b — 
der Behinderung des Prozeßbevollmächtigten eine Ausnahme von 
in der Plenarentſch. gemachten Eintſchränkung an; bei Prüfung 
Les Verhinderungsfrage aber läßt ſie bedauerlicherweiſe die feine 
gan aRenntniß vermiſſen, die man ſonſt gerade bei dem YanfORG. 
Si it. Bedarf es wirklich noch beſonderer Klarlegung, daß ein 
chäftigter Anwalt, zumal in der Großſtadt, nur ausnahmsweiſe ohne 
ührdung der von ihm ſonſt zu wahrenden Intereſſen Reifen unter⸗ 
neh en kann, die ihn einen ganzen Tag oder länger in Anſpruch 
en Und ſoll er regelmäßig genötigt ſein, ſolche Reifen, wenn 
0 Verrch der Partei oder dem Gegner Koſten erſpart werden, gegen eine 
zergütung“ zu machen, die nach dem geltenden Recht in den meiſten 
Wilen noch nicht einmal die Barauslagen deckt, geſchweige denn eine 
Dielliche Entſchädigung für Zeitverluſt, Abweſenheit vom heimiſchen 
8 uſw. darſtellt? Eine ſolche Auffaſſung verträgt ſich nicht mit 
wa Erforderniſſen des Lebens und der richtigen Einſchätzung deſſen, 
if der Anwalt der Geſamtheit feiner Klienten ſchuldig iſt: er 
Sin der Diener eines einzelnen; er darf und muß nach eigenem 
lic l Ermeſſen ſeine Zeit und ſeine Kräfte ſo einteilen, daß er mög⸗ 
mo ligen ſeinen Aufgaben gerecht werden kann. Das wäre nicht 
a ich, wenn der MU. zu jedem auswärtigen Termin, deſſen Wahr⸗ 
is, nung wünſchenswert, bei Aufſtellung eines Subſtituten aber teurer 
i als bei Wahrnehmung durch den Prozeß bevollmächtigten, ſelbſt 
Subn; müßte auf die Gefahr hin, der Partei für die Mehrkoſten des 
dei. iituten zu haften. Letzten Endes tragen ſolche Anſchauungen dazu 
au dem Anwaltſtande die Freiheit, das Selbſtbeſtimmungsrecht zu 
weis weiter dazu, daß in vielen Fällen eine Vertretung bei der Be⸗ 
Gen aufnahme aus Vorſicht überhaupt unterbleibt, daß alſo der große 
legen, den die Plenarentſch. v. 21. Juni 1902 für die Rechts⸗ 
ebene bedeutete, verſchleudert wird: was im Einzelfalle nur klein und 
zweffremd wirkt — eine Wirkung, die in vorl. Sache durch den 
es Alen Teil der Entſch. noch verſtärkt wird —, ſchädigt, wenn 
hoſſen ile, macht, den Stand und die Rechtspflege. Es iſt daher zu 
daß di daß der Beſchl. des OLG. Hamburg keine Nachahmung finden, 
dorf ie Rſpr. vielmehr den Weg gehen wird, den das OLG. Düſſel⸗ 
rf vorgezeichnet hat. RA. Dr. Friedlaender, München, 
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desſelben zu ſein, ſeinem wirtſchaftlichen Zwecke zu dienen beſtimmt 
ſind und in einem dieſer Beſtimmung entſprechenden räumlichen Ver⸗ 
hältniſſe zu dem Grundſtücke ſtehen ($ 97 Abſ. 1 BGB.). Die Zweck⸗ 
beſtimmung der fraglichen Stahlſtangen iſt die, daß aus ihnen Stanz⸗ 
werkzeuge hergeſtellt werden, die als Erſatzteile für die beim Be⸗ 
triebe der Nietenpreſſen unbrauchbar gewordenen Stanzwerkzeuge 
dienen und durch ihre beſtimmungsmäßige Verwendung zugleich ihre 
eigene Selbſtändigkeit verlieren. Sie ſind nicht etwa ein Rohſtoff, 
der auf das Fabrikgrundſtück gebracht iſt, um im Betriebe zu Nieten 
verarbeitet zu werden, vielmehr ein Material, aus welchem die an 
Stelle der erſatzbedürftigen Werkzeuge in die Nietenpreſſen einzu⸗ 
ſetzenden Vorrichtungen, ohne welche die Fabrik überhaupt nicht be⸗ 
triebsfähig zu erhalten wäre, beſchafft werden ſollen. Daraus folgt, 
daß ſie dem wirtſchaftlichen Zwecke des Fabrikgrundſtücks zu dienen 
beſtimmt ſind, weil ſie eine als Zubehör zu erachtende Material⸗ 
reſerve darſtellen. Auch iſt es ohne Bedeutung, daß eine derartige 
Materialreſerve bei der beiſpielsweiſen Aufführung einzelner als Zu⸗ 
behör einer Fabrik zu behandelnden beweglichen Gegenſtände in 8 98 
Abſ. 1 BGB. nicht beſonders erwähnt wird (vgl. RG. 66, 357; 77, 
38; 86, 329). 
II. 


Kraft ſeiner Stellung hat der Konkursverwalter dafür zu 
ſorgen, daß die zur Maſſe gehörigen Gegenſtände entſprechend den 
geſetzlichen Vorſchriften verwertet werden. Iſt das Fabrikgrundſtück 
hypothekariſch belaſtet, ſo darf und muß der Konkursverwalter auch 
die Intereſſen der abſonderungsberechtigten Hypothekenglaubiger wahr⸗ 
nehmen, alſo im Beſchwerdewege geltend machen, daß durch die Pfän⸗ 
dung von Zubehörſtücken in die Rechte der Hypothekengläubiger ein⸗ 
gegriffen werde (vgl. RG. 74, 109). Sollte eine hypothekariſche Be⸗ 
laſtung des Grundſtücks nicht beſtehen, ſo darf und muß er geltend 
machen, daß durch die ſeitens der Gläubigerin veranlaßte Pfändung 
ein zur Abſonderung berechtigendes Pfändungspfandrecht nicht wirk⸗ 
ſam zur Entſtehung gelangt und die Pfandſtücke zur Befriedigung 
der Konkursgläubiger mit heranzuziehen ſeien. 

(OLG. Hamm, 1.85., Beſchl. v. 13. Jan. 1926, 1 W 313/25.) 
Mitgeteilt von OLGR. Felix Nieſert, Hamm. 
* 


Jena. 

13. 88 828 ff. ZpO. Der dem Eigentümer zufallende 
Anteil am künftigen Verſteigerungserlös kann gepfändet 
werden. 

Nach der herrſch. Rſpr. (vgl. Kann, ZRO., Bd. II S. 677), 
der ſich der Sen. anſchließt, ſind künftige Forderungen, dem Be⸗ 
dürfniſſe des Wirtſchaftslebens entſprechend, pfändbar, wenn ſie nach 
ihrer Begründung ſchon gegenwärtig dem Grunde nach beſtimmbar 
ſind. Das iſt bei der Forderung aus dem Verſteigerungserlös der 
Fall: von dem Meiſtgebot ſind die Beträge der Rechte abzuziehen, 
die nach der Anmeldung oder dinglichen Haftung des Grundſtücks 
bei der Verteilung zu berückſichtigen ſind. 

(OLG. Jena, Beſchl. v. 30. Aug. 1927, 3 U 304/27.) 
* 
Kiel. 

14. 8 478 BGB. Die Mängelanzeige kann an den 
Zeſſionar der Kaufpreisforderung gerichtet werden. 5) 

Die Bejahung der Rechtsfrage, ob das dem Käufer im 8 478 
BGB. eingeräumte Recht zur Zahlungsweigerung im Falle der Ab⸗ 
tretung der Kaufpreisforderung durch eine Mängelanzeige an den 
Zeſſionar gewahrt werden kann, liegt unter Umſtänden im Inter⸗ 
eſſe des Käufers, zumal wenn ihm der Aufenthalt des Verkäufers, 
wie im vorliegenden Falle, unbekannt iſt. Zwar könnte eine An⸗ 
zeige an den früheren Verkäufer, deſſen Aufenthalt unbekannt ge⸗ 
worden iſt, durch öffentliche Zuſtellung gem. $ 132 Abſ. 2 BGB. 
erfolgen, aber immerhin iſt dies ein umftändlicheres Verfahren. 
Daß 8 478 BGB. nur von einer Anzeige an den „Verkäufer“ 
ſpricht, darf bei der Beantwortung der in Rede ſtehenden Frage 
nicht ins Gewicht fallen. Denn es iſt klar, daß, unbeſchadet der Vor⸗ 
ſchriften der 88 398, 404 BGB., im Gef. ſowohl bei der Regelung 
der ſonſtigen einzelnen Schuldverhältniſſe wie beim Kaufe immer 
nur von dem Normalfall der zwiſchen den Vertragsparteien ent⸗ 
ſtehenden Rechten und Pflichten die Rede ſein kann. Das OG. hat 
ferner bereits zutreffend ausgeführt, daß i. S. des 5 404 BGB. 


Zu 14. Dem Erk. gebührt m. E. Zuſtimmung. Die Wirkung der 
Anzeige i. S. des 8478 BGB. iſt nicht die einer Vertragsaufhebung 
oder auch nur eines Wandlungsbegehrens, ſondern nur die einer 
Fortdauer der Wandlungs⸗ und Minderungseinrede über die 
Verjährungsdauer des 8 477 hinaus; es handelt ſich alſo, jeden» 
falls an ſich und zunächſt, nur um Verteidigung gegen 
den Verkäuferanſpruch, und dieſe muß finngemäß gegen den ge⸗ 
richtet werden, dem der abzuwehrende Anſpruch zur Zeit ſelbſt zuſteht. 

Unkenntnis des Käufers vor der Abtretung würde ſelbſt⸗ 
verſtändlich gem. § 407 BGB. zu ſchützen fein. 

Geh. JR. Prof. Dr. Oertmann, Göttingen. 
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eine Einwendung ſchon dann als zur Zeit der Abtretung gegen 
den bisherigen Gläubiger begründet anzuſehen iſt, wenn der eigent⸗ 
liche Rechtsgrund, auf dem ſie ruht, bereits zur Zeit der Ab⸗ 
tretung beſtanden hat. Daher kann der Käufer an der Geltend⸗ 
machung der Einrede aus $ 478 B05B., die ſich auf einen bei der 
übergabe vorhandenen Mangel der Kaufſache ſtützt, gegenüber 
dem Zeſſionar der Kaufpreisforderung nicht dadurch gehindert ſein, 
daß die Vorausſetzung der rechtzeitigen Mängelanzeige, an welche 
die Einrede gebunden iſt, erſt nach der Abtretung eingetreten iſt. 

Nur darauf kommt es an, ob die Mängelanzeige auch nach 
der Abtretung an den Verkäufer gerichtet werden muß, oder ob 
ſie zum mindeſten — was hier ausreichend iſt — an den Zeſſionar 
gerichtet werden darf. Dafür, daß nach wie vor dem Verkäufer der 
Mangel anzuzeigen iſt, ſcheint der Zweck der Anzeige zu ſprechen, 
der darin beſteht, dem Verkäufer die Möglichkeit zu gewähren, 
ſeine Rechte rechtzeitig, z. B. durch Beweisſicherung, zu wahren 
(ogl. Staub⸗Könige, HGB., zu § 377 Anm. 141). Da indes 
der Verkäufer ſeine Rechte an den Zeſſionar abgetreten hat, iſt 
auch dieſes Intereſſe, die Fehlerloſigkeit der Lieferung alsbald dar⸗ 
zutun, auf den neuen Gläubiger übergegangen, wie denn überhaupt 
nach 89398 BGB. die Abtretung bewirkt, daß mit dem Abtretungs⸗ 
vertrage der neue Gläubiger an die Stelle des bisherigen tritt. 
Nun führt zwar das LG. richtig aus, daß der Verkäufer nur feine 
Gläubigerrechte, nicht aber auch ſeine Schuldnerpflichten aus dem 
gegenſeitigen Vertrage abtreten könne. Aber die rechtzeitige An⸗ 
eige gem. § 478 BGB. ſchafft nur die Befugnis, die Zahlung 
es Kaufpreiſes zu verweigern, alſo nur ein Einrederecht gegen die 
Kaufpreisforderung, ohne daß die Schuldnerpflichten des urſprüng⸗ 
lichen Verkäufers dadurch geändert werden. Da nun dieſe Kauf⸗ 
preisforderung auf den neuen Gläubiger übergegangen iſt, folgt 
daraus, daß der neue Gläubiger auch derjenige iſt, an den nach er⸗ 
folgter Anzeige von der Abtretung die Mängelanzeige zu richten iſt. 
Bei der Einrede aus 8 478 BGB. handelt es ſich nicht mehr um 
ein Recht auf Wandlung und eine hieraus folgende Rückgängig⸗ 
machung des Kaufvertrages — inſoweit ſteht vielmehr die Ver⸗ 
jährung entgegen —, ſondern lediglich um das Recht des Käufers, 
die Zahlung des Kaufpreiſes inſoweit zu verweigern, als er auf 
Grund der Wandlung dazu berechtigt „wäre“. Entſprechend bildet 
auch den Inhalt der im § 478 BB. geforderten Anzeige, wie im 
Gegenſatz zum LG. hervorzuheben iſt, nicht ein Verlangen der 
Wandlung, ſondern lediglich die Mitteilung des beanſtandeten 
Mangels. 

Für die Anfechtung wegen Irrtums oder argliſtiger Täuſchun 
hat das RG. ausgeſprochen, daß die Anfechtungserklärung auch 
nach Abtretung des Anſpruchs an den urſprünglichen Vertrags⸗ 
gegner, nicht an den Zeſſionar zu richten wäre, weil ſie „nicht den 
abgetretenen Anſpruch, ſondern das ihm zugrunde liegende Ge⸗ 
ſchäft zum Gegenſtande hat“ (vgl. RG. 86, 310). Die Anfechtung 
vernichtet eben das geſamte geſchloſſene Geſchäft (8 142 BGB.). 
Aber die Anzeige aus $ 478 BGB. hat eine ſolche das Rechts⸗ 
geſchäft vernichtende Wirkung nicht, ſie berührt nur den abge⸗ 
tretenen Anſpruch auf Zahlung des Kaufpreiſes, und deshalb liegt 
es i. S. der reichsgerichkl. Rſpr., daß die Anzeige aus § 478 BGB. 
an den Zeſſionar zu richten iſt. 

(Os. Kiel, 2. 3 S., Urt. v. 1. Febr. 1927, 2 U 322/26.) 
Mitgeteilt von Vizepräſ. Dr. Matthieſſen, Kiel. 


* 
Königsberg. 


15. Ein Streit darüber, ob ein Fall des 8 60 KO. 
vorliegt, iſt, wenn ein Maſſegläubiger Zwangsvoll⸗ 
ſtreckungsmaßregeln vornimmt, im Wege der Klage aus 
5 767 und nicht im Wege der Erinnerung aus 8 766 ZPO. 
auszutragen. 

Nach 8 60 KO. tritt, ſobald ſich herausſtellt, daß die Konkurs⸗ 
maſſe zur vollſtändigen Befriedigung aller Maſſegläubiger nicht aus⸗ 
reicht, eine verhältnismäßige Befriedigung derſelben in der näher be⸗ 
zeichneten Reihenſolge ein. Auf welchem Wege ein Streit darüber, 
ob ein Fall des 8 60 eingetreten ſei, auszutragen ift, insbeſ. ob, wenn 
ein Maſſegläubiger bereits einen vollſtreckbaren Titel hat und auf 
Grund dieſes Titels die Zwangsvollſtreckung vornimmt, der Konkurs⸗ 
verwalter eine angebliche Unzulänglichkeit der Maſſe durch Erinnerung 
aus 8 766 ZPO. oder mittels Zwangsvollſtreckungsgegenklage nach 
$ 767 geltend zu machen hat, tft im Geſetz nicht zum Ausdruck ge⸗ 
bracht und daher zweifelhaft. Das RG. hat, ſoweit erſichtlich, zu dieſer 
Frage noch keine Stellung genommen. In der Entſch. 60 S. 262 heißt 
es allerdings: „Von da an (d. h. nachdem ſich die Unzulänglichkeit 
herausgeſtellt) kann kein Mafjegläubiger ein dem 8 60 widerſprechen⸗ 
des Vorrecht durch Zahlung, Zwangsvollſtreckung oder Arreſt wirk⸗ 
ſam erlangen.“ Dieſe Ausführung läßt jedoch einen ſicheren Schluß 
darauf, daß das RG. die Erinnerung aus § 766 für ſtatthaft hielt, 
keineswegs zu; denn ſie kann ſehr wohl ſo verſtanden werden, daß 
damit lediglich die Erlangung eines materiellen Rechts verneint wer⸗ 
den ſoll, ohne daß darüber, wie dies prozeſſual ſeſtzuſtellen, etwas ge⸗ 
ſagt ſein ſoll. Daß dies richtig iſt, dafür ſpricht auch der Umſtand, 
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daß es ſich in dem von dem NG. entſchiedenen Fall lediglich darum 
handelte, ob bei einer nach Beendigung der Vollſtreckung behaupteld 
Unzulänglichkeit die Klage des Konkursverwalters auf Rächforderneg 
des Beigetriebenen begründet war, alſo die Frage, welchen Weg 
zu beſchreiten gehabt hätte, wenn er ſchon während der Vollſtreckung 
gegen den Gläubiger vorgehen wollte, nicht in Betracht kam. 1 
Der Beſchwerdeſenat pflichtet der von Jäger und Meutzel in 
den Kommentaren zur PD. vertretenen Anſicht, daß es der Klage aus 
8 767 ZPO. bedürfe, bei. Ihre Richtigkeit folgt daraus, daß urſprüng 
lich die in dem vollſtreckbaren Titel verkörperte Forderung 0 
Maſſegläubigers in voller Höhe aus der Konkursmaſſe zu pan 
war, nötigenfalls im Wege der Zwangsvollſtreckung, das Grheunbet 
werden der Unzulänglichkeit aber nach 8 60 KO. eine verhält. 
mäßige Minderung dieſer vollſtreckbaren Forderung gegenüber 0 
Maſſe zur Folge hat, mithin die Behauptung, daß der Fall des $ 80 
eingetreten ſei, als eine Einwendung gegen den im Urteil jeftgeftellte 
Anſpruch ſelbſt i. S. des 8 767 ZPO. anzuſehen iſt. Den Bean 
und die Höhe der Forderung, für die ein vollſtreckbarer Titel borließer 
zu prüfen, iſt nicht Sache der im Verfahren nach 8 766 ZPO. Ö 
ſtändigen Inſtanzen. 
(OLG. Königsberg, Beſchl. v. 30. Aug. 1926, 2 W 190/26.) 
Mitgeteilt von DLEN. Sieloff, Königsberg. 


* 

Noſtock. 1 
16. 821 AufwG. Der Aufwertungsbetrag des früheren 
Gläubigers tritt nicht hinter die dem Erwerber nachgehen, 
den Gläubiger zurück, wenn die Abtretung an den Grune 
ſtückseigentümer erfolgte und dieſer die Hypothek (Grund 
ſchuld) vor Erlaß des Aufw®. löſchen ließ. f) 1 
Nach 8 21 Abſ. 2 Aufwcz. geht der AufwBetrag des frühere 
Gläubigers dem des gegenwärtigen Gläubigers und den dieſen be 
Nange gleichſtehenden und nachgehenden Gläubigern nach. Es * 
von der herrſchenden Anſicht anerkannt, daß die Zurückſtellung bes 
Abtretenden nicht nur gegenüber anderen Gläubigern in bezug 
denſelben Poſten, ſondern gegenüber auch den Gläubigern ſpäter 


worden ſei oder nicht. Dieſer Auffaſſung kann zugeſtimmt w . 
wenn es ſich um die Abtretung an einen dritten Gläubiger bang 5 
Mag dieſer nun die Hypothek (oder Grundſchuld) haben löſchen bu 
oder mag er ſie noch haben, nach der geſetzlichen Regel finder ger 


des 
dem 


anderen Falle. Anders liegt es dagegen, wenn die Hypothek (drum, 
ſchuld) dem Eigentümer abgetreten iſt und dieſer daraufhin en 
Löſchung erfolgen läßt: hier iſt kein Erwerber vorhanden, für ae 
eine Aufw. erfolgen könnte. Der 8 21 Abſ. 2 ſetzt aber voraus, ehe 
ein AufivBetrag eines gegenwärtigen Gläubigers überhaupt vorſt 


Zu 16. Die Entſch. verſucht Härten, die ſich aus der Anne 
dung des 8 21 Abſ. 2 AufwG. ergeben, zu mildern. Sie will Be 
Rangrücktritt des früheren Hypothekengläubigers dann vermeid gi 
wenn die Abtretung der Hypothek an den Grundſtückseigentſ , 
erfolgt, und dieſer die Hypothek (Eigentümergrundſchuld) löſchen 

Ich halte die Entſch. für bedenklich. Sie würdigt nicht che 
Rechtsſchutzbedürfnis derjenigen Hypothetengläubiger, deren Re er⸗ 
zu einer Zeit entſtanden find, wo die Hypothek als Eigentum ws 
grundſchuld eingetragen war. Wäre die Auffaſſung des OG. Kon, 
richtig, ſo würden die Gläubiger der Gefahr ausgeſetzt po- 
ihren Rang durch die Eintragung des bevorzugten früheren du 
thekengläubigers zu verlieren. den 

Man wird entgegnen, daß dieſe Hypothekengläubiger durch die 
öffentlichen Glauben des Grundbuchs geſchützt ſeien. Dem ſteht aber 0 
Rſpr. des RG. entgegen, die ja im Falle der Abtretung Hinfidk cn 
des Rechtes des Vordermannes keinen Rechtsschutz kraft öffentl 8. 
Glaubens gewähren will (Urt. v. 11. Mai 1927, V 345/26 = J. 
1927, 1629). g 

In jedem Falle wird die Rechtslage ungewöhnlich kompli cht 
wenn man von der allgemeinen Vorſchrift des 821 Abſ. 2 a 

Im Intereſſe der allgemeinen diechtsſicherheit erſcheint es d et 
richtiger, von einer einſchränzenden Auslegung des 8 21 unge® 
der damit im Einzelfalle verbundenen Härten abzuſehen. it 

RU. Dr. Hans Fritz Abraham, Berl 


ziert, 


N. 


56. 
Jahrg. 1927 Heft 48] 


bar iſt; in ſolchem Falle foll der AufwBetrag des früheren Gläubi⸗ 
gers dieſem ſowie den Gleichſtehenden und Nachſtehenden gegenüber 
rüchtreten. Iſt ein AufwBetrag eines gegenwärtigen Gläubigers 
überhaupt nicht vorſtellbar, ſo gilt zugunſten des Abtretenden das, 


bas ſonſt zugunſten der AuſwGläubiger gilt. 


5 Allerdings iſt es möglich, daß der dritte Erwerber, welcher die 
Jbothek (Grundſchuld) hat löſchen laſſen, feinen AufwAnſpruch in⸗ 
10 ge Verſäumung der Anmeldung oder aus ſonſtigem Grunde ver⸗ 
nes hat. Auch dann kann es im Einzelfalle an einem Aufw Betrage 
iche gegenwärtigen Gläubigers fehlen. Wenn hier nach der tatſäch⸗ 
d 5 Sachlage der 8 21 Abſ. 2 angewendet werden mag, fo beruht 
as eben auf einem beſonderen Grunde; an ſich iſt ein AufwBetrag 
eines gegenwärtigen Gläubigers möglich geweſen. Aus einem ſolchen 
Faule tft kein Rückſchluß angebracht auf den Fall der Abtretung an 
den Grundſtückseigentümer und der Löſchung auf deſſen Veranlaſſung, 
wobei ein AufwBetrag für ihn überhaupt nicht denkbar iſt. 
. „ Es erſcheint auch durchaus billig, wenn der Gläubiger, der die 
Zahlung von dem Grundſtückseigentümer erhalten hat, mit dem 
ichen Range aufgewertet wird, mag er ihm nur eine Löſchungs⸗ 
dewilligung erteilt haben oder eine Abtretung, auf Grund deren 
lener nun die Löſchung herbeigeführt hat. 

„Endlich iſt noch hervorzuheben, daß der Fall anders zu be 
urteilen ſein mag, wenn der Grundſtückseigentümer, der die Hypothek 
(Grundſchuld) erhalten hat — ſei es mit Abtretung, ſei es mit 

ſchungsbewilligung —, fie einem Dritten abtritt. Hier kann mit dem 
G. (JW. 1927, 71 f.) die Anwendung des 8 21 Abf. 2 für geboten 
crachtet werden, weil in der Tat der Aufwetrag eines gegenwärtigen 
undubigers vorhanden iſt, und der frühere Gläubiger hat dann dieſem 
nd den Gleichſtehenden und Nachgehenden den Vorrang zu laſſen. 
Ir dem gegenwärtig zu entſcheidenden Falle hat aber der Grund⸗ 
ſtückseigentümer nicht weiter abgetreten, ſondern löſchen laſſen. 

(OLG. Rostock, 2. 3 S., Beſchl. v. 7. Mai 1927, 25 SA 18/27.) 


Mitgeteilt von GerAſſ. Langfeld, Güſtrow. 


Dresden. b) Straſſachen. 


Ar 17. 8136, 232, 243, 254, 61, 69 StPO. Die von 8243 
— 3 StPO. vorgeſchriebene Vernehmung des Angeklag⸗ 
d n dor Eintritt in die Beweisaufnahme wird nicht da⸗ 
urch hinfällig, daß nach $ 232 gegen den ausgebliebenen 
infgellagten verhandelt wird. Unzuläſſigkeit einer ſogen. 
+ formatoriſchen Zeugenbefragung und Beſchlußfaſſung, 
Er edürfe einer förmlichen eidlichen Vernehmung nicht, 
eil der Zeuge nichts Sachdienliches bekunden könne. f) 
a Nach dem Sitzungsprotokol über die nach 5232 SPD. gegen 
u; Angekl. in deſſen Abweſenheit, aber in Gegenwart des Ver⸗ 
4 iche abgehaltene Hauptverhandlung iſt der Vorderrichter nach 
= Aufrufe des Zeugen und des Sachverſtändigen und nach Verleſung 
190 den Eröfſnungsbeſchluß erſetzenden polizeilichen Strafverfügung 
ch in die Beweisaufnahme eingetreten. Schon hierin hat eine 
has besverletzung gelegen. In 8 243 Abſ. 3 StPO. iſt vorgeſchrieben, 
19 der Angekl. vor Eintritt in die Beweisaufnahme nach Maß⸗ 
. des 8136 SIPD. zu vernehmen, insbeſ. alſo zu befragen iſt, ob 
— ——•U—ürE 


0 Zu 17. 1. 8234 StPO. ſagt, der Angekkl. ſei befugt, ſich durch 
0 Verteidiger „vertreten“ zu laſſen. Darüber aber, welche Funk⸗ 
5 der Verteidiger in dieſem Falle hat, ſteht in der StppO. nichts. 
und OLG. Dresden wendet ohne weiteres den § 243 III auf ihn an 
auf verlangt daher Anhörung des Verteidigers vor der Beweis⸗ 
zu ahme. Ebenſo ſoll in dieſem Stadium die Verleſung der „früheren, 
f richterlichem Protokoll gegebenen (§ 254 StPO.) Ausſage“ er⸗ 
in erlich ſein. Das letztere iſt m. E. bedenklich. $ 254 gilt zwar auch 
Ger ole des 8232 (Löwe⸗Roſenberg, 3 zu 8 254), bezieht ſich 
lich nur auf Geſtändniſſe. Ob hier ein ſolches vorlag, iſt nicht erſicht⸗ 
nicht Aber auch wenn es vorgelegen haben ſollte, ergibt ſich aus 8 254 
Verl das, was das OLG. folgert. Denn dieſe Vorſchrift ſieht die 
A fung ausdrücklich nur zum Zwecke der Beweisaufnahme 
Ang ein Geſtändnis vor, nicht aber als Erſatz der Vernehmung bes 
(io gekl. Alſo ift die Verleſung ein Teil der Beweisaufnahme 
ene Löwe⸗Roſenberg, 1b u. 2 zu 8 244); daher hat der 
auf ſitzende nach § 238 zu beſtimmen, an welcher Stelle der Beweis⸗ 

nahme er das Protokoll verleſen laſſen will. Überdies kann aus 
leſun überhaupt keine Verpflichtung des Gerichts zur Ver⸗ 
ſchrift des Protokolls abgeleitet werden. 8 254 ift eine reine Kannvor⸗ 
An 15 Müßte ein Protokoll über eine richterliche Vernehmung des 
Wwerfiuf zohnehin ſtets vorgeleſen werden, fo wäre 8 233 III Satz 2 
Nei üſſig. übrigens erklärt ja das NG. eine Abweichung von der 
bepenfolge des 8243 für nicht ausgeſchloſſen (Eöwe⸗Roſen⸗ 
Mein 1 zu 8243). Zweckmäßig wird es freilich bei Kollegialgerichten 
berf — fein, Erklärungen des Angekl. — foweit fie überhaupt 
verlesen werden ſollen — zu Beginn der Beweisaufnahme zu 
ie en. Hier aber handelte es ſich um einen Einzelrichter, dem 

e Erklärungen aus den Akten bekannt fein mußten. 
fr 2. Im übrigen ift die Entſch. zutreffend. Eine informatoriſche Be⸗ 
agung von Zeugen gibt es nach der SPD. nicht Löwe⸗Roſen⸗ 
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er etwas auf die Beſchuldigung erwidern wolle. Dieſe Vorſchrift wird 
nicht dadurch hinfällig, daß nach 8 232 StPO. gegen den aus⸗ 
gebliebenen Angekl. verhandelt wird. In einem ſolchen Falle hat 
an Stelle des perſönlichen Gehörs des Angekl. zur Sache die Ver⸗ 
leſung ſeiner früheren, zu richterlichem Protokoll gegebenen (8 254 
SPD.) Ausſage darüber oder in deren Ermangelung bei Anweſenheit 
eines Verteidigers deſſen Anhörung darüber, was auf die Beſchuldi⸗ 
gung zu entgegnen ſei, zu treten. Der hiernach vom Vorderrichter 
durch Unterlaſſung der Anhörung des Verteidigers begangene Verſtoß 
gegen 8 243 Abſ. 3 StßßO. ift auch durch die Erteilung des Wortes 
zum Schlußvortrage beziehentlich des Schlußwortes nicht geheilt 
worden, da die Vorſchrift ausdrücklich dahin geht, daß zunächſt der 
Angekl. Gelegenheit haben müſſe, ſich auf die Beſchuldigung zu 
äußern (8 243 Abſ. 3 StcßO.), und dann erſt die Beweisaufnahme 
folge (8 244 StPO.). 

Weiter aber liegt auch eine i. Verb. m. der Beweisaufnahme 
begangene Geſetzesverletzung vor. 

Wie aus dem Sitzungsprotokoll hervorgeht, hat der Vorder⸗ 
richter zu Beginn der Beweisaufnahme den geladenen und erſchie⸗ 
nenen Zeugen T., ohne ihn beeidigt zu haben, vorläufig zur Sache 
befragt und dann von deſſen förmlicher, eidlicher Vernehmung ab⸗ 
zuſehen beſchloſſen, weil er Sachdienliches nicht zu bekunden ver» 
möge. Der Vorderrichter hat es alſo für ſtatthaft gehalten, erſt ein⸗ 
mal zu hören, was der Zeuge von der Sache wiſſe, und es vom Aus⸗ 
falle dieſes Gehörs abhängig zu machen, ob eine Vernehmung des 
Zeugen in aller Form, insbeſ. eine eidliche, noch ſtattfinden ſolle. 
Für die Zuläſſigkeit eines ſolchen Verfahrens bietet die StPO. 
einen Anhalt. Danach gibt es keine vorläufige Zeugenbefragung 
im Gegenſaße zur endgültigen Zeugenvernehmung, ſondern eben nur 
eine Zeugenvernehmung ſchlechthin, die ſich den dafür vorgeſchriebenen 
Formen (vgl. I. Buch 6. Abſchn. StPO.) zu vollziehen hat, vor allem 
nach 8 61 StpO. grundſätzlich eidlich erfolgen muß. Durch das vor⸗ 
ſchriftswidrige Verfahren des Vorderrichters iſt nun aber nicht nur 
der Beſchluß, daß von dem Tiſchen Zeugniſſe ganz abzusehen jet, 
zuſtande gekommen; auch die Sachentſch. ſelbſt, das Urt, alſo, kann 
darunter gelitten haben, weil eine bloße vorläufige, nichteidliche 
Befragung keine Gewähr dafür bietet, daß alles zur Sache Gehörige 
dabei vollſtändig erſchöpfend (vgl. 8 69 Abſ. 1 Satz 1, Abſ. 2 StPO.) 
zur Sprache gekommen iſt, und ſich bei ordnungsgemäßer, eidlicher 
Vernehmung möglicherweiſe der Sachverhalt anderes herausgeſtellt 
haben würde. 

(OLG. Dresden, 1. StS., Urt. v. 4. Mai 1927, 1 08tͤ 24/27.) 


Mitgeteilt von OStA. Dr. Alfred Weber, Dresden. 


1 
Naumburg. 


18. 9 345 StPO. Aus dem die Reviſionsbegründung 
enthaltenden Protokoll muß ſich ergeben, daß das Proto- 
koll von einem „Gerichtsſchreiber“ aufgenommen iſt. Die 
Dienſtbezeichnung „Kanzleiſekretär“ genügt nicht. f) 

Der Angel. iſt durch Urt. des AGG. in W. wegen Übertretung 
der 88 56 a, 148 Ziff. 7a GewoO. beſtraft worden, Er hat gegen dieſes 
Urt. rechtzeitig Reviſion eingelegt und das Rechtsmittel ebenfalls 


berg, 2b zu 857). Sie liegt mitunter nahe zur Vermeidung über⸗ 
flüſſiger Beeidigungen, iſt aber viel zu gefährlich, als daß ihrer Ein⸗ 
führung das Wort geredet werden könnte. 

LG R. Priv Doz. Dr. Mannheim, Berlin. 


Zu 18. I. Das Erkenntnis des RG. (JW. 1927, 52415 mit 
guter Fußnote von Dr. Mannheim) über den „Oberjuſtizſekre⸗ 
tär“ (SI S.) als Gerichtsſchreiber (jetzt Urkundsbeamten) iſt ſchlimm; 
unſer Naumburger Erkenntnis über den „Kanzleiſekretär“ (KS.) 
iſt nicht beſſer, ſondern noch ſchlimmer, obſchon es dem RG. den 
Gehorſam kündigt. Die Bezeichnung DIS. — fo „diſtinguiert“ 
Naumburg gegen Leipzig — herrſche in allen deutſchen Ländern als 
Standesbezeichnung für die Beamten der Gerichtsſchreiberei. Die 
„Tanzleibeamten“ dagegen ſeien grundſätzlich nicht berufen, Ge⸗ 
richtsſchreibereigeſchäfte vorzunehmen. Allerdings könne H., der hier 
das Protokoll aufgenommen hat, „ausnahmsweiſe“ als Bürohilfs⸗ 
arbeiter beſtellt und damit zur Wahrnehmung der Geſchäfte eines 
Gerichtsſchreibers ermächtigt ſein. Aber dies hätte in einem ent⸗ 
ſprechenden Zuſatz im Protokoll oder bei der Unterſchrift kenntlich 
gemacht werden müſſen. Ohne das fehle die Gewißheit, daß die 
Niederſchrift die eines Gerichtsſchreibers ſei. 

Die das Volk irreführenden Titel, die verfaſſungswidrig unter 
dem Deckmantel der „Dienſtbezeichnung“ eingeſchmuggelt wurden, 
find nicht in allen deutſchen Ländern die nämlichen. (In Baden z. B. 
haben wir auch Gerichtsſchreibereibeamte mit dem gänzlich ungeeig⸗ 
neten Titel „Gerichtsverwalter“.) Hat das OLG. Naumburg wirk⸗ 
lich ermittelt, daß nirgendwo in einem deutſchen Land oder Ländchen 
ein DIS. außerhalb des eigentlichen Gerichtſchreibereidienſtes verwen⸗ 
det iſt und daß anderſeits nirgendwo ein KS. für längere Dauer 
zu Gerichtsſchreibereidienſten berufen it? Wenn das Gericht derartiges 
ermittelt hat, war es weitaus ſchwieriger und umſtändlicher, als es 
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rechtzeitig zu Protokoll begründet. Dieſes Protokoel gibt als Ort 
und Tag ſeiner Aufnahme nur „W., den 17. März 1927“ an und 
iſt unterſchriftlich vollzogen von „H., Kanzleiſeleretär“. Der Angehl. 
ficht das Urt. in vollem Umfange an, rügt Verletzung der gegen ihn 
angewandten geſetzlichen Beſtimmungen und bittet um ſeine Frei⸗ 
ſprechung. 

Die Rev. iſt nicht formgerecht begründet worden. Da der Angehl. 
die Reviſionsanträge und deren Begründung nicht in einer von dem 
Verteidiger oder einem RA. unterzeichneten Schrift angebracht hat, 
konnte dies nach 8 345 StPO. nur noch wirkſam zu Protokoll des 
Gerichtsſchreibers des AG. in W. geſchehen. Ob dieſer Formvor⸗ 
ſchrift genügt iſt, muß ſich aus dem die Reviſionsbegründung ent⸗ 
haltenden Protokolle ſelbſt ergeben. Dieſes muß durch ſeine Faſſung 
die Gewißheit bieten, daß die Erklärungen des Angehl. zu Protokoll 
eines Gerichtsſchreibers gegeben ſind. 

Dieſe Gewißheit iſt vorhanden, wenn der die Erklärung auf⸗ 
nehmende Beamte in dem Protokoll oder durch einen Zuſatz zu ſeiner 


die einfache Rückfrage beim AG. W. über die wirkliche Befugnis des 
H. geweſen wäre. Aber das iſt alles nebenſächlich, die Hauptſache 
iſt: Wenn das OLG. wirklich über feine ängſtlichen Zweifel nicht ein⸗ 
fach wegkommen konnte, dann gab es nur dieſe Rückfrage. 
Denn ſie allein konnte über die Stellung des H. und ſeine etwaige 
ſtändige oder vorübergehende Stellvertretereigenſchaft Sicheres er⸗ 
geben. 

Der 8 385 Abſ. 2 SPD. ſagt in der ſchönſten Kanzlei⸗Leide⸗ 
form: „Seitens (!) des Angekl. kann dies (das Anbringen der Re⸗ 
viſionsanträge und ihrer Begründung) nur in einer vom Verteidiger 
oder einem Rechtsanwalt unterzeichneten Schrift oder zu Protokoll 
des Gerichtsſchreibers geſchehen.“ Mit keinem Wort verrät das Geſetz, 
daß die Gerichtsſchreibereigenſchaft des Beamten aus der Niederſchrift 
ſelbſt hervorgehen müſſe. Auf einen ſolchen Gedanken konnte das 
Geſetz gar nicht kommen. Sonſt hätte es mit gleicher Unvernunft 
verlangen können, die Niederſchrift müſſe auch beſagen, daß der 
Beamte richtig beſtellt und vereidigt ſei. Das RG. hat hundertfach 
über zweifelhaft gewordene Verfahrensvorgange in der Unterinſtanz 
bei dieſer Ermittelungen eingezogen (Beiſpiel aus letzter Zeit: 
RGSt. 61, 178). Wenn dieſes Nachfragerecht des Rev. beſteht, iſt 
es natürlich zugleich eine Fragepflicht. 

Für die Naumburger Entſch. trifft aber nicht nur Wort für 
Wort alles das zu, womit ich in der „Juſtiz“ II, 458 jene forma⸗ 
liſtiſche Ausſchreitung des RG. über den OI S. gekennzeichnet habe 
und was ich daher hier nicht zu wiederholen brauche. Unſere Naum⸗ 
burger Begriffsalgebra überklettert vielmehr noch weiter den land⸗ 
läufigen formaljuriſtiſchen Adam Rieſe. An den Leipziger OI S. 
glauben die Naumburger nicht, aber der KS.: ja Bauer, das iſt 
etwas ganz anderes. Der Abergläubiſche, der in blindem Wahn an 
242-5 glaubt und andere dadurch ſchädigt, handelt übel. Übler 
aber handelt der Denkgläubige, der erkennt und ſagt: daß 28825 
ſei, glaube er nicht, aber daß es gleich 4½ ſei, das glaube er. Wie 
im Zivilrecht und Zivilprozeß, ſo iſt auch im Strafrecht und Straf⸗ 
prozeß — und da erſt recht — ein Quentchen geſunder Menſchen⸗ 
verſtand und ein Tropfen Humor auch in der Rebiſionsinſtanz mehr 
wert, als ein Zentner ſyſtemlogiſche Gelehrſamkeit und ein Fuder 
ſauertöpfiſcher Scharfſinn. Herrlich zeigte ſich das einmal in einer 
öffentlichen Sitzung des RG. bei einer buchſtäblich gleichgelagerten 
Sache. Der Vorſitzende erſuchte damals den Reichsanwalt, ſich zu 
äußern hinſichtlich der Gültigkeit einer ſolchen protokollariſchen Re⸗ 
viſionsrechtfertigung, die ein OI S. mit keiner weiteren als dieſer 
Bezeichnung aufgenommen hatte. In den neuen republikaniſchen 
Titeln — alſo ſprach hierauf der Reichsanwalt — ſei er zwar nicht 
genügend bewandert, nach all ſeinen Erfahrungen aber liege eine an 
Sicherheit grenzende hohe Wahrſcheinlichkeit dafür vor, daß ſich ein 
ſolcher Beamter nicht freiwillig einer Arbeit unterziehe, die ihn nichts 
angehe. Unter allgemeiner Heiterkeit und zu allſeitiger Zufriedenheit 
ſchloß ſich der Sen. dieſer Lebensweisheit an. Wollte das OLG. nicht, 
wie man bei ernſtlichem Zweifel es ſonſt im Leben allerorts tut und 
nach Treu und Glauben mit Rückſicht auf die Verkehrsſitte tun 
muß, Rückfrage halten, ſo mußte es, zumal nach dem Satz in dubio 
pro reo, das Regelmäßige annehmen. Das Eindrängen eines fal⸗ 
ſchen Beamten entſpricht nicht dem gewöhnlichen Lauf der Dinge, 
ſondern iſt, wenn je einmal vereinzelt vorgekommen, eine äußerſt 
ſeltene Ausnahme. Glaubte aber das OLG. — wie das Erkenntnis 
ergibt —, auch durch den günſtigen Ausfall einer Erkundigung könne 
die vermeintliche Protokollslücke nicht ausgefüllt werden: dann mußte 
es wenigſtens die Verhandlung vertagen, um dem Angeklagten Ge⸗ 
legenheit zu geben, das dann ohne weiteres begründete Wieder⸗ 
einſetzungsgeſuch (8 44 StGB.) zu ſtellen. Das glatte Abſchmettern 
war dagegen eine glatte Rechtsverweigerung, ein im beſten Glauben 
verübter kraſſer Juſtizirrtum. 

II. Unſer Erkenntnis hat aber eine über den 
Einzelfall weit hinausgehende grundſätzliche Be⸗ 
deutung für unſere geſamte Rechtsfindungsart und 
ihre Seelen kunde. Die Entſch. zeigt, daß bei uns die ſcholaſtiſche 
Begriffsjurisprudenz noch in weiten Juriſtenkreiſen kräftig fo lebt, 
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Unterſchrift ſich als Gerichtsſchreiber bezeichnet. Die Bezeichnung des Be⸗ 
amten als „Gerichtsſchreiber“ erachtet der Sen. aber im Gegenſaß zu 

vom RG. vertretenen Auffaſſung für nicht ſo weſentlich, daß bei ihrem 
Fehlen der Formvorſchrift des 8 345 SPD. nicht genügt wäre. 
Dies läßt ſich aus dem § 345 StPO. oder ſonſtigen reichsgeſetzlichen 
Vorſchriften nicht herleiten. Es iſt vielmehr auch eine andere = 
zeichnung als hinreichend anzuſehen, wenn fie nur die ſichere sr 
währ bietet, daß die Erklärungen des Angekl. von einem Beamten 
aufgenommen ſind, der an dem betreffenden Gericht die Stellung 
eines Gerichtsſchreibers bekleidet oder mit der Wahrnehmung der 
Geſchäfte des Gerichtsſchreibers betraut iſt. Es genügt daher, wenn 
der das Protokoll aufnehmende Beamte ſeinem Namen eine Diener 
bezeichnung beifügt, die wie die Bezeichnung Juſtizoberſekretär iu 
allen deutſchen Ländern als Standesbezeichnung für die Beamten der 
Gerichtsſchreiberei eingeführt ift. Nicht dagegen genügt die Beifügung 
der Dienſtbezeichnung Kanzleiſekretär, denn die Kanzleibeamten ſimd 
grundſätzlich nicht zur Wahrnehmung der Geſchäfte eines Gerichts' 


wie ſie aus dem Mittelalter hergebracht iſt. Ihre Adepten erkennt 
man am untrüglichſten daran, daß ſie in eine Art Trans zuſta 
geraten, wenn ſie von ferne eine formale Schwierigkeit wittern, 
Die Künſtlerfreude des echten Rechtsmannes leuchtet auf beim 
kämpfen des richtigen ſachlichen („materiellen“) Rechts. Sein Sinne 
und Trachten geht daher dahin, Steine wegzuräumen, die dem in de 
Weg gelegt werden, was recht iſt. Der Begriffsjuriſt dagegen ere 
ſeinen Hochgenuß, wenn er an einer formalen Schwierigkeit, von de 
er mit magnetiſcher Kraft angezogen wird, das ſachliche Recht un“ 
geprüft zerſchellen laſſen kann. Er fühlt nachher ein erhöhtes Selbſt⸗ 
bewußtſein gegenüber dem dummen „Laien“, dem albernen Tropf, 
der von dieſen feinen Dingen nichts verſteht und den Topf und ‚DE 
Keſſel der formaljuriftiichen Hexenküche nicht kennt. Der Begriſh 
juriſt kann mit ſeiner Rabuliſterei ſtets alles beweiſen. Er ſcheut au 2 
vor dem ungereimteften Ergebnis ſeiner Turnkunſtſtücke nicht I 
rück und zerſtört ſo jede Rechtsſicherheit. * 
Was ſind nun die Folgen einer ſolchen abgeſtandenen Rechte. 
romantik? Erſtens kann in einem Fall wie hier der Angekl. eine 
Schadensklage gegen den Staat erheben, wenn deſſen Beamter das 
Protokoll nach Anſicht des OLG. unvollſtändig abgefaßt hat. Da 
Ziel jeder richtigen Prozeßhandhabung auch im Strafrecht ift ſchon zum 
allgemeinen Beſten: tunlichſt baldige Herſtellung des Rechtsfriede 15 
Aus falſcher Handhabung entſprießen Weiterungen und die bei une 
ſo beliebten Prozeßprozeſſe, wie es ſie in dieſem Maße nirgends 
ſonſt auf der Erde gibt. er 
Die zweite Folge iſt eine Verwirrung der Rechtsethik nach e. 
ſchiedenen Seiten hin. Zunächſt füllen ſich mit lebenslänglichen 
Michael⸗Kohlhaas⸗Gefühlen die Seelen des mit ſolcher Begründe 
fortgejagten Rechtſuchenden, feiner Angehörigen und aller derer, 
die davon erfahren. Es iſt dafür einerlei, ob es, wie in Naumbacg⸗ 
um eine Übertretung der GewO. geht oder, wie am RG. im O Je 
Fall, um eine Anklage wegen räuberiſcher Erpreſſung oder 25 
Mord und Todesſtrafe. Das Rechtsgefühl wird durch ſol 5 
Fehlurteile verletzt. Jeder Nichtgelehrte fragt ſich, wie er u 
auf den Gedanken kommen follte: der Beamte, an den er auf 83 
Gerichtsſchreiberei gewieſen wird oder dem er im Fall IB 
§ 299 SPD. vorgeführt wird, ſei nicht der „richtige“ Gerich = 
ſchreiber. Was würde er erleben, wollte er ſich darüber eine no 
trolle anmaßen! Oder darüber, ob der Gerichtsſchreiber ſich richtig 
bezeichne? Und wie ſollte er zu einer ſolchen imſtande sein, 
Immer wieder ſtoßen wir auf die Vorſtellung, auch die Rechtſuche 
den hätten Formaljurisprudenz ſtudiert; was ihnen übrigens 5 
deren Kontroverſengewirr nicht viel nützte. pre 
Moraliſch verwirrt werden aber auch die Juriſten ſelbſt. She 
Erklärung findet ſo auch die ſonſt unheimliche Erſcheinung, daß 
Rechtsmänner gibt, die im Privatleben anſtändige Charaktere 
die aber an jener Abſchmetterfreude teilnehmen, wenn die faule Sa 
der bestia trionfante mit noch ſo falſchen Formalgründen ſioge 
Dem Volk aber wird vor ſolcher Rabuliſterei angſt und bange. 
es vor ihr — die ſich ja nicht bloß auf eigentlichen Formformalism ft 
beſchränkt — fliehen kann, wie im Zivilrecht, da flüchtet es maſſen han 
in Schieds⸗ und Sondergerichte, Fachſchiedsgerichte uſw. Auf dich 
letzten Anwaltstag hat man dieſe Hauptquelle der Gerichtsflucht nich 
erkannt. auriche⸗ 
Das Recht wird jetzt überall, wie es der Verfaſſung entſor dez 
ausdrücklich „im Namen des Volks“ geſprochen. (Leider macht 5 
freigeſinnte Baden davon immer noch eine Ausnahme.) Wenn Be 
ernſtlich Stimmen erheben ſollten, die glaubten, ſolche zeitwidrigen 
Rechtsſprüche, wie ich fie ſeit Jahren fortgeſetzt vorführe, entiöl] . 
dem deutſchen Volksgeiſt, jo müßte man für das von mir in lbs 
„Juſtiz“ II, 333 ff. vorgeſchlagene „Geſetz zur Förderung einer vo mit 
tümlichen Rechtspflege“ ein Volksbegehren einleiten. Es würde en 
ganz überwältigender Mehrheit durchgehen. Denn mit der einzig 
Ausnahme des allerdings noch erheblichen, wenn auch zum ge 
täglich geringer werdenden, formaliſtiſch eingeſtellten Teils 55 alk 
lehrten Juriſten, würde mit „Ja“ ſtimmen: das ganze deutſche X 
RA. Ernſt Fuchs, Karlsruhe 


* 
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ſchreibers berufen. Wenn ausnahmsweiſe ein ſolcher Beamter zum 
ei rohilfsarbeiter beſtellt und damit zur Wahrnehmung der Geſchäfte 
nes Gerichtsſchreibers ermächtigt iſt und in ſeiner Eigenſchaft als 
krichtsſchreiber gehandelt hat, dann muß dies in dem Protokoll 
oder bei der Unterſchrift durch einen entſprechenden, darauf hinweiſen⸗ 
en Zuſatz kenntlich gemacht werden. Ohne einen ſolchen Zuſatz er⸗ 
t die Urkunde nicht, ob der die Erklärungen aufnehmende Be⸗ 
ae die Eigenſchaft eines Gerichtsſchreibers beſitzt. Das Protokoll, 
as die Reviſionsbegründung des Angekl. enthält, laßt dies nicht 
Picton. Es bietet daher nicht die Gewißheit, daß es ſich um zu 
deretokoll des Gerichtsſchreibers aufgenommene Erklärungen han⸗ 
ell, daß alſo der in 8 345 StRD. vorgeſchriebenen Form genügt iſt. 
(OG. Naumburg a. S., StS., Urt. v. 25. Mai 1927, 8 125/27.) 
* 
Stuttgart. 
ert 19. 8 226, 260, 268, 340, 344, 378, 384, 385, 391 GtPD. 
Arſcheint weder der Privatkläger noch ſein Anwalt im 
Serfündungstermin, fo iſt durch Beſchluß das Verfahren 
einzuſtellen. +) 
In dem auf die Hauptverhandlung anberaumten, nach einer Woche 
Kattgehabten Verkündungstermin iſt der Privatkl. weder erſchienen 
loch vertreten. Auch im Falle der Ausſetzung iſt die Urteilsverkün⸗ 
dung ein Teil der Hauptverhandlung (88 260 Abſ. 1 Satz 1, 273 
2. O.; Loewe⸗Roſenberg, SO. 8 260 Note 2; 8 268 
„te 2a), Die Hauptverhandlung findet im Verfahren auf erhobene 
Ilfentliche Klage in ununterbrochener Gegenwart der Staatsanwalt⸗ 
haft ſtatt (5 226 StPO); ohne die Staatsanwaltſchaft kann das 
Arteil nicht verkündet werden (RGSt. 9, 275; RGRſpr. 5, 587). 
it, wo im öffentlichen Verfahren die Staatsauwaltſchaft zuzuziehen 
t, wird im Verfahren auf erhobene Privatklage der Privatkl. zu⸗ 
Vogen (88 384, 385 Abf. 1 Satz 1 Stpo.). Wie im öffentlichen 
9 erfahren ohne die Staatsanwaltſchaft, ſo kann auch im Privatklage⸗ 
erfahren ohne den Privatkl. das Urteil nicht verkündet werden 
Koeme-Rofenberg, StPO. 8 268 Note 2 a; 8 387 Note 3). 
bileibt der Privatkl. auch nur im Verkündungstermin aus, ohne ſich 
uch einen Rechtsanwalt vertreten zu laſſen ($ 378 StPO.), fo gilt 
ein Ausbleiben nach der Vorſchrift des § 391 Abſ. 2 StPO. als 
Zurücknahme der Privatklage (Goltd Arch. 69, 346). Hieraus ergibt 
kur daß die Privatklage infolge Ausbleibens des Privatkl. im Ver⸗ 
b udungstermin als zurückgenommen zu gelten hat. Das AG. hätte 
ler in dieſer Privatklageſache nach 8 391 Abſ. 2 StRD., ſtatt durch 
t eine ſachliche Entſch. zu treffen, durch Beſchluß das Verfahren 
5 uſtellen und die Koſten des Verfahrens nach 8 471 Abſ. 3 StPO. 
dem Privatkl. zuſcheiden ſollen. Würde nur ein Verſtoß gegen Ver⸗ 
lubrensnormten vorliegen, jo wäre die Rüge nach 88 335, 340 Ste d. 
ansaläſſig. Wie aber der Senat im Urteil v. 2. Dez. 1925 Nr. 673 
5 sgeſprochen hat, handelt es ſich um die Nichtbeachtung einer Prozeß⸗ 
brausſetzung, und zwar einer Vorausſetzung für den Erlaß eines 
un Gurteilz, Fehlt eine ſolche Urteilsvorausſetzung, jo ift nicht bloß 
Rec Rechtsnorm über das Verfahren, ſondern auch eine „andere 
bechtsnorm⸗ i. S. des 8344 Abſ. 2 Step O. verletzt Loewe⸗Roſen⸗ 
bie 350 8340 Note 3a, 4 a; II. Buch 1. Abſchn. Vorbem. Note 15 


(OLG. Stuttgart, StS., Urt. v. 17. Aug. 1926, Nr. 413.) 
Mitgeteilt von RA. Alfred Bach, Stuttgart. 


Münden, Landgerichte. 


erg, 1. Die Anwaltskoſten in Aufwertungsſachen find 
erstattungsfähig. 
f Daß ſich die Antragſteller im Aufwertungsverfahren des Bei⸗ 
landes eines RA. bedienen können und die Gegner im Falle des 
nterliegens die Koſten zu tragen haben, bedarf keiner Ausführung. 
(LG. München II, Beſchl. v. 15. Mai 1926, AWR 29/26. J.) 
Mitgeteilt von RA. Robert Held, Starnberg. 


B. Arbeitsgerichte. 


Tandesarbeitsgerichte. 

99 1. 8 72 BetrRG.; 81 BetrBilG.; 88 10, 63 Arb GG.; 

. 72, 260 HGB. Bilanzvorlegung. Falſche Bezeich- 
ng der Betriebs vertretung als Partei. f) 

Re Die Antragsgegnerin iſt eine tauſendteilige Gewerkſchaft neueren 

3 und hat das Bergwerkseigentum an der Zeche V. Sie iſt im 
.d. der eingetragen. 999 Sure hat die Harpener Bergbau⸗ 

eee zwiſchen der Antragsgegnerin und Harpen ein 


Zu 19. Vgl. DLG. Königsberg: JW. 1926, 2285. 


Dortmund. 


unt Zu 1. Der Beſchl. in einer verhältnismäßig einfachen und 
Fr. ergeordneten Sache zeigt zunächſt, welche Fülle prozeßrechtlicher 
agen das ArbGG. in der Praxis hervortreten läßt, welch reiche 
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Vertrag über die Betriebsführung der Zeche V. Der Betrieb der Zeche 
V. iſt dauernd von Harpen geführt. Eine beſondere Bilanz für den 
Betrieb iſt nicht aufgeſtellt, vielmehr verhält ſich die Bilanz von 
Harpen auch über die Betriebsvorgänge der Zeche V. 

Der Betriebsrat der Zeche V. hat nun verlangt, daß ihm nicht 
die Geſamtbilanz von Harpen, ſondern eine Bilanz der Schacht⸗ 
anlage V. vorgelegt und erläutert werde. Da dies abgelehnt worden 
iſt, hat er bei dem ArbGG. einen Antrag dahin geſtellt. Dieſes hat 
durch den angefochtenen Beſchluß die Antragsgegnerin für verpflichtet 
erklärt, „dem Betriebsausſchuß der Gewerkſchaft der Zeche V. eine 
ordnungsgemäße Betriebsbilanz ſowie eine Betriebsgewinn⸗ und 
⸗verluſtrechnung, die ſich ausſchließlich auf den Betrieb der Zeche V. 
bezieht, vorzulegen. In den Gründen des angefochtenen Beſchluſſes 
wird ausgeführt, daß die Gewerkſchaft V. als eine Gewerkſchaft 
neueren Rechts eine ſelbſtändige juriſtiſche Perſon mit eigenem Gruben⸗ 
vorſtande, als ſolche Eigentümerin und Unternehmerin der Zeche 
V. ſei und, da das Unternehmen ein Haudelsunternehmen i. S. des 
8 2 HGB., die Antragsgegnerin auch im Handelsregiſter eingetragen 
ſei, ſie die Bilanzpflicht habe. 

Mit der Rechtsbeſchwerde wird einmal gerügt, daß die Begrün⸗ 
dung in ſich unklar und widerſpruchsvoll ſei, indem einmal geſagt 
ſei, daß die Antragsgegnerin unſtreitig mehr als 300 Arbeitnehmer 
beſchäftige, während die weiteren Ausführungen ſich gerade darauf 
bezogen, ob die Antragsgegnerin Unternehmerin der Zeche V. ſei. 
Ferner ſei der Betriebsausſchuß nicht aktiv legitimiert, da er nach 
§ 10 ArbGG. nicht parteifähig ſei. Weiter ſei auch das Arbch. zur 
Entſch. der Frage nicht zuſtändig, da der 8 72 Betr. im 8 2 
Ziff. 5 ArbGG. nicht aufgeführt ſei. Schließlich und vor allem be» 
deute aber die Gleichſtellung des Eigentümers mit dem Unternehmer 
als dem aus 8 72 BetrNiG. Verpflichteten eine Verletzung des 8 72 
i. Verb. m. BetrBilch. Der Antragſteller führt dagegen aus, daß 
die Feſtſtellung, daß die Antragsgegnerin 300 Arbeiter beſchäftige, 
wie auch die Feſtſtellung, daß die Antragsgegnerin die Unternehme⸗ 
rin der Zeche V. ſei, eine tatſächliche Feſtſtellung bedeute, an die das 
BeſchwG. gebunden ſei, daß die Anführung des Betriebsausſchuſſes 
als Antragſteller nur eine unſchädliche falſche Bezeichnung ſei, das 
Arbch. zur Entſch. der Streitfrage zuſtändig ſei. Wegen des weiteren 
Vorbringens der Parteien wird auf den Inhalt ihrer Schriftſätze 
verwieſen. 

Die Rüge, daß die Gründe des angefochtenen Beſchluſſes 
einen logiſchen Widerſpruch enthalten, greift nicht durch. Wenn 
in den Gründen geſagt iſt, daß die Antragsgegnerin unſtreitig mehr 
als 300 Arbeiter beſchäftige, jo hat das Arbcg. damit nur feſt⸗ 
ſtellen wollen, daß auf der Zeche V. 300 Arbeiter beſchäftigt 
feien, es hat damit aljo die erſte Vorausſetzung für die Pflicht 
aus 8 72 BerrN®. bejahen wollen. Denn da ſich an dieſen Satz 
unmittelbar die Unterſuchung darüber anſchließt, wer als Unter⸗ 
nehmer des Betriebes anzuſehen iſt, ſo kann der Satz nicht etwa 
bedeuten, daß damit bereits feſtgeſtellt werden ſoll, daß die An⸗ 
tragsgegnerin der Unternehmer ſei. Die Aufführung des Wortes 
Antragsgegnerin iſt vielmehr nur eine Ungenauigkeit. Daß dies 
wie auch die Feſtſtellung, daß die Autragsgegnerin Unternehmerin 
des Betriebes ſei, eine tatſächliche Feſtſtellung enthält, iſt aber eben⸗ 
falls unzutreffend; denn nur ob 300 Arbeiter beſchäftigt ſind, iſt 
eine tatſächliche Feſtſtellung, dagegen iſt die Frage, wer Arbeitgeber, 
wer Unternehmer iſt, eine Rechtsfrage. 

Was die zweite Rüge anlangt, ſo iſt zwar richtig, daß der Be⸗ 
triebsausſchuß als folder auch nach $ 72 BerrN®. nicht aktiv legiti⸗ 
miert iſt, da es ausdrücklich heißt, daß der Betriebsrat die Vor⸗ 
legung an den Betriebsausſchuß verlangen kann. Ebenſo iſt es auch 
zutreffend, daß der 8 10 Arb, nicht den Betriebsrat, ſondern die 
Arbeitnehmerſchaft als parteifähig bezeichnet. Indeſſen tritt doch 
nach außen handelnd immer nur der Betriebsrat auf, ſo daß ein 
Zweifel darüber, für wen ein Recht ausgeübt werden ſoll, auch bei 
einer Antragſtellung durch den Betriebsrat im eigenen Namen nicht 
beſtehen kann. Bei dem Wechſel der Bezeichnungen als der Berech⸗ 
tigte im BetrRG. und im ArbGG. (8 63 Arbcß G. ſpricht auch von 
einer Klageerhebung der Betriebsvertretung), kann auf die genaue 
Bezeichnung nach Anſicht des BeſchwGg. nicht fo ausſchlaggebendes 
Gewicht gelegt werden, daß eine falſche Bezeichnung in der Klage 
oder in dem Antrage zur Abweiſung der Klage oder des Antrages 
führen müßte. Auch das RG. hat mehrfach anerkannt, daß unter 
der Bezeichnung eines Parteiunfähigen nach der Sachlage der wirk⸗ 
lich legitimierte Parteifähige zu verſtehen ſei (RG. 64, 401: JW. 
1907, 81; 1908, 413). Ebenſo hat die Rechtslehre zum ArbGG. ſich 
überwiegend auf den Standpunkt geſtellt, daß aus der ungenauen 
Bezeichnung des Berechtigten nach 8 10 ArbG. Rechtsnachteile für 
den wirklich berechtigten nicht hergeleitet werden dürfen (vgl. 
Derſch⸗Volkmar, Anm. 5b zu 8 10; Volkmar, Neue Zſchr. f. 
Arbeitsrecht 1927, 430; Kas kel, ebd. S. 423; Derſch, S. 439). 


Quellen zugeſpitzter Rechtsmittelgründe es enthält. Das OArbG. hat 
dieſe Fragen auf gute Art abgetan. Die „in ſich unklare und wider⸗ 
ſpruchsvolle Begründung“ der erſtinſtanzlichen Entſch. allerdings 
iſt keine Eigentümlichkeit des arbeitsgerichtlichen Verfahrens; wenn 
auch das Erfordernis von EntſchGründen (vgl. 8 84 ArbchG.) nicht 
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Auch die dritte Rüge greift nicht durch, daß nämlich das Arbch. 
zur Entſch. dieſer Streitfrage nicht zuſtändig, weil der 8 72 BetrRG. 
in dem $2 Ziff. 5 ArbG. nicht aufgeführt ſei und dieſe Auf⸗ 
führung abſchließend ſei. Denn es handelt ſich hier um eine Frage 
der Zuſtändigkeit der Betriebsvertretung i. S. § 93 Ziff. 3, dieſe 
Zuſtändigkeit kann nichts anderes bedeuten als die Rechte und Be⸗ 
fugniſſe der Betriebsvertretung, iſt nicht etwa dem Benriff der Zur 
ſtändigkeit i. S. des Prozeßrechts gleichgeſtellt, namlich der Frage, 
welche von mehreren Behörden über einen Streit entſcheiden oder eine 
Verwaltungshandlung vornehmen kann. Denn für eine Entſcheidungs⸗ 
ſtelle darüber, ob der Betriebsrat als ſolcher oder ein Gruppenrat ein 
Recht ausüben muß, lag bei der eingehenden und eindeutigen Rege⸗ 
lung dieſer Fragen durch das Betr. gar kein Bedürfnis vor. 
Unter den Streitigkeiten über die Zuſtändigkeit der Betriebsver⸗ 
tretung i. S. des 893 Ziff. 3 können daher nur die Streitigkeiten 
über den Inhalt und den Umfang der Rechte der Betriebsvertretung 
aus dem Betr. verſtanden werden (vgl. Flatow, Anm. 6 zu 
9 93; Mansfeld, Anm. 2 zu 893; Kaskel, Neue Arbeits⸗ 
gerichtsbarkeit S. 3 Anm. 1). Fällt der Streit über den Inhalt der 
Rechte der Vertriebsvertretung als Streit über die Zuſtändigkeit 
i. S. des § 93 Ziff. 3 unter den Streit über die Zuſtändigkeit der 
Betriebsvertretung, fo iſt das ArbG. ſowohl nach 8 93 BetrͤtG., wie 
nach 8 2 Ziff. 5 ArbGG. zuſtändig, fo daß auch inſoweit eine Rechts⸗ 
verletzung nicht vorliegt. 

Dagegen iſt die Rüge der Verletzung des 872 Betrag. und 
der Vorſchriften des BetrBilch. begründet. Nach 8 72 Betrͤich. iſt 
in Betrieben mit mehr als 300 Arbeitern, deren „Unternehmer“ zur 
Führung von Handelsbüchern verpflichtet iſt, dem Betriebsrat bzw. 
Betriebsausſchuß eine Betriebsbilaunz und Betriebsgewinn⸗ und »ver⸗ 
luſtrechnung vorzulegen. Nach § 1 BetrBilG. muß die Betriebsbilanz 
nach den für das linternehmen geltenden geſetzlichen Bilanzgrund⸗ 
ſätzen die Beſtandteile des Vermögens und der Schulden derart er⸗ 
ſehen laſſen, daß ſie eine Überſicht über den Vermögensſtand des 
„Unternehmens“ gewährt. Neben der Feſtſtellung des Vorderrichters, 
daß in den Betrieben mindeſtens 300 Arbeitnehmer beſchäftigt ſind, 
iſt alſo vor allem weitere Vorausſetzung, daß der Unternehmer oder 
das Unternehmen zur Führung von Handelsbüchern und damit zur 
Aufſtellung einer Bilanz verpflichtet iſt. Die Anſicht des ArbG., daß 
auch dieſe Vorausſetzungen deshalb gegeben ſeien, weil die Antrags⸗ 
gegnerin eine ſelbſtändige juriſtiſche Perſon und als ſolche Eigen⸗ 
tümerin der Zeche V. und daher auch Unternehmerin des Betriebes 
ſei und weil ſie im Handelsregiſter eingetragen und ihr Unternehmen 
als Handelsgewerbe gem. § 2 HGB. anzuſehen ſei, iſt in mehrfacher 
Hinſicht rechtsirrig. Zunächſt überſieht das Arb®., daß auch eine im 
Handelsregiſter eingetragene Gewerkſchaft nur ſo lange zur Führung 
von Handelsbüchern und damit zur Aufſtellung einer Bilanz ver⸗ 
pflichtet iſt, als ſie einen in kaufmänniſcher Weiſe eingerichteten Ge⸗ 
ſchäftsbetrieb hat. Hat ein gewerbliches Unternehmen, bei dem an ſich 
die Vorausſetzungen des 82 vorlagen, den Geſchäftsbetrieb eingeſtellt, 
fo erliſcht damit die Pflicht zur Buchführung und zur Bilanzaufſtel⸗ 
lung, ſelbſt wenn es noch im Handelsregiſter eingetragen bleibt. Der 
8 5 HGB. ſteht dem nicht entgegen, da zwar danach der Einwand ver⸗ 
ſagt iſt, daß das betriebene Gewerbe kein Handelsgewerbe ſei, nicht 
aber der Einwand, daß das Unternehmen überhaupt kein Gewerbe 
betreibe. Ebenſo wie für einen Kaufmann nach § 1 die Buchführung 
und Bilanzpflicht mit dem Aufhören des Geſchäftsbetriebes erliſcht, 
endet auch für Kaufleute nach 8 2 HGB. mit der Einſtellung des Ge⸗ 
werbebetriebes die Pflicht zur Bilanzaufſtellung (vgl. Staub, Anm. 
2 u. 4 zu 8 5 HGB.). Vorausſetzung für die Pflicht aus $ 72 Betr. 
und dem BetrBilG. iſt demnach in erſter Linie, daß das Unter⸗ 
nehmen einen in kaufmänniſcher Weiſe eingerichteten Geſchaftsbetrieb 
hat. Das hat die Antragsgegnerin aber gerade beſtritten, indem ſie 
unter Vorlegung des zwiſchen ihr und Harpen abgeſchloſſenen Ver⸗ 
trages behauptet hat, daß die Zeche V. nicht von ihr, ſondern von 
Harpen berrieben wird. Das ArbG. hätte daher auf das Verhältnis 
der Antragsgegnerin zu Harpen näher eingehen miüfjen, um feſtzu⸗ 
ſtellen, ob die Antragsgegnerin überhaupt noch einen gewerblichen 
Geſchäftsbetrieb hat und deshalb noch zur Buchführung und Bilanz⸗ 
aufſtellung verpflichtet iſt. Das hätte auch aus einem andern Grunde 
geſchehen muſſen; denn nach 8 1 BetrBilGg. iſt die Betriebsbilanz 
nach den für das Unternehmen geltenden Bilanzgrundſätzen aufzu⸗ 
ſtellen. Die Bilanz, wie auch die Unterlagen der Bilanz, über die nach 
82 d. Geſ. Auskunft zu erteilen iſt, d. h. die Inventur, die Roh⸗ 
bilanz, die Betriebs- und Handlungskoſten müſſen aber ganz ver⸗ 


rein äußerlich und formell aufgefaßt werden darf, ſo läßt ſich doch 
mit etwas gutem Willen aus der gegebenen Begründung meiſt, wie 
hier, ein verſtändlicher Sinn herausleſen. Dem Arbeitsſtreitverfahren 
eigentümlich iſt die Frage nach der richtigen Bezeichnung der Partei, 
wenn Befugniſſe aus dem VerrNG. geltend gemacht werden. Theo⸗ 
retiſch konnten dieſe Befugniſſe ſchon immer nur der „Arbeitnehmer⸗ 
ſchaft, Arbeiterſchaft und Angeſtelltenſchaft der Betriebe“ zugeſprochen 
werden, wie jetzt § 10 ArbGG. ſich richtig ausdrückt. Aber eben des⸗ 
halb wäre es unzuläſſige Haarſpalterei, wenn man einen Antrag 
abweiſen wollte, den die Betriebsvertretung der Form nach im eige⸗ 
nen Namen geſtellt hat, und es iſt ſehr bezeichnend, daß das LES. 
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Juriſtiſche Wochenſchrift 


ſchieden ſein, je nachdem der Betrieb von dem Unternehmer ſelbſt 
oder von einem anderen (für deſſen Rechnung) geführt wird. 
wenn der Betrieb eines Unternehmens nicht für ſeine Rechnung, ſon⸗ 
dern für Rechnung eines anderen geführt wird, das Unternehmen ſür 
die Überlaſſung der Betriebsführung und Vetriebsnutzung nur ein 
beſtimmtes Entgelt enthält, ſo iſt in der Gewinn⸗ und Verluſtrech⸗ 
nung nur dieſes Entgelt und die aus der ſonſtigen Verwaltung ent⸗ 
ſtehenden Unkoſten aufzuſtellen. Die Bilanz wird ſich alſo nur über 
die Geſchäftsführung als Verpächterin, als Rentnergeſellſchaft, NER 
aber über die Vorgänge des eigentlichen Betriebes verhalten. Geb! 
wenn alſo an ſich die Antragsgegnerin noch zur Aufſtellung einer 
Bilanz verpflichtet wäre, wie z. B. eine Aktch. gem. § 260 HB. in 
jedem Fall, ſo konnte ſie zur Vorlegung einer „ausſchließlich auf den 
Belrieb der Zeche V. ſich beziehenden Betriebsbilanz und Gewinn⸗ und 
Verluſtrechnung“ nur dann verpflichtet werden, wenn fie den Betrte 
noch weiter führte, Unternehmer des Betriebes i. S. des 8 72 HGB. un 
des BetrBilGG. iſt. Das ift fie aber nicht, wie das Arbeitsgericht 
meint, ſchon deshalb, weil fie als ſelbſtändige juriſt. Perſon de 
Bergwerkseigentum an der Zeche V. hat. Das Arb&. iſt zu einer 
Gleichſtellung von Eigentümer und Unternehmer nur deshalb gekom' 
men, weil es ſich einer Prüfung der Begriffe Unternehmer und Bes 
trieb gar nicht unterzogen hat, ohne weiteres den Eigentümer 3 
Betriebes als zur Aufſtellung und Vorlegung der Bilanz verpflichtet 
anſieht. Das iſt aber ebenfalls rechtsirrig, verkennt vor allem au 
die Rechtsgrundſätze, die ſich im Wirtſchaftsleben für die Untere 
nehmenszuſammenfaſſungen und Konzerne herausgeſtellt haben. 
Belrieb und Unternehmen bezeichnen beide die Betätigung einer 
natürlichen oder juriſtiſchen Perſon zur Verfolgung eines beſtimmke“ 
Zweckes, und unterſcheiden ſich dadurch, daß der Betrieb die tech 
niſche, organiſatoriſche Seite, das Unternehmen die wirtſchaſtliche 
Seite der Vereinigung von perſönlichen, ſachlichen und immakeriellen 
Mitteln zur Verfolgung eines geſetzten Zieles bedeutet (ſiehe Kas“ 
kel, Arbeitsrecht S. 240; Jacobi, Betrieb und Unternehmen 41s 
Rechtsbegriffe, S. 36, und Grundlehren des Arbeltsrechts, S. 2863 
Flatow, Anm. 4 zu 8 9 VerrNG.). Auch wird, da der Vetrieb 
eine techniſche Einheit iſt, bei der Zuſammenfaſſung mehrerer Dr 
triebsabteilungen zu einem einheitlichen Betriebe neben der Gleich 
artigkeit der Betriebsvorgänge und der Einheit des Zweckes und 
Zieles immer ein beſtimmter räumlicher Zuſammenhang notwendig 
ſein, während bei der Zuſammenfaſſung mehrerer ſelbſtändiger 
triebe zu einem Unternehmen dieſe räumliche Einheit in der Regel 
gerade fehlen wird (Jacobi, Betrieb und Unternehmen, S. 11 1. 
Hueck⸗Nipperdey, Lehrb. S. 71). Inhaber des Betriebes for 
wohl wie des Unternehmens ift aber derjenige, der dem Betries 
wie dem Unternehmen den Zweck ſetzt (jo Jacobi, Betr 
und Unternehmen S. 10) oder deſſen Wille für die Zuſammenfaſſung 
der Betriebsmittel zu einem einheitlichen Zweck maßgebend iſt 00 
Kaskel S. 240). Auf Grund welcher Rechtsbeziehungen, ob di 
lich oder obligatoriſch, der Betriebsinhaber wie der Unternehmer r, 
Betriebsmittel, namentkich die ſachlichen, beherrſcht, iſt unweſentle 
(ogl. Flatow, Anm. 4 zu § 9; Hueck⸗Nipperdey ©, 
Anm. 3). Die Beſtimmung des 8 50 Betroich daß zur Bildung eine? 
Geſamtbetriebsrates mehrerer gleichartiger Betriebe oder nach ‚De 
Betriebszweck zuſammengehöriger Betriebe in der Hand eines Eigen, 
tümers ſich befinden muſſen, iſt für die Begriffsbeſtimmung des 
Betriebsinhabers und Unternehmers ohne Belang, wird übrig 
auch von der Rechtslehre ſelbſt für dieſen Zweck in einem weiter 
Sinn dahin ausgelegt, daß Einheitlichkeit des Arbeitgebers gen 
(Flatow, Anm. 6 zu 8 50). nd 
Nicht der Eigentümer, ſondern derjenige, der den Zwech un 
das Ziel des Unternehmens beſtimmt, deſſen Wille für die Geſchäfk? 
führung entſcheidend iſt, mit dem, wie das RG. 113, 871) ſagt, 
Arbeiterſchaft zu einer Produktionsgemeiuſchaft zwecks Erreichung 
möglichſter Wirtſchaftlichkeit der Betriebsleiſtung zuſammengeſchlon 
iſt, hat alſo die Betriebsbilanz aufzustellen. Das folgt auch daraus, 
daß die Bilanz einen Überblick über die Vermögenslage des Unt l 
nehmens und den Erfolg der wirtſchaftlichen Betätigung geben u” 
wie auch aus dem Zweck des 8 72 Beriß. Denn die Vorlegunt 
der Betriebsbilanz, wie auch die Auskunftserteilung gem. 87 inet 
dem Betriebsrat die Möglichkeit geben, ſich die zur Erfüllung ee 
Aufgaben erforderliche Einſicht und Überſicht über die Betriebs 
haltniſſe zu verſchaffen. Dem Betriebsrat können alſo nur die — 
gänge des Betriebes als der Vereinigung perſönlicher, ſachlicher Un 
immaterieller Mittel zur Erreichung eines beſtimmten Zieles wie 


darauf hinweiſen kann, daß auch im 8 63 ArbGG. ein lapsus calam, 
untergelaufen iſt und von Klagerhebung der „Betriebs vertretuſche 
geſprochen wird. Es kann nur unterſtrichen werden, daß die falſcht 
Bezeichnung der Betriebsvertretung ſtatt der Belegſchaft als — 
in der Klage oder dem Antrag nicht zur Abweiſung führen P 

Durchaus zuzuſtimmen iſt dem LArbch. auch darin, daß die — 
Streitigkeit unter 82 Abſ. 1 Nr. 5 ArbGG. fällt. Dort iſt pig 
8 72 Betr. nicht ausdrücklich angeführt, wohl aber die Zuſtand Ti, 
keit der Arbeitsgerichtsbehörden für (alle) Streitigkeiten über 


1) JW. 1927, 254, 


56. Jahrg. 1927 Heft 46] 


Rechtſprechung 


belelg dieſer Vereinigung intereſſieren, nicht aber die Vermögens⸗ 
anch atniſſe des Eigentümers der Betriebsmittel. Demnach iſt ihm 
verhält. eine Bilanz vorzulegen, die ſich über die Betriebsvorgänge 


92 Aus der Beſtimmung des 8 1 BilcG., daß die Betriebsbilanz 
fett den für das Unternehmen geltenden Bilanzgrundſätzen aufzu⸗ 
U en iſt und die Beſtandteile des Vermögens und der Schulden des 
und rnehmens derart erſehen laſſen muſſen, daß ſie für ſich allein 
his unabhängig von anderen Urkunden eine gewiſſe Überſicht über 
Un Vermögen des Unternehmens gewährt, wie vor allem aus dem 
Ren des 82 d. Geſ., daß, wenn mehrere Betriebe zu einem Unter⸗ 
nen gehören, bei der Vorlage der Betriebsbilanz die Geſchäfts⸗ 
7 der einzelnen Betriebe erläutert werden muſſen, folgt nun aber 
beiter, daß eine ſelbſtändige Bilanz für die einzelnen Betriebe nur 
. aufzuſtellen und vorzulegen iſt, wenn dieſer Betrieb für ſich 
5 ein nicht nur eine techniſche, ſondern zugleich auch eine wirtſchaft⸗ 
18 Einheit bildet. Denn wenn mehrere Betriebe zu einer wirt⸗ 
Waftlichen Einheit zuſammengeſchloſſen ſind, von dem einheitlichen 
Willen eines Unternehmers zur Verfolgung eines einheitlichen Zieles 
beleitet werden, jo wird auch nach allgemeinen Bilanzgrundſätzen 
tears Überficht über das Vermögen und den Erfolg der Betriebs⸗ 
uuhrung nur eine einheitliche Bilanz dieſer wirtſchaftlichen Einheit 
aufgeſtellt. Deshalb iſt auch nur dieſe Bilanz dem Betriebsrat vor⸗ 
Segen. Das iſt unbeſtritten, wenn auch die ſachlichen Betriebsmittel 
nſelbſtändige Vermögensbeſtandteile desſelben Unternehmers ſind, 
Su wenn der Unternehmer fie als Eigentümer beherrſcht (vgl. 
mat ow, Anm. 6 zu 8 2 Bil). Es muß aber auch gelten, wenn 
zwar die ſachlichen Betriebsmittel, die Grundſtücke, Maſchinen und 
getriebsanlagen im Eigentum eines anderen ſtehen, der Unternehmer 
* über fie auf Grund eines ſchuldrechtlichen Verhältniſſes verfügen, 
e ſeinen Zwecken dienſtbar machen kann, indem er etwa den Betrieb 
Beachtet hat. Dagegen wird es allerdings nicht genügen, daß der 
etrieb das Unternehmen, nur von einem andern Unternehmer der 
onzerngeſellſchaft dadurch beherrſcht wird, daß es die Majorität ber 
eſchäftsanteile beſitzt und dadurch Einfluß auf die Willensbildung 
Betriebsinhabers der ſog. Tochtergeſellſchaft hat. Selbſt wenn 
e Konzerngeſellſchaft ſämtliche Geſchäftsanteile beſitzt, ſo würde das 
. noch nicht genügen, da dadurch der andere Betrieb immer noch 
1 ſelbſtändiges Unternehmen bleibt, der geſetzliche Vertreter dieſes 
uternehmens, mag er auch mit dem geſetzlichen Vertreter der Kon⸗ 
zerngeſellſchaft zuſammenfallen, doch nur in erſter Eigenſchaft den 
Zweck und das Ziel des Betriebes beſtimmt. Nur wenn die Betriebs⸗ 
| hrung auf die Konzerngeſellſchaft als ſolche übergegangen iſt, der 
ente der Tochtergeſellſchaft unmittelbar den Zwecken der Konzern» 
A elicaft dient und Betriebsmittel mit denen der Konzerngeſellſchaft 
5 Verfolgung eines einheitlichen Zweckes zuſammengefaßt ſind, 
b. gt eine derartige Einheil des Betriebes vor, daß die Betriebs⸗ 
orgänge der Tochtergeſellſchaft unſelbſtändige Beſtandteile in der 
„lang des Hauptunternehmens werden, nach allgemeinen Bilanz» 
kundſätzen nur eine Bilanz aufgeſtellt wird. Von den verſchiedenen 
Dimen der Unternehmenszuſammenfaſſung (ogl. Hausmann, 
rundlegung des Rechts der Unternehmenszuſammenfaſſung S. 125 ff., 
enſo 139) genügt alſo der Erwerb von Beteiligungen nicht, um den 
etrieb des beherrſchten Unternehmens zu einem unſelbſtändigen 
* des Hauptunternehmens zu machen, ſondern nur die Unter⸗ 
ne des Unternehmens unter den Willen des andern dadurch, daß 
Ho Unternehmen gepachtet oder in ſonſtiger Form der Betrieb über⸗ 
mmen wird. Auch im letzteren Falle jedoch dann nicht, wenn der 
En für 15 der Tochtergeſellſchaft geführt, die Konzern⸗ 
{ ellſchaft nur als Bevollmächtigte der Tochtergeſellſchaft handelt, 
= ern nur dann, wenn dieſer Betrieb für Rechnung des Konzerns 
, der Tochtergeſellſchaft nur eine beſtimmte Entſchädigung für die 
Falllaſſung der Betriebsführung gezahlt wird. Denn in dieſem 
8 lle ſteht die Betriebsunterlaſſung der Verpachtung gleich (vgl. 
Korus mann a. a. O. S. 114; Friedländer, Rechtsformen der 
onzernbildung; JW. 1923, 212). 
Ant Prüft man von dieſen Grundſützen aus das Verhältnis der 
ine ragsgegnerin zu Harpen, ſo muß man zu dem Ergebnis kom⸗ 
n, daß der Betrieb der Zeche V. ein unſelbſtändiger Beſtandteil des 
— 


richtung, Zuſammenſetzung und Tätigkeit von Betriebsvertretungen 
gründet und auf 8 93 Betrag. verwieſen. Das Verlangen nach 


eitenödorle ung gehört aber zu den geſetzlich vorgeſehenen Tätig⸗ 

en der Berriebsvertretungen. Es iſt auch durch § 93 Nr. 3 Betr⸗ 
tier zweifelsfrei gedeckt. Wenn dort von „Zuständigkeit der Be⸗ 
öſßenstertretungen“ die Rede iſt, fo iſt jedenfalls für den, der den 
gebratlich⸗rechtlichen Sprachgebrauch kennt (warum ſollte dieſer Sprach⸗ 

e nicht auch auf privatrechtliche Angelegenheiten wie die im 
um ING. geregelten übertragen werden?), klar, daß es ſich nicht nur 
zm die ſubjektive, ſondern auch um die objektive, inhaltliche Seite 
entſ Zuſtändigkeit handelt. Das Arbe. hat nicht nur darüber zu 
en eben, wem, welcher einzelnen Betriebsvertretung, etwas zu⸗ 
Benn ſondern auch was ihm zuſteht, m. a. W., welche „Aufgaben und 
han, griffe“ (überſchrift vor 3 06 Betroich) eine Vetriebsvertretung 

Wollte man ſich auf den Standpunkt der Rechtsbeſchwerde ftellen, 
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Geſamtunternehmens von Harpen iſt, nach allgemeinen Bilanzgrund⸗ 
ſätzen für dieſen Betrieb keine Sonderbilanz aufzuſtellen und daher 
auch dem Betriebsrat nicht vorzulegen ift. Allerdings iſt nicht zu ver⸗ 
kennen, daß der geſchloſſene Vertrag in ſich nicht einheitlich und klar 
iſt, gewiſſe Anſätze dafür enthält, als ob die Zeche V. noch von der 
Antragsgegnerin betrieben würde. Dafür ſpricht einmal, daß B. 
nach dem Vertrage verpflichtet iſt, den Betrieb nur nach Anweiſung 
von Harpen weiterzuführen, und daß die Verwaltungsrechnung 
(Bilanz) ausſchließlich der Genehmigung von Harpen unterliegen, 
alſo eine Bilanz noch aufgeſtellt werden ſoll. Indeſſen kann dies 
nicht ausſchlaggebend ſein, zumal der Vertrag entgegen der Ge⸗ 
pflogenheit der Wirtſchaft bei ſolchen wichtigen Verträgen nicht no⸗ 
tariell beurkundet iſt, offenbar auch nicht unter Zuziehung von 
juriſtiſchen Beratern aufgeſetzt iſt. Entſcheidend muß vielmehr fein, 
daß der Betrieb für Rechnung von Harpen geführt wird, daß Harpen 
allein den Gewinn aus dem Betrieb erhält und allein darüber ver⸗ 
fügen kann, und daß andererſeits Harpen auch für ſämtliche Verbind⸗ 
lichkeiten einzuſtehen hat, einen etwaigen Betriebsverluſt tragen muß. 
Ein Unternehmen aber, das auf die Geſchäftsführung des Unter⸗ 
nehmens gar keinen Einfluß hat, das auch an dem Ergebnis der 
Betriebsführung in keiner Weiſe intereſſiert iſt, iſt gar nicht mehr 
Unternehmer dieſes gewerblichen Betriebes, da gerade die Tragung 
des Riſikos aus der Betriebsführung zur Begriffsbeſtimmung des 
Unternehmens gehört. 

Von weſentlicher Bedeutung iſt auch die Tatſache, daß eine 
Entſchädigung für die Überlaſſung des Betriebes nicht an die An⸗ 
tragsgegnerin, ſondern nur an ihre Kuxeninhaber zu zahlen iſt, die 
Geſellſchaft als ſolche eine Entſchädigung für die Uberlaſſung des Bes 
triebes überhaupt nicht erhält. Sofern iſt die Tatſache, daß 
Harpen bis auf einen ſämtliche Kuxe hat, von weſentlicher Bedeutung, 
wenn auch, wie oben dargelegt, die Beherrſchung durch Beteiligung 
an fi) ein Unternehmen noch nicht zum unſelbſtändigen Beſtandteil 
eines anderen macht. Man hat hier, wo die Geſchäftsanteile bis auf 
einen in der Hand des Hauptunternehmens ſind, es alſo nicht 
einmal für nötig gehalten, Beſtimmungen über die Entſchädigung für 
die Überlaſſung des Betriebes zu treffen, weil ja doch dieſe Ent⸗ 
ſchädigung bis auf einen verſchwindenden Teil wieder in das Ver⸗ 
mögen der Hauptgeſellſchaft überginge und damit Beſtandteil von 
deren Bilanz würde. Gerade dieſe Tatſache, daß nur Renten für die 
Kuxeninhaber feſtgeſetzt worden ſind, beweiſt, daß der Betrieb der 
Zeche V. ein unſelbſtändiger Beſtandteil von Harpen geworden iſt. Die 
Aufſtellung einer Sonderbilanz für dieſen Berrieb kann daher eben⸗ 
ſowenig in Frage kommen, als wenn die Zeche V. infolge Fuſion 
in das Eigentum von Harpen übergegangen ware. Daß der Be⸗ 
triebsrat nicht eine Bilanz der Gewerkſchaft V. als Verpachterin 
oder Rentneringeſellſchaft verlangen kann, iſt bereits dargelegt, 
ganz abgeſehen davon, daß infolge der Regelung des Entgelts für 
die Betriebsüberlaſſung die Gewerkſchaft V. überhaupt keine Bilanz 
aufſtellen kann und braucht, da ſie weder einen Geſchäftsbetrieb noch 
irgendwelche Einnahmen und Ausgaben hat. 


(LArbGer. Dortmund, Beſchl. v. 30. Sept. 1927, X T 3/27.) 


C. Verwaltungsbehörden und Verwaltungsgerichte. 


Reidhsfinanzhof. 


Berichtet von Senatspräſ. Dr. G. Strutz, Reichsſinanzrat Dr. Boethke, 
Reichsfinanzrat Arlt u. Reichsfinanzrat Dr. Gg. Schmauſer, München 


Wird in der amtlichen Sammlung der Entſcheidungen des Reichs⸗ 
finanzhofs abgedruckt.] 


1. 8 162 Ab ſ. 2 RAbg O.; $ 89 bisherige Aus fBeſt. 
zum Umſ StG. „Fortlaufende“ Eintragungen i. S. des 9162 
Abi. 2 R Abg. und des 8 89 der bisherigen AusfBeſt. z. 
UmſStG. ſind nur ſolche, die nach der Zeitfolge ihres 


fo bliebe die Betriebsvertretung bei ihrer Zuständigkeit aus 8 72 
Betrag. ohne jeden Rechtsſchutz. 

Für die materiellrechtliche Entſch. das Falles kommt alles 
auf die Auslegung des Vertrages zwiſchen der Gewerkſchaft und der 
Konzerngeſellſchaft an. Die Auslegung, die das L ArbGG. ihm gibt, 
erſcheint möglich; unbedingt überzeugend iſt ſie wohl nicht. Ohne ge⸗ 
nauere Kenntnis des Vertrages und der ſonſtigen Umſtände kann hier 
Kritik nicht geübt werden. Wiederum drängt ſich eine prozeſſuale 
Frage auf: das Gegebene wäre wohl geweſen, daß das Rechtsbeſchwerde⸗ 
gericht, nachdem es einen Rechtsirrtum des Vorderrichters erkannt 
und aufgeklärt hatte, die Sache zur ſachlichen Entſch. zurückverwieſen 
hätte. Indeſſen war ihm dieſer Weg durch 8 89 Abſ. 1 Satz 2 ArbGG. 
abgeſchnitten. Das Verbot der Zurückverweiſung von Beſchlußſachen an 
das Yıb®. kann die Gute der Entſch. beeinträchtigen. 

Prof. Dr. Lutz Richter, Leipzig. 


332 


2650 


er hintereinander in einem Geſchäftsbuch bewirkt 
ind. 

Nach 8 31 UmſStG. in der bisherigen Faſſung (jest 8 13) 
find die Stpflichtigen verpflichtet, zur Feſtſtellung der Entgelte Auf⸗ 
zeichnungen zu machen. Weiter war daſelbſt vorgeſehen, daß der 
Reichsrat hierüber nähere Beſtimmungen zu treffen hatte. Solche 


AusfBeſt. liegen vor in den 88 88—93 der bisherigen AusfBeſt. 


889 Abf. 1 daſelbſt beſagt: 


„Der Aufzeichnungspflicht iſt genügt, wenn 1. ſämtliche Ent⸗ 


gelte, die der Steuerpflichtige für ſeine Leiſtungen erhält, erforder⸗ 
lichenfalls getrennt nach den für die Verſteuerung in Betracht kom⸗ 
menden verſchiedenen Steuerſätzen, fortlaufend in ein Buch ein⸗ 
getragen werden; 2. am Schluſſe jedes Kalenderjahres der Geſamt⸗ 
betrag der vereinnahmten Entgelte ohne Rückſicht auf ihre Verwen⸗ 
dung zu Anſchaffungen uſw. ermittelt wird und 3. weder bei der 
Eintragung der einzelnen Entgelte noch bei der Zuſammenzählung 
am Schluſſe des Kalenderjahres die geſchäftlichen oder häuslichen 
Ausgaben vorher abgezogen werden.“ 

In 888 find die Vorſchriften des 8 162 RAbgd. wiederholt, 
wo unter anderem gleichfalls fortlaufende Eintragungen in den 
Büchern verlangt werden. Schon dieſem Erfordernis entſpricht das 
vom Steuerpflichtigen vorgelegte Buch nicht, in dem je unter den 
Namen der einzelnen Kunden die Rechnungsbeträge für die an die 
Kunden bewirkten Leiſtungen zuſammengefaßt ſind. Spater ſind die 
Zahlungstage beigefügt worden. Von fortlaufenden Aufzeichnungen 
der Einnahmen kann bei einem derartigen Verfahren nicht ge⸗ 
ſprochen werden. Nicht einmal die bewirkten Leiſtungen ſind fort⸗ 
laufend aufgeführt, ſondern ohne Rückſicht auf die Zeitfolge den 
einzelnen Kunden zugeſchrieben. Auch den übrigen Erforderniſſen des 
889 Abſ. 1 iſt nicht genügt. Die Beobachtung aller dieſer Vor⸗ 
ſchriften iſt aber das mindeſte, was zur Ordnungsmäßigkeit der Auf⸗ 
zeichnungen gehört. Nur ſie gewährleiſtet in gewiſſem Umfang die 
Vollſtändigkeit und dient demgemaß ebenſo wie den ſteuerlichen 
Zwecken der Überwachung und Feſtſtellung der Umſätze, ſo den wohl⸗ 
verſtandenen eigenen Intereſſen des Gewerbetreibenden. Dieſer ſoll 
und muß, wenn er Anerkennung ſeiner Aufzeichnungen wenigſtens 
nach der formellen Seite hin bei den Steuerbehörden erreichen will, 
jedenfalls ein Einnahmebuch, ſei es als beſonderes Buch, ſei es als 
Teil eines anderen Geſchäftsbuchs, führen, in dem die einzelnen Ein⸗ 
nahmen in zeitlicher Folge ſo gebucht werden, wie ſie eingehen. Dieſe 
Vorſchriften hat der Pflichtige verletzt. 

3 (R., V. Sen., Urt. v. 4. Febr. 1927, V A 539/26 S., RH. 20, 
59.) 


* 


2. 5 2 Nr. 4 UmſStG. 1919. Bei der Verpachtung 
eines Unternehmens iſt aus dem umſatzſteuerpflichtigen 
Entgelt für die Verpachtung der eingerichteten Räume der 
Pachtzins für andere Gegenſtände, insbeſondere für offene 
Grundſtücksteile und für uneingerichtete Räume, auszu- 
ſcheiden, wenn er nicht im Verhältnis zur ganzen Pacht⸗ 
ſumme geringwertig erſcheint. +) 

Die beſchwerdeführende GmbH. hat durch Vertrag v. 20. Aug. 
1918 die ihr gehörige Fabri nebſt Imprägniermaſchinen mit je 
einem Schmelzkeſſel, Teerdeſtillationsblaſen und Elektromotoren ver⸗ 
pachtet. Wegen des i. J. 1924 vereinnahmten Pachtzinſes iſt ſie 
gem. 8 1 Nr. 1 UmſStG. zur UmfSt. herangezogen worden. 

Da die Verpachtung den Erfolg hat, daß die Beſchwỹ. für ihre 
Dauerleiſtung, die in der Überlaſſung des Pachtgegenſtandes an die 


Zu 1. „Der RF. als Erzieher“ könnte man als überſchrift 
über dieſe Entſch. ſetzen. Sachlich iſt ſie wohl begründet, und der Sen. 
hat recht, wenn er verlangt, daß die Gewerbetreibenden ſich jetzt end⸗ 
lich mit den Buchführungsbeſtimmungen, die im Intereſſe der Umſatz⸗ 
ſteuer auferlegt worden ſind, vertraut gemacht haben. Auch darin 
iſt ihm zuzuſtimmen, daß eine geordnete Buchführung im eigenſten 
Intereſſe der Gewerbetreibenden ſelbſt liegt. Wer abſichtlich oder 
aus Nachläſſigkeit die Vorſchriften nicht beachtet, muß die Folgen 
tragen, ohne in feiner Unkenntnis einen Entſchuldigungsgrund 


zu finden. 
Prof. Dr. Albert Henſel, Bonn. 


Zu 2. 1. Die Entſch. enthält zwei Grundſätze, die für die all⸗ 
gemeinen Begriffe des Steuerrechts wichtig ſind: 

a) Der 5. Sen. hält an der Auffaſſung feſt, daß der angebliche 
Rechtsgrundſaz — Ausnahmen ſeien eng auszulegen — im Steuer⸗ 
recht nach 8 4 RAbgoO. keine Geltung habe. Ganz allgemein wird übri⸗ 
gens dieſe Auffaſſung des 5. Sen. nicht von allen Sen. geteilt 
(vgl. Bühler, Steuerrecht 1,52 Anm. 5 und die dort angef. Entſch. 
des 1. u. 2. Sen.). Steuerbefreiungen ſind nach der erſteren Auf⸗ 
faſſung wie alle anderen Vorſchriften der Steuergef. nach 8 4 RAbg0. 
fo auszulegen, wie der Geſetzgeber fie gemeint hat (RH. VIII, 134). 
Das kann z. B. im UmjSt®. auf eine einſchränkende Auslegung 
von Befreiungsvorſchriften hinauslaufen, weil das UmſStG. grund⸗ 
ſätzlich alle Umſätze privatwirtſchaftlicher Art treffen will (sgl. 
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Juriſtiſche Wochenſchrift 


Pächterin beſteht, nachhaltig Entgelte vereinnahmt, fo liegt eine ge 
werbliche Tätigkeit i. S. des 8 1 Nr. 1 UmſStc. vor. N 1 

Die Vorinſtanz hat indeſſen der BeſchucF. im vollen Umfang 
die Befreiung verſagt nach 8 2 Nr. 4 a. a. O., wonach von der DE 
ſteuerung ausgenommen ſind Verpachtungen von Grundſtücken m 
Ausnahme der Verpachtung eingerichteter Räume, weil die ganze 
Fabrik nebſt den genannten Einrichtungsgegenſtänden als eingeri 
teter Raum anzuſehen iſt. * 

Die Fabrik ſtellt einen eingerichteten Raum dar; fie war mu 
den notwendigen Maſchinen zur Fortführung des bisherigen Betrieb? 
verſehen. Dieſe Eigenſchaft haben die Räume auch ſpäterhin nich 
dadurch verloren, daß die Pächterin die Einrichtung verändert, er 
weitert und vervollkommnet hat. Inſoweit hat bereits die Vorinſtanz 
die Einwendungen der RBeſchw. mit zutreffenden Gründen wider⸗ 
legt. Mit Recht hat es auch die angef. Entſch. abgelehnt, aus der 
Entſch. des Sen. v. 28. April 1925, VA 56/25, eine abweichende 
Beurteilung der Frage herzuleiten. Denn dort war in dem DER 
fahren vor dem RF. nur noch die Steuerpflicht der Vermietung elek? 
triſchen Stromes ſtreitig, während die Freiſtellung der Vermietung 
der Fabrikräume durch die Vorinſtanzen von keiner Seite ang“ 
fochten worden war, jo daß der Sen. nicht in der Lage war na 
zuprüfen, ob es ſich dabei nicht um eingerichtete Räume handle. Un- 
zutreffend iſt auch die Anſicht der RBeſchw., daß die Vorſchriſt 
über die Steuerpflicht der Verpachtung eingerichteter Räume als Aus“ 
nahme von der Befreiung der Grundſtückspacht eng auszulegen jet 
da der angebliche Rechtsgrundſatz, Ausnahmen feien eng auszu' 
legen, nach der ſtändigen Rſpr. des RF. als dem 94 RAbgo 
widerſprechend im Steuerrechte wenigſtens keine Geltung hat. 

Gleichwohl waren die Vorentſch. und die Einſpruchsentſch. wegen 
Verletzung von 8 228 RAbgoO. aufzuheben, weil die Vorbehörden es 
unterlaſſen haben, zu ermitteln, inwieweit zu dem Pachigegenſtande, 
wie die Beſchwß. behauptet, auch nicht eingerichtete Räume, insbeſ. 
Höfe und offene Schuppen, gehören. 

In feinem Gutachten v. 4. April 1924 (RIH. 13, 298) hat der 
Sen. hinſichtlich der Steuerpflicht von ſolchen Privatbahnen, 
nicht nach Landesrecht als Bahneinheiten anzuſehen ſind, dieſe Grund 
fäge entwickelt: für das bürgerl. Recht iſt in der Regel ohne DE 
deutung die Frage, ob eine Anzahl von Gegenſtänden zu einem 
wirtſchaftlichen Organismus vereinigt ſind. Von dieſem Grundsatz 
macht es indeſſen gerade im Falle der Pacht eine Ausnahme 1 
erkennt als Gegenſtand des Vertrags an das wirtſchaftliche Unter 
nehmen (81822 Nr. 4 BGB.; 822 Abſ. 2 9 GB.; RG. 70,20” 
87, 45 2)). Wollte man dieſe Auffaſſung auf das UmſStqkecht über 
tragen, ſo wäre die Befreiung der Verpachtung von Grundſtücken 
praktiſch nahezu ausgeſchaltet, da ein Unternehmen nicht das nämli 
iſt wie die Grundſtücke, auf denen es betrieben wird, und da die gr 
werbliche Ausnützung von Grundſtücken im Deutſchen Reiche 
Regel bildet. Beſonders deutlich tritt dies hervor bei der Verpachtung 
eines Landguts. Wollte man hier anſehen als Gegenſtand des Pad! 
vertrag das landwirtſchaftliche Unternehmen, jo wäre folgerichtig 
auch zu verneinen das Vorliegen der Vorausſetzungen des 3 
Nr. 4, der freiſtellt die Verpachtung von Grundſtücken, nicht ab 
von Unternehmungen. Eine Auslegung, die beſtrebt iſt, den Willen 
des Geſetzgebers zu verwirklichen, iſt demnach gezwungen, in Fallen 
der Verpachtung von Unternehmungen den Pachtzins zu erlegen 
und von der Steuer zu befreien den Teil der Entgelte, die em 
fallen auf die Überlaſſung der Grundſtücke, auf denen das Une 
nehmen betrieben wird. Auszunehmen von dieſer Befreiung find @ 18 
dann kraft geſetzlicher Vorſchrift die Grundſtücksteile, die ſich al 


Vehlow: Hdb. des Steuerrechts S. 721/722 und die dort angel: 
Entſch.). des 
b) Für die Bildung beſonderer, von den Grundſätzen ide 
bürgerlichen Rechtes abweichender ſteuerrechtlicher Begriffe find wi 
tig die Darlegungen der Entſch., die für die UmfSt. abweichend d 4 
Zivilrecht (wie ſchon öfters entſpr. den wirtſchaftlichen Grundgedanken 
des UmſStG. 7, 85; 11, 210 u. a.) als Gegenſtand des Vertrat 
nicht das wirtſchaftliche Unternehmen als Ganzes, ſondern die en 
zelnen Teile des Unternehmens anſehen. Dieſe Auffaſſung, die er 
Unternehmen als Ganzes für die UmjSt. nicht als Verkragsgeg ge 
ſtand anſieht, ſondern das Unternehmen in ſeine einzelnen 2 ' 
zerlegt, enthalt auch eine Abweichung von dem im Steuerre ge 
Bewertungen im allgemeinen herrſchenden Grundſatze von der 
wertung der wirtſchaftlichen Einheit als Ganzes (88 137, 139 RUE’ 
819 Abſ. 1 Satz 2 Eink Std., § 11 KapVerkStb.). li 
Ein ähnliches Problem bietet z. B. die verſchiedenartige Behan 


lung der OHG. als Steuerſubjekt im EinkStRecht und Bern" 
Stqecht. 9 
2. Die Beſreiungsvorſchrift des 8 2 Ziff. 4 UmſStch. iſt 1 


der Auffaſſung des Rö. (f. Gutachten XIII, 298) auch anzumendeſ 
wenn Gegenſtand des Pachtvertrags ein vollſtändiges Unternehmen 
zu dem neben eingerichteten Räumen auch uneingerichtete Räume w 
unbebaute (offene) Grundſtücke gehören. Das Entgelt für die 


1) JW. 1908, 757. JW. 1915, 911. 


ar 
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eingerichtete Räume darſtellen. Der Zweck und die wirtſchaftliche 
edeutung der Vorſchrift verbietet indeſſen auch hier, die aus dem 
eſetze durch Auslegung gewonnene Regel ausnahmslos anzuwenden. 
. nach der aufgeſlellten Regel wäre es beiſpielsweiſe bei der 
& eſteuerung der Vermietung von leeren Wohnungen in Zinshäuſern, 
e der Verpachtung umſatzſteuerrechtlich gleichſteht, in jedem Falle 
erforderlich, zu ermitteln, ob nicht ein Teil der Räume mit Kochherd, 
adeeinrichtung oder Abortanlagen verſehen wäre und welcher Teil 
Ei Entgelts ſchätzungsweiſe auf dieſe eingerichteten Räume entfiele. 
en Verfahren dieſer Art widerſpräche dem Gebote verſtändiger Hand⸗ 
ebung des Geſetzes. Die Regel, daß der Zins für die Verpachtung 
> Unternehmens zu zerlegen ift in einen ſteuerfreien Teil, der 
aul die uneingerichteten Grundſtücke, und in einen ſteuerpflichtigen 
zel, der — außer den nicht zu den Grundſtücken rechnenden 
egenftänden, die zu dem Unternehmen vereinigt find —. auf die 
eingerichteten Räume entfällt, bedarf daher der Einſchränkung dahin, 
aus dem ſteuerfreien Entgelt nicht auszuſcheiden iſt der Miet⸗ 
"al Pachtzins für eingerichtete Räume, deren Miet⸗ oder Pachtwert 
! Verhältnis zur Geſamtſumme geringwertig iſt, ebenſo wie um⸗ 
gekehrt zum ſteuerpflichtigen Entgelt für eingerichtete Räume gehört 
M. Zins für offene Grundſtücksteile und leere Räume, wenn ihr 
0 tete oder Pachtwert verhältnismäßig unbedeutend erſcheint. Soweit 
ar Sen. in der Entſch. v. 12. Nov. 1926 — VA 606/26 — von 
einer abweichenden Rechtsauffaſſung ausgegangen iſt, wird dieſe nicht 
aufrechterhalten. 
(R H., V. Sen., Urt. v. 21. Dez. 1926, V A 732/26, Rg. 20, 137.) 
* 


9 3 3. 8 6 Abſ. 1 Nr. 1—4, Abi. 2, Abſ. 3 EinkSt G. 1925; 
7 968. 3 6 Abſ. 3 EintSt®. 1925 ſchließt nicht aus, 
nic Lotteriegewinne, die einem Loſehändler auf Grund 
. abgeſetzter Loſe zufließen, als im Gewerbebetrieb 
Sürden. Dies gilt auch von Lotteriegewinnen der Preußiſch⸗ 
wüddeutſchen Klaſſenlotterie, die einem Lotterieeinehmer 
augen nicht abgeſetzter oder zurückgegebener Klaſſenloſe 
Lofallen, jedenfalls dann, wenn ihm als Kaufmann die 
otterieeinnahme übertragen ift.) 


lot Der BeſchwF., der Lotterieeinnehmer der Preuß.⸗Südd. Klaſſen⸗ 
e iſt und außerdem Loſe von Privatlotterien vertreibt, iſt für 
2 mit dem Kalenderjahre 1925 zuſammenfallenden Steuer⸗ 


fragerichteten Räume und offenen Grundſtücke fällt unter die Be⸗ 
iK ing des 8 2 Ziff. 4; das Entgelt für die eingerichteten Räume 
— ſteuerpflichtig nach der Unterausnahme des 8 2 Ziff. 4. Rechtlich 
Gr gegen dieſe Teilung nichts einzuwenden ſein, wenn man der 
Stundauffaſſung folgt, daß Gegenſtand des Pachtvertrags für die Umſ⸗ 
des nicht das Unternehmen als Ganzes, ſondern die einzelnen Teile 
»Anternehmens bilden. 
mi Wie weit praktiſch für die Veranlagungsbehörden und Rechts⸗ 
Tettelinſtanzen, ſoweit letztere Tatſachen zu prüfen haben, dieſe 
aun durchführbar iſt, ſcheint mir zweifelhaft. Denn die Tren⸗ 
einal eines einheitlichen Pachtzinſes für ein Unternehmen, zu dem 
Enteeichtete Fabrikräume und leere Grundſtücke gehören, in das 
Hacgelt für die Grundſtücke in ihrer Geſamtheit und die übrigen 
Melandteile des Unternehmens und die weitere Zerlegung des Pacht⸗ 
um 93 für die Grundstücke in das Entgelt für eingerichtete Räume 
ft leere Räume und offenen Grundſtücke, um lediglich das Entgelt 
Ne die eingerichteten Räume mit der UmfSt. zu erfaſſen, ſcheint 
oft ſehr ſchwierig. Es ift zu befürchten, daß die Veranlagungsbehörden 
5 don der unten unter b) angeführten Ausnahme Gebrauch machen 
jah bie Umſatzſteuerpflicht der Pacht für ſämtliche Grundſtücke bes 
Flche werden, weil der Wert der leeren Räume und offenen Grund⸗ 
b teile unbedeutend gegenüber dem Wert der eingerichteten Räume 
dem Geſamtbetrag der Pacht ſei. 
ah Aus wirtſchaftlichen Gründen macht die Entſch. zwei Aus⸗ 
men von der Regel der Zerlegung: 
itt 5 Der Pachtzins für eingerichtete, alſo ſteuerpflichtige Räume 
aus un aus dem Entgelt für die geſamten Grundſtücke nicht aus⸗ 
ſcheiden, wenn ihr Wert im Verhältnis zur Geſamtſumme der 
ra geringwertig iſt: alſo Reine Umſatzſteuerpflicht der eingerich⸗ 
San Räume, ſondern Umſatzſteuerfreiheit des auf die geſamten 
ei noſtücke entfallenden Pachtteiles. Dieſer Fall wird praktiſch nicht 
ſtüch häufig vorkommen, da der Pachtwert der eingerichteten Grund⸗ 
ie im Verhältnis zur Geſamtpacht nicht erheblich ſein wird. 
tete b) Der Pachtzins für offene Grundſtücke und nicht eingerich⸗ 
9155 Räume, der an ſich umſatzſteuerfrei wäre, iſt dann nicht von 
fällt ſteuerpflichtigen Entgelt, das auf die geſamten Grundſtücke ent⸗ 
hält. abzuſetzen, wenn der Miet⸗ oder Pachtwert dieſer Räume ver⸗ 
für emäpig unbedeutend iſt: alſo Umſatzſteuerpflicht des ganzen 
wird berlaſſung der Grundſtücke gezahlten Pachtzinſes. Dieſer Fall 
nehn praktiſch häufiger vorkommen, da bei Verpachtung eines Unter⸗ 
Grenz als Ganzes der Pachtwert der leeren Räume und offenen 
d noſtücksteile im Wert verhältnismäßig unbedeutend gegenüber 
geſamten Pachtſumme ſein wird. 
RA. Dr. Lang, Nürnberg. 
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abſchnitt 1925 nach einem Geſchäftsgewinne von... MM zur Eins 
kommenfteuer veranlagt worden, während er in der Steuererklärung 
nur einen niedrigeren Betrag angegeben hat. Der Unterſchieds⸗ 
betrag beruht darauf, daß das Fin A. Lotteriegewinne, die auf vom 
BeſchwF. bezogene und nicht abgeſetzte Loſe fielen und dem Beſchwỹx. 
als Loſeinhaber zufloſſen, zu ſeinem ſteuerbaren Einkommen rech⸗ 
nete, der BeſchwF. dagegen für dieſe Gewinne auf Grund des $ 6 
Abſ. 3 EinkStG. Steuerfreiheit in Anſpruch nahm. 

Einſpruch und Berufung wurden zurückgewieſen. Auch der 
Rechtsbeſchwerde, in der der Beſchw§. auf ſeiner Rechtsauffaſſung 
beſteht, muß der Erfolg verſagt werden. 

Der BeſchwF. iſt neben feiner Stellung als Lotterieeinnehmer 
der Preuß.⸗Südd. Klaſſenlotterie Privatloſehändler und Bankier 
und als ſolcher Kaufmann. Sein Einkommen aus Gewerbebelrieb 
iſt danach gem. § 13 Eink6t®. feſtzuſtellen. Wieweit Einkünfte 
und Ausgaben den Geſchäftsgewinn des Gewerbetreibenden beein⸗ 
fluſſen, richtet ſich in erſter Linie nach $ 13 Eink StG. In Frage 
kommt aber, wieweit $ 6 Abſ. 3 EinkStG. einſchränkend eingreift. 
Daß einmalige Vermögensanfälle, wie Erbſchaften und Schenkungen, 
auch wenn ſie einem Gewerbetreibenden zukommen, deſſen Ge⸗ 
ſchäftsgewinn im allgemeinen nicht vermehren, kann wohl ange⸗ 
nommen und daraus erklärt werden, daß ſie nach der Verkehrs⸗ 
auffaſſung (8 6 Abſ. 2 EinkStG.) mit dem Gewerbebetriebe nicht 
in wirtſchaftlichem Zuſammenhange ſtehen, ſondern dem Private 
vermögen des Gewerbetreibenden zufließen. Über das Verhältnis des 
8 6 Abſ. 3 zu 86 Abſ. 1 ſpricht ſich die Begr. zu 8 6 des Geſetzentw. 
S. 2 dahin aus: „Die Vorſchrift des Abſ. 3 bezieht ſich auf ein⸗ 
malige Einkünfte, die außerhalb einer der im § 6 Abſ. 1 
Nr. 1—4 genannten Tätigkeiten anfallen. Dagegen kann aus Abf. 3 
nicht etwa geſchloſſen werden, daß einmalige, nicht wiederkehrende 
Einkünfte, die innerhalb eines Gewerbebetriebs erzielt wer⸗ 
den, der Beſteuerung nicht unterliegen. Sie ſind als gewerbliches 
Einkommen wie bisher ſelbſtverſtändlich ſteuerpflichtig. Mit Aus⸗ 
nahme der Lotteriegewinne waren dieſe Anfälle ſtets frei. Die 
Lotteriegewinne waren im $ 11 des bisherigen Geſ. ausdrücklich 
für ſteuerpflichtig erklärt. Ihre Freiſtellung iſt im Hinblick auf 
die ſtarke Sonderbelaſtung, der ſie unterliegen, ſchon ſeit langem 
angeſtrebt worden und auch im RT. wiederholt Gegenſtand ein⸗ 
gehender Beratung geweſen.“ 

Wollte man aus den letzteren Ausführungen die Abſicht des 
Geſetzgebers, durch die beſondere Anführung der Lotteriegewinne 


Zu 3. Die Entſch. entſpricht dem Geſetz. Sie iſt folgerichtig da⸗ 
mit begründet, daß die allgemeine Beſtimmung des § 6 Abſ. 3 
Eink StG. nur inſoweit gilt, als nicht das Gef. für die einzelnen 
Einkünfte beſondere Vorſchriften erlaſſen hat. Dieſe beſondere 
Vorſchrift enthält für das gewerbliche Einkommen der $ 13, nach 
welchem der Gewinn als Überſchuß der Betriebseinnahmen über die 
Betriebsausgaben zuzüglich des Mehrwertes oder abzüglich des Min⸗ 
derwertes der Beſtände definiert wird. Iſt alſo das nicht abgeſetzbe 
Los Teil des Betriebsvermögens — und das wird auch offenſichtlich 
von dem Steuerpflichtigen nicht beſtritten, der ſeine Losbeſtände in 
ſeine Bilanz aufgenommen hat —, ſo muß auch der auf das nicht 
abgeſetzte Los entfallende Gewinn zu den Betriebseinnahmen ge⸗ 
rechnet werden. Analog iſt anerkannt, daß der bei Veräußerung 
eines Betriebsgrundſtückes ſich ergebende Gewinn zum ſteuerpflich⸗ 
tigen Einkommen aus Gewerbe auch dann gehört, wenn das 
Grundſtück länger als zwei Jahre im Beſitze des Unternehmens 
geſtanden hat. 

Und doch wird man der Entſch. nicht recht froh. 

a) § 6 Abſ. 3 ſagt: 

„Der Beſteuerung unterliegen nicht ... Schenkungen, 
Erbſchaften, Lotteriegewinne, Kapitalabfindungen. ...“ 

Schenkungen ſind niemals gewerbliches Einkommen. Sie ſind keine 
Betriebseinnahmen und werden bei Firmen und DFHG. auf 
Kapitalkonto verbucht; gleichwohl ſind Lotteriegewinne und Schen⸗ 
kungen im Gef. nebeneinander und noch dazu an hervorragender 
Stelle, gewiſſermaßen in programmatiſcher Form aufgezählt. Daß 
trozdem ein Unterſchied in der Behandlung beſteht, erſchließt ſich 
jedenfalls dem Laien nicht, muß vielmehr im Wege der Inter⸗ 
pretation gefunden werden. Und dann heißt es: 

„Was dem Laien mit geſundem Menſchenverſtand 
offenkundig iſt, wird vom Fachkundigen aus dem Geſetze 
heraus interpretiert.“ 

Und das iſt unerfreulich, namentlich jetzt, wo es ſo ſehr darauf 
ankommt, ein gewiſſes Vertrauensverhaltnis zwiſchen Finanzver⸗ 
waltung und Steuerpflichtigen herzustellen. Der Fehler liegt hier 
an der mangelhaften Geſetzestechnik. 

b) Wenn der Lotterieeinnehmer ein Los ausdrücklich als 
Privatlos bezeichnet oder es im Schreibtiſch ſeiner Privatwohnung 
einſchließt, ſo gehört es nicht länger zum Betriebsvermögen. Ge⸗ 
winnt dieſes Los, ſo iſt der Gewinn einkommenſteuerfrei. Iſt es 
nun wirklich gerechtfertigt zu verlangen, daß der Kaufmann ſo ſinn⸗ 
fällig zwiſchen Gefchäft und Privat unterſcheide? Wie, wenn er fich 
nun geſagt hat: 
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in Abſ. 3 des § 6 die Vermögensfälle wegen der auf ihnen nach 
dem NennmwLott®. v. 8. April 1922 (RGBl. I, 393) laſtenden Son- 
derſteuer allgemein von einer weiteren Beſteuerung auszunehmen, 
herausleſen, jo würde allerdings mit dem Beim. weiter zu fol⸗ 
gern ſein, daß ſie auch bei einem gewiſſen Zuſammenhange mit 
dem Gewerbebetriebe des Inhabers des Gewinnloſes nicht der Ein⸗ 
kommenſteuer unterliegen und demgemäß nicht zum Geſchaäfts⸗ 
gewinne gerechnet werden ſollen. 

Damit ſtände aber der in der Begründung weiter ausgeführte 
allgemeine Grundſatz nicht im Einklang, daß die im § 6 Abf. 3 auf⸗ 
gezählten einmaligen Einkünfte, zu denen auch die Lotteriegewinne 
gehören, zum gewerblichen Einkommen gerechnet werden ſollen, 
wenn ſie innerhalb des Gewerbebetriebs erzielt ſind. Daß dieſer 
Grundſatz nicht durch die weitere Bemerkung der Entwurfs⸗ 
begründung über die Lotteriegewinne eingeſchränkt werden ſollte, 
iſt aus der Bezugnahme auf § 11 Nr. 3 des früheren EinkSt®. 
zu entnehmen, der ſich nicht auf das gewerbliche Einkommen bezog 
und in das neue Geſetz nicht übernommen werden ſollte. 

Daß durch 86 Abſ. 3 die Behandlung von Lotteriegewinnen 
als im Gewerbebetrieb erzielte und den ſteuerbaren Geſchäftsgewinn 
vermehrende Einnahmen nicht ausgeſchloſſen ſei, wird auch im 
Schrifttum vertreten (vgl. Strutz EinkStG. 1925 S. 518/19; 
Becker, EinkStG. S. 110, 114; Blümich⸗Schachian, Eink⸗ 
StG. 1927 S. 5; Kennerknecht, KörpStG. S. 109). 

In der Entſch. v. 23. Febr. 1927 VI A 495/26 hat der erk. 
Sen. bereits die Möglichkeit angenommen, daß ein Gewinn, der mit 
dem Umſatz an ſich nichts zu tun habe, erzielt werden könne, z. B. 
wenn ein zum Betriebsvermögen gehöriges Los gewinne. In ſolchem 
Falle ſoll alſo der Lotteriegewinn auch den Geſchäftsgewinn des 
Betriebsinhabers erhöhen. 

An dieſer Auffaſſung hält der Sen. auch für den vorliegenden 
Fall feſt. Mag auch der Beſtimmung des § 6 Abſ. 3 EinkStG. der 
Gedanke zugrunde liegen, eine weitere Beſteuerung des der Lotterie⸗ 
ſteuer bereits unterliegenden Lotteriegewinns auszuſchließen, ſo 
zwingt dies doch nicht dazu, auch Lotteriegewinne, die auf zum Be⸗ 
triebsvermögen gehörende Loſe angefallen find, nicht als Be⸗ 
triebseinnahmen zu behandeln. Befaßt ſich ein Steuerpflichtiger 
mit dem An- und Verkauf von Loſen gewerbsmäßig, ſo bilden für 
ihn die Loſe als Waren Beſtandteile des Betriebskapitals und 
die für die Beſchaffung der Loſe gemachten Aufwendungen Betriebs⸗ 
ausgaben. Beſteht nun der rechtliche Gehalt des Loſes in dem auf⸗ 
ſchiebend bedingten Anſpruch auf den bei der Ziehung auf die 
Losnummer entfallenden Gewinn, ſo muß nicht bloß das Los und 
damit der bedingte Gewinnanſpruch, ſondern auch der bei Eintritt 
der Bedingung unbedingt gewordene Anſpruch auf den Lotterie⸗ 
gewinn und dasjenige, was auf Grund des Anſpruchs vom Lotterie⸗ 
veranſtalter als Lotteriegewinn gewährt wird, als Beſtandteil des 
Betriebskapitals des Gewerbetreibenden angeſehen werden, ſofern 
dieſer noch bei der Ziehung das Los beſaß, den Anſpruch alſo nicht 
ſchon weiterveräußert hatte. Daran ändert nichts der Umſtand, daß 
der Veranſtalter der Lotterie nach 8 19 RennwLottG. vor 
Beginn des Losabſatzes die Lotterieſteuer zu entrichten hat. Die 
Lotterieſteuer beeinflußt bei einer vom Lotterieveranſtalter er⸗ 
ſtrebten Fortwälzung den Geſchäftsgewinn des vom Veranſtalter 
die Loſe beziehenden Loſehändlers nur inſoweit, als der Loſe⸗ 
preis um die Steuer erhöht worden iſt und ſich infolgedeſſen die 
Betriebsausgaben des Händlers erhöhen oder als der auf ein Los 
entfallende Gewinn und damit die Betriebseinnahme des Händlers 
gekürzt wird. 

Der BeſchwerdeF. macht in der Berufungsſchrift geltend, daß 
ein Loſehändler beſtrebt iſt, alle übernommenen Loſe vor der 
Ziehung abzuſetzen, und daß, wenn ihm dies nicht gelingt, er die 
Loſe nur wider ſeinen Willen beſitzt und mit ihnen wie ein Pri⸗ 
vater an der Verloſung ſich beteiligt, der auf ein ſolches Los ent⸗ 
fallende Gewinn alſo nicht anders behandelt werden dürfe, als der 
einem privaten Losbeſitzer zufallende Lotteriegewinn. Auf gleichem 
Standpunkt ſteht er auch in der Rechtsbeſchwerde. 

Die Vergleichung des Loſehändlers mit der Privatperſon iſt 
indeſſen nicht zutreffend. Für den Privaten, der ein Los kauft, iſt 
der Erwerb des Loſes und damit des bedingten Gewinnanſpruchs 
ein Privatgeſchäft. Der Loſehändler übernimmt aber vom Ver⸗ 
anſtalter der Lotterie die Loſe in Ausübung ſeines Gewerbe⸗ 
betriebs. Er geht damit, ſoweit er nicht zur Zurückgabe der nicht 
rechtzeitig abgeſetzten Loſe befugt iſt oder eine ſolche Befugnis nicht 


„Im vorigen Jahr habe ich 100 Loſe abgeſetzt. Ich 
hoffe auf 10 neue Kunden, übernehme aber 115 Loſe. 
Schlummſtenfalls ſpiele ich für mich oder ſpiele je ein Los 
für meine Kinder.“ 

Man kann gewiß ſagen, daß Fälle dieſer Art in der Detail⸗ 
Konfektion und im Nahrungsmittelhandel recht zahlreich ſind. Aber 
es iſt gleichwohl unerfreulich, wenn eine Entſch. auf Momente ab⸗ 
geſtellt wird, welche der Verkehr nicht als Unterſcheidungs⸗ 
merkmale anerkennt; trotz § 6 Abſ. 2. 

RA. Dr. Paul Marceufe, Berlin. 
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vor der Ziehung ausübt, das Riſiko ein, daß nicht alle Loſe ab⸗ 
geſetzt werden und daß er die Ausgaben für die nicht abgeſetzten⸗ 
als Nieten gezogenen Loſe zu tragen hat, ohne Erſaß dafür dr 
erhalten. Ein ſolches Riſiko iſt aber gerade dem Gewerbebetrien 
eigentümlich und unterſcheidet ſich nicht weſentlich vom Riſiko des 
Warenhändlers, der auch den Verluſt infolge des Nichtabſatze 
wertlos werdender Waren zu tragen hat. Sind die ſo eintretenden 
Verluſte Geſchäftsverluſte, die den Betriebsgewinn mindern, 17 
müſſen auch die mit dem Befi der Loſe als Beſtandteile des Be 
triebskapitals verknüpften Gewinne zum Einkommen aus dem 
Gewerbebetriebe gerechnet werden, denn die geſamten ungünſtiſen 
und günſtigen wirtſchaftlichen Folgen eines in Ausübung des 77, 
werbebetriebs abgeſchloſſenen Handelsgeſchäfts fallen in den Ge 
werbebetrieb und beeinfluſſen demgemäß den Geſchäftsgewinn. 
Wie der Loſehändler den ihm zufließenden Lotteriegewinn in 
ſeine Geſchäftsbücher einträgt, ob er ihn auf Kapitalkonto oder 5 
Gewinn⸗ und Verluſtkonto bucht, kann nicht entſcheidend fein, da = 
durch die Buchführung einen ſachlich zu den Betriebseinnahmen 3 
rechnenden Lotteriegewinn nicht der Beſteuerung entziehen darf. # 
Daß der Beſchwß. neben einem Bankgeſchäft auch Handel m 
Loſen von Privatlotterien betreibt, beſtreitet er nicht, iſt auch in 
der angefochtenen Entſch. feſtgeſtellt. Soweit Lotteriegewinne aul 
nicht abgeſetzte Loſe von Privatlotterien gefallen ſind, ſind nach 
dem Ausgeführten dieſe Gewinne zum Betriebsgewinne zu rechnen, 
In Frage kommt nur noch, ob der Beſchw§ auch die Gewinne 
verſteuern hat, die ihm als Lotterieeinnehmer der Preuß. Sub, 
Klaſſenlotterie wegen des Beſitzes von Loſen dieſer Lotterie zuge 
floſſen ſind. 2 
Als Lotterieeinnehmer hat er bei den ihm übertragenen Ge 
ſchäften die von der Lotterieverwaltung erlaſſene Geſchäftsanweiſung 
zu befolgen. Er iſt in der Rſpr. des PrOVcg. in Staatsſteue 
ſachen 4, 432 und des Rech. VI A 258/22 v. 12. Jan. W 
(RStBl. 1923, 48) als Hilfsperſon der Lotterieverwaltung und in 
ſoweit nicht als ſelbſtändiger Gewerbetreibender angeſehen worden. 
Ob daraus zu folgern wäre, daß ein Lotterieeinnehmer, der ! m 
übrigen nicht Gewerbetreibender ift, einen Lotteriegewinn aus einem 
ihm verbliebenen Loſe der Klaſſenlotterie nicht als Geſchäftsgewim 
zu verſteuern habe, kann dahingeſtellt bleiben. 10 
Iſt die Lotterieeinnahme einem Kaufmann übertragen, 1 
ſtehen die von ihm zu beforgenden Geſchäfte doch in einem 15 
wiſſen Zuſammenhange mit ſeinem Gewerbebetriebe, wenn auch 5 
die Erledigung der Lotteriegeſchäfte beſondere Bücher geführt he 
den. Die Lotterieverwaltung rechnet damit, daß der Nundenkte 
und die Geſchäftspraxis des Kaufmanns auch den Abſaß Die 
Klaſſenloſe günſtig beeinflußt, und der Kaufmann übernimmt fr 
Lotterieeinnahme in der Erwartung, daß dadurch auch fein kauf, 
männiſches Geſchäft gefördert werde. Namentlich bei einem de 1 — 
händler und Bankier kann dies unterſtellt werden. Die Verke 5 
auffaſſung und die Vermutung des § 344 HB. ſprechen dal, 
daß wegen eines ſolchen Zuſammenhanges der Gewerbe⸗ bet 
Handelsbetrieb des Kaufmanns ſich auch auf die Geſchäfte © 
Lotterieeinnahme als Hilfs⸗ oder Nebengeſchäfte des ſonſtigen he 
ſchäftsbetriebs erſtreckt. Der VeſchwF. Steht anfcheinend auf 3 
gleichen Standpunkt, indem er, wie in dem Einſpruchsbeſcheid! 
beſtritten feſtgeſtellt iſt, ſämtliche Ausgaben für den Erwerb gen 
Loſen, und zwar auch von unverkauft gebliebenen, über Urrkofl x 
verbuchte. So führt er auch in den dem Fin A. vorgelegten den 
lanzen 1924 und 1925 unter den Aktiven neben Kaſſe, So 
und Debitoren Staatslotterieloſe und Privatlotterieloſe auf. me 
Die auf Klaſſenloſe des Beſchw§. entfallenden Lotteriegewin, d 
können daher nicht anders behandelt werden als die auf Gr 
von Loſen der Privatlotterien bezogenen Lotteriegewinne. ube⸗ 
Die Rechtsbeſchwerde muß aus dieſen Gründen als u 
gründet zurückgewieſen werden. 
(NZH., VI. Sen., Urt. v. 16. Juni 1927, VI A 260/27 8.) 


Reichsverſicherungsamt. 
Berichtet von den Senatspräſidenten Dr. Zielke, Dr. Derſch⸗ 


1. Die Verſicherungsbehörden ſind im Streitonn 
fahren nach $ 258 RVO. zzwiſchen Ortskrankenkaſſe en 
Innungskrankenkaſſeüberdie gugehörigkeit von Betis t⸗ 
nicht zur Entſcheidung der Vorfrage berufen, ob ein Arg 
geber Mitglied einer Innung iſt oder einer Zwangsinn 
als Pflichtmitglied angehört. en 

Zwiſchen einer Ortskrankenkaſſe und einer Innungskrat erti⸗ 
Raffe war Streit darüber entſtanden, welcher von ihnen ein Bäch 
großbetrieb angehöre. Der Inhaber der Firma iſt Mitglied 
Bäckerzwangsinnung, und zwar gehört er ihr nach Auffaſſung als 
Innung, ſeiner eigenen und der Auffaſſung der Aufſichtsbehörb 1 
Pflichtmitglied an. Die Ortskrankenkaſſe vertritt dagegen bie 


[Juriſtiſche Wochenſchrift 
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lalſung. es handle ſich um einen Fabrikbetrieb, der Inhaber könne 
cher nicht Pflichtmitglied, ſondern nur freiwilliges Mitglied der 
erinnung fein, die im Betrieb beſchäftigten verſicherungspflichtigen 
Perſonen ſeien deshalb bei ihr, nicht bei der Innungskrankenkaſſe 
veſcchert. Im Beſchwerdeverfahren hat das RV A. durch Entſch. 
> 11. Mai 1926 (II K 2/26) dahin erkannt, daß der Betrieb der 
Innungskrankenkaſſe angehört. Nach den 88 96, 100 h Gewo. 
dat bei Streitigkeiten über die Innungszugehörigkeit ſowie über die 
Frage, ob jemand einer Zwangsinnung beizutreten berechtigt iſt, die 
Auſſichtsbehörde und auf Beſchwerde die höhere Verwaltungsbehörde 
U entſcheiden. Die Frage, ob ein Gewerbetreibender Mitglied einer 
Innung iſt ſowie ob er gegebenenfalls einer Zwangsinnung als 
flichtmitglied angehören kann, liegt nicht auf verſicherungsrechk⸗ 
ichem Gebiete, ſondern auf dem Gebiete des Gewerberechts. Als maß⸗ 
„ für die Beurteilung dieſer Frage muß daher die Auffaſſung 
rlenigen Stellen angeſehen werden, denen nach der GewO. die 
undhabung der Aufficht über die Innung und die Entſch. von 
treitigkeiten über die Innungszugehörigkeit obliegt. Den Verſiche⸗ 
ſungsbehörden liegt die Beurteilung ſolcher Fragen völlig fern. Da 
ban vorliegenden Fall die Auſſichtsbehörde ſich dahin geäußert hat, 
218 der Bäckereibetrieb trotz feines Umfangs noch überwiegend die 
terkmale handwerksmäßiger Arbeitsmethode aufweiſt und daher 
enungspflichtig ſei, ergibt ſich, daß der Betrieb auch der Innungs⸗ 
Krankenkaſſe angehört. 


(AVerſAmt, Entſch. v. 11. Mai 1926, II K 2/26.) 18.) 
* 
2. Die Verſicherungsinſtanzen der Angeſtellten⸗ 


zerſicherung ſind nicht zuſtändig für die Feſtſtellung von 
reiſtungen eines als Erſatzkaſſe zugelaſſenen Verſiche⸗ 
Lens vereins. foweit das Maß der reichsgeſetzlichen 


eiſtungen der Angeſtelltenverſicherung überſchritten wird. 


5 Die Witwe des R., der der Angeſtelltenverſicherung unterlag, 
dat bei der Reichsverſicherungsanſtalt Antrag auf Hinterbliebenenrente 
atellt Für R. find Beiträge ſowohl an die Verſorgungskaſſe K., 
17 zugelaſſene Erſatzkaſſe i. S. des AVG., als auch an die Reichs⸗ 
zerſicherungsanſtalt entrichtet worden. Die Reichsverſicherungsanſtalt 
die Witwenrente zuerkannt. Gegen dieſen Beſcheid hat die Ver⸗ 
in gungskaffe Berufung eingelegt. Sie macht geltend, daß zwar nach 
hrer Satzung die Beiträge, die der Verſtorbene während ſeiner Zivil⸗ 
felangenſchaff im Ausland entrichtet hat, als Pflichtbeiträge anzuſehen 
elen, daß aber nach den Vorſchriften des AVG. dieſe Beiträge nur 
ni freiwillige gelten könnten. Der Verſtorbene habe daher, da er 
nicht 60 Beitragsmonate auf Grund der Verſicherungspflicht zurück⸗ 
Feat habe, die Wartezeit des AVG. nicht erfüllt, jo daß ein Are 
Puch auf Hinterbliebenenrente nach dem AVG. nicht begründet fei. 
das OVA. hat die Sache gemäß § 289 AVG. zur grundſätzlichen Ent⸗ 
ſcheidung an das RBA. abgegeben. 
en Nach 8371 Abſ. 1 Satz 1 AVG. ſtellt die Reichsverfiherungs- 
alt die reichsgeſetzlichen Leiſtungen der Erſatzkaſſen feſt. Die Feſt⸗ 
„Kung ift aber, wie der Wortlaut des § 371 Abi. 1 Satz 1. a. a. O. 
cgibt, nur auf die nach den reichsgeſetzlichen Vorſchriſten zuftehenden 
lichungen begrenzt. Soweit Anſprüche in Frage kommen, die ledig⸗ 
dah auf Grund der Satzungen einer Erſatzkaſſe gewährt werden, gilt 
leider 8371 Abf. 1 nicht. Für die Feſtſtellung der reinen Kaſſen⸗ 
ungen find alſo nicht die Inſtanzen der Angeſtelltenverſicherung, 
ndern die in den Kaſſenſatzungen vorgeſehenen Stellen zuſtändig. 
n der Prüfung, ob Leiſtungen nach dem AVG. zu gewähren find, 
ub aus der entſprechenden Erwägung nicht die Kafſenſatzungen, ſon⸗ 
ern nur das AG. und deſſen Ausführungsvorſchriften maßgebend. 
Fr Im vorliegenden Falle handelt es ſich im, erſter Linie um die 
Bee, ob der verſtorbene Kapitän R. die Wartezeit für die Hinter⸗ 
Racbenenrente erfüllt hat. Da er am 24. Aug. 1922 geſtorben iſt, 
Von für die Hinterbliebenenrente die Übergangsvorſchrift des § 396 
Auf u deren Weiteranwendung auch auf Grund der VO. über 
0 Ferkraftſezung von Vorſchriften über die Angeſtelltenverſicherung 
en Mai 1924 (RGBl. I, 606) hier zuläſſig iſt, in Betracht. Danach 
Ar igt in den erſten 10 Jahren nach dem Inkrafttreten des Geſetzes 
Te Erfüllung der Wartezeit bei Hinterbliebenenrenten das Zurück⸗ 
0 von 60 Beitragsmonaten auf Grund der Verſicherungspflicht. 
foro ber Witwe auf Grund der weitergehenden Satzung der Ver⸗ 
iedungskaſſe, insbeſondere auf Grund des 843 der Satzung, wonach 
beiten rend der Zivilgefangenſchaft entrichteten Beiträge als Pflicht⸗ 
räge angerechnet werden, ein Anſpruch auf Hinterbliebeneurente 
1 die Kaſſe zuſteht, war in dieſem Verfahren nicht zu prüfen. 
heft haben vielmehr die nach der Kaſſenſatzung zuſtändigen Stellen 
nden. 


(Ava, Entf. v. 1. April 1924, IIa AV 74½4.) . 
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Reichsverſorgungsgericht. 
Berichtet von Oberregierungsrat Dr. Arendts, Berlin. 


1. 521 Nr. 1 a, b Wehr cz. v. 23. März 1921. Die nach⸗ 
trägliche Prüfung der Frage, ob ein Reichswehrangehö⸗ 
riger mit mindeſtens 18jähriger Dienſtzeit im Sinne des 
8 4 des Wehrmachtverſorgungsgeſetzes vom 4. Aug. 1921 
im Zeitpunkt der Entlaſſung dienſtunbrauchbar geweſen 
iſt und deshalb Anſpruch auf Verſorgung nach Teil II des 
Wehrmachtverſorgungsgeſetzes hat, fällt nicht unter die 
Zuſtändigkeit der Spruchbehörden des Verſorgungs⸗ 
weſens. f) 

Nach § 21 Abſ. 2 Nr. 1a, b des Wehr. v. 23. März 1921, 
das zum Verſtändnis des 8 4 Wehrmacht VerſorgGG. herangezogen 
werden muß, hat das Reich das Recht, Soldaten gegenüber den 
Dienſtvertrag durch Kündigung unter Einhaltung einer Friſt von 
3 Monaten zu löſen, wenn der Verpflichtete die Dienſtfähigkeit oder 
die erforderliche Befähigung zum Dienſt nicht mehr beſitzt. Die Ent⸗ 
ſcheidung darüber, ob und aus welchem Grunde die Kündigung und 
Entlaſſung erfolgen ſoll, iſt ſomit in das pflichtgemäße Ermeſſen der 
vom Reich damit beauftragten militäriſchen Stellen gelegt. Der 
Soldat feinerfeit, der ſich für dienſtunfähig hält, hat nach der 
Faſſung des § 21 Abſ. 1 WehrG. keinen Rechtsanſpruch darauf, 
entlaſſen zu werden, vielmehr kann er nur die Entlaſſung nachſuchen, 
ſo daß auch in dieſen Fällen die Entſcheidung im Ermeſſen der zu⸗ 
ſtändigen militäriſchen Stelle liegt. Während bei der Ablehnung 
eines ſolchen Antrages des Soldaten im Wehr. ein Rechtsmittel 


Zu 1. Die Entſch. trifft das Richtige. Zur Begründung hätte 
wohl aber ber erſt am Schluſſe beiläufig geſtreifte 832 Abſ. 6 Wehr. 
(RGBl. 1921, 329) für fi allein ſchon ausgereicht. Dort iſt in Aus⸗ 
geſtaltung des auch den Berufsſoldaten durch Art. 129 Abſ. 4 Verf. 
feierlich gewährleiſteten Rechtswegs für ihre vermögensrechtlichen An⸗ 
ſprüche aus dem Dienſtverhältniſſe beſtimmt, daß gewiſſe Vorentſchei⸗ 
dungen die Gerichte binden. U. a. fol die Feſtſtellung der Ver⸗ 
waltungsbehörde, ob ein Soldat „dienſtunbrauchbar“ (gleichbedeutend 
mit „dienſtunfähig“) oder ob „mangelnde Befähigung“ (ſonſt als „une 
nreichende Befähigung“ bezeichnet) gegeben iſt, der Nachprüfung im 
Rechtsweg entzogen ſein. Daß dieſe Bindung nicht im Gegenſatze zur 
verfaſſungsmäßig verbrieſten Offenhaltung des Rechtswegs ſteht, liegt 
auf der Hand, handelt es ſich hier doch um Fragen, die die Gerichte 
von ſich allein aus überhaupt nicht zu entſcheiden vermögen, ſo daß 
ſie auf Gutachten militäriſcher Sachverſtändiger angewieſen wären, 
mithin bei dem Dienſtzweige, deſſen höchſtinſtanzliche Entſcheidung 
ſie zu beurteilen hätten, ſich Rat holen müßten. Man wird daher 
die übrigens auch im Beamtenrechte ($ 155 RBeamtG.) geltende und 
dort als gültig allgemein anerkannte Bindung des Richters bei 
Prüfung der vermögensrechtlichen Anſprüche der Soldaten nicht ber 
anſtanden dürfen, ſowie es nur gutheißen können, daß in dem gleich⸗ 
artigen Falle des 8 5 Ziff. 2 ger, v. 22. Mai 1910 (RGBl. 798) 
das RG. (102, 166) die vom Geſetzgeber vorgeſchriebene abſolute 
Maßgeblichkeit einer Reichskanzlererklärung über die außenpolitiſche 
Zweckmäßigkeit der Handlungsweiſe eines im auswärtigen Dienſte 
verwendeten Beamten gebilligt und dieſe Bindung des Gerichts als 
mit Art. 131 RVerf. vereinbar erachtet hat. Bei den Soldaten» 
anſprüchen wird der Einklang mit Art. 129 RVerf. übrigens auch 
noch durch Art. 133 beſonders außer Zweifel geſtellt. Die Aus⸗ 
legung der Bindungsvorſchrift kann wohl kaum Schwierigkeiten 
bieten. Hält man die vom Geſetz aufgeführten Bindungsfragen, „ob 
Dienſtunbrauchbarkeit oder mangelnde Befähigung vorliegt“, „ob die 
Vorausſetzungen zur vorläufigen Dienſtenthebung vorliegen“, ſowie 
„ob und wie lange ein Soldat nach Ablauf der Dienſtverpflichtung 
im Dienſte zurückzubehalten iſt“, zuſammen, ſo ergibt ſich, daß keine 
erſchöpfende Aufzählung gegeben ſein kann. Iſt doch der wichtigſte 
und gewiß zur gerichtlichen Erörterung mindeſtens ebenſo ungeeignete 
Entlaſſungstatbeſtand, der der Unwürdigkeit, unerwähnt geblieben, 
obſchon 847 Abſ. 2 WehrG. die Entfernung pflichtvergeſſener Sol⸗ 
daten bis zur Einführung der Wehrberufskammern durch friſtloſe 
Kündigung wegen Unwürdigkeit ermöglicht und dabei mit der richter⸗ 
lichen Nachprüfung rechnen mußte. Deren Zulaſſung lag aber dem 
Geſetzgeber ſicher fern; denn gerade zu ihrer Ausſchaltung wurden 
ja in 88 22, 27 die Wehrberufskammern vorgeſehen, es kann deshalb 
auch für die ihrer Dauer nach unabſehbare Übergangszeit die gericht⸗ 
liche Erörterung der Unwürdigkeitsfrage keinesfalls dem Willen des 
Geſetzgebers entſprochen haben. Wenn eine ausdrückliche Aufnahme 
in den 8 32 unterblieb, jo geſchah das eben im Vertrauen auf die 
durch verſtändige Würdigung des Mifitärwefens von ſelbſt gebotene 
ſin n gemäße Auslegung, die dem § 32 eine über feinen Wortlaut 
hinausgehende Tragweite geben muß. Danach wird man nicht nur 
die poſitiven Entſcheidungen der Militärbehörden über das Vor⸗ 
handenſein von Dienſtunbrauchbarkeit oder mangelnder Befähigung, 
ſondern auch die dieſe Tatbejtände verneinenden als bindend anſehen 
müſſen; auch dann, wenn fie keinen ausdrücklichen Ausſpruch hierzu 
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nicht vorgeſehen ift, fo daß gegebenenfalls nur das allgemeine Be⸗ 
ſchwerderecht Abhilfe ſchaffen kann, ſteht gegen die Kündigung nach 
821 Abſ. 2 Nr. 1a, b Wehr. der Einſpruch an den Reichswehr⸗ 
miniſter zu. In letzter Inſtanz liegt ſonach die Entſcheidung der 
Frage, ob ein Soldat auf ſeinen Antrag hin wegen Dienſtunfähig⸗ 
keit entlaſſen werden ſoll, bei der oberſten Beſchwerdeinſtanz nach der 
Beſchwerdeordnung, in den Fällen des § 21 Abſ. 2 Nr. 1 beim Reichs⸗ 
wehrminiſter. Es fehlt mithin nicht nur an einer geſetzlichen Hand⸗ 
habe dafür, daß die Verſorgungsbehörden zur Nachprüfung dieſer 
Entſcheidung befugt wären, ſondern ſie iſt ihnen ausdrücklich ent⸗ 
zogen, da ſie nur über Verſorgungsanſprüche nach den Verſorgungs⸗ 
geſetzen zu entſcheiden haben (588 37 und 1 Verfahrens.), während 
die vorerwähnten Entſcheidungen nicht auf dem Gebiete des Ver⸗ 
ſorgungsweſens liegen. Demzufolge ſind die Entſcheidungen der mili⸗ 
täriſchen Stellen über den Entlaſſungsgrund für die Verſorgungs⸗ 
behörden bindend, ebenſo wie nach der ausdrücklichen Vorſchrift des 
832 Abſ. 6 Wehr. die Entſcheidungen der militäriſchen Stellen 
darüber, ob Dienſtunbrauchbarkeit oder mangelnde Befähigung i. S. 
des § 21 Nr. 1 a, b vorliegt, bei der Verfolgung vermögensrechtlicher 
Anſprüche im ordentlichen Rechtswege für die Gerichte bindend ſind. 
Es muß daher im Verſorgungsverfahren bei dem von den mili⸗ 
täriſchen Stellen feſtgelegten Entlaſſungsgrund ſein Bewenden haben. 


(RVGer., Urt. v. 5. Febr. 1926, M Nr. 648/25, 2. Grundſatz 350.) 
A. 


enthalten, ſondern lediglich einen anderen Entlaſſungsgrund heran⸗ 
ziehen, mit deſſen Verwertung aber eben jene Entlaſſungstatbeſtände 
ſtillſchweigend, trotzdem jedoch verbindlich ablehnen. Daß dieſe Bin⸗ 
dung ebenſo wie für die ordentlichen Gerichte ſo auch für die Ver⸗ 
ſorgungsgerichte gilt, folgt ſchon aus der Zweckbeſtimmung des 8 32, 
in den Bindungsfragen die Militärbehörden von jeder Nachprüfung 
freizuſtellen. J. S. des 832 Abf. 6 find daher auch die Verſorgungs⸗ 
gerichte „Gerichte“. Wie iſt es danach, wenn ein Soldat wegen Ab⸗ 
laufs ſeiner 12jährigen Dienſtverpflichtung gemäß 8 20 Wehrch. ent⸗ 
laſſen wird, nach ſeinem Ausſcheiden aber behauptet, dienſtunbrauch⸗ 
bar geweſen zu ſein? — ein Verhalten, das ſich erklärt, wenn man 
berückſichtigt, daß die Verſorgung verſchieden iſt je nach dem Grunde 
des Ausſcheidens, z. B. — und das iſt der Fall der Entſch. — 
einem nach 18jähriger Dienſtzeit ausſcheidenden Unteroffizier ein 
Wahlrecht auf die Offiziersverſorgung zuſteht, wenn er wegen Dienſt⸗ 
unfähigkeit oder unzureichender Befähigung entlaſſen wird. Die 
einmal ergangene und vollzogene Entſchließung der Militärbehörde, 
den betreffenden Soldaten wegen Zeitablaufs zu entlaſſen, bedeutet 
nun, daß die Entlaſſung ausſchließlich auf dieſen Tatbeſtand und 
nicht auf andere Möglichkeiten geſtützt wird, gleichviel ob ſolche über⸗ 
haupt in Erwägung gezogen ſind oder nicht. Infolgedeſſen können 
angeſichts des $ 32 weder Verſorgungs⸗ noch ordentliche Gerichte feſt⸗ 
ſtellen, daß nicht der von der Militärbehörde herangezogene Ent⸗ 
laſſungstatbeſtand, ſondern ein anderer der Entlaſſung zugrunde zu 
legen iſt. Daß der andere an ſich vielleicht anwendbar geweſene Ent⸗ 
laſſungsgrund tatſächlich nicht benutzt worden iſt, müſſen eben 
infolge der Bindung alle Gerichte als unabänderlich hinnehmen. 
Anderenfalls käme man zu einer ſtaatsrechtlich unhaltbaren Ber- 


Rechtſprechung 


Juriſtiſche Wochenschrift 


Verichtigungen. 
JW. 1927, 2452 r. Sp. Zeile 4 von oben muß es ſtatt „Güte 
Gerichts⸗ und Anwaltsgebührentabellen“ heißen „Gute Gerichts⸗ und 
Anwaltsgebührentabellen“. 


JW. 1927, 2455 l. Sp. Fußnote 2: RG. 108, 329 it nicht 
JW. 1924, 1427, ſondern JW. 1926, 159 abgedruckt. 


JW. 1927, 2457 l. Sp. Zeile 3 von oben: Das Zitat muß 
ſtatt „RG. 107, 188“ lauten: „RG. 107, 180 — ZW. 1924, 535 


JW. 1927, 2461 r. Sp. Anm. Zeile 26 von oben: Das Zitat lautet 
nicht „RG. 111, 196“, ſondern „RG. 111, 296 JW. en 05 0 


Die Zeilerſchen Umwertungszahlen. 


. . ertungs⸗ 
burchſane Gekwertzaßlen When Wee 
Juli 1,500 Bill. 69,0 % 1035 Milld. 
Auguſt 1,466 „ 69,5% Dns 
September 1471 „ 70,0% 1030 „ 
Oktober 1,502 „ 70,5 % 1060 „ 
reißung des in der Dienſtentlaſſung liegenden Hoheitsakts, ber — 
bei den Soldaten in noch ausgeprägterer Form als bei den 3 2 
amten — zwei organiſch verbundene Beſtandteile hat, den die recht 
liche Vorausſetzung für die Beendigung des Staatsdienſtes bildende 
Tatbeſtand (3. B. Zeitablauf oder Dienſtunfähigkeit) und den gerad 


hierauf fußenden Benutzungswillen des Staates. Letzterer würde um 
deſſen vereitelt werden, wenn ihm ein neuer Tatbeſtand untergeſchoben 
werden könnte, und zwar vom Gericht an Stelle der allein zur 2 
tätigung des Benutzungswillens berufenen und befähigten Verwaltungs 
behörde. Selbſtverſtändlich findet die ſonach für die Bindung D 
Richters maßgebende Unzertrennlichkeit zwiſchen der Dienſtentlaſſung 
und ihrem Grunde ihr Gegenſtück darin, daß auch die Verwaltung? 
behörde einer aus einem beſtimmten Grund erfolgten und vollzogen 
Entlaſſung nachträglich nicht mehr einen anderen Entlaſſungstatbeſta 
zugrunde legen kann, m. a. W. eine „Umwandlung“ des Entlaſſung 
grundes ift nach dem Ausſcheiden aus dem Dienſte nicht mehr MOB 
lich. Damit iſt jedoch keineswegs einer Willkür der Verwaltung 
behörden Platz geſchaffen; denn kraft ihrer Fürſorgepflicht gegendbe⸗ 
ihren Staatsdienern muß jede Verwaltungsbehörde vor der En 
laſſung alle in Betracht kommenden Entlaſſungstatbeſtände in 1 
wägung ziehen und darf — abgeſehen von der allerdings allen andere? 
Gründen vorgehenden Unwürdigkeit — bei gleichzeitigem Vorhanden 
ſein mehrerer nicht den dem Staatsdiener ungünſtigeren lediglich de 5 
halb wählen, um ihn von beſſerer Verſorgung auszuschließen. erf 
hiergegen ſchuldhaft verſtoßen, haftet der Staat nach Art. 131 NBBerſ. 
auf Schadenserſaßz. . 
Geh. Kriegsrat Dr. M. Wagner, Berlin, R. 
Min.⸗Rat u. Juſtitiar im Reichs wehrminiſterium . 


Dem Reichstage und dem Landtage vorliegende Geſetzesentwürfe. 


Berichtet von Präſident Dr. v. Olshauſen, Berlin. 


1. Durch den Entw. eines Geſ. über den deutſch⸗ 
franzöſiſchen Rechtsverkehr wird den am 5. Okt. 1927 
in Paris unterzeichneten Erklärungen Deutſchlands und Frankreichs 
über Fragen des deutſch⸗franzöſiſchen Rechtsverkehrs zugeſtimmt. 
Der lebhafte Rechtshilfeverkehr zwiſchen Deutſchland und Frank⸗ 
reich erfolgt ſeit dem Friedensſchluß mangels eines Vertrages auf 
diplomatiſchem Wege nach den Grundſätzen der Gegenſeitigkeit 
gem. der internationalen Übung. Jetzt ſoll die Möglichkeit ge⸗ 
ſchaffen werden, für die Erledigung der gerichtlichen 
Zuſtellung⸗ und Rechtshilfeerſuchen in bürgerlichen 
Angelegenheiten die konſulariſche Vermittlung in Anſpruch 
zu nehmen. Die einzelnen Beſtimmungen für das Verfahren ent⸗ 
ſprechen im allgemeinen dem Haager Abkommen über den Zivil⸗ 
prozeß, das gem. Art. 287 VV. im Verhältnis zwiſchen Deutſch⸗ 
land und Frankreich nicht wieder in Wirkſamkeit getreten war. 
Auf Erſtattung der Koſten bei Erledigung der Erſuchen 
wird, von den im Art. 5 aufgeführten Ausnahmen abgeſehen, im 


Intereſſe der Erleichterung des Geſchäftsverkehrs grundiäß 
lich verzichtet. ele 

2. Der Entw. eines Geſ. zur Anderung des 7 
graphengeſetzes iſt durch die weitere Entwickeln 
der Funktelegraphie veranlaßt worden, die eine me, 
zahl neuer Rechtsfragen auf telegraphenrechtlichem Gebiete aug 
regt hat, die geſetzgeberiſch teils berhaupt nicht, teils nur mann. 
haft gelöſt find. Die dem Schutze der Funktelegraphie echt 
den Vorſchriften find den neuen Aufgaben, die ſich für das ge 
aus den Fortſchritten der Funktechnik ergeben, nicht me ige 
wachſen. Darunter leiden, wie die Begründung ausführt, wi 8 € 
Rückſichten des Staates und der Allgemeinheit ſowie die tene 
Fortentwickelung dieſes Verkehrszweiges. Die hiernach gebogen 
Anderung des Gef. bringt eine Feſtigung des ſtaaklichge⸗ 
Funkhoheitsrechtes. Die Sicherheit des Staates, das . 
heimnis der dem ſtaatlichen Funknetz anvertrauten Nachrichten. ge 


der Betrieb der ſtaatlichen und privaten Funkanlagen würde 


x. 


4 


u 


6. Jahrg. 1927 Heft 46] 
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fahrdet, wenn die Errichtung und der Betrieb von Funkanlagen 
geſetzlich freigegeben würde. Auch bedarf der Funkverkehr eines 
90 onderen Rechtsſchutzes gegen Ausbeutung der Nachrichten. Von 
Einzelheiten ſei nur hervorgehoben, daß ausdrücklich die ordent⸗ 
lichen Gerichte für zuſtändig erklärt werden für Streitig⸗ 
Kelten über die Genehmigungsfreiheit von Fern⸗ 
meldeanlagen. 

3. Ferner find dem RT. zugegangen: der Entw. eines Gel. 


über die Abrede zwiſchen der deutſchen Regierung und der Re⸗ 
gierungskommiſſion des Saargebiets über Angelegenheiten 
der Sozialverſicherung des Saargebiets und der 
Entw. eines Geſ. über die internationalen Überein⸗ 
kommen betr. die Krankenverſicherung der Arbeit⸗ 
nehmer in Gewerbe und Handel und der Hausgehilfen ſowie die 
Krankenverſicherung der Arbeitnehmer in der Landwirtſchaft. 


| Überfiht der Kechtſprechung. 


(Die rechtsſtehenden Ziffern bedeuten die Seitenzahlen dieſes Heftes.) 


A. 
Zivilrecht. 
1. Materielles Recht. 
Bürgerliches Geſetzbuch. 


in „88 97, 98 868. Die Pfändung der Materialreſerve einer Fabrik 
it unzuläſſig. Der Konkursverwalter iſt im Falle der Pfändung von 
5 behör des zur Maſſe gehörigen Fabrikgrundſtücks zur Beſchwerde 
err Oo en ea 264312 
50 8 168 BGB. Zur Widerruflichkeit der Vollmacht. 1. Bedeutung 
er zeitlichen Beſchränkung bei Erteilung eines Auftrages für dieſen 
und die Vollmacht. 2. Muß ſich die Unwiderruflichkeit der Vollmacht 
us der Natur des begründeten Rechtsverhältniſſes, oder kann fie ſich 

einer Sonderabrede über die Unwiderruflichkeit ergeben? Bedeu⸗ 
wing des eigenen, dem Intereſſe des Vollmachtgebers gleichwertigen, 
er etſchaftlichen Intereſſes des Bevollmächtigten an der Aufrecht- 


teiligt if. Reh 
aut § 242 BGB. Der einmalige Fernſprechbeitrag iſt nach $ 242 BB. 
ulzuwerten. Der Gläubiger kann die Feſtſtellung der Aufwertungs⸗ 
erpflichtung verlangen. K. . . 263812 
Bas 8 477 BGB, Der Begriff der Beſchaffenheit einer Sache wird 
fl ich alle Umſtände beſtimmt, die nach allgemeinem Urteil von Ein⸗ 
uß auf ihre Brauchbarkeit ſind. RG. 26245 
Sun 478 BGB. Die Mängelanzeige kann an den Zeſſionar der 
aufpreisforderung gerichtet werden. OLG. Kiel. 264314 
Be 3 839 Abs. 2 S. 1 BGB. Die beſchränkte Verantwortlichkeit des 
fu maten für Amtspflichtverletzungen „bei dem Urteil in einer Rechts⸗ 
—— greift nur dann Platz, wenn es ſich um ſolche Sachentſchei⸗ 
er im Gegenſatz zu prozeßleitenden Entſcheidungen — handelt, 
che in der äußeren Form eines Urteils ergehen. RG... . 26254 
Sp 8 1807 BGB. 8555, 58 Aufiv®. Der Begriff der „öffent 
arkaſſe“ iſt dem Landesrecht zu entnehmen. RG. 


lichen 
26231 


Aufwertungsgeſetz. 


eine . 16 Auf, Ein nach Inkrafttreten der III. Steuer Not BO. 
5 getragener Widerſpruch ſichert die Aufw. der bereits gelöſchten 
pothek nach Maßgabe des Aufw h. KG. 26312 
tut 21 Aufwch. Der Aufwertungsbetrag des früheren Gläubigers 
© nicht hinter die dem Erwerber nachgehenden Gläubiger zurück, 
ie d die Abtretung an den Grundſtückseigentümer erfolgte und dieſer 
Res dypothek (Grundschuld) vor Erlaß des Aufiv®. löſchen ließ. Och. 
oſtock 264418 
Sp 88 
arkaſſe“ iſt dem Landesrecht zu entnehmen. R. 26 


einlegung 


05 Die Anwaltskoſten in Aufwertungsſachen find erſtattungsfähig. 
München 26471 


Aufwertungsnovelle vom 9. Juli 1927. 


Bee 16 AufwNov. Die Wiedereinſetzung in den vorigen Stand 
da Bode Verſäumung der Anmeldefriſt des $ 16 AufwG. wird durch 
N erſchulden eines Vertreters des Gläubigers nicht ausgeſchloſſen. 

/ 20. 


§ 18 AufwNov. Eine Niederſchlagung der Koſten kann auch dann 
erfolgen, wenn das Rechtsmittel zurückgenommen iſt, und auch dann, 
wenn der anhängige Rechtsſtreit nicht erſt durch die Vorſchriften der 
AufwNov. ſeine Erledigung gefunden hat, ſondern das Rechtsmittel 
auch ohne Hinzutreten der neuen Rechtsvorſchriften nach der früheren 
Fee age esründe dar d 26302 


Reichs mietengeſetz. 


88 1 Abſ. 2, 2, 12 RMietch. An der Verpflichtung des Miteint- 
gungsamtes und der Beſchwerdeſtelle zur Entſcheidung über die Höhe 
der geſetzlichen Miete iſt durch die Pr O. über die Lockerung der Woh⸗ 
nungszwangswirtſchaft v. 11. Nov. 1926 nichts geändert worden. Das 
einigungsamt iſt zur Entſcheidung des Streites zwiſchen Vermieter 
und Mieter über die Höhe des Anteils des Mieters an den Koſten 
der Sammelheizung zuſtändig. Soweit Koſten der Sammelheizung, 
3. B. Nachtheizung in Geſchäftsräumen, nur bei einzelnen Rauminha⸗ 
bern beſtehen, haben nur dieſe fie zu tragen. K. 26321 

§ 2 NMieib.; 88 44 MSchG. Iſt der Antrag auf Feſtſtellung oder 
Feſtſetzung der Friedensmiete endgültig abgewieſen worden, weil 
bereits eine endgültige Entſcheidung über die Friedensmiete vorliege, 
ſo wird dadurch die Widerholung des Antrags nicht gehindert. 2b. 

2633 


Hat das MEN. die Erteilung der in $2 VD. über ein Schieds⸗ 
verfahren vor dem MEN. v. 28. März 1927 vorgeſehenen Beſcheinigung 
abgelehnt, fo iſt dagegen die Rechtsbeſchwerde zuläſſig. KG. 26333 


Betriebs rätegeſetz. 
8 72 BetrgiG.; 9 1 BetrBil®.; 8510, 63 ArbG®.; 89 2, 72, 260 


HGB. Bilanzvorlegung. Falſche Bezeichnung der Betriebsvertretung 
als Partei. LArbGG. Dortmund . 26471 


2. Verfahrensrecht. 
Gerichtsverfaſſungsgeſetz. 

813 6%6. Wird eine auf Grund eines Hoheitsverhältniſſes 
zu zahlende Rente nach Aufhebung dieſes Hoheitsverhältniſſes lange 
Zeit fortgezahlt, jo kann hierin die Umwandlung in eine bürgerlich⸗ 
rechtliche Schuld erblickt werden. Zuläſſigkeit des ordentlichen Rechts⸗ 
ess Dee Hamburg 264210 


e fee ° 


Zivilprozeßordnung. 

SS 4, 6 ZPO. Streitwertfeſtſetzung im Arreſtverfahren. OLG. 
Düſſeldorf 26418 

891 ZPO. Für die Wahrnehmung eines auswärtigen Beweis⸗ 
termins kann die Partei in der Regel nur diejenigen Koſten erſtattet 
verlangen, die entſtanden wären, wenn der Prozeßanwalt den Termin 
ſelbſt wahrgenommen halte, alſo Erſatz des Fahrgeldes und der Tage- 
gelder. Der Prozeßanwalt hat bei dem auswärtigen Gericht darauf 
hinzuwirken, daß der Termin ſo gelegt wird, daß er nur eine eintägige 
Reiſe des Anwalts erfordert. OLG. Hamburg 264211 

ss 91, 169 ZPO. Die Auslagen des Anwalts an das Gericht für 
eine 2. Urteilsausfertigung, die er als Abſchrift der 1. Urteilsausfüh⸗ 
rung dem Gegner zuſtellen läßt, ſind nicht erſtattungsfähig. OLG. 
Frankfurt 2641 

§ 232 3 PD.; 9 33 Pat.; 88187, 188 BGB. Widereinſetzung 
in den vorigen Stand. Der Leiter der Patentabteilung einer Groß⸗ 
firma braucht nicht perſönlich die Einhaltung der Friſten und Ge⸗ 
bührenzahlungen in Patentprozeſſen zu überwachen. RG. . 26255 
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§ 519 Abſ. 6 BED. Zur Wiedereinſetzung in den vorigen 
Stand gegen die Verſäumung der Friſt. RG. 26256 
§ 519 Abſ. 6 Satz 1 3D. Der in 9 519 Abſ. 6 Satz 1 3PO. 
feſtgeſetzte Zeitraum von zwei Wochen läuft auch während der Gerichts⸗ 
ferien. OLG. Breslau 26398 
§ 722 3 PD. Beſchlüſſe des Exekutionsgerichts gemäß $ 155 der 
öſterreichiſchen Exekutionsordnung können nicht gemäß § 722 ZPO. 
für vollſtreckbar erklärt werden. OLG. Breslau 26407 
§§ 828 ff. ZPO. Der dem Eigentümer zufallende Anteil am künf⸗ 
tigen Verſteigerungserlös kann gepfändet werden. OLG. Jena. 2643 
85 1025 ff. 3PO.; 95 612, 632 BOB. Receptum. — Stellung des 
Schiedsrichters den Parteien gegenüber; Rechtsanſpruch auf Gebühren, 
ohne daß vom ordentlichen Gerichte die ſachliche oder rechtliche Richtig⸗ 
keit des Schiedsſpruches nachgeprüft werden konnte; anders, wenn 
der Schiedsrichter ſich bei Abgabe des Schiedsſpruches einer bewußten 
Verletzung feiner richterlichen Pflichten ſchuldig gemacht hat. RG. 
2626 

Zuſtändigkeit im Schiedsverfahren. 
26361 


„ „% % % % % „ ee 


or Ten. we Mann a 8) nn. 


81045 3PD. Vereinbarte 
OLG. Bamberg 


Konkurs ordnung. 

8 60 KD. Ein Streit darüber, ob ein Fall des 8 60 KO. vorliegt, 
iſt, wenn ein Maſſegläubiger Zwangsvollſtreckungsmaßregeln vor⸗ 
nimmt, im Wege der Klage aus 9 767 und nicht im Wege der Erinnerung 
aus 9 766 ZPO. auszutragen. OLG. Königsberg 264415 

8 241 KD. Möglichkeit der Beihilfe des begünſtigten Gläubigers 
an dem Vergehen des Schuldners nach § 241 KO. RG. . . 262913 


Grundbuchordnung. 
8 28 68D, muß auch auf Enthaftungserklärungen, die mit einer 
Eintragungsbewilligung im Zuſammenhang ſtehen, entſprechend 
angewendet werden. BayObLG. . 2631? 


a. er „„ „„ „„ „4 


Gerichtskoſtengeſetz. 


8 119 686. Streitwert in Eheſachen. OLG. Dresden. 26407 
§ 18 Ga. Die Anderung der Streitwertfeſtſetzung in der höheren 
Inſtanz. RG. 26273 


Rechtsanwaltsgebührenordnung. 


§ 13 Nr. 3 RAcebd. Die Parteien des Vergleiches brauchen nicht 
5 den Prozeßparteien identiſch zu ſein. eee 


er 2 „ e ae 


§ 13 3 RAGebd. Im Aufwertungsverfahren ſteht dem Rechts⸗ 
anwalt überhaupt keine Vergleichsgebühr zu. K. 26384 


B. 
Strafrecht. 
1. Materielles Recht. 
Strafgeſetzbuch. 


wegen zu berücksichtigen. Dies gilt auch für die Reviſionsinſtanz. 
eee Kae aha a da 26341 

8 230 Abſ. 2 StGB. Die Obſorgepflicht des Gaſtwirts für die 
Beſchaffuung ſeiner Räume beſteht nicht nur den durch Gaſtbertrag 


aufgenommenen Perſonen gegenüber. Bay bsc... . . 263018 
Reichs preßgeſetz. 
88 11, 19 RPreßc. Bay ob)... ¶ 286352 


2. Verfahrensrecht. 
Straſprozeßordnung. 

88 57, 244 SPD. Soll wegen naher Verwandtſchaft der Aus⸗ 
ſage eines Zeugen von vornherein jeder Wert abgeſprochen werden, 
ſo bedarf es der Darlegung beſonderer Umſtände, aus denen ſich im 
Einzelfalle die völlige Wertloſigkeit des Zeugniſſes ergibt. RG. 26279 

58 226, 260, 268, 340, 344, 378, 384, 385, 391 EBD. Erſcheint 
weder der Privatkläger noch fein Anwalt im Verkündungstermin, ſo 
iſt durch Beſchluß das Verfahren einzuſtellen. OLG. Stuttgart. 264740 

8 232, 243, 186, 254, 61, 69 SPD. Die von $ 243 Abſ. 3 StpO. 
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Juriſtiſche Wochenſchrift 
= R 
vorgeſchriebene Vernehmung des Angeklagten vor Eintritt in die De 
weisaufnahme wird nicht dadurch hinfällig, daß nach $ 232 gegen den 
ausgebliebenen Angeklagten verhandelt wird. Unzuläſſigkeit einer 
fogen. informatoriſchen Zeugenbefragung und Beſchlußfaſſung, 4 
bedürfe einer förmlichen eiblichen Vernehmung nicht, weil der Zeuge 
nichts Sachdienliches belunden könne. OLG. Dresden . 2645 
§ 245 StPO. Soweit eine Verhandlung mit einem Zeugen nee 
lich ift, iſt er nicht unfähig, als Zeuge vernommen zu werden. 1 
Reviſionsinſtanz hat nachzuprüfen, ob die Vorinſtanz bei Annahme 
der Vernehmungsunfähigkeit von zutreffenden rechtlichen Geste 
punkten ausgegangen iſt. R̃o w f d. 2621 

8 247 SPD. Auf die geſetzwidrig erlangte Entfernung eine 
Mitangeklagten kann die Reviſion nicht geſtützt werden. RG. 2627 

88 274, 273 SPD. Das Sitzungsprotokoll iſt nicht dazu beim, 
vollen Beweis für die Erklärungen des Angekl. in der Hauptverhan 
lung zu erbringen. Dieſer Beweis kann daher auch in anderer 2915 
geführt werden. RG. 7 

$ 345 SPD. Aus dem die Reviſionsbegründung enthaltenden 
Protokoll muß ſich ergeben, daß das Protokoll von einem „Gerichte, 
ſchreiber“ aufgenommen iſt. Die Dienftbezeichnung „Kanzleiſekrett, 
genügt nicht. OSG. Naumburg 26⁴⁰ 

C. 
Steuerrecht. 
Reichsabgabenordnung. 

9 162 Abſ. 2 RAbgd.; 589 bisherige Ausf Beſt. zum unſss gez 
„Jorklaufende Eintragungen“ i. S. des 5162 Abſ. 2 RAbgO. und fi 
5 89 der bisherigen AusfBeſt. zum UnfSt®. find nur ſolche, die na ) 
der Zeitfolge ihres Einganges hintereinander in einem Geſchäft. og 
bewirkt ſind. Rp). „ 


Umſatzſteuergeſetz. 


8 2 Nr. 4 umſstG. 1919. Bei der Verpachtung eines Unter, 
nehmens iſt aus dem umſatzſteuerpflichtigen Entgelt für die Verp 15 
tung der eingerichteten Räume der Pachtzins für andere Gegenſtäud⸗ 
insbeſondere für offene Grundſtücksteile und für uneingerichegt. 
Räume, auszuſcheiden, wenn er nicht im Verhältnis zur ganzen PA 17 
ſumme geringwertig erſcheint. RF. 264 
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Einkommſteuergeſetz. 


86 Abſ. 1 Nr. 1—4, Abi. 2, Abſ. 3 EinkstG. 1925. 25 
HGB. § 6 Abi. 3 EinfSt®. 1925 ſchließt nicht aus, daß Soll 
gewinne, die einem Loſehändler auf Grund nicht abgejepter Le — 
zufließen, als im Gewerbebetrieb angefallen zum Einkommen @ en 
Gewerbebetrieb gerechnet werden. Dies gilt auch von Lotteriegewi n 
der Preußiſch⸗Süddeutſchen Klaſſenlotterie, die einem Lolterieen 
nehmer wegen nicht abgeſetzter oder zurückgegebener Klaſſenloſe © 
fallen, jedenfalls dann, wenn ihm als Kaufmann die Lotterie e 
nahme übertragen iſt. RF 9h. vo 

D. 
Sonſtiges öffentliches Recht. 
Wehrgeſetz. 

8 21 Nr. 10, b Wehr. p. 28. März 1921. Die nachträglich 
Prüfung der Frage, ob ein Reichswehrangehöriger mit mindeſte 
18jähriger Dienſtzeit i. S. des 9 4 des Wehrmachtverſorgungsgeſebe⸗ 
v. 4. Aug. 1921 im Zeitpunkt der Entlaſſung dienſtunbrauchbar 5 
weſen iſt und deshalb Anſpruch auf Verſorgung nach Teil II keit 
Wehrmachtverſorgungsgeſetzes hat, fällt nicht unter die Zuſtänd 05 
der Spruchbehörden des Verſorgungsweſens. RV. 20 


Reichsverſicherungdordnung. 5 
re 


§ 258 RBO. Die Verſicherungsbehörden find im Stteitverſaf ie 
nach § 258 RVO. zwiſchen Ortskrankenkaſſe und Innungskrauken en 7 
über die Zugehörigkeit von Betrieben nicht zur Entſcheidung der Be 
frage berufen, ob ein Arbeitgeber Mitglied einer Innung it 652 
einer Zwangsinnung als Pflichtmitglied angehört. RVA. 2 


1 t 
Die Verſicherungsinſtanzen der Angeſtelltenverſicherung find 115 
zuſtändig für die Feſtſtellung von Leiftungen eines als Erſaß 
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